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Band I, 


Verhandlungsberichte und amtliche Schriftstücke 
betreffend 

Danziger Fragen,die während der I, bis XIII. 

Tagung des Rats des Völkerbundes (vom Januar 1920 


bis Mai 1922) erörtert wurden, 


Zusammengestellt und übersetzt beim Senat der 
Freien Stadt Danzig. 


2922 2, 
Neuäurohgesehen 1 9 2 9. 


Anmerkung: Die am Rande der jewsiligen Verhandlungsbe- 
richte vermerkten Zahlen geben die Seite an, 
auf der der entsprechende französische und 
englische Wortlaut in den amtlichen Berichten 
des Völkerbundes zu finden ist. 

Die Zahlen unter der Anlagenummer geben die 
Nummer in der Anlagereihe der amtlichen Ver- 
öffentlichung wieder, 
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I. Tagung in Paris am 16.Januar 1920 


II, Tagung in London vom Il.bis 13 Februar 1920 
A, 2.Sitzung am ll.Fsbruar 1920 
Ernennung des Hohen Kommissars des 
Völkerhundes für die Freie Stadt Danzig. 


Be 4Sitzung am 12,Februar 1920 
- Die Vollmachten des Hohen Kommissars des 
Völkerbundes für die Freie Stadt Danzig. 


Ce 6,Sitzung am 13,Februar 1920 

Ernennung und Obliegenheiten des Hohen 
Kommissars des Völkerbundes in der Freien 
Stadt Danzig und im Danziger Gebiet., 


IV, Tagung in Paris vom 9.bis 11.April 1920 
~ 77,Sitzung am 9,April 1920 


Die Danziger Wahlen. 


VII, Tagung in London vom 9.bis 12,Juli 1920 
4.Sitzung am 10,Juli 1920 
Tagesordnung für die VIII. Tagung. 
VIII. Tagung in Saint-Sebastian vom 30,Juli bis 
5.August 1920 


8.Sitzung am A.August 1920° 
Verfassung der freien Stadt Danzig. 


IX, Tagung in Paris vom 16,bis 20.September 1920 


"6,Sitzung am 19.September 1920 
Verfassung der Freien Stadt Danzig. 


' X, Tagung in Brüssel vom 20,bis 28,0ktober 1920 
7,Sitzung am 25.0ktober 1920 
Verfassung der Freien Stadt Denzig. 


—— - o 


XI. Tagung in Genf vom 1l4.,November bis 18.Dezember 
1920 


"A, 1,Sitzung am 14,November 1920 
"Verfassung der Freien Stadt Danzig. > 


B, .2,Sitz du 17.November 1920 

; Schutz der Freien Stadt Danzig durch den 
Völkerbumä und Garantie der Verfassung 
der Freien Stadt durch den Völkerbund. 


C, 10,Sitzung sm 10.Dezember 1920 
Ernennung eines Hohen Kommissars des Völker- 
dbundes für die Freie Stadt Danzig. 


. D, 11.Sitzung am 12.Dezember 1920 
efsrteidigung Danzigs 
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E, 13.Sitzung am 14.Dezember 1920 
"Waffenherstellung in Danzig. 23 


F. 12.Sitzung am 17,Dezember 1920 


Ernennung des General Haking zum Hohen 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig. 23 


XII, Tagung in Paris vom 21.Februar bis 4.März 
1921 25 
A, 9.Sitzung am 26.Februar 1921 


rnennung des Präsidenten des Ausschusses 
für den Hafen und die Wasserwege von Danzig. 26 


Waffenherstellung in Danzig. 26 
B, 10,Sitzung am 26.Februar 1921 

Waffenherstellung In Danzig. 27 

‚Lie Danziger Verfassung. 27 


„ge, _ll.Sitzung am 28.Februar 1921 
"Die Danziger Verfassung. 29 


D, 12 ,Sitzung am 28,Februar 1921 ; 
“*fittellungen des Vorsitzenden der Botsohaf— 
terkonferenz,betr.den Abschluss von inter- 


nationalen Verträgen durch Polen im Namen 
der Freien Stadt und des Hafenausschussds, 30 


Bericht des Gereralsekretärs über die Tä- 
tigkeit des Hohen Kommissars des Völker- 


bundes in Danzig. 30 
E. 13.Sitzung am tMr 1921 
Dia deutschen Beamten In Danzig. 31 
F, 3E Sitzung am 2,März 1921 
7 SHörfenLIrghung von Soheiftstünken, 
die die Freie Stadt betreffen, 31 
Die Verfassung der Freien Stadt Danzig. 31 


Ge 17.Sitzung am 3,März 1921 


Abkommen, betreffend die Abtretung des 
Danziger Gebietes. 31 


Abkommen vom 12.November 1920 zwischen 
Deutschland und der Freien Stadt be- 


züglich dar deutschen Baamten, öl 

Veröffentlichung von Sohriftstücken, die 

die Freie Stadt Danzig betreffen. 33 

Verteidigung der Freien Sfaät. 33 
XIII, Tagung in Genf vom l7,bis 28, Juni 1921 54 


4. 3.Sitzung am 18.Juni 192] 


A 
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. 3.8itzung am 18.Juni 1921 


Verfahren für die Prüfung der die Freie 
Stadt Danzig betreffenden Fragen. 


Gesetzentwurf,betreffend Erwerb und Verlust 
der Danziger Staatsangehörigkeit. 


Herstellung, Verkauf ‚Einlagerung und 
Weiterleitung von Kriegsgerät im Ge- 
biste der Freien Stadt. 


Waffenherstellung im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig. 


Verteidigung der Freien Stadt. 


4,.Sitzung am 18.Juni 1921 


OE 


Ta a ee Den a 


Verteidigung der Freien Staät Danzig. 


Frist für Berufungen gegen Entscheidun- ' 


gen des Hohen Kommissars, 


Abänderungen an der Verfassung der 
Freien Stadt, 


Stellung der Senatoren der Freien Stadt 


Durchgangsabkommen zwischen Danzig,Polen 
und Deutschland, 


Berufung der polnischen Regierung in 
Saohen Puppel/Deutsche Bauernbank. 


Danzig betreffende Fragenimallgemeinen 
7,Sitzung am 20.Juni 1921 


Veröffentli Tchüng ‘der Verhandlungsberichte 


des Rats (Waffenherstellung für Peru in 
Danzig). 


Bene ‚Sitzung am 2l,Juni 1921 
e etr 


rhandlungen, ffend das Danzig-polni- 


sche Abkommen. 


Frist für Berufungen gegen Entscheidungen 


des Hohen Kommissars in Danzig. 


Frist für die Ausübung des dem Hohen Kom- 
missar in Danzig zugestandenen Einspruchs- 
rechts. 


Berufung der polnischen Regierung gegen 

seine Entscheidung des Hohen Kommissars 

in eng (in Sachen Puppel/üeutsche Bauern- 
bank). 
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E. l0.Sitzung am 22.Juni 1221 
erteldigung der Fraien Stadt. 


Polens freier Zugang zum Meere durch Danzig. 


Waffenherstellung in Danzig. 
Amtsdauer der Danziger Senatoren, 


F. _21.Sitzung am 25.Juni 192] 


"Niederlage der polnischen Münition in 
Danzig. 


Polnisshe militärische Wach- und Begleit- 


wannschaften in Danzig. 
Weffenhaerstellung in Danzig. 
Deutsches Krisgsgerät in Danzig. 
Finanzlage der Freien Stadt Danzig. 
G., _12.Sitzung am 25.Juni 1921 
Herstellung, Verkauf,Lagerung und Wei- 
 terleitung von Kriegsgerät in Danzig. 


HK „Sitzung am 28.Juni 1921 


nwesenheit des Hohen Kommissars in Danzig 


in Genf während der Versammlung. 


XIV, Tagung In Genf vom 30.dugust bis B.Septen- 
i T 


ber 
A, 6,Sitzung am 16 ‚aprenbe r 4192)  ' 
“Gesetzentwurf, betreffend den Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit der 
Freien Stadt Danzig. 
Fall Puppel/Deutsche Bauernbank. 
Verteidigung der Freisan Stadt. 


"port d'attache” für polnische Kriegs- 
sshiffs in Danzig. 


Finanzlage der Freien Stadt. 


Bericht des General Haking über den augen- 
blicklichan Stand der Verhandlungen zwischen 


Polen und ägar Freien Stadt, 


B, 8,Sitzung am 19.September 1921 
"Berisht des vorläufigen Wirtschafts- unä 
Finanzaussshusses über seine Tätigkeit. 


53 


54 
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56 
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59 


C., 12,5itzung am 6,Oktober 1921 
Herstellung von Flugzeugen in Danzig, 


XVI, Tagung in Genf vom 10,bis 14.Januar 1922 


A. 6,Sitzung am 12,Januar 1922 
erwachung und Verwaltung der Weichsel 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig, 


Erwerb und Verlust der Danziger 
Staatsangehörigkeit. 


Vorlüufiges Abkommen, betreffend die Han- 
dels-und konsularisohen Beziehungen zwi- 
schen Polen und Danzig einerseits und 
Norwegen andererseits, 


Amtsdauer der Senatoren, 


Danzig-polnisches Abkommen vom 24,0kto- 
ber 1921. 


"port ä'attache" für polnische Kriegs- 
sohiffe in Danzig, 


B. 9.Sitzung am 1l13.Januar 1922 
Uderwaohung und Verwaltung der Weichsel 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig, 


Wiederernennung des General Haking zum 
Hohen Kommissar des Völkerbundes i,Danzig. 


XVIII. Tagung in Genf vom 1l.bis 17,Mai 1922 


A, 6.Sitzung am 13.Mai 1922 
Verfassung der Freien Stadt Danzig. 


Herstellung von Flugzeugen in Danzig. 


Staatsgüter,an denen das Eigentum dem 
Hafenausschuss übertragen werden soll, 


Überwachung und Verwaltung der Weichsel 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 


Ausweisung polnischer Staatsangehöriger 
aus Danzig. 


Unnittelbare rechtliche Beziehungen zwi- 
schen Danzig und Deutschland. 


Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
Danzigs duroh Polen. 


Rechtliche Stellung der polnischen Staats- 
güter,Beamten und Schiffe in Danzig. 
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Eure 


Erklärung des General Haking, betreffend 
Berufungen gegen Entscheidungen des 
Hohen Kommiasars, 


11.Sitzung am 17.Mai 1922 


Herstellung von Luftfahrtgerät in Dan- 
zig; Bericht des Ständigen Beratehlden 
Ausschusses für Heeres-,Flotteh-und 
Luftfahrtfraken, 


12.Sitzung am 17.Mai 1922 


Herstellung von Luftfahrtgerät in 
Danzig. 


Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
der Freien StadtDanzig durch Polen. 


Unmittelbere rechtliche Beziehungen 
zwischen Danzig und Deutsohland. 


Finanzlage der Freien Stadt Danzig. 
Reohtliohe Stellung der polnischen 


Staatsgüter, Beamten und Schiffe in 
Danzig. 
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Verzeichnis de lagen, 
Nummer Völker- Seite 
der dbunäs- 


Anlage nummer 
Zur en: Ta vom ll.v13.Februar 1920 


—Penkschri Ti es Sterelsakretärs.be- 

treffend Ernennung und Obliegenheiten 

des Hohen Kommissars des Völkerbundes 

in Danzig. 1 2 75 


Entwurf eines Beschlusses, betreffend 

Ernennung und Obliegenheiten des Ho- 

ken Kommissars des Völkerbundses in 

Danzig. 2 3 77 


Bericht des Herrn Hymans,des Vertre- 

ters Belgiens,betreffend Eruennung 

und Oblisgenheiten das Hohen Kommis- 

sars des Völkerbundes in Danzig. 3 12 78 


Zur IV. Tagung vom 9.=ll.April 1920 
enkschrift des eneralsekretärs, be- 
treffend Nahl der mit der Ausarbeitung 
der URAA, ha Verfassung beauftragten 
Danziger Vertreter, 4 öl a 81 


\ Telegramm an Sir Reginald Tower,be- 
treffs der Wahlen, 5 öl b 84 


Bericht des Herrn Quinones de Ion, 
des Vertreters Spaniens, betreffend 
Wahl der Danziger Vertreter. 


Vom Rat angenommen am 9.April 1920 6 Zl e 85 
Zur X. Tagung vom 20.-28.0ktober 1920 

Schreiben di des Vorsitzenden der Bot- 

schafterkonferenz,betreffend Be 

Danzig-polnischen Vertrag, , 7 122 86 


Endgültiger Entwurf des Vertrages 
zwischen Danzig und Polen vom 9, 
November 1920, 8 l22 a 87 


Schreiben,betreffend den Verfassungs- 
entwurf der Freien Stadt Danzig vom 
Gesichtspunkt des Vertrages von Ver- 


sailles. 9 122 d 96 
Zur XI. Ta un vom 14,Nov,-18.De2,.1920 
Bericht isomte Ishii,des s Vertre- 


ters a: betreffend den Schutz der 
Freien Stadt Danzig. 
Vom Rate angenommen am 17.\ovember 1920.10 130 99 


~ VIII = 


Nummer Völker- Seite 
der bunds- 
Anlage nummer 
Beschluss des Rates des Völkerbundes, 
betreffend den Schutz der Freien 
Stadt Danzig. 
Vom Rat angenommen am 17.Nevember 20 l1 130 a 112 


Bericht des Ständigen Beratenden 

Ausschusses für Heeres-,Flotten- 

und Luftfahrtfragen, betreffend die 

zur Sioherstellung der Verteidigung 

Danzigs zu ergreifenden Massnahmen. 12 130 b 115 
Vom Rat angenommen am 17.NovVember 1920. 


Zur XII. Tagung vom 21,Febr.-4.März 1921 
— Bericht des Vicomte Ishii,des Yer- 
treters Japans,betreffend Ernennung 
des Präsidenten des Ausschusses für 
den Hafen und die Nasserwege von Danzig. 
Vom Rat angenommen am 26,Februar 1921. 13 170 120 


Schreiben des Herrn Askenazy,des 

Vertreters Polens,betreffend Her- 

stellung von Waffen in Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 26.Februar 1921. 14“ 171 209 


Sohreiben der Danziger Gewehrfabrik 

an die Österreichisch-ungarische 

Munitionsfabrik in Enzensfeläd,be- 

treffend Munitionslieferung. 

Dem Rate vorgelegt am 26,Februar 1921. 15 171 a 124 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans,betreffenä Waffen- 

herstellung in Danzig. 

Vom Rat angenommen am 26,Februar 1921. 16 171,» 125 


Schreiben des Herrn Askenazy,des 

Vertreters Polens,betreffend Vər- 

öffentliohung der Schriftstücke, 

die Angelegenheiten der Freien 

Stadt Danzig behandeln. 

Dam Rate vorgelegt am 26.Februar 1921. 17 172 128 


Schreiben des Generalsekretärs,be- 
` treffenä Veröffentlichung der 
Schriftstücke,die Angelegenheiten 
der Fraien Stadt Danzig behandeln, 
Vom Rate angenommen am 2.März 1921. 18 172 a 129 


Weiteres Schreiben des Herrn Askenazy, 

betreffend Veröffentlichung der Schrift- 

stücke ,die Angelegenheiten der Freien 

Stadt Danzig behandeln. 

Dem Rate vorgelegt au 3.März 1921. 19, 172p 130 


-ir 


Nummer Vöülker-Seite 
der bunds- 
i Anlage nummer 
Denksohrift des Herrn Askenazy ‚des 
Vertreters Polens,betreffend Abän- 
derungen der Verfassung der Freien 
Stadt Danzig. 
Dem Rate vorgslegt am 26.Februar 1921. 20 174 132 


Sohreiben an die Danziger Regierung, 

betreffend die Verfessung der Frei- 

en Stadt Danzig, a i 

Vom Rate besalpögan am 28.Fobruar 1921. 21 174 a 135 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans,betreffend die Verfas- 

sung der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 2.März 1921. ' 22 174 b 137 


Bericht des Yicomte Ishii,des Vertre- 

ters Japans,betreffend zwei Schreiben 

des‘ Vorsitzenden der Botschafterkonfe- 

renz vom ]17.und 24,Januar 1921,die den 

Abschluss von internationalen Verträ- 

gen durch Polen im Namen der Freien 

Stadt und in Namen des Hafenausschus- 

ses behandeln. 

Vom Rate angenommen am 28.Februar 192]. 23 175 143 


. Bericht des ®eneralsekretärs Über die Tü- 
tigkeit des Hohen Kommissars des Völker- 
bundes in Danzig. 
Vom Rate angenommen am 28.Februar 1921. 24 176 147 


Pariser Abkommen vom 9.Januar 1920,be- 

treffend Abtretung der Gebiete von Me- 

mel und Danzig. 

Dom. Rate vorgelegt am 5.März 1921. 25 182 149 


Abkommen vom 12,November 1920 zwischen 
. dem Deutschen Reich und der Freien 
Stadt Danzig,betreffend die ehemaligen 
‚ deutschen unä preussisohen Beamten. 
Dem Rate vorgelegt am 3.März 1921. 26 182 a 150 


Schreiben des Herrn Attolico vom 19.Ja- 
nuar 1921 nebst Anlage,betreffenä das 
. deutsch-Danziger Beamtenabkommen vom 
12.November 1920, 
Dem Rate vorgelegt am 3.März 1921. 27 182 d 161 


Zur XIII, Tagung vom 17.-28,Juni 1921. 
ericht des Vicomte Ishii,des Vertre- 
ters Japans,betreffenä den Erwerb und 


Verlust der Steetsangehörigkeit der. 
Freien Stadt Danzig. 28 189 163 


Vom Rate angenommenam 18.Juni 1921. 


De 


Nummer Völker- Seite 


der 


Beriohtsentwurf des Herrn Vicomte 
Ishii,&es Vertreters Japans,be- 
treffend Herstellung, Verkauf, Lage- 
rung und Weiterbeförderung von . 
Kriegsgerät im Gebiete der Freien 

Stadt Danzig, 

Dem Rato vorgelegt am 18.Juni 1921, 29 


Bericht des Ständigen Beratenden 
Ausschusses ‚betreffend Herstellung, 
Verkauf, Lagerung und Weiterleitung 

von Kriegsgerät im Gebiste der Frei- 

en Stadt Danzig, 

Vom Rate angenormen am 23,Juni 1921, 30 


Bericht des Vioomte Ishil,des Vertre- 
ters Japans,betreffend die Herstel- 

lung von Waffen in Danzig, 

Dem Rate vorgelegt am 18,Juni 1921. 31 


Bericht des Hohen Kommlssars des 
Völkerbundes vom 22,Mai 1921, betref- 
fənd die Herstellung von Waffen in 

- Danzig, 

Dem Rate vorgelegt am 18,Juni 1921, 32 


Beschluss des Rates des Völkerbundes, 
betreffend die Herstellung von Waf- 

fen in Danzig. | 
Vom Rate angenommen am 23,Juni 192]. 33 


Bericht des Yisomte Ishii,des Vertre- 
ters Japans,betreffend die Frist für 
Berufungen gegen Entscheidungen des 
Hohen Kommissars des Völkerbundes 

in Danzig, 

Vom Rate angenommen am 18,Juni 1921. 34 


Abkommen zwischen Danzig und Polen 

vom 20,Juni 1921,betreffend die 

Frist für Berufungen gegen Entsoheidun- 
gen des Hohen Kommissars dea Völker- 

` xbundes in Danzig, 

Vom Rate eingetragen em 2Al,.Juni 1921, 35 


Bericht des Vicomte Ishii,des Vertre- 
ters Japans,betreffenäd Abänderungen 

der Verfassung der Freien Staät Den- 
zig gemäss dem Ratsbeschluss vom 17, 
November 1920, 

Vom Rate angenommen am 18,Juni 1921, 36 


bunds- 
Anlage niunmer __ 


190 


190 e 


191 
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191 b 
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193 


165 


168 
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172 


174 


175 


177 


178 
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Nummer Völker- Seite 
der bunäds- 

Anlage nummer 

Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 
treters Japans,betreffend die Stel- 
lung der Öenatoren der Freien Staät 

Danzig, 

Vom Rate angenommen am 18.Juni 1921. 37 194 182 


Berioht des Ausschusses, betreffend 

die Amtsdauer der Senatoren der 

Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenormen am 22.Juni 1921. 38 194 a 190 


Bericht des Vicomte Ishil,des Ver- 

treters Japans,betreffend das Durch- 

gangsabkommen zwischen Polen und 

Danzig einerseits und Deutschland 

andererseits, 

Vom Rate angenommen am 18.Juni 1921. 39 195 191 


Bericht des Vicomte Ishil,des Vər- 

treters Japans,betreffenä den Fall 

Puppel/Dseutsohe Bauernbark, 

Vom Rate angenommen am 18.Juni 1921. 40 196 193 


Bericht des Ausschusses, bstreffend 
den Fall Puppel/Deutsche Bauernkank. 
Vom Rate angenommen am 21l.Juni 1921. 41 196 a 196 


Bericht des Herrn General Haking, 

betreffend die Lage in Zanzig,vom 

2l,Juni 1921. ` 

Dem Rate vorgelegt am 2i,Juni 1921. 42 210 197 


Bericht des Ausschusses, betreffend 

die Festsetzung einer Frist für die 

Ausübung des dem Hohen Kommissar 

des Völkerbundes in Danzig zugestan- 

denen Einspruchsrechtes. 

Vom Rate angenommen am 21l,Juni 1921. 43 ei 200 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 
treters Japans,betreffend die Ver- 
teidigung der freien Stadt Danzig. 
Vom Rats angenommen am 22,Juni 1921, 44 212 201 


Bericht âs Vicomte Ishii,des Vər- 

treters Japans,betreffend Polens 

Recht auf einen freien Zugang zum 

Meere durch Danzig, 

Vom Rate angenommen am 22,.Juni 1921. 45 213 203 


Schreiben der französischen Abord- 

nung vom 22.Juni 1921,betreffend 

Polens Recht auf freien Zugang zum 

Meere durch Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 22.Juni 1921. 46 213 a 206 


- XII» 


Nummer Völker-Seite 
der bunds- 


Anlage nummer _—_— — 
Bericht des Ausschusses vom 23.Juni 


1921,betreffend Niederlage für pol- 
niscohes Kriepsgerät in Danzig. 
Dem Rate vorgelegt am 23.Juni 1921. 47 213 db 207 


Bericht des Ausschusses vom 23.Juni 

1921,betreffend polnische militäri- 

sche Jach-und Begleitmannschaften 

für das polnische Kriegsgerüt in 

Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 23.Juni 1921. 48 214 209 


Bericht der Abteilung für Verwal- 

tungsausschüsse des Sekretariats 

vom 22.Juni 1921,betreffend polni- 

sche Wach-und Begleitmannschaften 

zur Überwachung und Weiterleitung 

des polnischen Kriegsgeräts in 

Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 22.Juni 1921, 49 214 a 210 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 
treters Japans,betreffend deutsches 
in Danzig befindliches Kriegsgerüt,. 
Yom Rate angenommen am 23.Juni 1921. 50 215 214 


Bericht des Vioomte Ishii,des Ver- 

treters Japans, betreffend die Fi- 

nanzlage der Freien Stadt Danzig, 

Vom Rate anpenommen am 23.Juni 1921. $1 216 215 


Zur XIV, Tagung vom 30.Aug.-3.5ept,1921 
Bericht des FEINA: Ishli,des Yer- 
' treters Japans,über den Gesetzent- 
wüurf,betreffend Erwerb und Verlust 
der Staatsangehörigkeit der Freien 
Stadt Danzig, 
Vom Räte angenommen am 16.Sept.1921. 52 255 217 


Bericht des Vicomte Ishii,des Verr 

treters Japans,betreffend die 

Streitfrage Puppel/Deutsche Bauern- 

bank, 

Vom Rate angenommen am 16.Sept.1921. 53 856 218 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 
treters Japans ‚betreffend die Ver- 
teidikung der Freien Stadt Danzig. 
Vom Rata angenommen am 16.5Sept.1921. 54 257 219 


Bericht des Vicomte Ishii,des Yer- 

treters Japans,betreffend den "port 

d'attache” für polnische Kriegs- 

schiffe in Danzig. 

Vom Rate angenommen am 16,58pt.1921. 55 258 220 


ATE \ 
è. 


Nummer Völker- Seite 
der bunds- 


Anlage nummer 
Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 


trətərs Japans, betreffend die Fi- 
nanzlage der Freien Stadt Danzig, 
Vom Rate angenommen am 16.,Sept.1921., 56 259 221 


Bericht des vorläufigen Wirt- a 

schafts-und Finanzausschusses, be- 

treffand die Finanzlage der Frei- 

an Stadt Danzig, 

Dem Rate vorgelegt am 19.5ept.1921. 57 261 223 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans,betreffend Herstel- 

lung von Flugzeugen in Danzig. 

Vom Rat angenommen am 6.0ktober 1921. 58 271l 224 
Zur XVI, Tagung vom 10,.-14,Januar 1922, 

Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans,betreffend Überwachung 

und Verwaltung der Weichsel im ’Ge- 

biete der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 12,Januar 1922. 59 296 225 


Polnischer Entwurf vom 13.Januar 1922 

zu einem Abkommen in der Weichsel- 

frage, 

Dem Rate vorgelegt am 13,Januar 1922. 60 296 a 229 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans,betreffend "Erwerb und 

Verlust der Danziger Staatsangehörig- 

keit, 

Vom Rate angenommen am 12.Januar 1922. 61 .297 250 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans, betreffend das vor- 

läufige Abkommen über die Handels- 

und konsularischen Beziehungen zwi- 

schen Poölen und Danzig einerseits 

und Norwegen andererseits, 

Vom’Rate angenommen am l2.Januar 1922. 62 298 232 


Berioht des Vicomte Ishii,des Vər- 

treters Japans, betreffend die Amts- 

dausr der Senatoren, gemäss der Ver- 

fassung der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 12,Januar 1922. 63 299 234 


Berioht des Vicomta Ishii,des Ver- 

treters Japans,betreffenä das Dan- 

zig-polnische Abkommen vom 24.0kto- ' 

ber 1921. 

Vom Rate angenommen am ]2.Januar 1922, 64 300 236 


d Kummer Völker- Seite 
der bunds- 


Anlage nummer 
Bericht des Vigomte Ishii,des Ver- 


treters Japans, betreffend den "Dort 

d'attache” für polnische Kriegs- 

sehiffe in Danzig. 

Vom Rats angenommen am 12,Januar 1922. 65 301 238 


Bericht dəs Vicomte Ishii,des Ver- 

treters Japans betreffend Wieder- 

ernenrung des @enrel Haking zum 

Hohen Kommissar des Völkerbundes 

in Danzig. 

Vom Rats sngenommen am 13,Januar 1922, 66 306 240 


Zur XVIII. „TaENnß _ yom 11,-17.Mai 1922, 
Bricht des Hohen Kommissars des 
Völkerbundes,betreffend äje Verfas- 
sung der Freien Stadt Danzig. 
Vom Rate angenommen am 13.Nai 1922. 67 346 24l 


Bericht des Herrn Adatci,des Ver- 
treters Japans, betreffend Harstel- 
lung von Iuftfahrtgerät in Danzig. 
Vom Rate angenommen am 13.Xai 1922. 68 347 244 


Bericht des Luftfahrtunterausschus- 

ses,betreffend die Herstellung von 

Luftfahrtgerät in Danzig, 

Vom Rate angenommen am 17.Mai 1922. 69 347 a 246 


Bericht des Adatci,des Vertreters 
Japans, betreffend Staatsgüter,an 
denen das Eigentum gemäss Artikel 
25 des Danzig polnischen Vertrages 
vom 9,November 1920 dem Hafenaus- 
schuss Übertragen werden soll, 
Yom Rate 'angenommen am 13.Mai 1922, 70 348 248 


Bericht des Herrn Adatci,des Vər- 

treters Japans, betreffend Überwa- 

chung und Verwaltung der Weichsel 

im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 

Vom Räte angenommen am 13.kai 1922. 71 349 249 


Bericht des Herrn Adatci,des Vertre 
ters Japans,hetreftend Ausweisung 
polnischer Staatsangehöriger aus 
Danzig, 

Vom Rate angenommen am 13.Mai 1922, 72 350 250 


Bericht des Herrn Adatci,des Vertre- 
ters Japans,betreffend Berufung der 
Danziger Regierung gagen dis Entschei- 
dung dəs Hohen Kommissars des Völker- 
bundes vom 18.Dezember 192] über die 
rechtlichen Beziehungen zwischen 
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Nummer Bölkər-Seitə 
der burd- 
Anlage nummer 
zwischen Danzig und Deutschland, 
Vom Rate angenommen am 13.Mai 1922, 73 351 253 


Neuer Bericht des Herrn Adatci,des 
Vertreters Japans,betreffend die 
reshtliohen Beziehungen zwischen 
Danzig und Deutschland, 
Vom Rate angenommen am 17.Mai 1922, 74 351 a 254 


Bericht des Herrn Adatoi,des Ver» 

treters Japans, betreffend Führung 

der ausw.rtigen Angelegenheiten 

Danzigs durch Polen. 

Vom Fate angenommen am 13.Mai 1922. 75 352 256 


Nauer Eericht aes Herrn Adatei,des 

Vertreters Japa’s,betre’fend Fák- 

rung der auswàrtigon Angelegenhei- 

ten Jıanzigs durch Polen, 

Vom kate angeno.men am 17,Wai 1922, 76 352 a 257 


Bericht des Herrn Adatci,des Ver- 
treters Pen oe die 


rechtlichetSstellung der polnischen 

Staatspüter,Bea.ıten und schiffe ir 

Danzig. ß 

Vom Rate angenoımen am 13,.lai 1922 77 2353 259 


Beriout des Sekretariats es Völ- 

kerbundes,hetreifeanäd Vereinbarung 

über die rechtliche Stellung der 

polnischan Güter,Schiffe urd Bean- 

ten in Danzig. 

Vom Rate angenommen ar I7,!1iai 1922, 78 "53 a 260 


Bericht des He rn Aatel, ,äes Vertre- 

ters Japans,betreffend äie Finanz- 

lage der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am l?7.mai 1922, 79 365 262 


I. Tagung in Paris am 1l6.Januar 1920, 


Die Mitglieder des. Völkerbundrates waren wie folgt ver- 


treten; 


Frankreich 
Belgien 
Brasilien 
Griechenland 


Gross-Britannien 


Italien 
Japan 


Spanien 


dunch Harrn Léon Bourgeois (Vorsitzender) 


= 


" Paul Hymans 
" Gastao da Cunha 
" Elertherios K.Verizelos 


den sehr Ehremerten Graf Curzon 
of Keäleston 


Herrn Magpiorino Ferraris 
"W  M.K.Matsul 


n Quinones de Leon. 


Der Freien Stadt lauzig würde erstmalig 
dural den Vertreter Frankreichs,hkerrn Léon Bourgeois, 
in seiner Eröffnungsreide,bei der er aine Arbeitsüber- 
sicht für die Tagung geb,uit folgenden orten Erwüi- 
nung getan: 

" In Europa sind eine Anzahl Gebiste,die, 
sel es durch ihre geographische Lage,sei es durch 
die Verschiedenlieit ihrer Bevölkerung Anlass zu 
zwischenstaatliciisn Auseinandersetzungen werden 
könnten, zum Teil odar vollständig unter die Ver- 
waltung des Völkerbundes gestellt worden,so zum 
Beispiel die Stadt Danzig, für deren Schutz der 
Völkerburd zu sorgen lat, 
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II, Tagung in London vom 11.bis 13.Februer 1920. 


Die Mitglieder des Völkerbundrates waren wie folgt ver- 
treten: 


Gross-Britannien durch Herrn A.J.Balfour (Vorsitzender) 


Belgien “ " Paul Hyuans 
Brasilien " " Gestao da Curba 
Frankreich n " — Léon Bourgeois 
ns n " Demetrus Caclamanos 
italien " " Maggiorino Ferraris 
Japan - " "  W.K.Matsui 

Spanien " n Quinones de Leon 


- — 


Generalsekretär: Sir Eric Druumond. 
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In der 2.Sitzung am ll.Fəbruar 1920 stand 
als Punkt 4:" Die Freie Stadt Danzig, Ernennung des Ho- 
hen Kommissars des Volksrbundsst auf der Tagesordnung, 

Dar Berichterstatter,ferr Paul Kymans, Vertre- 
tar Belgiens,spraech über die Ernennung des Hohen Kommis- 
sars und über Einzelheiten aus dem Gebiete der Verwal- 
tung der Freien Stadt. Er erklüärte,dass seine Ansicht im 
allgensinen wit den in einem besonderen Ratsschriftstück 
(siehe Anlage 1) niedeigelsgten Grundgedanken überein- 
stinne,dass er jedoch ein oder zwei Abänderungen vor- 
schlage,und zwar empfahl er: 

a) dass der Hohe Kommissar genau die Anweisungen zu be- 
folgen habe, die ihm später gegeben werden könntem,und 
dass er dem Rate des Völkerbundes verantwortlich Sei; 

b) dass er dem Rat einen ausführiichen Bericht erstat- 
ten solle über dis Wahl und Bezeichnung der Vertreter, 
die mit der Ausarbeitung der Verfassung der Freien Stadt 
betreut würden. 

Der Vorsitzende,ierr Balfour,der im Grunde den 
Vorschlägen des Herrn Hymans zustimmte,hob hervor,dass 
bei der Ausarbeitung der Danziger Verfassung jede Ver- 
zögerung vermieden werden müsse. 

. Nach einer allgemeinen Aussprache über die Vor- 
schläge des Herrn Hyuans wurde auf Antrag des Herrn Léon 
Bourgaois besohlossen,die weitere Aussprache bis zu ei- 
ner späteran Sitzung zu vertapen, 

Der dem Ratsschriftstück beiliegende Vorschlag 
eines Beschlusses (Anlage 2) wurde einstimaig angenon- 
men. 
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In der 4,Sitzung am 12,Februar 1920 wurde 
sodann ein verbesserter Wortlaut des Entwurfs der Denk- 
Schrift über die Freie Stadt Danzig (Anlage 3),den Herr 
Hymans dem Rate vorgelegt hatte, verlesen und angenommen. 

In dem abgeänderten Entwurf wurde Sir Reginald 
Towar als Hohem Kommissar der alliierten llüchte und des 
Völkerbundes eine doppelte Vollmacht erteilt. Die Denk- 
sohrift hob besonders die Varantwortlichkeit des Hohen 
Kommissars dem Völkerbunde gegenüber hervor und ersuchte 
ihn,dem Rate des Völksrbundes Vorschläge für die Wahl 
der Vertreter der Freien Stadt,die bei der Ausarbeitung 
der Verfassung mitwirken sollten, zu unterbreiten, 


In der 6.Sitzung am 1l3.Februar 1920 erteil- 
te der Vorsitzende des Rats,Herr Balfour,lierrn liyaans 
das Wort zur Verlesung seines Berichts über Ernennung 
und Oblisgenheiten des Hohen Kommissars des Yölkerbun- 
des für dis Freie Stadt Danzig und das Janziger Gebiet. 
im Anschluss an den Bericht (siehe Anlage l bezw,3) ver- 
las Herr Hymans auch einen Beschlussentwürf (Anlage 2). 
der Vorsitzende liess über Bericht und Beschluss abstim- 
men,beide wurden einstimmig angendnumen. 

žy 
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IV. Tagung in Paris am 9. 10. und 11,April 1920, 


Die Witglieder.des Völkerbundrates waren wie folgt vər- 


treten: 


Frankreich 
Belgien 
Brasilien 
Griechenland 
Gross-Britannien 
Italien 

Japan 


Spanien 


$ 


durch Korrn Léon Bourgecis (Vorsitzender) 


Baron de Gaiffier d'liestroy 
Herrn Gastao da Cunha 
2 E.K. Venizelos 
= H.A.L.Fisher 
Graf Bonin Longare 
Herrn M.K.llatsui 


i Quinones de Leon. 


Generalsekretär: Sir Eric Drumnond, 


s In der ersten Sitzung am 9.April 1920 mach- 
te Kerr Qumones de Leon,der Vertreter Spaniens,als Be- 
richterstatter den Vorschlag,die Denkschrift des Gene- 
ralsekretürs (Anlage 4) anzunehnen und an 3ir Reginald 
Tower ein Telegraum abzusckicken (Anlage 5),das ihn 
einerseits ermiücltige,zur Wahl der Danziger Volkstags- 
mitglieder zu schreiten,sus dem aber andrerseits her- 
vorgehe,lass diese Ermücktigurg in keiner leise mass- 
gabend sein solle für die Wahlbestimmungen,die in der 


künftigen Verfassung der freien Stadt Danzig (Anlage 5) 


vorzusehen seien. Der Bericht des lierrn Quinones de 
Leon wurde einstimmig angenoumen. 
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VII. Tagung in London vom 9.tis 12.Juli 1920. 
Die Mitglieder des Völkerbundrates waren wie folgt ver- 
treten: 


> 
Gross-Britennien durch Herrn A.J.Balfour (Vorsitzenâer) 


Belgien n Baron Moncheur 
Brasilien A Herrn da Cunha 
Frankreich " " Léon Bourgeois 
Griechenland " " Caclamanos 
Italien Marquis Imperiali 
Jaßen es Herrn Nagei 

Spanien X X Quinones de Leon. 


Generalsekretür: Sir Eric Drummond. 


In der 4,Sitzung am l0.Juli 1920 murde 
die Tagesordnung für die VII ,Tagung durchgesprochen. 
Bei dieser Gelegenheit machte der Generalsekretär 
darauf aufmerksam,dass der lat gegen Mitte September 
würde zusammenberufen werden müssen,un unter anderem 
auch die Danziger Frage zu prüfen. 


VIII, Tepunrg in Saint-Sebastian vom 30.Juli bis 
5.August 1920. 


Die Mitglieder des Völkerbundrates waren wie folgt ver- 
treten! 


Spanien durch Herrn Quinones de Leon (Vorsitzender) 
Belgien r p Hymans 

Brasilien z s: da Cunha 

Frankreich ` " Léon Bourgeois 

Griechenland y D Scassis 

Gross-Britannien N u A.J.Balfour 

Italien a W Tittoni 

Japan K > detsui. 


Generalsekretär: dir Eric Drummond. 


« In der 8.Sitzung am 4.August 1920 wurde S; 
die Tagesordnung für die nächste Tagung des Rates be- 234 
kanntgegeben und hierbei üusserte der Generalsekretür, 
dass die Prüfung der Verfassung der Freien Stadt ap- 
zig vielleicht bis zum Monat Oktober würde aufgescho- 
ben verden müssen,ds diese Frage eng-wit dem Vertrage 
zusammerhünge,der zwischen Polen und Danzig abge - 
schlossen werden solie,und dass dieser Vertrag vielleicht 
bis dakin noch nicht unterzeichnet sein würde. 
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IX, Tagung in Paris vom 16.bis 20.5əptəmber 1920. 


Die Mitglieder des Völksrbundrates waren wie folgt ver- 


treten: 


Frankreich 
Belgien 
Brasilien 
Griechenland 
Gross-Britannien 
Italien 

Japan 


Spanien 


durch Herrn Léon Bourgeois (Vorsitzender) 


Eymans 

da Cunha 
Caclamanos- 
UA. L. Fisher 
Ferraris 
Matsui 


Qumones de keon, 


Beigeordreter Generalsekretär: 


Berr Monnet. 
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In der 6.Sitzung am 19.September 1920 
wurde die Tagesordnung für die nächste Tagung des 
Rates bekanntgegeben,auf der als dritter Punkt: rie 
Verfassung der Freien Stadt Danzig" stand. Berichter- 
statter sollte der Vertreter Jepans sein. Die Tagung 
sollte in Brüssel abgehalten werden und am 20.0Oktober 
beginnen. 
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X. Tagung in Brüssel vom 20.bis 28.0ktober 1920. 


pia Mitglieder des Völkerbundrates waren wie folgt ver- 
treten: s 


Belgien durch Herrn Paul Eywans (Vorsitzender) 
Brasilien g n Gastao da Cunha 
Frankreich i u Leon Bourgeois 
Griechenland $ un Demetrius Caclamanos 
Gross-Britannien 1 " vA%d ,Balfour 
Italien x p Tittoni d 
Japan " Vicomte Ishii 
Spanien t Herrn Quinones de Leon. 


d 
Generalsekretär: Sir Eric Drummond. 
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In der 7.Sitzung am 25 Oktober 1920 ver- S., 
las Vicomte Ishii,der Vertreter Japans,seinen Bericht 32 
über die Verfassung der Freien Stadt Danzig. Dieser Be- 
richt wurde In der I0.Sitzung am 27.Oktober abgeändert. 
Des weiteren hatte der Vorsitzende der Botschafterkonfe- 
renz dem Rate mit Schreiben vom 20.0Oktober 1920 (Anla- 
ge 7) übersandt: 

1) den endgültigen Wortlaut des Entwurfs zu dem 
leut Artikel 104 des Vartrages von Versailles vorgese- 
henan Vertrage zwischen Polen und der Freien Stadt Dan- 
zig (Anlage 8) und 

2) ein Schreiben,betreffiend den Entwurf der Ver- 
fassung der Freien Stadt Danzig (Anlage 9). 

Nach den bis dahin seingegangeneliachrichten hatte 
sich die polnische Regierung geweigert,den Vertrag zu 
unterzeichnen. Obwohl die Unterzeichnung dieses Vertra- 
ges nicht notwendigerweise mit der Verfassung der Frei- 
en Stadt in engem Zusammenhang stand,entschied der Rat 
doch,die Prüfung der Verfassung zurückzustellen und be- 
auftragte den Berichterstatter,einen eingehenden Bericht 
auszuarbeiten,der bei einer spüteren Erörterung als Grund- 
lage dienen könnte. 


- 15. 
XI. Tagung vom 14.November bis 18.Dezember 1920 
in “enf, 


Die Mitglieder des Völkerbundrates waren nie folgt ver- 
treten; 


Belgien durch Herrn Hymans (Vorsitzender) 
Brasilien u 4 da Cunha 
Frankreioh n \ Leon Bourgeois 
Griechenland "i " ë Caclamanos,später durch 
u Panas und durch Herrr 
Politis 
Gross-Britannien E 2 Aba Pisher später aurek 
4 Balfour 
Italien y > Tittoni,später durch 
" Schanzer 
Japan j Vioomte Ishii 
Spanien " Herrn Quninones de Leon. 


— 


Generalsekretär: Sir Eric Jrumnond. 


ee 


In der 1,Sitzung am 14.Novenber 1920 kam 5. 
die Frage der Verfassurg der Freien Stadt Danzig erneut 2 
zur Verhandlung. Herr Padereuski,der Vertreter Polens, A 
und Herr Sahm, Bürgermeister von Danzig und Vertreter 
der Freien Stadt Danzig, ,wurđen von dem Vorsitzenden auf- 
gefordert,der Sitzung beizuwohnen,um deu Rate alle er- 
forderlichen Auskünfte zu erteilen und die Ansichten zu 
äussern,die sie bezüglich der dem iate unterbreiteten 
Fragen hätten. 

Vicomte Ishii verlas seinen Berickt über 
den Verfassungsentrnurf,den die Verfassunggebende Ver- 
samnlung der Freien Stadt ausgearbeitet hatte,und den 
Entwurf eines Beschlusses. 

lierr Paderewski hob hervor,dass die Bot- 
schafterkonferenz,als sie Polen Sorderrechte im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig verlieh,nicht nur das besondere 
Verhältnis Polens zu Danzig und die Notwendigkeit,Polen 
einen Zugang zum Meere zu sichern,im Auge gehabt habe. 
Polen sei ein wichtiger Faktor in der Weltpolitik und 
seire Wohlfahrt für die ganze Völkergemeinschaft von 
Bedeutung. 

Kerr Paderewski kritisierte einige Punkte 
des Verfassungsentnurfs,die ihn mit den Bestimmungen 
des Vertrages’ wVersailles nicht in Einklang zu sein schie- 
aa Ausserte sich in dieser Hinsicht- in folgender 
leise: 

Alle politischen Freilieiten Danzigs gehen 
von dem Völkerbunde + und dem Schutze,den er der Freien 
Stadt gewährt,aus. In dem Verfassungsentwurf ist aber 
zweifellos unabsichtlich nirgend der Völkerbund erwähnt. 
Andrerseits verlangte Viconte Ishii in seinem Bericht 
mit Recht,dass das Wort "Hanse" nickt in der offiziellen 
Benennung der Freien Stadt vorkorie, 

Die juristische Begrifßbestimmung der po- 
litischen Stellung Danzigs muss erkennen lassen,dass 
die Freie Stadt Danzig nicht Souveränitüt besitzt, wie es 
scheinbar der Artikel 3 des Verfassungsentwurfs haben 
will,sondern nur Autonomie, 

Das geht ausdrücklich aus dem Wortlaut Da 
des Schreibens hervor,dass die alliierten und assọzi- 3 
ierten Kauptmächte am 16.Juni 1919 an den Vorsitzenden 
der deutschen Delegation bei der Friedenskonferenz £e- 
richtet haben,und das in dem Bericht des Vicomte Ishii 
angezogen ist: "Danzig soll als Freie Stadt errichtet 
werden. Seine Einwohner sollen autonom sein..." Dieser 
Standpunkt ist durch die Bestimmungen des Artikels 104 
des Vertrages von Versailles bestätigt worden, 

Infolgedessen hegt die polnische Regierung 
die Hoffnung,dass das Wort "Souveräünitüt" in dem ort- 
laut der Danziger Verfassung gestrichen werden wird,dass 
in Artikel l anstelle der Worte "Freistaat" (d'Etat 
libre) die Torte "autonomer Staat" gesetzt werden,und 
dass Artikel 3 so abgeändert wird,dass er mit dem Ver- 
trag von Versailles übereinstimnt. 

Der Artikel 4 des Verfassungsentwurfs,der 
bestimmt,dass die Amtssprache in Darzig deutsch ist, 
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ist, trägt nicht den Umstande Hechnung, dass der Charakter 
der Freien Stadt eine Anderung erfahren kann,wenn in Zu- 
kunft eine grosse Anzahl Polen sich im Gebiete von Dan- 

zig niexrderlassen sollte, 

Der Artikel 5,der den Polen gewisse Vorrechte 
auf dem Gebiete des Schulwesens,der Verwaltung und der 
Gerichtsbarkeit einräunt, scheint nur die aus dem Gebie- 
te gebürtige Bevölkerung ins Auge zu fassen, wührenrd der 
Vertrag von Versailles ausdrücklich bestimnt,dass in der 
Freien Stadt Danzig zu; Neshteile der polnischen Staats- 
angahörigen kein Unterschisd gemacht werden soll. Dis 
polnische Regierung verlangt,dass die Artikel 4 und 5 
mit diesen Bestimmungen ües Vertrages von Versailles ge- 
nau in Übereinstimmung gebracht werden, 

Als man daher eine nochumalige Durchsicht ei- 
niger Artikel des Verfassungsentwurfs vorschlug und vər- 
kangte,dass die Grundsätze,die die wechselseitigen Be- 
ziehungen zwischen Danzig und Polen beherrschen soller, 
klar und in billiger Weise festgelegt werden,beabsichtig- 
ta man nur,Verhältnisse herzustellen,die den Bewohnern 
Danzigs und den Polen seine Zusamaenarbeit im Interesse 
des Friedens und ibrer gemeinsamen Wohlfahrt ermöglichen. 

Was den unter der Leitung der Botschafterkon- 
ferenz verfassten Entwurf des Abkommens anbelangt,so hat 
ör nioht die Gefahren berücksiohtigt,äenen die Durchfüh- 
rung der Bsstirmmungen,die sr in Ansehung der Interessen 
Polens aufstellte ‚ausgesetzt sein könnte, 

Die geographische und politische lage Danzigs, 
die besonderen Neigungen eines Teiles der Bevölkerung 
der Freien Stadt,der Geist,der in den angrenzenden Län- 
dern Osteuropas herrscht,und endlich die Ereignisse,die 
sich im vergangenen Sommer in Danzig zu der Zeit zuge- 
tragen kaben,als Polen um seine Unabhängigkeit kämpfte 
nnä sogar seine Existenz auf dem Spiele stand,machen Po- 
len mit Recht um seine Sicherheit besorgt. 

Zur Zeit des Streiks,der die Löschung der für 
Polen bestimmten Munition verhindert hat,als Danzig sei- 
ns Neutralität erklüärte,hat der Hohe Komanissar,den die 
Vertreter Polens um Beistand gebeten haben, geantwortet, 
dass er in Ermangelung einer Wilitürmacht nichts unter- 
nehmen könnte, Die alliierten Hauptmächte haben vermit- 
telnd eintreten müssen. 

Der Frieden,den Polen soeben geschlossen hat, 
bedeutet nur einen Aufschub, Wahrscheinlich wird Polen 
in kommenden Frühjahr sinen nsuen Angriff auszuhalten 
haben. Die Versorgung Polens auf dem Wege über Danzig 
muss sichergestellt und Danzig selbst gegen innere Kuhe- 
störungen geschützt werden. 

Herr Paderewski erinnerte an eine mündliche 
Erklärung,die der britische Ministerpräsident ihm im 
vergangenen Jahre em-Sohlusse einer Tagung des Hohen Ra-- 
tes gegeben habe,wonach Polen ermächtigt seir sollte, 
nach Danzig starke Truppenmassen zuführen, falls Polen 
es für erforderlich halten sollte, 

Die polnische Regierung bat,bevor die polni» 
sche. Delegation zur Unterzeichnung des Übereinkommens 
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Übereinkommens ermächtigt wurde,dem einmütigen Tunsche 

des Landtages und dem des ganzen landes entsprechend,den 
Rat des Völkerbundes,diese Gefahr dadurch abzuwenden, dass 
Polen ein ständiger Auftrag zur Verteidigung der Freien 
Stadt erteilt wird. Ein solcher öchritt würde im allge- 
meinen Interesse des Friedens liegen,weil dadurch Polen 
vioht nur in der lage wäre, Danzig gegen jeden Angriff 

von aussen zu verteidigen,sondern auch jedem Anlass zu 
Streitigkeiten vorbeugen könnte,die unter den augenblick- 
iichen Verhältnissen dıe Bsziehungen zwischen Polen und >. 
der Freien Stadt stören könnten, 4 

Ohne diese Sicherheit würden die Polen durch 
den Vertrag von Versailles zugesicherten und durch den 
Entwurf des Übersinrkonmens bestätigten Rechte und Vor- 
teils bedeutungslos werden. 

Herr Bürgermeister Sahm beuerkte hierauf, 
dass Danzig im vergangenen Sommer nicht "seine Neutrali- 
tät erklärt",dass es sich vielmehr an den Hohen Komis- 
sar des Völkerbundes gewandt habe,um den Krieg vom Gabie- 
te der Freien Stadt fernzuhalten, 

Hinsichtlich der Besoldung des Kohlen Kommis- 
sars,der auf Sir Reginald Tower folgen sollte,erklärte 
er,dass die Sumne von 100 000 Goldfranken,die der Bericht- 
srstatter vorgeschlagen hätte,die Finanzwirtschaft der 
Freien Stadt Danzig sehr belasten würde, 

Was die Nichterwähnung des Völkerbundes in 
den Verfassungsentwurf anbetreffe,so sei diese Auslas- 
sung nicht absichtlich geschehen. 

Bezüglich der Rechte der Freien Stadt äus- 
sarte er sich dahin,dass diese Rechte durch den Vertrag 
von Versailles bestimmt worden seien oder durch das Uber- 
einkormen mit Polen und die Verfassung der Freien Stadt 
Destimnt werden würden, 

Naclı dem Wortlaut des Vertrages von Versail- 
les und des Entwurfs des Übereinkommens sei die Freie 
Stadt übrigens durchaus ein freier und souveräner Staat. 

das die Verfassung anbetreffe,so kabe sie 
nur auf die inneren Angelegenheiten Danzigs Bezug und 
nach dem wortlaut desselben Schreibens,das von dem pol- 
nisohen Vertreter angeführt worden sei,wonach Danzig 
autonom sein solle,scheine Herr Paderenski nicht dazu 
ermächtigt, für dən Entwurf der Verfassung irgendwelche 
Vorschlüge zu machen, 

Die Anwendung des Wortes "Hanse" bei der of- 
fizsllen Benennung der Freien Stadt rechtfertigte er da- 
mit,dass die Benennung "Hanse" der Freien Stadt auch im 
Wiener Kongress im Jahre 1815 beigegeben worden sei,um 
die internationale Beüeutung der Stadt Danzig zu kenn- 
zeichnen. 

Die Trennung der Artikel 4 und 5 des Verfas-. 
sungsentwurfs sei berechtigt. Diese Artikel behandelten 
verschiedene und getrennte Dinge: der Artikel 4 handle 
nur von der Amtssprache; der Artikel 5 von der freien 
nationalen Entwicklung des polnischen Elements. 

Die Fassung des Artikels 41 sei nicht klar 
genug. Man habe nicht nur sagen wollen,dass der Danziger 
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Danziger Senat die Freie Stadt naclı aussenhin vertrete, N 
Sondern dass der Senat allein das Recht habe, in Namen 

der Freien Stadt Vertrüge zu unterzeichnen, Das bestäti- 

ge der Absatz f des Artikel; 44, 

Der Forderung,Polen den Auftrag zu ütertra- 
gen, stelle er die Frage gegenüber, von welcher Seite Dan- 
ZUES Sicherheit Gefahren rohen könnten. Die Freie Staät 
halte den Sahutz,der end von dem Völkerbunde gewährt 
wsrde,für das Pallad: um ihrer Freileit . 

Vor K ses Vertrages von Versailles 
hätte Polen ausdrücklich gefordert,dass Danzig dem pol- 
nischen Staate seinverleibt würde „und dieser Wunsch sei 
seitdem in polnischen Kreisen wiederholt ausgesprochen 
worden, Daher scheine Polen nicht geeignet zu sein,die 
Sicherheit Danzıgs im Sinne des Artikels 10 des Vertre- 
gas von Versailles zu verbürgen, 

Ausserdem würde die Zuteilung militürischer 
Rechte an Polen in Widersprush zu dem wortlaute des von 
dem polnischen Vertreter angeführten Schreibens stehen, 
wonach Polen in Danzig nur wirtschaftliche Rechte ein- 
geräunt würden. 

Letzten Endes müsse laut Artikel 103 des Ver- 
trages von Versailles der Kohe Kommissar des Völkerbun- 
des in Streitfällen zwischen der Freien Stadt und Polen 
entscheider, Seine Stellung würde sehr sciwierig werden 
können, venn Polen dər erbetene Auftrag übertragen wer- 
den würde. 

Wenn der Rat einen Auftrag dieser Art in Aus- 
sicht nehme,so habe die Freie Stadt die Pitte,dass die- 
ser Auftrag der Wacht übertragen werden nöchte, deren 
Staatsangehöriger der Hohe Komnissar sei. Sollte jedoch 
dem polnischen Verlangen nachgegeben nerden,so würde die 
Freie Stadt den Rat bitten,zu entscheiden, dass Polen auf 
keinen Fall in danzig eine "Militärmacht ‚ganz gleich wel- i 
cher Art, unterbalten dürfe, 

ser Rat entschied,daess der Vertreter Polens 3 
und der Vertreter der Freien Stadt ilm sohriftlich iure 5 
Bemerkungen und Vorsahläge vorlegen solltan,dise danr 
später von dem Kate geprüft werden würden, } 

Kerr Fisher erklärte,dass er den letzten fei- K 
le des Berichts des Vicomte Ishii, der von einem Auftrag 
hendelte,der unter Uxstünden Polen hinsichtlich der Ver- 
teidipung Danzigs zu Übertragen wäre, zustimue, 

herr Léon Bourgeois betonte ‚dass eine gewisse 
Anzahl juristissler Punkte,die nit dem Entwurf đer Dan~ 
ziger Verfassung in Zusammenhang ständen,zeprüft und 
klargestellt werden müssten, Aus diesen Entwurf und den 
Erklärungen der vartreter Polens unä der Freien Stadt 
ginge liervor,dass bei diesen Punkten noch Ungewissheit 
herrsche oder Widersprüche beständen. Auf Grund dieser 
erklärwuger juristischer Art könnte denn der Rat in den 
Grenzen seiner lischte und Pflichten eine Entscheidung 
politischer Art fällen. « 

Der Rat baschloss,seine juristischen Ratgeber 
zu ersuchen, im Einvernehnen mit dem Vioonte Ishii die 
Schriftsütze ‚die die Vertreisr Polens und der Freien Stait 
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Stadt ihm unterbreiten würden, zwecks Abfassung eines 
endgültigen Berichts zu prüfen, 


In der 2.:itzung,die am 17.iovernber Se 

1020 stattfand, wurde der schutz der Freien Stadt Dan- 7 
zig durch den Völkerbuna und die Gerantie der Verfas- B 
sung der £reien Stadt durch den Yölkerbund erörtert. 
Der Vorsitzerde verlas den Zericht des Ausschusses dar 
Kechtssachverständiger,den der Rat mit der Prüfung der 
von deu polnischen Vertreter und dem Vertreter der 
Freien Stadt vorgelegten Jenkschriften beauftragt hatte. 

Vicomte Ishii trug einen Bericht (Anlage 10) 
und den üntwurf eines Beschlusses vor. 

Der Hat nana diesen Entwurf des Beschlusses 
mit einer Anzahl Abänderungen und Zusätzen an, Der 
Entwurf betraf: 1. den Schutz der Freien Stadt Danzig 
durch den Völkerbund uni die Garantie der Verfassung 
der freien Stadt durch den Völkerbund; 2. Abänderungen, 
die an dem Entwurf der Verfassung der !'reien Stadt vor- 
zunelimen sind; 3. den Eintwurf eines Übereinko.mens 
zwischen Polen und der Freien Stadt Danzig; 4. den Ab- 
lauf der Amtstütigkeit des vorübergehenden Konen Korn- 
missars in Danzig; 5. die Ernennung des ständigen ko- 
hen Kommissars des Völkerbundes in Danzig und liegelung 
finanzieller Fragen,betreffend das liole Kommissariat 
des Völkerbundes in Janzig.(Arlage 11). 

Der kat erwog,durch welche littel der VÖöl- 
kerbund den Schutz der Freien Stadt im Falle eines 
internationalen bewaffneten Zusamnenstosses sicherstel- 
len könnte,und unter welchen Bedingungen die Aufgabe 
der Verteidigung Danzigs unter Umständen Polen übertra- 
gen werden künrte, 

Herr Gout beertragte,dass der “at,naciiden er 
sich auf den Standpunkt gestellt habe,Polen wegen Ver- 
teidigung Danzigs arnzugeher,da es der meist interessier- 
te Nachbarstaat sei,die Prüfung der Bedirgungen,unter 
denen diese Verteidigung unter Aufsicht des Völkertun- 
des sichergestellt werden könnte,ar den üständizen Rü- 
stungsausschuss verweise, Wenn man verhindern wolle, 
dass Danzig im Falle eines internationalen bewaffnetsn 
Zusammenstosses sofort überfallen werde,müsste die Ver- | 
teidigung der Stadt und des liafens vorbereitet werden. 

Herr Fisher hob hervor,dass,falls Polen mit 
dem Auftrage,üie Verteidigung der Freien Stadt sicher- ` 
zustellen,betraut werden würde, sorgfüitig geprüft wer- 
der müsste,unter welchen Bedingungen und unter welchem 
Vorbehalt dieser Auftrag auszuführen sein würde, 

Es könnte sich in diesem Falle nicht um einen 
ausschliesslichen Auftrag handeln - es müsse dem VÜl- 
kerbunde freigestellt bleiben,irgend eines seiner 
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seiner Mitglieder aufzufordern,bei der Verteidigung Dan- 
zigs mitzuhelfen- auch nicht um einen ständigen Auftrag, 
noch un die nilitürische Bəsetzung Danzigs in Friedens- 
zeiten. 

Die britische Regierung wolle ihrerseits wohl 
die Unabhängigkeit und Sicherheit Danzigs gewährleisten, 
sei aber zugleich besorgt,der englischen Öffentlichen 
Meinung und insbesondere der Ueinung der Arbeiterklassen 
Rechnung zu tragen,die durch das Verhalten Polens bei 
dam Einfall in Sowjetrussland sehr beunrunigt seien, trotz- 
dem Polen mehrfach und neuerdings wieder durch die baset- 
zung von Wilna durch General Zeligowski gewarnt worden sei. 

Herr Gout gab seirs Zustimmung unter dem von Ss 
Herrn Fisher gemachten Vorbehalte während er jedoch da- 8 
ran fasthielt,dass unter den augenblicklichen Verhältnis- 
sen Polen bestimmte Sicherheiten bezüglich der Verteidi- 
gung Danzigs gegeben werden müssten, Er üusserte,dass die 
französische Öffantliche Meinung unbedingt erwarte,dass 
Polen diese Sicherheiten erhielte. 

Herr Gout empfahl dringend,dass der kat die 
von der Botsclafterkonferenz in dem an den Völkerbund 
am 20,0ktober 1920 gerichteten Schreiben vorgeschlagene 
Fassung annelme, 

Herr Tittoni,der Vertreter Italiens,bemerkte, 
dass man angesichts der Ansicht des britischen und fran- 
»äsischen Vertreters bəyi der Frage der Verteidigung Dan- 
zigs sich auf einen allgemeinen Standpunkt stellen und 
daran denken müsse,welchen Eindruck die Entscheidungen 
deg Rats in der Öffentlishen Meinung der Welt machen 
würden. Diese Meinung erwarte in dem vorliegenden Falle, 
dess die Vertrüge dem Buchstaben und dem Sinne nach be- 
folgt würden, 

Die Aufgabe der Verteidigung Danzigs könne Po- 
len übertragen werden,aber nur in dem Falle,wenn Danzig 
bedroht werde, 

Der Rat entschied,dass die polnische Regierung 
ganz besonders geeignet erscheins,um unter Uauständen von 
dem Völkerbund mit der Aufgabe betraut zu werden,die Ver- 
tsidigung der Freien Stadt zu übernehmen,und dass der 
ständige Rüstungsausschuss beauftragt werden soll,zu prü- 
fan,welche Massnahmen die wirkseuste Sicherstellung die- 
ser Verteidigung in den im Bericht des japanisolıen Ver- 
treters erwähnten Fällen gewähren würden. 

Ferner entschied der Rat,dass der Gereralsekre- 
tär dem polnischen Vertreter und dem Vertreter der Frei- 
sn Stadt Danzig die Entscheidung des Rats mitteilen sol- 
le,und ermächtigte den Generalsekretür ‚diesen Vertretern 
dis entsprechenden Erklärungen zu dem Beschluss des Rats 
zu geben. 
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In der 10.Sitzung am 1l0.Vezenber 1920 wur- 
de unter anderem wiederun über eine Danziger Frage ver- 
handelt,und zwar über die Ernennung eines liohen Kommis- 
sars des Völkerbundes. 

Der Vorsitzende teilte dem Rats zu diesem 
Punkte wit,dass Oberst Strutt,der seit der Abreise des 
Sir Reginald Tower das Aut des lioken Kommissars des Völ- 
kerbundes ausgeübt habe, endgültig am 15.Dezeuber Danzig 
verlassen würde, 

Der Vorsitzende schlug vor,kerrn Attolico, 
den Direktor der Abteilung für Verkehr und Durchfuhr 
beim Sekretariat des Völkerbundes, vorläufig zwäa Hohen 
Kommissar zu ernennen,bis der Kat in der Lage sein wür- 
de,einen ordentlichen Hoher Konnissar zu ernennen. Die- 
ser Vorschlag wurde angenoinien. 


In der 11,5itzung am l2.dezember 1920 stand 
unter andaren Punkten die Verleidigung Danzigs auf der 
Tagesordnung. 

Der Kapitän zur Sae Fenido verlas den Be- 
richt des Ständigen Beratenden Ausschusses für Heeres-, 
Flotten-und Luftfalirtfragen über die Verteidigung Pan- 
zigs. (Anlage 12) 

Eerr Balfour nalım zunächst zu dem Bericlite 
Stellung und äusserte sich dahin,dass die ündergebnisse 
aes Berichts weder dem Vertrag von Versailles noch sïümt- 
lichen seit der Unterzeichnung des Vertrages von den zu- 
ständigen stellen getrofi'enen Anordnungen entsprächen. 
Durch den Vertrag von Versailles sei Danzig zur Freien 
Stadt gemacht worden,und die für die Sicherheit Danzigs 
verantwortliche Stella sei der Völkerbunä.Wenn der Be- 
richt des Ausschusses argeno:mien werden würde,würde pan- 
zig sich in militärischer liinsicht unter die Überwachung 
einer benachbarten kacht gestellt seien,statt dass seine 
Sicherheit in dieser Beziehung vom Völkerbunä abliinge. 

Ausserdem stünde der Bericht mit den von der 
Botschafterkonferenz am 7.liai 1920 gefassten Beschlüssen 
und mit dem von den Rate bereits angenommenen Berichte 
des Vioomte Ishii im Widerspruch, Die Stärke der kleiren 
dem Schutze des Völkerbundes unterstellten Staaten,wie 
Jenzig einer sei, hinge von der moralischen Macht des 
Völkerbundes selbst ab und nicht von ihrer inneren 
Macht oder von ihrer militürischen Verbindung mit einer 
benachbarten Macht, Er gab endlich seiner Lberzeugung 
Ausdruck,dass die ganze Zukunft Danzigs und der wirt- 
schaftlichen Interessen,die Danzig mit Polen teile,voll- 
ständig von den Beziehungen,die sich zwischen Polen und 
der Freien Stadt nerausbilden würden,ablinge. Es sei da- 
ber wesentlich,alles zu vermeiden,was diese Bezienungen 
gsfänrden könnte. 

Hierauf machte Herr Léon Bourgeois den Rat 
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Rat darauf aufuerksam,dass der Bericht des Ausscoluusses 
ein seinstimmiges Ergebnis sei,und dass der Völkerbund 
sich im vorliegenden Falle in einer sehr schwierigen 
Lage befinde. Er habe keine militärischen Machtmittel 
zur Verfügung, úm die Freie Stadt Danzig zu verteidigen. 

Er hoffe,dass der Rat nicht eine voreili- 
ge Entscheidung in bezug auf den Bericht des Ausschus- 
ses fällen werde, 

Er wies den Rat auch auf die Erwiderung ' 
der Friedenskonferenz auf die deutschen Ausserungen zu 
den Friedensbedingungen hin,in welcher Erwiderung die 
zukünftige Stellurg Danzigs unmrissen sei. 

Der Rat beschloss,dass der Bericlit des 
Ständigen Beratenden Ausschusses sowie der Bericht des 
Vicomte Ishii.dem Hohen Kommissar,den der rat in Danzig 
ernennen werde ,‚mitdErsuchen übermittelt werden solle, 
äie Frage an Ort und Stelle zu prüfen und dem Kate einen 
Bericht zu übersenden,der alles zur Beurteilung erfor- 
derliche Material enthält,wa denn eine erdgültige Ent- 
scheidung füllen zu können. 
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Während der 13.Sitzung an 14. Dezember Be 
1920 verlas der Generalsekretär ein Schreiben des: 35 
Präsidenten des Senats der Freien Stadt vom 14,Dezem- E 
ber 1920,in welchem der Präüsidert den Völkerbund bat, ` 
in der Gewehrfabrik,die früher dem Deutschen Reiche ge- 
hört hat,,und jetzt den alliierten Hauptmächten gehört, 
und mit deren vorübergehender Verwaltung die Botschaf- 
terkonferenz die Freie Stadt beauftragt hat,die Her- 
stellung von 50 000 Gewshren für die Regierung von Peru 
-zu sestatten,um der Arbeitslosigkeit eines Jdeiles der 
Danziger Bevölkerung abzuhelfen. 

Der Rat beschloss,die Ansioht der Bot- 
schafterkonferenz einzuholen und die Genehmigung zu ər- 
teilen, falls dieses nicht der Ansicht der Botschafter- 
konferenz widerspreche. i 


In der 14,Sitzung am 17.Dezenber 1920 Sii 
ernannte der Rat auf Vorschlag des Eerrn Balfour 37 
Herrn AAE zum Hohen Kommissar des Völker- F 
bundes In Danzig für die Dauer eines Jahres vom Tage 
seiner Abreise nach Danzig ab. 

Ferner schlug Herr Viviani vor,lierrn Ge- 
neral Haking aufzufordern,sich mit dem “Ausschuss für 


für Heeres-,FTlotten-und Läftfahrtfragen in Verbindung 
zu setzen,bevor er über die Frage der Verteidigung Den- 
zigs Bericht erstatte. 

Dieser Vorschlag wurde angenommen.Es wurde 
entschieden,Herrn General Haking zusazmen mit dem von 
dem Rate angenommenen Beriolit des lierrn Vicomte Ishii 
den Bericht des Ausschusses für Leeres-,Flotten-und 
Luftfahrtfragen zu übersenden und General Haking zu bit- 
ten,zu gegebener Zeit einen zusasmenfassenden Bericht 
über die Frage auszuarbeiten, 
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XII, Tagung in Paris vom 2l.Februaur bis A.\ärz 1921. 


Die Mitglieder des Völkerbundrates waren wie folgt vər- 
treten: 


Brasilien durch Herrn da Cunha (Vorsitzender 
Belgien u n Hymans 
Gross-Britannien n M Balfour 

China " " Wellington Koo 
Frankreich a tt Bourgeois 

italien n Warquis Imperiali 

Japan ' »"  Vioomte Ishii 

Spanien n Herrn wuinones de Leon 


Generalsekretär: Sir Erio Drumnmord. 
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In der 9,5öitzung am 26.Februar 1921 wur- 5. 
ds die Ernennung des Präsi denten des Ausschusses für 20 
den Hafen und die Wasserwepe von Danzig bebandelt. A 
u diesem Punkte der Tagesoränung bat der Vor- 
sitzende Herrn Askenazy in den Ratssitzmungssaal. Aus 
Danzig war kein Vertreter anwesend,obwohl an die Behör- 
den der Freien Stadt eine Aufforderung ergangen war,je- 
de etwa gewünschte Auskunft zu erteilen. 
Viconte Ishii verlas seinen Bericht.(Anlage 13) 
Der Rat beschloss,den Wortlaut des von Vicomte 
Ishii vorgetragenen Berichts und des Beschlussentwurfs 
anzunehmen und Herrn Oberst de Reynier (Schweiz) für die 
Dauer von drei Jahren zum Prüsidenten des Ausschusses 
für den Kafen und die Wasserwege von Danzig zu ernennen. 
Herr Askenazy erklärte,dass die polnische Re- 
gierung nichts dagegen einzuwenden habe. 


Hierauf wurde die Waffterherstellung in Danzig 
erörtert. 

Wiederum verlas Vicomte Ishii zunüchst seinen 
Bericht im Entwurf,zu dem lierr Askenazy mehrere Bemer- 
kungen zu machen katte. Der Vorsitzende hörte ihn an 
und bat ihn,eine Niederschrift seiner Erklärungen dem 
Rate vorzulegen. (Anlage 14) 

Hierauf nahm Herr Hymans das Wort und lenkte 
die Aufmerksamkeit des Rates auf die Notwendigkeit ei- 
nər sorfortigen Kegelung der Frage,obwohl kein Danziger 
Vertreter der Einladung gefolgt sei. ? 

Marquis Imperiali erinnerte daran,dass der 
Eohe Kommissar des Völkerbundes in Janzig vorgesohlagen 
habe, die Eerstellung von Weffen drei Jahre lang zu gə- 
statten. 

Herr Leon Bourgeois trat jedcch der Meinung 
des Herrn Hymans bei,inden er erklärte,dass seiner An- 
sicht nach der Rat weder die Annahme reuer Waffenauf- 
träge seitens der Fabrik gestatten dürfe,noch - wie sie 
es beabsichtige - die Vermehrung ihres Personals. 

darauf legte Herr Askenazy auf den latstisch 
ein Schriftstück nieder,aus den hervorging,dass die Fa- 
brik das zur lierstellung von 100 000 Paronen in Jahre 
erforderliche Gerät bestellt habe. (Anlage 15) 

Er fügte hinzu,dass der polnischen “sgierung 
weder der Bericht des liohen Komnissars über diese Frage 
noch der Bericht des Präsidenten des Danziger Senats 
völlig bekannt sei und bat um Bekanntgabe aller Danzig 
betreffenden Schriftstücke (Anlage 17). 

Der Rat beschloss,in der nächsten Sitzung die 
Prüfung der Frage fortzusetzen, 


f)er Rat könne die liarstellung von Waffen ir banzig 
nicht dulden. 


In der 10.Sitzurg am 26.Fetruar 1921 wur- 
de dann zunüchst die Frage der „affenherstellung in 
Danzig erneut aufgenommen, 

Vicoute Ishii,der Berichterstatter,wies 
darauf hin,dass die Botschafterkonferenz der Ansicht 
sei,dass die effenlerstellung in Danzig verboten wer- 
den müss ;8, Die Botsohafterkonferenz verirets die alli- 
ierten wind assoziierten lauptmüchte,die einstweilige 
Besitzer der Fabrik seien, 

Hierauf hob Herr Qunones de Leon die Not- 
wendigkeit hervor, für 850 Arbeiter,die,wenn die Fabrik 
geschlossen werden würde, arbeitslos würen ‚Beschäftizung 
zu finden, Auch Eerr Leon Bourgeois urd Marquis Imperia- 
li betonten,dass Mittel gefunden werden müssten,um die- 
36 Arbeiter” zu beschäftigen,und dass die Fabrik. nicht 
von einen Tage zum anderen geschlossen werden könne. 
Noch einmal zusamsenfassend bemerkte Herr Balfour,dass 
auf üreierlei verschiedene Weise vorgegangen werden 
könnte: 

lə indem Danzig gestattet werds,alle Waffen her- 
zustellen,die es wolle; 

2. indem jede Waffenherstellung vertoten werde, 

ö,indem die Jaffenherstellung ersohwert,die Fa- 
rik aber im Interesse der Arbeiter im Betrieb erhalten 
verde,bis sie andere Erzeugnisse herstellen könne, 

Diese letzte Lüsung sei die beste. 

Hierzu bemerkte herr liymans,dass nach seiner Mei- 
nung ein Unterschied gemacht werden müsse zwischen al- 
ten und neuen Verträgen,und dass der Rat seine Genehnmi- 
gung zur Herstellung von 50 000 Gewehren,die Peru so- 
eben in Auftrag gegeben habe ,niolit geben könne. 

Der Rat beschloss,neue Auftrüge nicht zu geneh- 
migen., Ferner besohloss er,nachdem festgestellt worden 
war,dass die von Herrn Balfour vorgeschlagene Lösung 
in dem Bericht des Vicomte Ishii dem Sinne nach enthal- 
ten sei,diesen Bericht (Anlage 16) an den Hohen Kommis- 
sar in Danzig zu senden, 
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Als weiterer Punkt stand die Danziger ve 
fassung auf der Tagesordnung. Vicomte Ishii stellte 
züglich der Verfassung der Freien Stadt Danzig drei 
Fragen auf,nit denen der Rat sich zu beschäftigen habe; 

Lv die in dem Beschluss des Rates vom 17,Noven- 
ber 1920 festgesetzten Änderungen, 

2.2ie Bemerkungen und Vorschläge zu neuen Abün- 
derungen,die die Herren Attolico und General Haking ge- 
macht haben, 

Sk das Schreiben der Botschafterkonferenz,betref- 
fenä Artikel 44 (f). 

Vioomte Ishii verlas alsdann den Entwurf eines 
Berichtes über die erste dieser Fragen, 

Herr Leon Bourgeois machte auf einen üiderspruch 
aufuerksam,der zwischen Artikel 41 der Verfassung,der 
besapt, dass der vanziger Senat die Stadt in auswärtigen 


Me 
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auswärtigen Angelegenheiten vertrete,und Artikel 104 des 
Vermages von Versailles zu bestehen scleine,welcher vor- 

ee Polen dis auswurtigen Angelegenkeiten Danzigs 
ühre, 

Dazu bemerkte lierr Balfour,dass Polen wün- 
sohen könnte ‚Danzig die Regelung gewisser auswärtiger 
Angelegenheiten zu überlessen,und dass Danzig für alle 
Fälle jemand haben müsse. der dazu bestellt sei Zit Po~- 
len zu verhandeln., Er gab zu,dass der jortiaut der Ver- 
fessung nicht klar sei und schlug vor ,dass die Rechts- 
sachverständigen des Rates diesen Artikel unter Berück- 
siohtigung der eben ausgetauschten Ansichten neu fassen 
sollten. 

Herr Askenazy erklürte,dass alle diese Äus- 
serungen in dem Schreiben anthalten nüren,das dem Rate 
vorgelegt worden sei. (Anlage 20) 

Herr Léon Bourgeois wachte ihn auf Artikel 
4l aufnerksam und fragte ihn nach seiner Meinungf,worauf 
berr Askenazy erwiderte, dass er in seinem Schreiben de- 
reits den Widerspruch betont habe,der zwischen Artikel 
41 der Verfassung unà Artikel 104 des Verfrages von Ver- 
sailles bestehe und sich erlaubt kabe,einse Anderung 
vorzuscLlagen. 

Der Rat entschied,dess die Fassurg der in 
Frage komienden Artikel geündert werden solle, 

Vicomte Ishii verlas den Entwurf eines Bə- 
richtes über die zweite die Varfassung betreffende 
Frage. (Die Vorschlüge das Herrn Attolico und des Ge- 
neral laking). 

Herr Léon Bourgeois meinte,dass man unmüg- 
lioh zulassen könne,dass mit der Regierung der Freien 
Stadt für die Dauer von 12 Jahren acit Personen betreut 
wirden,die weder dem Parlament noci dem Volke verant- 
nortlich seien. 

serr Dalfour erklärte,dass der Rat notwer- 
digerweise die Verfassung mit grosser Sorgfalt prüfen 
müsse,wenn er für sie bürgen solle, 

Hierauf entschied der liat,dass er nock das 
echt habe,die Verfassung zu Endern. 

"Herr Askenazy üäusserte, dass die polnische 
Regierung sich nicht für berechtigt geLalten habe,an 
der Verfassung Kritik zu üben,abgesehen von den Punk- 
ten,die polnische Interessen berührten, Diese Verfas- 
sung habe indessen die polnische Regierung sebr beun- 
ruhigt. Diese habe Danziger Arbseiterabordnungen empfar.- 
gen,die die zwiscien den reichen Klassen Janzigs und 
der übrigen Bevölkerung besteherden Verschiedenheiten 
aufgedeckt hätten, Eine Verfassurp,die die aufülırende 
Gewalt einem Senat für die Dauer von 12 Jahren über- 
trägt,sei in einer Stadt,die 50 000 sozialistische Ar- 
beiter gälile unmöglich, 

Man forderte ierrn Attolion auf,seine Mei- 
nung zu sagen,und er erklürte,dass die awrenblickliche 
Danziger Regierung in einer deutschen Stadt durch die 
am weitesten rechts steherdge deutsche Partei gebildet 
werde, Die Arbeiter seien aus wirtsckaftlichen Gründer 
bereit,sich Polen wieder zuzuwerden und hätten deshalb 
auch kürzlich davon alpgesehen,zegen die Durchfuir der 
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der für Polen bestimuten Munition Einspruch zu erieben, 
Die Zukunft der Stadt hänge von der Entstehung eires 
besonderer Danziger Geistes ab,zu dessen üeckung die 
augenblickliche Nsgierung nicht beitragen würde. Um 
diesen Danziger Geist zu wecken,sei eine Regierung nö- 
tig,die für die Öffentliche Meinung empfänglich sei, 
sonst sei dia Revolution da. Die augentliokliche Ver- 
fassung gestatte der Sffantlichen “einung nicht,die 
tegierungspolitik zu beeinflussen. Jie Vollziehungsge- 
walt sei für ]2 Jahre unà das Parleuent für 4 Jahre ər- 
nannt. 

Nach einer Aussprache entschied der Rat ,dass 
ein Ausschuss,bestehend aus den lierren Attolico,Colbar 
urd Dr.var Hauel,prüfen solle,welche Anderungen an der 
Verfassung vorzunehuen seien,wa die durch die Kritik 
anaeschnitienen Punkte zu verbessern, 


In der l1,53itzung am 28.Februar 1921 wurde S, 
wiederum die Danziger Verfassung von dem hate erör- 25 
tert. C 
-Herr Collan verlas zunächst einen Bericht, 
der den kütwurf eines Schreibens enthielt,des durch 
die Vermittslung des Hohen Kommissars an die Danziger 
Regisrung übersandt werden sollte,und das er zusamien 
mit kerrn Professor Attolico und Herrn Dr,van ilanel, 
entsprecliend dem von den Rate wührend der vorigen Sit- 
zung gefassten Beschluss aufgesetzt hatte, 

; Auf Vorschlag des Herrn Léon Bourgeois wurde 
eina Anderung an den Wortlaut des Entwurfs des Schrei- 
bens genekmigt,die bezweckte,ausser Zweifel zu stellen, 
dass der Hat das Rəcht kabe,un Verfassungsänderungen 
zu ersuchen. 

herr Balfour liess einen Vorschlag arneluen, 
durch den der Freien Stadt für die Einreichung der Mit- 
teilung über die Öffertliohe Meinung in Danzig in der 
Angelegenheit statt drei Wochen ein Monat Frist ge- 
währt wurlen, 

Der Entwarf des Sokreitens wurde von dem Ra- 
te anpenoninen. (Anlage 21). 

vie Frage der in Artikel 41 der Berfassung 
vorgesehlener Vertretung Danzigs wurde erneut erwogen. 

Dr.van Hamel verlas im Namen der liechtssach- 
verständigen des Bates eine Erklärung,rach welcher dar 
deutsche Wortlaut,der massgebend sei,genügte. Dieser 
Wortlaut sah vor,dass die Stadt Danzig "nach aussen" 
durch den Senat vertreten werden sollfa. Das besage 
nioht,dass der Senat mit der Führung der auswärtigen 
Angelegenheiten der Stadt beauftragt sei, 

Nach einer Aussprache wurde auf nochmalige 
Empfehlung des Marquis Imperiali entschieden,dass die 


zose 


die Worte "nach aussen" fortgelassen werden sollten, und 
dass der Artikel nur besage,dass dis Stadt durch den 
Senat vertreten werde, 


Für die 12.Sitzung am 28,Februer 1921 5. 


standen auf der Tagesoränung: zwei Schreiben des Prä- 26 


sidenten der Botschafterkonferenz von 17.unä 24.Janu- D 
ar 1921 und ein Bericht über die Freie Stadt Danzig. 
Vioomnte Ishii verlas zun ersten Punkte seinen 
Bericht,der von dern Rate angenommen wurde, (Anlage 23) 
Von Marquis Imperiali wurde der Wunsch ge- 
Kussert,dass der Hat die zwischen Polen,der Freien Stadt 
und dem Prüsidenten des HEafenausschusses möglichen 
Streitfälle ins Auge fassen und ein ganz bestimmtes Ver- 
fahren festlegen möchte. Dazu bemerkte Herr Colban,üer 
Vertreter des Generalsekretürs,dass die Endergebnisse 
des von dem japanischen Botschafter vorgetragenen Be- 
richts den Bestimmungen des Artikels 103 des Vertrages 
von Versailles entspräohen,nach welchen der Hohe Kom- 
missar des Völkerbundes in Streitfällen in erster In- 
stanz entscheiden solle. Der Hohe Kommissar könne stets, 
wenn er es wünsche,den Rat des Generalsekretariats ein- 


holen. 


Hierauf ging der Rat zum zweiten Purkte 
der Tagesordnung über und nahm von dem Bericht des Ge- 
neralsekretärs (Anlage 24) Kenntnis. Auf Anregung des 
Vicomte Ishii drückte der kat dem kerrn Attolico sei- 
nsn Dank für die von ihm als vorläufiger Horer Komwis- 
sar in Denzig geleisteten Dienste aus, f 

Herr Léon Bourgeois machte den Rat auf einen 
Bericht des Herrn Attolico über die Verhältnisse der 
Freien Stadt aufmerksam und sagte ,aus diesem Bericht 
sei ersichtlich,dass sich in Danzig ein Heer von 15 000 
Beamten befinde,die vorläufig von dem Deutschen Reiche 
und Preussen beurlaubt seien und die nicht der Freien 
Stadt sondern einem anderen Staate den Diensteid ge- 
leistet hätten, worauf der Generalsekretär erklärte,dass 
diese und andere durch diesen Bericht aufgeworfene Fra- 
gen zur Zeit Gegenstand einer Untersuchung seien. Das 
Genseralsekretariai werde dem Rate das Ergebnis dieser 
Untersuchung mittsilen,damit er in einer späteren Sit- 
zung darüber Beschluss fassen könnte. . 


Zu Beginu qer 15 Sitzung au l.wärz IY2i De 
dat Kerr Léon Bourgeois, ,dass die Frage der deutschen Be- 27 
anten in Danzig sobald wie möglich erörtert werden mock- E 
te. Darauf schlug der Generalsekretär vor,đass der Rat 
diese Angelegenheit an den beiden nächsten Tagen,sobald 
das Sekretariat die Vorarbeiten beendet haben würde, prü- 


fen solle. 
Dieser Vorschlag wurde von dem Rat angenoünen, 


Während der 16.3itzung am 2.}ärz 1921 wur- 5. 
de unter anderem nochmals über die Veröffentlichung der 37 
die Freie Stadt Danzig betreffenden Schriftstücke ge- F 
sprochen, Der Generalsekretär war der Bitte der polni- 
schen Regierung nachgekomien und legte den Entwurf ei- 
ner Note vor,der von dem Rat angenomuen wurde. (Anlage le) 


Ferner wurde nochmals die neue Fassung des 
Artikels 41 der Verfassung Jer Freien Stadt zur Abstim- 
sung gebracht. Der Generalsekretär Jiess zunächst von 
Eərrn Colban die Stelle des Berichte: ,der der Danziger 
Regierung übersandt werden sollte, vorlesen,die die end- 
gültige von dem Berichterstatter vorgeschlagene Fassung 
des Artikels 41 enthielt. der Rat stimmte ibr zu und der 
Bericht wurde nunmehr angenowien, (Anlage 22) 


. 


An folgenden Tags, den 3.Kärz 1921 bekanäslts 3, 


der kat in seiner 17 Sitzung erneut einzelne Janziger &0 
Fragen und zwar zunächst die Frage der deutsclien Beam- e 


ten in Denzip. Der Generalsekretär legte folpərde rei 
schriftstücke auf den Ratstisch: 

l., das Abkommen, betreffend Abtretung der Gebiete 
von Məmgl und Danzig (Anlage 25), 

2. das Abkommen vom 12.November 1520 zwischen 
Deutschland und der Freien Stadt betreffs der deut- 
schen Beamten (Anlage 2b), 

3. ein Schreiben des Herrn Attolico vorn 19,Januar 
1921 nebst einer Anlage dazu (Anlage 27). 

Danaclı forderte der Rat Herrn Attolico auf, 
zur Frage der deutschen Beamten zu berichten, 
Herr Attolioo bemünpgelte zurüchst die Klausel 


\ 
ige". 


Klausel des § 2 des Abkommens vom 1l2.November 1920, in 
der gesagt ist,dass die deutschen Beamten nicht gezwur- 
gen werden dürfen, der Danziger Regierung einen fürmli- 
chen Diensteid zu "leisten. 

Herr Colban hob hervor,dass die Stellung der 
deutschen Beamten in anzia nur eine vorübergehende sei, 
Die Übergangszeit solle am 1.Juli 1920 ihr Ende errei- 
chen. 

Herr Léon Bourgeois stellte die Frage,nas ge- 
scheken würde,wenn in einem dieser Beamten ein Wider- 
streit der Gefühle über den Eid ‚aen er Deutschland ge- 
leistet und den Gehorsam,den der den Anordnungen der 
Danziger Regierung gelobt habe, entstehen würde, 

Darauf bemerkte Herr Golban, dass diese Bean- 
ten nach Deutschland zurückzeschickt "merden könnten und 
das Reclıt hätten,während eines Zeitraumes von 2 Jaliren 
vom 10O.Januar 1920 ab für Deutsol.land zu optieren, 

Herr Balfour tragte,ob es nicht möglich sei, 
diese deutschen Beamten vorläufig in Jdanziger Diensten 
zu belessen. 

Herr Attolico hielt diese Lösung für mcglich, 
vorausgesetst,dass besonders abgeumacht werde,dass die 
Beurlaubung dieser Beamten seitens Deutschlands spüte- 
stens am l.Juli 1921 erlösche. 

Herr Attolico machte den Rat auch auf die Be- 
stimmung aufmerksam, die besagte ($ 9 des Abkomaens),das 
über die Ansprüche dieser Beamten von einen Gericht nn 
schieden werden solle,das in seiner kKelrheit mit deut- 
sohen beurlaubten Richtern besetzt sei,soweit diese zur 
Berfügung ständen. $ 5 sehe auch eine Kehrheit deutscher 
Beamten bei den Gerichten vor,die damit beauftregt sei- 
en,in Fallen von Lisziplinarvergehen dieser Beamten zu 
entscheiden, 

Der Rat entschied daraufhin, dass disse Artikel 
nur bis zwa \.Juli 1921 in Kraft bleiben solleu,und dags 
sie grundsätzlich nicht annehmbar seien. Nach dem l.Ju- 
li werde man zua gewöhnlichen Verfahren Babe 

Kerr Colban wachte ‚der Rat noch auf & 17 des 
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En rk Dieser ven Yorg lege keire Frist für diese 
Abmicklung fest. Der Rat traf Entscheidung, dass der lio- 
te Kommissar des Völkerbundes den Tag festsetzen würde, 
an dem diese Abwickelung beendet sein sollte. 

Der Rat beschloss auck,die Freie Stadt darauf 
aufmerksam zu machen, dass das Abkommen von 12.November 
1920 in keiner Weise die Bestimmungen des Vertrages von 
Versailles die Verfassung der Freien Stadt Danzig und 
den Danzig-polnischen Vertrag vom 9.Novenber 1920 be- 
rühre. Der Rat erkläte einstimmig,dass der Völkerbund 
sich das Recht vorbehalte,die Bestimmungen des Abkom- 
mens vom 12,Noveuber zu prüfen, wenn es sich erfalrungs- 
a als notwendig erweisen sollte. 

Die Eerren Attolico und Colben wurden gebeten, 
an den Hohen Kommissar des Völkerbundes in Danzig ein 
Schreiben zu richten,das die Ansichten unä Entscheidun- 
gen des Rates enthalten soll, 
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Hierauf ging der Generalsekretür zuu S. 
nächsten Punkt der Tagesordnung über: "Veröffentlichung 41 
der die Freie Stadt Danzig betreffende. Schriftstücke", 
Er las zunächst ein Schreiben des polnisol:en ee, 
Herrn Askenazy,vor (Anlage 19) und bemerkte dazu,das 
einige für den Rat zur kerntnis bestimmtex Sohrittstücke 
Polen erst bekanntgegeben werden könnten,nachdem der Rat 
` die darin aufgeworfenen Fragen entschieden habe, Diese 
Schriftstücke könnten erst nach der Entscheidung des 
Rates bekamtzegeben werden, 

Auf Vorschlag des Vorsitzerden entschied der 
hat dalin,dass man os dem Sekretariat überlassen solle, 
welche Schriftstücke der polnischen Regierung zu über- 
senden seien, Das Sexretariat solle gleichfalls aufge- 
fordert werden,dafür zu sorgen, dass in allen Fällen,in 
denen Polen gemäss Artikel 4 der Satzung das Recht babe, 
zur Entsendung eines Vertreters zwecks Teilralme an der 
Retssitzung aufgefordert zu werden,die bezüglichen 
Schriftstüoke der polnischen Regierung zur gleicken Zeit. 
übersandt werden wie den übrigen Ratsmitgliedern, 

Des weiteren gab der Generalsekretär ein Schrei- 
ben des Herrn Askenazy bekannt,betreffend die Vertei- 
digung der Freien Stadt Danzig. Da diese Frage ater 
nioht auf der Tagesordnung dieser Ratstagung stand,be- 
sohloss der liat,sie bis zur nüchsten Tagung zurückzu- 
stellen, 
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XIII. Tagung in Genf vom 17.Juni bis 28.Juni 1921, 


Die Mitglieder des Völkerdundrates waren wie folgt ver- 


treten: 


Japan 

Belgien 
Brasilien 
Gross-Britannien 
China 

Frankreioh 
Ttalien 


Spanien 


durch Vicomte Ishii (Vorsitzender) 


ılerrn FKymaas 

" da Cunha 1) 

H Fisher 

" Wellington Koo 

y Gabriel lianotaux 
Marquis Imperiali 2) 


Eerrn Quinones de Leon 3) 


l) Herr Rio Branoo vatrat Herrr da Cunka von der 17.5it- 


zung ab. 


2) Herr Orsini Baroni vertrat berrn Marquis Imperiali 
während der ersten 6 Sitzungen. 

3) Herr de Reynoso vertrat Herrn Quinones de Leon von 
der 16.Sitzung ab, 


teneralsekretär: Sır Eric Drummond. 


In der 3.Sitzung am l8.Juni 1921 de 
stand zunichst das Verfahren bei Prüfung der auf die 5 
Freie Staŭt Danzig Dezüglichen Fragen auf der Tages- A 
ordnung. l 
; f Lerr Gebriel Hanotaux bat,dass die Frager, 
die einen militäürisahen Charakter haben,vertagt werden 
möchten,bis er seine militärischen Berater ,die noch nicht 
anzakomuen waren,befragen könne, 

Nach einem Meinungsaustausch zwischen den Xit- 
glisdern des Rates beschloss disser,die Besprechung der 
Buf dis Freie Stadt bezüglichen Fragen zu beginnen, aber 
dio Besahlussfassung jedes Wal zu vertagen, wenn 85 ər- 
forderlich ssi,eine Frage durch die militärischen Sack- 
verständigen prüfen zu lassen, 


Ss wurde alsdann der wesetzsntwurf bekandelt, 
betreffend Erwerb und Verlust der Danziger Staatsanze- 


bhöripkeit. 

Der Rat nanm von dem Berichte des Vicointe 
Istii über den Gesetzentwurf,betrefiend Erwerb und Ver- 
lust der Danziger Staatsangehörigkeit,und von einew 
Schreiben des Jerrn Askenazy Kenntnis, 

Herr Askenazy begründets seir. Schreiben, des- 
sen Endergebnisse im allgemeinen mit denen des Berichts 
übereinstinnten. 

Kerr Sahm erklärte,dass die Regierung der 
Freien Staat gleichfalls mit den Endergebnissen des Be- 
riohts des Vicomte Ishii übereinstinmme, 

Der Rat beschloss die Annalne der Endergeb- 
nisse des Berichts das Vicomte Ishii. (Anlage 28) 


l 


Es folgte die Besprechung der Frage der lier- 
stellung ,des Verkeufs,der Einlagerung und weiterleitung 
von Kriegszerät in der Freien Staat. 

Ver Rat nahm Kenntnis von einem bericlhtsent- 
wurf des Vicomte Ishii.(Anlage 29) 

General laking lenkte die Aufmerksamkeit des 
Rates auf folgenden Satz des Beriöohts:" Drittens bat der 
Hohe Komnissar um die Ermächtigung, falls er üter. die 
Art der Waren im Zweifel sei,das Äriegsgerüt zu beschlar- 
nahmen." á 
Er dezweifelte,dass der llohe Kommissar die 
Befugnis habe,das Kriegsgerüt zu beschlagnatmen und 
schlug infolgedessen vor,dass der Rat den Hohen Kommis- 
sar ermüchtigen solle,"die Regierung der Freien Stait 
zu ersuchen,das Kriegsgerüt zu beschlagnahmen." 

Herr Askenazy berierkte,dass der Hokə Konis- 5, 
sar um die Abänderung seines eigenen früheren Vorsohla- 6 
ges ersuche,der in seiner Dakschrift vom 8.April und 


und später in dem Bericht des Vicomte Ishii enthalten 
sei, 

Der Rat stimate der seitens des. Hohen Kowmis- 
sars ausgedrüockten Ansicht zu. 

Auf den Vorschlag des herrn Gabriel Hanotaux, 
der von den Herren Askenazy und Fisher unterstützt wur- 
de,beschloss der Rat,die Ansicht des Ständigen Beraten- 
den Ausschusses über alla Heeres-,Flotten-und Luftfahrt- 
fragen einzuholen. 


en Punkt stand die Hersteilung von 
Waffen in der Freien Stadt Danzig av er Tagesordnung. 

"Ver Rat nahm Kenntnis von dem Entwurf eines 
Berichtes des Vivomte Ishii über die Frage der Jafien- 
herstellung. (Anlage 31). 

Herr Askena2y bensrkte,dass die Trage zwei 
Punktes in sich schliesse: 

l. die rechtliche Unzulässizkeit,die ‚Jaffenlier- 
stellung fortzusetzen, 

2. das Eigentumsrüc.t Polens am Kriegszgerüt,d.h, 
an den Madchinen,wenn nioht an der gesamten Fabrik. 

Es sei rechtlich unzulüssip,dass Danzig mit 
der Jaffenlisrstellung fortfahre,da Artikel 102 und die 
folgenden Artikel des Vartrages von Versailles die Freie 
Stadt Danzig ohne sıgere bewaffnete Wacht unter den 
Schutz des Völkerbundes stellen, Artikul 8 “er Völker- 
bundsatzung andrarseıts varbiete die private Herstel- 
lung von Munition und Kriegsperüut "ausgenommen für die 
Bedürfnisse der Mitglieder des Volkerbundes ‚welc..e nicht 
in der lage sınd,die für ihre Sicherheit notwendige Mu- 
nition und Krıegsperät harzustellen.* 

Das Eigentum des Werkgeräts fur die Herstel- 
lung von Waffen,d.h.hesonders die lAasoninen,müsse Polen 
zufallen, da dıe Botschaftarkonferenz, die gemäss Artikel 
107 des Vertrages von Versailles Eigentümerin des Dan- 
zíper Kriegsgeräts sei,dureh ihre Beschlüsse von 18, 
November 1920 und die spüteren Beschlusse entsciiieden 
habe,dass all dieses Kriegsgerät sofort Poler auszelie- 
fort werden sollts mit Ausnahme gewisser begrenzter 
durch den General hakıng festzusetzenmier Mengen für den 
Bedarf der Danzigsr Polizei. 

Dieses sei die einzige Ausnahme ‚die aus Grün- 
den der Merschenlieba,der Arbestslosigkeit usw.seitens 
der Botsciafterkonferenz zugestanden wurde, 

Die Bedürfnisse der Janziger Polizei seien 
vollständıg befriedigt, da am 7,Dezenber 1920 der Senat 
der Freien Stadt an Polen für 4 Millionen deutsche Mark 
waffen,die dieser Polizei gehörten,verkaufen wollte, 
näulich: 3130 Geschosse für Feldkanonen, 1280 Haubitsen- 
gesckosse, 1930 leishte Minen, 540 mittlere Minen, 1700 
Hardgranaten, 990 “urfzranaten und 150 Gewel:rgranaten. 

Rin Basohluss des Vertsilungsaussc:usseg 


370. 


Varteilungsaussshusses vom 1.Maärz 1920 setzte fest, "dass 
kaine Massnahme zur Änderung der Verwendung oder Bestim- 
mang der Stagtsgüter ohne sein vorheiıges Einverständni: 
getroffen werden dürfe". Das gelte auch für jede Umände- ı 
rung von Masahinen zur Waffenherstellun‘. Man könne im 
Notfalle selbst Kanonen ın 3tandbildsr umformen,wie bei 
der Vandöme-Säule,aber anpasichts des Bescolllusses der 
Bytsolafterkonferenz müssten die fraglichen Maschinen 
Polan ühergeben werden und dürften nıcht umgeändert wer- 
Jen b 

Um die Überfülrung dieser Betriehseinrichturg 
nach Polen zu verhindern,hätte man die Frage der Arbeits- 
Josıgkeıt vorgabracht. Wenn diese in Rechnung gezogen 
werden müsste. so musste man Artikel 164 und die folgen- 
den Artikel das Vertrages vou Versailles,die sich auf 
dis Eutwaffnung Deutschlands beziehen, ,aufheb«n und ihm 
euch ssine Flotte und seine Kolonien wisdergeben, 

Prasident Saum erhob den Einwand der Arbeits- 
losıgkeit bereits in einem Schreiben vom 14.Dezember 
4920. 


Harr Askena2y erinnerte den Rat daran,dass Bo 
ar ihm yon sinəm Sohreiben der Gewehrfabrik vom 28.De- 7 
zembar Kenntnis gegahen habe, indem eina üsterreich- 


ungarische Firma ersucht wird ‚Maschinen für eine Fabrik 
zu liefern dia die harstsllung von täglich 100 000 Pa- 
tronen srmoglish;anr General Haking hatte am 8.Februar 
um dis Erlaubnis ersucht,die Waffenherstellung noch wäh- 
rend weiterer drei Jahre, "der Zeit, die zur Umwandlung 
das Cherakters d.ases industriellen Unternekuens erfor-- 
lish saz," fortsohzen zu dürfen, 

Am 26.Fsabruar srklärts Vloomte Ishii in sei- 
net Bericht an A-n Rat; "Wenn auch der Wkerbund auf 
die wirtschaftliche Wohlfehrt Danzigs Rücksicht neimen 
mùss,30 bin ich doch dar Ansicht, dass er jetzt nicht die 
Verantwortung für eins Vermehrung der bereits in der 
Welt vorhandanen Vorräte an Waffen-und Krisgsgerät auf 
sich nehmen kann," In Übereinstimmung mit diesem Bericht 
beschloss dar Rat am 26.Feoruar,die Herstellung von Waf- 
fen zu verbiaten, 

Andarurseits teilte am 3.Mürz die Botsolafter- 
konferenz mit,dass sie Nachrichten erhalten kabe,welshe 
ihrs Befürchtungen vergrössarn,dass Danzig ein wahres 
Arsenal werden könnte, 

Trotzdem habs die Fabrik die llerstellung von 
Weffen fortgesetzt. Prüsident Saum habe am 11.Mai ge- 
fragt,ob as möglich sein würde,mit der herstellung. von 
Militär-und Jagdsewshren fortzufahren und General Haking 
habe seinen Beriolut vom 22.Mei geschrieben. (Anlage 32) 

Dieser Bericht zeige,dass man gegenwärtig 
10 000 Gewehriäufe fur Mexiko in Danzig herstelle,was 
dar Entscheidung das Rats yom 26,Februar wıdarspreche.: 
Es -sai zweifelhaft ob die Vereinigten Staaten sehr er- 
freut sein würden,wenn sie sehen,dass Waffen für Mexiko 
in Benzig unter dem Schutze des Volkerbundes hergestellt 
werd sn. Wenn dieser Vertrag ausgeführt werden würde,wür- 
den 500 Arbeiter mit der Herstellung von Jagdgawehren 


iss 


Jagagewekren beschaftigt sein. Lan würde in Zukunft 

90 % der Maschinen in der Weise wnändern können,dass 

sie Teile von Schreibuaschinen,Fahrrädern usv .herstel- 
len. General Haring sei in seinem Bericht vom 27.Wei 

der Ansicht,dass diese Unstellungen nur 2 Monate erfor- 
dern würden, wäkrend er früher diesen Zeitraum auf 3 Jali- 
re festgesetzt zabe., Die llerstellung von Militärzeweh- 
ren werde innerhalb eines Zeitrawises von 2 Monaten volil- 
ständig aufkörer,aber die Lerstellung von Jagädgzewelren 
werde fortgesetzt werden. "Aber,"fügte General Haking 
binzu,"die Masci.inen müssten Eigentum Danzigs bleiben." 

Polen verlange: 

l. dass die Lerstellung von Waffen,Wilitär- 
ge.rehren oder Jagdgewerrer in Danzig sofort auflö- 
ren solle, 

2, dass der Rat anerkenneu solle,dass er nicht 
zuständig sei,über die Frage des Ei.entwas der iea- 
sckinen zu entscheiden, Da diese Maschinen zur ier- 
stellung von Warfen dienen,stellten sie Krıaegs.erüt 
dar und müssten als solches seitens der Potscliafter- 
konftrenz Polen zugeteilt werden, 

Auch Polen lägen meuschernfreurdliclie Erwnägun- 
gen am Herzen. In seinem Schreiben von 25.Februar Late 
Kerr Askenazy vorgeschlagen, jass die ganze Genekrfabriı 
Polen zugeteilt werden sollte, Die polnischen Arbeiter 
in Danzig hëttən ein Ersuchen an dieo polnische Regieruig 
geriohtet,in weloham sie gebaten hatten,dass für den 
Fall,dass Polen gewisse Danziger Fabriken erkalten wür- 
de,die früher dem Deutschen Keaich gehörten,keine deut- 
schen Arbeiter von Polen fortgescnickt werden möchten. 
Das war auch die Ansioht der polnischen Regierung, falls 


. sie diese Fabrik,die ihr kigentwi: sei, ,ernalten hütte, 


General haking legte dar,warwa der Danziger 
Senat im Dezember die von lierrn Askenazy angeführte YHu- 
nition Polea zuma Verkauf anzubieten in der Lage war, 
Ende Novenber ‚als er die Besatzur?strupper kommandier- 
te,erhielt er am gleichen Tage Anweisung von der Bot- 
schafterkonferenz, bezüglich der Überführung der in Dar- 
zig befindlichen „affen nach Polen und Anweisung zur 
Zurückziehung sämtlicher Truppen aus Danzig von der 
englischen Negierung. 
: Er musste in aller Eile handeln und drolite, 
Gawelt zu gebrauchen, falls Präsident Saku sioh der _ 
ergabea dar Waffen widersetzte, Aber er hatte ainen 
kleiner Teil der Munition zurückgelessen,da die Danzi- 
por Behörden befürchteten,dass diese wünrerd iLrer 
erführung explodieren könnte, Dər General ikaking habe 
dann ar. den Oberbürgermeister von „anzig geschrieben und 
ihn angewiesen, seine Munition ins Meer zu versenken oder 
die der Überwachungszommission zu übergeben. Da dieses 
nicht geschehen sei, gehöre die !unition Polen und müsse 
ihm übergeben werden, 
Die Angelegenheit der Maschinen sei anders. 
ler General erliielt keineswegs die Anordnung,sie an 
Polen zu übergeben, Sie seien Eigentun der verbirdeten 
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verbümdeten Mächte. Wenn sie von Danzig fortgebracht 
wurden, könnte die Gewsehrfabrik nicht eine Fabrik für 
Fahrräder ‚Sschreibmasshinen und Nähmaschinen umgewandelt 


werden, 
Herr Askenazy bemerkte, dass, wenn die Ma 


schi» 


uen welehe zar Herstellung von Waffen dienen könnten, 
binnen zwej. Monaten in Maschinen zur llerstellung von 


Nühmasschinen umgeändert wardan könnten,as ebenso le 
sein würde,sie in vier Woshen für ihre ursprünglich 
Sertimmung wieder umzuändern, 

Herr Fisher schlug die Annahme des Bari 
des Vicomte Ishii aus zwei Gründen vor; erstens wei 
der Rat so weit als möglich vermeiden müsse,anderer 


icht 
a 


ehkts 
Ji 
Mai- 


nung als sein Hoher Kommissar zu sein,und zweitens,weil 


der Berisht sich auf den gasunden Menschenverstand 


stütze, 


Der Rat sei für die Wohlfehri der Freien Stadt verant-- 
wortlich, Wenn der Hohe Komissar erkläre,dass die An- 


nahme gewisser Massnahmen gefährlich für diese Wohl 
fehrt sei, könne der Rat dieser Meinung nicht gemug 
wicht beilegen. 

Herr Gabriel Hanotaux erinnarte daran,d 


Ge- 


ass 


iar Rat einas Entscheidung des Obersten Rats in Berück- 


siohtigung zu ziehen babs welehe lautet; "Die allii 
ten und assoziierten Mächte haben infolgedessen ent 
schisdendass Kriagsgerät als unter die in Artikel, 1 
vorgasehenen Gütər fallend angeselien werden müssea,u 
dass das Danziger Arsenal unverzüglich mit seinem W 
gerät dem polnischen Staats übergeben werden müsse, 


er- 
07 
nd 


erke 
"n 


Abgesehen von der Frage des Eigentums, über 


dia kein Zweifel bastahen konne,sei as Aka Aufgabe 
Rats des Völkerbundes,alles zu fFördern,was zum Frie 
beitragen könne,aber die Herstellung von Waffen sei 
keine Arbeit im Sinne des Frisdens, ; 


des 
den 


Polen müsse erhalten,was ihm gemäss den frü- 


heren Entscheidungen zukommt und es müssten Anordnu 
getroffen werden,um die Imänderung der Fabrıkanlage 
zu beschleunizen,damit die Weffenfrags ein für alle 
erledigt sei. 


die Änderungen anzugeben,dis er an dem Bericht des 
comte Ishii zu machen wünsshte, 

Herr Gebrisl Henotaux führte aus,dass 6 
die sofortige Umänderung der Gewelrrfabrik in eine F 


Karr Fishar forderte Herrn Hanoteux auf 


ngon 


mal 


tis 


T 
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brik zur Herstellung von Fabrrüderu usw.vorschlage und 
gleichzeitig gemäss der Entscheidung des Obersten Rats 


vorschlage,dass Polen das Werkgerat,das ihm zukomme 
übergeben werde, Er schlug in Übereinstimmung mit 
Fisher vor,dass die Entscheidung des Rats vertagt w 

; Die Herren Hymans Quinones de Leon und 
briel Handtaux lenkten die Aufmerksamkeit des Rats 
die Naffenherstellung für Mexiko,von der der Berich 
Generał Haking sprach, 

Herr Hymans stellte fest, dass gemuss de 

Erklärungen des Hohen Kommissars von siner Gewelrli 
rung nach Peru ksine Rede sei. 


lerrn 
erde, 
Ga- 
auf 
t des 


n 
efe- 


Prořessor Noé dər Generaldirektor der Danziger 


\ 
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Danziger Gewelirfabrik,der von dem Rate aufgefordert wur- 
de,Erklärungen abzugeben, berichtete zunächst,dass der 
von Herrn Askenazy erwähnta Brief,betreffend Bestellung 
von Maschinen zur Patronenherstellung,infolge eines Er- 
suchens der polnischen Behörden geschrieben worden sei. 
Diese hätten sich an die Gewehrfabrik gewandt,dasit sie 
ihr Maschinen zur Patronsnlierstellung liefere,um eine 
Febrik in Thorn einzurichten, 

Was die Besteli:ng von 10 000 Gewehrläufen 
für Mexiko anbetreffe,so würde sie in wenigen Wochen 
ausgeführt sein. 

In Beantwortung einer Frage des Herrn Hanotaux 
erklärte Professor No&,dass diese Arbeit vor ungefähr 

Wochen begonnen,dass der Vertrag aber im Oktober 1920 
abgeschlossen worden Sei. 

Herr Askenazy bemerkte, dass vor 6 Wochen,d.h. 
Arfeng Mai,mehr als 2 Monate seit dem Beschluss vom 26s Ss 
Februar,der die Waffenherstellung verbot,vergangen wa- 9 
ren. Er behauptete,dass der waffennerstellung sofort 
ein Erde gemacht werden müsse,und dass gemäss der Ent- 
scheidung des Verteilungsausschusses diese Maschinen 
nicht umgeändert werden dürften und daher Polen über- 
geben werden müssten, | 

Herr Fisher erklärte,dass es der Botschafter- 
konferenz und nicht dem Rat zukomme,darüber zu entschei- 
den,ob diese Maschinen einen Teil des Kriegsgeräts bil- 
den,welches laut #aschluss der Konferenz Polen überge- 
ben werden müsse, 

Herr Askenazy bestritt die von Herrn Profes- 
sor Noé abgegebene Erklärung, bezüglich der Bestellung 
von Maschinen zur lerstellung von Patrönen, Er las das 
als Anlage 15 veröffentlichte Schreiben vor, ,in dem da. 
von die Radə war,einse Patronenfabrik in Danzig und 
night in Thorn einzurichten,welshse Patronen für preus- 
sische Infanteriegewehre für Rechnung eines "südaneri- 
kanischen Staates" herstellen sollte. 

Professor No& hielt seine Angaben aufrecht, 
Die Maschinen zur Herstellung von Patronen seien für 
Polen bestirmt, Das Schreiben erwähne dieses nicht,weil 
es durch einen unteren Beamten unterzeiuhnet worden sei, 
welcher nicht gewusst habe, dass diese Maschinen für Po- 
len bestimmt waren, 

Herr Gabriel Hanotaux sagte,dass diese ver- 
sohiedenen Punkte weitere Aufklärung erfordern, Auf sei- 
nen Vorschlag,der von den Herren Fisher und Paul Iiymans 
unterstützt wurde, entschied dər Rat,die Besprechung zu 
vertagen,bis der Bericht des Vicomte Ishii nochmals 
durchgesehen und der Entwurf eines Beschlusses hinzu- 
gofügt worden sei. 


Bezüglich der Verteidigung der Freien Stadt 
nalm der Rat von dem Entwurf eines Berichtes des Vicomte 
Ishii Kenntnis. 

Die Besprechung dieses Berichtes wurde bis 
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Hərr Askanazy furdarts sine seshswöohentli- 
cha Barufungsfrist,und zwar vom Tage der Benachrichtiging 
dur Parisisen von dar begründeten Entscheidung des Hohen 
Eummissars ab gerechnet, 

Dər Hoha Kommissar bemerkte,dass beide Par- 
teien nach Empfang seiner Entssheidungen bereits Gelegen- 
heit gehabt haben,ihre Meinungsverschiedenheiten bis in 
allg Einzelheiten zu erörtern. Er sai jadoch bereit,dem 
Vorschlage sine längeru Frist zu genähren, 2uzustiumen. 

Nach einsr Aussprache entschied der Rat 
grundsätzlich, dass dis Berufungsfrist 5 Wochen betrage 
und die won dam Berichterstattar vorgeschlagene Bespre- 
shung stattfinden solle, damit sigh die Parteien über die 
Einzelheiten des Übersinkomasus verständigen könnten. 


Als nächster Punkt standen" bändsrungen an 5. 


der Verfassung dar Freien Stadt" auf der Tagesordnung. 11 

EE zu diesem Punkte wurde zunächst ein 
Baricht des Vicomte Ishii übər die in dəm Beschluss des 
Retəs voum 17.November 1920 geforderten Anderungen ver- 
lesen. Der Beficht schloss mit dem Vorschlagse,den Hoben 
Kommissar zu srmäshtipen,dser Danziger Regierung mitzu- 
teilen,dass der Völkerhund das Gssetz,in dem die Verf-es- 
sungsändarungen niadergslegt ssian,genehmigt habe, 

Herr Sahm fragts,welske Rechte das Danziger 
Parlament in bezug auf den Abschluss von Verträgen be- 
sitze, worauf ihm Herr Golban entgegnete ‚dass dia der Frei- 
en Stadt gsgebensn Sicherheiten in dem Bericht enthalten 
seien. 

Nach allen Sicherheiten ssi die Freie Stadt 
Danzig verpflichtst, das Gesetz anzunelmen,durcl: welckes 
der Vertrag für ihrs Staatsangehörigen verbindlich wer- 
Ae, wie das in den meisten Ländern gaschahe. Ein Vertrag 
werde von der Rəgiərung ubgeschlossen,aber es bedürfe 
aines Gesetzes, damit die Staatsengehörigen dursh diesen 
Vertrag gebunden seien. 

Auf die Anfrage des Herrn Sahm,was gesche- 
hen würde ‚wenn das Parlament der Freien Stadt die Annah- 
me eines besetzes,das den Vertrag bestätigt,ablehnen wir- 
de,arwiderte Herr Colban; "Sollte der Senat der Freien 
Stadt,nachdem er sich an den Hohen Kommissar und unter 
Umständen auch an den Völkerbund selbst gewandt und ei= 
nen Beschsid srhalten hat,durch den der Vertrag als gül- 
tig und rechtmässig abgeschlossen erklärt wird,das Gs- 
satz,das diasen Vertrag bestätigt,nicht annehmen,so wür- 
de er sich fast ia derselben Lage befinden,wie ein Par- 
lament,das eines Tages die Zahlung der Gelälter seiner 
ordnungsmässig berufsenen Byamten ablehnen würde, 

Es ergäben sich für jede Öffentliche Kör- 
perschaft Verpflichtungen aus verfassungsmässigen oder 
internationslen früheren Abmachungsn,an die selbst die 
Parlamani;s gebunden seien. Der Parlauentsbeschluss sei 
in diesem Falls nur sine Förmlichksit,von der man nicht 
absshen könne." 
Dia Beschlüsse des Berichts wurden hierauf 
angenommen. (Anlage 36). 
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Des weiteren wurde üter die stellung der ue- 
'natoren der Freien Stadt gesprochen. Wiederum bildete 
ein Bericht des Vicomte Ishii (Anlage 37) die Grundlage 
für die Aussprache. Er wurde verlesen und es zeigte sich, 
dass zwei Lösungen möglich waren: entweder werden a) die 
hauptamtlichen Senatoren (der Präsident und sieben wei- 
tare Senatoren) von dem Volkstag mitten in dem vierjäk- 
rizen Zeitraun gewählt,für der der Volkstag selbst ge~- 
wählt worden ist,und Nas Ant der Senatoren erlischt erst 
reach zweijülriger Zusamsenarbeit mit einen auf Grund 
neuer Volkswahlen gebildeten Volkstape; oder werder b) 
die hauptamtlichen Senatoren für einer Zeitraum von € 
Jaliren ernannt und alle zwei Jahre sclieiden zwei von 
ihnen aus dem Amate. 

Die Herren Hymans,Fislier ,haenotaux und der 
Hohe Kommissar stimnten der Lösung bj zu, während nerr 
Attolico,als inan ihn nach seiner Meinung fragte,sici. für 
die Lösung a) aussprach. Herr Sahm fragte,ob das Parla- 
ment der Freien Stadt zwischen beiden Lusungen wählen 
dürfe. 

Auf Vorschlag des Herrn Hanotaux wurde aber 
deschlossen,dass die Wahl einer Lösung dem Rate obliəgə. 

Der Rat beschloss ferner,die Herren van ia- 
nel,Colban,Attolico und General laking danit zu beauf- 
tragen, zwei Beschlussentwürfe zur Auswahl aufzustellen, 
damit der Rat sioh endgültig antscheiden könne. 

Herr Askenazy erklüärte,dass er sich das nect 
vorbehalte,schriftlioh Vorschläge für den Schutz der ver- 
fassungsmässigen Stellung der Polen in Danzig zu unter- 
breiten. Bei der Gelegenheit bemerkte er noch,dass be- 3. 
stimmt werden müsse, innerhalb welcher Frist das Ein- 12 
spruchsrecht des Hohen Kommissars gemüss Artikel 5 des 
polnisch-Danziger Vertrages ausgeübt werden müsse. 

Herr Sahn bat um Auskunft,ob die Verfassung 
bereits in Kraft sei,er persönlich zweifelte nicht 43a- 
ren. 

lerr Colban verries auf den Bericht des Vi- 
gomte Ishii,in dem gesagt sei,dass der Vülkerbunl das 
vorlüufige Inkrafttreten der Verfassung destütigt Jade. 


Hierauf wurde ein anderer Bericht des Viconte 
Ishii über das Durchgangsabko.usen zwischen Polen und Pan- 
zig einerseits und Deutschland andrerseits verlesen und 
zur Erörterung gestellt. 

Der Kohe Kommissar stellte die Frape,warn er 
in bezug auf Abkomien dieser Art sein Einspruclhsreci:t 
ausüben dürfe. Man machte inn auf folgende Stelle des 
Berichtes aufmerksam; Es soheint,als ob grünäsützlich 
das vom Hohen Kommissar angeno:nnene Verfalren, das darin 
dbesteht,seine Ansioht nicht eher zu äussern,als bis das 
Abkommen von dem Sekretariat geprüft und Jen Rate unter- 
breitet worden ist,befolgt werden muss." Der Bat naim 
den Bericht an. (Anlage 39). z 

T 
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Wan nahm des weiteren Stellung zu einer 
Berufung der polnischen Regierung gegen die Entscheidung 
des Hohen Kommissars vom 28.Januar 1921 (muss heissen 
Februar,der Übers.) in Sachen Puppal gegen Deutsone Bau- 
ernbank,naohdem auch hierüber ein Bericht des Vicomte 
Ishii verlesen worden war.(Anlage 40) 

Herr Hanotaux beuerkte dass die Frage,die dem 
in dem Berioht erwähnter Ausschuss vorzulegen wäre,die 
sei,ob der Rat zuständig ist. Wenn es sich um das Vor- 
kaufsrecht handle,so sei allerdings der Oberste Rat für 
die Frage zuständig. 

Der Hohe Kommissar fragte,ob es in Anbetracht í 
der geringen Bedeutung der Angelegenheit nicht möglich 
sein würde,durch eine unmittelbare Untemwedung mit dem 
Vertreter der polnischen Regierung sich dahin zu eini- 
gen,dass die Berufung zurückgezogen werde. 

Herr Askenazy meinte jedoch,dass die Frage von 
grosser moralischer Bedeutung sei und die mlnische Re- 
gierung die eingelegte Berufung nicht zurücknehmen kön- 
ne, Er nahm den Vorschlag,dass ein Ausschuss die Ange- 
legenheit prüfen solle,an,bat aber,einige Bemerkungen 
machen zu dürfen. Er entwickelte den polnischen Stand- 
punkt,wie er in den Ratsschriftstücken ausgeführt ist, 
bemerkte,dass es sich im vorliegenden Falle un Enteig- 
nunrgsgesetze des Fürsten Bülow von 1906 handle und er- 
klärte, dass es einen schlechten Eindruok machen würde, 
wenn die Politik der antipolnischen Bewegung des ehe- 
maligen deutschen Reiches in der Freien Stadt Danzig, 
die unter dem Schutze des Völkerbundes stshe,weiterver- 
folgt werden würde, 

Herr lMymans beantragte,dass die ganze Angele- 
genheit an den Ausschuss verwiesen werde, 

Herr Hanotaux beantragte, dass der Ausschuss 
zunächst prüfen solle,ob der Rat zuständig sei und als- 
dann,ob die Frage politischen Charakter habe. In diesem 
Falle müsse eine Persönlichkeit den Ausschusssitzungen 


deiwohnen,die mit den politischen Verhältnissen in Dan- ’ 
zig vertraut Sei. 
Herr Sahm erklärte darauf,dass die Frage,so- 5, 


weit sie Denzig betreffe eine rein rechtliche und keine 13 
politische sei. Das Entelgnungsgesetz stelle nicht ei- 
ne anti-polnische Massnahme dar,sondern sei gleich 
nach der Revolution erlassen worden,um die Kleinsiede- 
lung zu unterstützen. 

Der Rat entschied sich für Annahme der Ender- 
gebnisse des Berichts und Überweisung der Angelegenleit 
an einen Ausschuss Fon Sachverständigen. 

Zu dem allgemein gehaltenen Punkte: "Weitere 


Danziper Fragen" bat Herr Askenazy um das Wort und be= d 
tonte,dass man einen Unterschied zwischen den Fragen, s 
die die Verteidigung Danzigs betreffen, unà denen,die 


auf den freien Zugang Polens zum Meere Bezug haben, 
machen mächte. Dia ersteren seien vertagt worden,er 
frage nun,wann die anderen geprüft werden würden. der 
Rat entschied,dass die Fragen,betreffend Polens freien 
Zugang zum Weere,nach Regelung der die Verteidigung 
Danzigs betreffenden Fragen erörert werden sollten. , 


En 


In der 7.Sitzung am 20.dJuni 1921 wurde Danzigs S. 
nur insofern Erwähnung getan,als der Vorsitzende gele- 18 
gentlich einer Aussprache über die Lffentlichkeit der C 
Ratssitzungen darauf hinwies,dass wührend der letzten 
Tagung des Rates in Paris die Presse eine ungenaue ia- 
dergabe seines Berichtes über die Herstellung von Waffen 
für Peru in Danzig gebracht und diese liedergabe die 
öffentliche Meinung in Paru in Aufregung versetzt habe, 

Es murde daraurniin festgestellt,dass durch 
Natsbeschluss wm 17.Juni 1921 Vorsorge getroffen sei, 
dass die Verhandlungsberichte künftig nicht vor endgül- 
tiger Beschlussfassung des Rats an die Üffentlichkeit 
gelangen. 


Für die 9.Sitzung am 2l,Juni 192l standen wie- S, 
derum mehrere Danziger Fragen auf der Tagesordnung,und 26 
zwar zunüchst die Verhandlungen über das Abkommen zwi- D 


sahen Polen und Danzig. 
ohe Kommissar berichtete über die Lage 


er 
in Danzig. (Anlage 42) 

Herr Askenazy ergriff nach ihu das wort und 
sagte,dass er die Stelle in dem Bericht des General lia- 
king hervorheben mächte,die die Gemeinschaft der Intares- 
sen Danzigs und Polens betone, Er sei in der glücklichen _ 
lage,dem Rate mitteilen zu küönnen,dass die polnische Re- 
gierung,dem Wunsche der Freien Stadt entsprechend, so- 
eben den Danziger Fischern gestattet hade,in polnischer. 
Gewässern zu fisohen. 

Hierauf stellte Herr Fisher fest,dass die la- 
ge in dem Berichte des Hohen Kommissars klar geschil- 
dert sei, Es freus ihn,dass es den Anschein habe,als 
liessen sich beide Parteien von einem freundlichen Geist 
leiten; es seifausserordertlich bedauerlich,dass sie 
nach soviel Monaten der Verhandlung zu keiner Einigung 
gelangt seien, Die britische Regierung sei der Ansich 
dass es von grösster Wichtigkeit sei,so schnell wie mög- 
lich eine Einigung zu erzielen. Der Krieg habe eine 
schwierige Lage geschaffen, Es sei ganz natürlich,dass 
Danzig an seiner Selbständigkeit und Polen an seinem 
Recht auf freien Zugang zum Leera festhalte, Der Rat 
müsse den guten Willen beider Parteien anrufen und sie 
zu einer redliohen Zusaumenarbeit mit dem Hohen Kommis- 
sar auffordern. 

Der Vorsitzende pflichtets Herrn Fisher bei 
und erklärte,dass er genau die Ansicht des Rates auspe- 
sprochen habe, 

Auch Herr Hanotaux schloss sich den Worten des 
Herrn Fisher an und wies auf die beiden Standpunkte hin, 
auf die der Rat sich stellen müss#s ,nümlich das einmal 


An 


einmal Polen auf Grund des Vertrages Freier Zugang zun 
Msers zu gewähren sei und zum andern,die te 
der Freien Stadt gesichert werden müsse. 3o 
Es ergebe sich dis Frage,ob dem Hohen Komnis- 27 
sar grössere Machtbefugnis verliehen werden müsse,um die 
erwünschte Einigung zu erleichtern, s 
Der Generalsekretär wies dara hin, dass die 
Befugnisse ‚des Hohen Kommissars durch de Vertrag von 
Versailles festgelegt worden seien,worauf Herr Fisher 
suf die Ausführungen des Hohen Kommissars aufnerksam 
machte,in denen nahegelegt worden sei,dass der Rat bgi- 
dan Parteien eine Note übersenden solle mit der Bitte, 
sich innerhalb einer bestimmten Frist zu einigen. 
Herr Askenazy hielt dig Festsetzung einer 
Frist für den Abschluss der im Gange befindlichen Ver- 
handlungen über das Abkommen für ausserordentlich zweck- 
missig. Er schlug namens der polnischen Regierung vor, 
dass der Sohiedsspruoh des Hohen Komnissars angerufen 
werden solle,wenn bis zum öl.Juli keine Einigung zustan- 
de gekomen sein sollte. 
Herr Sahm erklärte gleickfalls,dass der Dan- 
ziger Regierung viel daran gelegen sei ‚dass die Verhand- 
lungen so bald wie möglich zum Abschluss gelangen. Er 
narm den Termin "31L.Juli" an und sprach dem Hohen Kom- 
missar den Dank der Freien Stadt aus für alles,was er 
zur Erleichterung der aufperommenen Verhandlungen und 
für die Wohlfart der Freien Stadt getar. habe, 


Alsdann wurde ein Bericht verlesen,betreffend 
Lie Frage der Frist für eine Berufung an den Rat Rat gegen 
ntscheidungen pen des Hohen Konmissars im Falle einer Mei- 
nungsversöhiedenheit zwischen der Freien Staät Danzig 
und Polen. (Anlage 35). Der Rat nahm davon Kenntnis,dass 
die in diesem Bericht genannten Parteien einer Ansicht 
waren. 


Es wurde sin weiterer Bericht verlesen über 
dia von dam Vertreter dar polnischen Republik angeschnit- 
tenə Frags,betreffend Fostsotzung einer Frist für die 
aus aouu g das dem Hohen Kommissar vorbehaltenen Einspruchs- 
rechts,das in Artikel 6 des Vertrages der Freien Stadt 
mit Polen vom 9.November 1920 vorgesehen ist, Der Be- 
rioht (Anlage 43) wurde angenomnen. 


Schliesslich wurde auf Anregung durch den Ver- 
handlungsberioht 574 noch ein Bericht über die Berufung 
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Berufung der polnischen aegierung gegen die lintsckeidung 
des Hohen Komm ssars voii 28 Februar 1921 in Sachen Pup- 
pel verlesen. Der Bericht sohloss damit,dass die Anze- \ 
legenhsi® an Ale Repyaretionskomission zu varueisen sei, 
Er wurda angenommen. (Anlage 41) 


In der 10.Sitzung am 22,Juni 1921 kauen lə- S, 
diglich Danziger Fragen zur Erörterung, 28 

Als srste Frage wurde die der Vurteidipun E 
der Freien geall Danzig behandalt und ein Bericht dazu 
vorgelegt. lerr Lanotaux beantragte einigs kleine Abän- 
derungen an der Form,dasit der frenzüsische jortlaut 
mit dem engliscim übersinstimme.Er baantragte ferner, 
dass folgende Bemerkung in den Verhanälungsbericht auf- 
genommen werde: 

"Im Hinblick uf Artikel 5 wırd erwartet, 
dass der Hohe Kommissar einen all‘,emsiasen Bericht 
übsr die Verteidigung Jarzigs erstattet, ,đass dieser 
Borisht erst aufgestellt wird,nasiden dsr lohe Kom- 
missar die Ansicht der polriselen Regierung einpe- 
holt hat,und dass der Rat vor einer Beratung über 
diesen Bericht seinen Ständigen Berati«enden Ausschuss 
für Hssres-,Flotten-und Luftiairtfregen hört." 

Herr Askenasy kam noshmals auf den Bericht 
des General Haking vom 25.Januar 19-1 zurück, gegen den 
air. Binsprucksschreibsn der polnischen Regierung am 12, 
April zerich#st worden war und auf die Antwort des Ge- 
neral Haking auf disses Schreiben won 5.Mai,die durch 
eine Note das Gansralsekretürs vom 2L.Mai tTekenntgege- 
ben worden war. Er brachte zua Ausdrusk,dass er Wert 
darauf lega,dass dieser Binspruct: den er hieruit wieder- 
holse,da Gsneral Haking in seiner Jetzten Antwort den 
ganzsn Inhalt ssines Berichtes aufree.tsrhalte, in den 
Verhandlungsbericht eufgenormen werde, Zr schilderte, 
welshen Verlauf die Anzselegerheit dss Verteaidigungsauf- 
trages in den Zeitabschnitten: Oktober-Novenmber , Dezem- 
ber--Januar und der Gagenwart genonsen hatte,inden er 
sich insbesonders auf den Bericht des; Stündigen Bera- 
tenden Ausschusses vom l.Degamber stützte wid erklüurte, 
dass der gegenwürtige Entwurf keine wirksame Verteidi- 
gung Danzıgs zulasse, 

Herr Fisher erwıderte darauf,dass der pol- 
nische Einspruch zuegsn der Bericht des Hoke:: Kommissars 
mit der Prazos nishti Zusammenhänge, sr sei sehr erstaunt 
von dem Rats entgagangenomien worien,und ebensdwerde 
ihn wohl auch die britisshe Regierurg aufnstman, 

Herr Sahm beantragte, dass der Baschluss vom 
47.Novsmber 1920 dar Besprechung als Grundlegs dienen 
sollte and schlug einige Abändgrungen des Barichts vor, 


siha u ie. <% 


= 48 = 


vor ‚insbesondere (Artikel 5),dass der hohe Kommissar 
nicht nur die polnische Regierung,sondern auchdie Re- 
gierung der Freien Stadt bsfragen solle, 

lerr Askarazy bemerkte,dass über den Be- 
richt des Hohen Kommissars zur Verteidigung Danzigs 
nicht stillschweigend hirweggeganzen werden körnte. 
Er habe im Auftrages seiner Regierung Einspruch erho- 
ben und sei bemüht geweser,nicht über die Grenze der 
srhaltenen Anweisungen hirauszugehen. 

Auf Vorschlag des Kerrn Hanotaux beschloss 
der Rat,sich an den Bericht des Vicomte- Ishii zu hal- 
ten,der mit den von Herrn Hancotaux vorgeschlagenen 
Yassungsänderungen angenomnen wurde. (Anlage. 44) 


Nan ging zur nächsten Frage über:"Polens 
freier Zugang zum leere duroh Danzig". Nachdem nier- 
über ein Bericut aes Vicomte Ishii (Anlage 45) ver- 
lesen worden war,erhob sich Eerr Askerazy und beiau- 8. 
arte,dass er wiederwn zwei in den Bericht des Hohen 29 
Komiissars vom 20,April 1921 enthalteren Behayfgungen 
widersprechen müsse. Es sei darin gesazt worden,1 
dass Polen sich hemühe, entweder üurch das Abko.mien 
oder durch andare Mittel, vie sie z.2.lerr Askenazy | 
vorgeschlagen habe, in der Freisn Stadt rekr politi- 
sche und wirtschaftliche Rechte zu erlangan,als ihm j 
durch den Vertrag von Versailles verlieben worden 
sind, und 2) sei darin der vierts Vorsci.lag in den 
Schreiber des lierrn Askenazy vom 5.lürz als *poli- 
tische Bonbe" bezeichknst worden, Dieser Vorschlag ba- 
bə dalıin gelautet,dass dem liohan Kommissar gestattet 
werden nöchte,sich nötigenfalls an die polnische kə- 
gierung zu wenien,um Polen dan freien Zugang zum ilee- 
re zu sichern,ein Vorschlag,den der Bat soeben hin- 
sicktlich der Verteidigung Wanzigs angenommen habe. 
Er bat,dass der Rat Polen gegen solche Anschuldigungen 
in Sckutz nahmen möchte und erirnerte ar die völlige 
Gleichstellung aller Mitglieder des Völkerbundes, Er 
stellte den Antrag,dass der Bericht in einen wiohti- 
ser Punkte noch vervollständigt werden möchte, und zwar 
dahingeliend,dass der Rat das Racht Polens billige ,‚at- 
galegene Lagerräune zu besitzen,ınd dass die Einzelhei- 
ten der Ausführung in Denzig gemeinsam mit dem Easfen- 3 
ausschuss, dgu Verteilungeusschuss und dem Kolen Kow- 
missar zu regeln sein werden, er 
Herr Hanotaux stellte fast, üass die polni- . 
sche Regierung bei dem Rate vier Fragen anlüngig ge- 
macht habe,die Frage des "port d'attache" (im engli- Š 
schen Text: wharf in tne Port) und die der Verteidizung 
Danzigs zu Lands seien durch den eben angenommenen De~ 
richt (Anlage 44) geregelt worden. Es bleibe noch zu 
regeln,dis Frage der Durchfulir von kurition und die 
Munitionslagerung. err hanotaux legte dem Kate ein 
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ein diesbezügliches Schreiben vür.(Anlaze 46) 

Der kat traf Entscheidung ‚dass ein Ausschuss 
die Einzellieiten der beiden polnischen noch zu erledi- 
genden Anträge prüfen solle, ie Vertreter beider Par- 
tsien und der Hore Kowmissar sollten diesem Ausschusse 
angehören,der auf der Grundlage des Beschlusses des 
Herrn Hanotaux und des Berichtes,den der Stündige Be~ 
ratende Ausschuss binnen kurzen lieferr müsse,arbeiten 
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Zu der Frage der Herstellung von Waffen in 
Danzig,über die nunmehr eine Aussprache herbeigeführt 
wurde, bemerkte der Generalsekretür ‚dass zwischen zwei 
Fragen unterschieden werden müsse: einmal dem Schick- 
sal der Gewehrfabrik,mit dem sich die Botschafterkon- 
ferenz beschäftigt habe und zweitens der !!erstellung 
von Weffen,die Gegenstand einer Entscheidung des Völ- 
kerbundrates gewesen sei. 

Herr Gabriel lianotaux bat den Rat,sich dar- 
über klar zu sein,dass es über diesen Punkt kein Niss- 
verständnis.mebr gebe,und ersuchte ikn,der Befehl zu 
erneusrn,dass jede Herstellung von Kriegs-und Jagdwaf- 
fen in Danzig verboten sei. 

Kerr Fisiier schioss sich diesen Vorscüulage an, 

Infolgedessen machte Lerr Hanotaux bezüglich 
der ganzen Angselegenneit fTolrenden Vorschlag: 

I, Brors retn 1 .U 5: 5% 

In Ausführung des -Artikels 107 des Vertrazes 
von Versailles und der Entscheidungen der Botsciüafter- 
konferenz von 18.iloveaber und 27.Dezember 1920,24.Fe- 
bruar und 10.Mürz 1921 muss aliss militärische Gerät, 
das früher lem Deutschen Reiche geüört lat,einscähliess- 
lich des in eine Gewehrfabrik wiırewandeiten arsenals 
in Danzig sofort an die polnische Regierung abgetreten 
werden, mit Ausnahue des Gerüts,das für Zwecke der Po- 
lizei gebraucht wird. Die Zuteilung derFebrikrzebüude 
wird Gegenstand siner späteren äntscheiduug des Ver- 
teilungsausschusses sein. 

us. Bra 258,0 h,N2 1.548. 
l, Die lierstellung von Krisgsgerüt,!äunrition oder 
Waffen jeder Art ist in Gebiete der Freien Stadt Danzig 
verboten, 
2. Die Herstellung von Zivilluftfahrtgerät ist 
unter der Aufsicht des loben Koumissars gestattet, 

Der Nat fordert daher den Hohen Kormissar in 
anzig auf,im Einvernehmen mit der Regierung der rrei- 
en Stadt alle erforderlichen Kassnanmen zu treifen,äüa- 
mit der Hohe Kommissar ständig über jede Herstellung >» 
von Zivilluftfalirtzerät im Gebiete der Freien Stadt 
unterrichtet ist. 

ö. Der Hohe Komuissar wird aufgefordert,für al- 
les im Gebiete der Freien Stadt danzig hergastellte 
Luftfahrtgerät ein Eintragungs-und Stewpelungsverfahr3n 
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Stömpelrungsverfahren einzurichten und laufend in der 
Fabrik führen zu lassen,sowie alle erforderlichen Mass- 
nahnen zu treffen,danit die Anhäufung solchen Geräts 

im Gebiete der Freien Stadt vermieden wird. 

4, Die Durohfuhr von Kriegsperät,Munition 
oder Jaffen jeder Art durch die Freie Stadt ist verbo- 
ten. 

Der polnischen Regierung werden jedoch ge- 
wss Artikel 104 des Vertrages von Versailles und Arti- 
kol 28 des Vertrages,der am 9.November 1920 zwischen Poe» 
len und der Freien Stadt Danzig abgeschlossen worden 
ist, für die Durchfuhr und die Lagerung von durchgeherdeu 
Kriegsgerät,das zu lleeres-,Flotten-oder Luftfahrtzwecken 
für die polnische Regierung bestimmt ist,Plätze und Räue 
mə besonders zur Verfügung xestellt werden. 

65. Der Rat erteilt dem Hohen Kommissar die 
nötige Vollmacht,um von der Regierung der Freien Stadt 
fordern zu können,dass sie alles verdächtige Gerüt auf 
Kosten und Gefahr der Eigentümer oder Inhaber beschlag- 
nahmt bis eine eingehende Untersuchung über die Art und 
Bestimmung dieses Geräts vorgenonmen worden ist. 

Herr Fisher bemerkte dazu,dass die Botschafter- 
konferenz beschlossen habe,dass das Werkgerät der Fabrik 
polnisches Eigentum sei,dass dieser Beschluss aber in- 
folge eines Versehens bei der Übermittelung dem Sekre- 
tariat nicht zugeganagen sei. Er schlug vor,der Bot- 
sohafterkonferenz hiervon Nachricht’ zu geben unter gleich- 
zeitiger Übersendung des Berichts des Hohen Kommissars, 
der den Umbau der Maschinen vorschlage,damit denen,die 
keine Arbeit haben, Arbeit gegeben werds, Der Rat würde 
inzwischen zur Prüfung des französischen Entwurfs Zeit 
haben, 

Der Rat bestätigte noclmals,dass das Verbot der 
Herstellung von Waffen in Danzig und die Überweisung 
der garzen Frage an den Unterausschuss sein wille sei. 

Danach legte der Aussckuss,der mit der Auf- 
stellung zweier intwürfe bezüglich der Stellung der Se- 
natoren beauftragt worden war,seinen Bericht vor,der 
die Lösung a) empfahl. > 

Der Rat nahın diesen Bericht an,inden er den 
letzten Teil mit der Lüsung b) wegliess. [Anlage 38) 


während der 11.Sitzung am 23.Juni 1921 5. 
wurden niederum vorwiegend Danziger Fragen behandelt, öl 

der Rat nahu zunächst von einem Berit F 
Kenntnis,den der in der Sitzung vom 22.Juni ernannte 
Ausschuss zur Frage der Niedərlagə der polnischen Muni- 
tion in Danzig ausgearbeitet hatte. (Anlage 47) 

Herr Gabriel hHanotaux dankte darauf bei- 
den Parteien,dass sie sich so einsichtsvoll über jede 


Stempelrungsverfahren einzurichten und laufend in der 
Fabrik führen zu lassen,sowie alle erforderlichen Mass- 
nahmen zu treffen,damit die Anhäufung solchen Geräts 

in Gebiete der Freien Stadt vermieden wird. 

4, Die Durchfuhr von Kriegsgerät, Munition 
oder Jaffen jeder Art durch die Freie Stadt ist verbo- 
ten. 

Der polnischen Regierung werden jedoch ge- 
wiss Artikel 104 des Vertrages von Versailles und Arti- 
kol 28 des Vertrages,der am 9,liovember 1920 zwischen Po- 
len und der Freien Stadt Danzig abgeschlossen worden 
ist, für die Durchfuhr und dis Lagerung von durchgeherdeu 
Kriegsgerät,das zu lleeres-,Flotten-oder Luftfahrtzwecken 
für die polnische Regierung bestimnt ist,Plätze und Rüue 
me besonders zur Verfügung gestellt werden. 

5, Der Rat erteilt dem Hohen Kommissar die 
nötige Vollmecht,um von der Regierung der Freien Stadt 
fordern zu können,dass sie alles verdächtige Gerüt auf 
Kosten und Gefahr der Eigentümer oder Inhaber beschlag- 
nahmt bis eine eingehende Untersuchung über die Art und 
Bestimmung dieses Geräts vorgenorinen worden ist. 

Herr Fisher bemerkte dazu,dass die Botschafter- 
konferenz beschlossen habe,dass das Werkgerät der Fabrik 
polnisches Eigentum sei,dass dieser Beschluss aber in- 
folge eines Versehens bei der Ubermittelung dem Sekre- 
tariat nicht zugepänagen sei. Er schlug vor,der Bot- 
schafterkonferenz hiervon Nachricht zu geben unter gleich- 
reitiger Übersendung des Berichts des Hohen Kommissars, 
der den Umbau der Maschinen vorschlage,damit denen,die 
keine Arbeit haben, Arbeit gegeben werde, Der Rat würde 
inzwisohen zur Prüfung des französischen Entwurfs Zeit 
haben, 

Der Rat bestütigte noclmals,dass das Verbot der 
Herstellung von affen in Danzig und die Überweisung 
der garzen Frage an den Unterausschuss sein “ille sei. 

Danach legte der Aussckuss,der mit der Auf- 
stellung zweier Entwürfe bezüglich der Stellung der Se- 
natoren beauftragt worden war,ssinen Bericht vor,der 
die Lösung a) empfahl. A 

Der Rat nahıa diesen Bericht an,irdem er den 
letzten Teil mit đer Lüsung b) wegliess. (Anlage 38) 


während der 11,Sitzung am 23.Juni 1921 © 
wurden wiederum vorwiegend Danziger Fragen behandelt. Sl 

Der Rat nahr zunächst von einem Berit F 
Kenntnis,den der in der Sitzung vom 22,Juni ernannte 
Ausschuss zur Frage der Niederlage der polnischen Muni- 
tion in Danzig ausgearbeitet hatte. (Anlage 47) 

Herr Gabriel Hanotaux dankte darauf bei- 
den Parteien,dass sie sich so einsichtsvoll über jede 
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jede der auftauchenden Tragen einigten und sat: in die- 
sem guten Einvernehmen ein vielversprechendes Vorzeichen 
für die wirtschaftliche Wohlfahrt Danzigs. Der Rat nalım 
von der KEinirkeit beider Parteien Kenntnis. 


Es wurde ein weiterer Bericht des in der 
Sitzung am 22.Juni ernannten Ausschusses über die Frage 
der polnisohen militärischen Wach-und Begleitmannsckaf- 
ten verlesen. (Anlage 48) Hierzu bemerkte Herr Hanotaux, 
dass zwischen dem Vertreter Polens und dem Vertreter 
Danzigs keine Einigung habe erzielt werden können in 
bezug auf die Frage,ob diese Mannschaften ausserhalb 
der zur Verfügung gestellten Ürtlichkeiten Uniform tragen 
könnten. Er richtete an den Vertreter Polens die Frage, 
ob er in dieser Angelegenheit nicht Entgegenkormnen 
zeigen könne,worauf Herr Askenazy erwiderte,dass er er- 
freut feststellen könne,dass die Verhandlungen im Aus- 
schuss guten Erfolg gehabt haben,und dass offenbar ge- 
rade die bei dem ate des Völkerbundes wehende Luft 
den so sekr erwünschten versöhnlichen Geist hervorbrin- 
ge. Er habe auch die Freude nit erösster Genugtuung 
feststellen zu können,dass der Präsident des Senats 
ler Freien Stadt entgegenkorıuende Gesinnung gezeigt 
habe, Er glaube seinerseits dieselbe Gesinnung tbewie- 
sen zu hen. Um einen erneuten Beweis dafür zu brin- 
gen,erkläre er,dass er den Vorschlag des Prüsidenten 
Sahm annehme und zugestehe,dass die polnischen wachen 
ausserkalb ihres Dienstes keine Uniform tragen, Er zis 
he auch seine Berufung vom 12.April gegen die Entschei- 
dung des Eohen Komiissars zurück, Der Rat brauclie über 
diese Angelegenl:e eit nickt zu bestimnen,da beide Par- 
teien sich iber säntliche Punkte vollkormen geeinigt 
hütten. Er möchte die Erörterung mit der Feststellung 
zum Abscnluss bringen,dass die polnische Regierung 
sich nur genau an die "Rechte kalten wolle,die der Ver- 
trag von Versailles ilr in Danzig gebe. Diese Rechte 
seien unverletzlich. Die Befürchtungen,die die Freie 
Stadt etwa Lege,seien unbegründet, Danzig habe 3 und 
1/2 Jehriiundert larg zu Polen gelört,und zwar zu einer 
Zeit,in der Polen sekr mächtig gewesen sei;der Staat 
Polen habe Danzigs Eigenart in xeirer Heise veründert. 
Danzig sei bei der Trennung von Polen im 18. Jahrhundert 
deutscher gewesen als zu der Zeit,da es zu Polen kan, 
Kerr Askenazy bat den Rat und insbesondere 
den Vertreter der grüssten Seemacht der Welt ,Gross- 
Britanniens,bederker zu wollen,dass die lage "Polen 
einzig dastehe. Danzig sei der einzige Zugang zum Mee- 
re für fast 30 Millionen Einwolıner und der einzige Ha~ 
fen,durch den eine grosse Industrie,die mehr als 
600 000 Arbeiter beschäftige, versorgt werden körne. 
Der Vertreter Frankreichs habe sehr beredt diese lage 
dargestellt, Der Vertreter Polens zweifele nicht,dasa 
die Grossmüchte, besonders die britische Nation bei Ss 
32 
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bei inren Gomoutigkeitssinn,der bezeicnnend für sie sei, 
Und ihrem grossen Verständnis für Sohiffalrtsfragen,Polen 
darin unterstützen werde,dass ihn der freie Zugeng zum 
Meere genmüss dem Vertrage von Versailles gesichert werde, 

Der freie Zugang Polens zum leere könne übrigens nur die 


Wollfaehrt der Freien Stadt selbst füdern, 
lierr Fisler erklärte,dass er mit leblaftesten 


Interesse den Ausführungen des Vertreters Polens zugehört 
habe,die in jeder Hinsicht ausgezeichnet gewesen Seien. 
Er testätigte,dass die britische Regierung stets versucht 
habe,eine Einigung zwischen der Freien Stadt und Polen 
zustande zu bringen. Polen müsse voll und ganz die Rechte 
ausüben können,die ihm durch den Vertrag von Versailles 
verliehen worden seien. 
Der Marquis Imperiali teilte die Ansichten des 
Herrn Fislıer und drückte 'seine Befriedigung darüber aus, 
dass die Einigung zwischen Polen und der Freien Stadt Dan- 
zig glücklich erzielt worden sei, 
Auch Italien lege grossen wert darauf,üass 

Polen freien Zugang zun Meere habe und alle anderen ihm 
durch den Vertrag verliehenen llechte ausüben könne, | 

Herr Sanm dankte dem Vertreter Polens für die 
abgegebene Erklärung und sagte,auoliı er sei davon über- 
zeugt,dass der Hauptgrundsatz,von dem die Freie Stadt 
sich leiten lassen müsse, die genaue Beachtung der Be- 
stinmungen des Vertrazas von Versailles sein müsse, Er 
bat den Rat,dass er den ächutz Danzigs sicherstellen und 
die wirtschaftliche Lage den Freien Stadt in Batracl:t 


ziehen möchte. 
Vicomte Ishii dankte den Vertreter Polens und 


dem Vertreter der Freien Stadt für den guten Willen und 


die einlenkende Gesinnung, die sie bewiesen hatten, 
Der Rat nalım davon Kenntnis,dass beide Partei- 


en einig waren,und beschloss,in den Verliandlungsbericht 
aufzunehmen, dass auch über das Tragen der Uniform eine 
Einigung erzielt sei; das Personal der polnischen ack- 
und Begleitmannschaften habe ausserhalb der vorbelialte- 
nen Gelegenheiten keine Uniform zu tragen. 


Als folgender Punkt stand mwiederuuü die Her- 
Stellung von Waffen in Danzig auf der Tagesordnung. der 
kat nahn von dem Entwurf eines Beschlusses Kenntnis,der 
als Ergänzung zu den Bericht des Viconte Ishii vorgelegt 
norden war, 

Herr Askenazy erklärte,dass er den dem Rate 
üunterbreiteten Bescohlussentwurf annehue,wälhrend Herr 
Saha den Ret bat,eine bestimmte Zeit lang noch die Her- 
stellung von Jagdgewehren zuzulassen. 

Herr Gabriel lianotaux erklürte jedoch, dass 
hinsichtlich dieser Trage kein Doppelsinn und kein ge- 
beimer Vorbekalt bestehen dürfe, Jadurch,dass der Ret 
Jede lierstellung von Waffen in Danzig untersagt habe,Ve- 
Stätigte er nur eine bereits getroffene Entscheidung, Die 


Freie Stadt müsse schleunigst andere Artikel herstellen, nie: 
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wie; Fahrrüder ,hülmaschinen uud ipsbesondere Zucherrei- 
nigungsmaschinen, 

Der Bsscohlussentwurf wurde von dem late ange- 
nomen, (Anlage 33) 


Alsdann wurde ein Bericht des Tioonte Ishii 
über:"Deutsohes Äriegsgerüt in Danzig" verlesen, 

Herr Cabriel Haxotaux machte den Rat auf den 
folgenden Satz des Berichtsentwurfes aufmerksam; "Der 
Hohe Kommissar wird natürlich geneinsam nit den Danzi- 
gar Behörden alle erforderlichen Massnahmen treffen,da- 
mit verhindert wird,dass Danzig liseresstützpunkt irgend- 
welcher Art wird oder bleibt," 

Auf seinen Vorschlag nahm der Hat die Einfüpung 
folgender Worte an:"oder eine Wwaffen-und lduritionsnieder- 
lage". Der Bericht wurde nit diesem Zusatz angenommen, 
(Anlage 50). 


Auf Veranlassung des Herrn Gabriel Kanotaux Se 
wer auch die Frage der Finanzlage der Freien Stadt noch 33 
auf die Tagesordnung dieser Sitzung gesstzt worden, Sie 
gelangte nunmehr zur Behandlung. Nachdem der Rat von dem 
Entwurf zu einem Berioht des Viconte Ishii (Anlage 51) 
Kenntnis genommen hatte,ergriff Herr Gabriel Aenotaux 
das Wort unà wies dar:nf hin,dass die finanzielle Zu- 
kunft der Freien Stadt einzig von dem Einvernehmen zwi- 
schen Denzig und Polen ahhinge. Nachrichten aus Danzig 
*deutsten sohon auf ein Wiederaufblühen des Handels hin. 
Der Hohe Kommissar schlage vor,die Unterhaltun:s- 
kosten für die alliierten Truppen,die im Janre 1920 in 
der Freien Stadt in Garnison gelegen haben,niclht von 
Danzig zahlen zu lassen. Das würde wider alle sonstige 
Gewohnheit sein. Die französische Regierung mache dem- 
£egenüber Vorbehalte, Der Hohe Kommissar bringe weiter 
in Vorschlag,dass der Völkerbund eine Anleihe der Frej- 
en Stadt sicherstellen sollte.Disese Frage würe gründlich 
zu prüfen. Die ganze Frage solle gemäss den Beschlüssen 
in dem Berioht des Vicomte Ishii an den vorläufigen 
Wirsschafts-und Finanzausschuss zurückvernissen werden, 
Herr Sabın erklürte sich gern damit einverstan- 


den. 
Dia Prüfung der Frage wurde somit an den vor- 
lüufigen Wirtsohafts-und Finanzausschuss zurückverwiesen, 
< 


Die 12.5itzung am 23.Juni 1921 wurde niederun 8e 
mit einer Danziger Frage eröffnet, und zwar handelte es 34 
G 
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ige ieser Frage ei- 
nen Bericht vorgelegt,der verlesen wurde. (Anlage 30) 

Herr Fisher machte darauf auiuerksau, dass 
ein Widerspruch zwischen Artikel 1 des Berichtes und 
Artikel 5 der Verfassung der Freien Stadt Jarzig zu 
bestehen schiene, Er beartragte,dass folgende Bemwer- 
eo in den Verherdlungsbarickt aufgenommen werden sol- 

e: 

" Ich nehues an, dass Artikel I den Artikel 5 der 
Vərfassung åer Freien Stadt Danzig nicht berührt, 
Letzterer bleibt in Kraft." 

Herr Askenazy legte Wert darauf,zur Vermei- 
dung jeden Missverständnisses festzustellen,dass die 
Punkte 1,2 und ö,die die zweite Frage des Berichts be- 
trafen, und besonders Punkt ö,der die Befugnisse des 
‘Hohen Kowmissars, soweit as sich um Kriegsperüf und seine 
Beschlagnalune handelte, festsetzte,nicht auf Polen ge- 
höriges Kriegsgerät Bezug nätten, 

Diese Feststellung wurde von dem Rate be~- 
stütigt. f 
Herr Sakm stellte den Antrag,üass die liolm- 
insel in den Bericht nicht: arwähnt werden und die wahl 
des Platzes der Entscheidung des Hafenausschusses über- 
lassen bleiben sollte. 

Herr Hanotaux bemerkte darauf,dass der die 
Holminsel vetreffende Artikel’ nur ein Vorschlag eiri- 
ger in dem Ständigen Beratenden Ausschuss vertretener 
Veledierter wäre. Auf seins Anregung uin wurde beschlos- 
sen,an der tetreffaenden Stelle des Berichtes die Worte; 
Im Vorschlag" hinzuzufügen, 

Es gelte ais Selbstverständlich,dass der ila- 
fenausschuss zu entsclieiden habe, 


In der 19.Sitzung ar- 28.Juni 1921 wurde ge- 5, 
legentlioh der Beschlussfassung über die Frage,ob die 61 
Ausschüsse und die Unterschüsse des Völkerbundes aufzu- H 
fordern seiem,sich durch ihren Vorsitzenden und eirer 
aus drei Mitgliedern testehende Abordnung vertreten zu 
lassen,sobald sie interessierende Frager beraten werden, 
auch beschlossen,dem Haken Kommissar in Danz ig eine sol- 
dhe Einladung zukoımen zu lassen. 


XIV. Tagung in Genf vom 12.Septeuber bis 12.Oktoter 1921, 


Die Mitglieder des Völkerbundrates waren wie folgt ver- 


treten; 

China durch Herrn Wellington Koo (Vorsitzender) 
Belgien n " Paul Hymans 

Brasilien K " Gasto da Cunka 
Gross-Britannien o " A.J.Palfour 

Frankreich " "  Löon Bourgeois 

Italien "n" Merguis Imperiali 

Japan "  Vioomte Ishii 

Spanien Herrn anoh de Leon. 


Generalsekretär: 


Sir Erico Drumond. 
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Die 6,Sitzung am 16.5epteuber 192] war 
fast ausschliesslich Danziger Fragen gevidust, 
Als 1.Punkt stand der Gesetzentwurf,be- 
treffend Erwerb uud Verlust der Staatsangehdrigkeit 
der Freien Stadt Junzig,auf der Tagesordnung. Vicomte 
Ishii verlas seinen Bericht, (Anlage 52) Die lierren As- 
kenazy und Sehm erklärten ihre Zustimmung zu den Ender- 
gebnissen dieses Berichtes und so wurde folgender Be- 
schluss angenommen: 
Sie Frage des Gesstzentwurfs betreffend den 
Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit der Frei- 
en Steüt Danzig wird bis zur XV.Tazung des hates 
zurückgestellt." 


Die weitere Besprechung katte nochmals 


den Fall Pupnel/Deutsohe Bauernbank gun Gegenstand. 
wıederun verlas Zunuckhs looate Ishii seiren 
Bericht. (Anlage 53). 
iierr Askenazy nahm dje Erdergebnisse dieses 
Beriohtes an uud sapte,dass er nicht bezweifele, dass 
Polen und die Freie Stadt auch in dieser Angelegenkeit 
zu einer vollständigen Einigurg gelangen werden. 

lerr Sahm sprach ebenfalls diese lioffrung aus, 

und der Rat nahın folgenden Beschluss an: 

"Bevor weitere Schritte in Sachen Puppel/deut- 
sohe Bauernbank unternonmen werden,ergelit an den 
Vertreter der polnischen Republik und an den Prüsi- 
denten des Senats der Freien Stadt Danzig die Auf- 
forderurg,die Frage zu prüfen,damit sie unmittelbar 
unter der beteiligten Regierungen geregelt wird.” 


Der folgende Punkt lautete: Die Verteidi- 


ung der Freien Staüt, 
Nachdem Viooute Ishii seinen Bericht (Anlepe 


54) verlesen hatte und die Herren Askenazy und Sahım sich 
damit, einverstanden Brklärt hatten,dass der Bericht dem 
Ständigen Beratenden Ausschuss fur leeres-,Flottan-und 
Luftfahrtfragen übermittelt werden solle,naim der Tat 
folgenden Besci.luss an: . 

"Der Berioht des Lonen kommissars des Völker- 
bundes in Danzig vom 30.August 1921,betreffend die 
Verteidigung der Freien Stadt, wird dem Ständigen 'Be- 
ratenden Aussoluss für Hegeres;Tlotten«-und Luftfahrt- 
fragen mit dem Ersuchen übersandt,dig Beuerkungen 
zu machen,die ar der: hate zu unterbreiten fir zweck- 
massig erachtet." 


Bierauf trat der Rat in dia Besprechung 5. 
der nüchsten Frage ein,betreffend den "port d'attache" 83 


für polnische Kriegsschiffe in Danzip. 
ioonmte Ishii verlas seinen Bericht (Anlage 55) 

Der kat nahm ferner vor einen Schreiben des 
lohen Komnissars vom 16,.Septenber Kennrtnis,in dem die 
Bitte ausgesprochen war,dass der Rat nioht eher ejne 
endgültige Entscheidung treffen mÜchte,als bis er die 
Weinung der Danziger Regierung gelört iabe, Der Rat ər- 
teilte HerrnGeneral Haking das Wort,welcher Bemer-te, 
dass er es für ratsam gelalten habe,vor Abfassung sei~- 
nes Berichtes über diese Frage bei der nolniscohen ke- 
gierung anzufragen,ob die Vorschläge,die er mache:: wole, 
die Billigung der polnischen Regierung finden. Br sei 
der Meinung,dass man auch die Danziger Regierung raoch 
ihrer Yeinung fragen müsse, 

herr Askenazy machte darauf auf..rksan, ss 
das ordnungsnäüssige Verfakren darin bestehen würdo,die 
Bemerkungen der Freien Stadt erst dann einzuholen ,wenn 
der Stänadige Beratende Ausschuss seinen Bericht dem Ra- 
te vorgelegt hat, Die polnische Regierung habe die Ab- 
sieht gehabt,danr auch nooh einige Bemerkungen zu wa~ 
chen, Er sei jedoch bereit,das von lierrn General iiaking 
vorgeschlagene Verfahren anzunekier, . 

Darauf erklärte kerr Sakn, dass die Frage die 
Freie Stadt Danzig im höolsten Grade interessiers, Er- 
sagte,dass in der Verfassung eine Bestimmung stehe,die 
die Einrichtung eines Flotten-oder leeresstützpunktes 
in Danzig verbiete,. Er woilte sich dieserhalb noch mit 
seiner Regierung in Verbindung setzen und bat den Rat, 
yore Entscheidung bis zur nüclsten Tazung zu verschie- 

ar, 

lerr Léon Bourgeois meinte,da beide Parteien 

zre Benerkungen vorbringen könnten,wenn die Frage wie- 
der vor dem Rat erörtert werder wirde,so würde es wohl 
genügen,wenn ihnen zur Vorlage äer vorläufigen Ausse- 
rungen,die sie zur Prüfung des. Ständigen Beratenden 
Ausschusses etwa unterbreiten müchten ‚eine kurze Irist 
gezeben werde, 

Herr Sahn war mit der von Äerrn iymans vorge- 
schlagenen Frist von 14 Tagen einverstanden., Er erklär- 
te sich bereit,der Vorsohlag des Marquis Imperiali an- 
zunehmen und sobald wie möglioh seine Denkscohrift vor- 
zulegen, | 
Unter diesen Bedingungen beschloss der Rat die 
Annahme folgenden Besohlusses; 

"Der Bericht das Hohen Kowmissars des Völker- 
bundes vom 10.September 1921 netst Anlage,betref- 
fend die Sohaffung eines "port d'attache" für die 
polnischen Kriegsschiffe in Danzig,wird mit den 
Bemerkungen,die die Vertreter Polens und Danzigs 
dtwa noch zu machen haben sollten,dem Ständigen 
Beratenden Ausschuss für Heeres-,Flotten-und Luft- 
fahrtfragen mit dem Ersuchen übersandt,die Boner- 
kungen dazu zu machen,die er deu Rate zu unterbrei- 
ten für zweckwässig halten würde." 


ae 


Zum nächsten Punkt der Tagesordnung: "Die 
Finanzlage der Freien Stadt"nalm der Rat den Bericht 
des Vicomte Ishii (Anlage 56) entgegen. Alsdann wurde 
folgender Beschluss angenommen: 

."Der Rat nimmt von dem Bericht des vorläufigen 
Wirtsobkafts-und Finanzausschusses über die Finanz- 
lage Kenntnis und bittet den Ausscohuss,die Frage 
nochmals einer eingshenden Prüfung in der jleise zu 
unterziehen,die er für die zwecoknässigste hält, Es 
wird dabei vorausgesetzt,äass eine derartige Prü- 
fung nicht so aufgefasst werder darf,als beabsich- 
tige der Ret,eine finanzielle Hilfe zu Gunsten der 
Freien Stadt ins Leben zu rufen," 


Der Rat ging zur letzten Danziger Frage 5, 
über dəm Bericht des General Haking über der augen- 84 
hen Polen 


blicklichen Stand der Verhandlunzen zwisc 
und der Freien Stadt, Rii 


Herr Wellington Koo richtete an Herrn General 
Haking die Frage,ob er dazu noch etwas dem kate vorzu- 
tragen habs. 

General Haking erklärte darauf,dass während 
der letzten Monate zwischen der polnischen und der Jan- 
ziger Regierung Verhandlungen stattgefunden hätten,um 
schwebende Fragen zu klüren, Diese Verhandlungen hätten 
entwder zu einer Einigung zwischen beiden Regierungen 
oder zu dem Beschlusse geführt,die Frage nochmals zur 
Entscheidung dem Hohen Kommissar vorzulegen, Es freue 
ihn,de:n Rate sagen zu können,dass fast über alle ve- 
sentlichen Punkte eine Einigung erzielt worden sei. Die 
Bedettung dieser Einigkeit könne nicht hoch genug ange- 
schlagen werden,da sie die feindselige Stimuung und 
das Misstrauen zerstreut habe,die vordem geherrscht 
hätten, Diesgs günstige Ergebnis sei zu einem grossen 
Teil der bemerkenswerten versüöhnlichen Gesinnung zuzu- 
schreiden,die beide Parteien bewiesen hätten, Er machte 
besondars darauf aufmerksam,welclie wichtige Rolle dabei 
die Herren Sahn Jenelowski, Volkmann und Seering für 
Danzig und die Herren Biesiadecki ,Plucinski und Ol- 
szowski für Polen gespielt hätten, Die Einigung sei 
nur durch sehr grosse Zugeständnisse seitens der bei- 
den Parteien,die voll und ganz die Notwendigkeit der 
Zusarmäenarbeit erkannt hätten,zustande gekomnen. Eine 
Frage sei jedoch noch übrig zgeblieben,die zu lösen ihm 
nicht möglich gewesen sei. Er habe diese dem dekreta- 
riat überwiesen,das über 2 der 3 strittigen Punkte die 
Einigung beider Regierungen habe erreichen können und 
es sei zu hoffen,dass auch über den dritten Punkt eine 
Einigung zustaniekommen werde. Ferner stünden noch zwei 
weniger wiohtige Fragen offen,die mit schwierigen Fi- 
ranz-und Rechtsfragen in Zusaimmenliang ständen. Er habe 
mit Zustimmung beider Parteien vorgeschlagen diese Fra- 
ge den Rechtssachverständigen des Sekretariats vorzulegen. 


e 
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vorzulegen, 

Herr Léon Bourgeois und Herr Fisher stellten 
beide fest,dass der Bericht des General Haking sehr zu- 
friedenstelland sei und waren der Ansicht, dass beide Re- 
&ierungen und der Hohe Kommissar zu dem glücklichen Er- 
gebnis der Verhandlungen zu beglückrürschen seien, Der 
Marquis Imperiali machte den Vorschleg,dess der Rat der 
polnischen und der en Regierung seine Anerkennnng 
aussprechen und Herrn General Haking seinen Derk ause 
rüoken sollte, 

Der Dat nakm einstimmig den Vorschlag des 
Merquis Imperiali an, 


In der 8.Sitzung am 19.8eptember 1921 ər- 5. 
stattete Herr Ador als Vorsitzender des vorläufigen 99 
Wirtsohafts-und Finenzausscohusses Beriaht über die B 
vom dem Ausschuss während der Genfer Tagung in den Mo- 
naten August und Sepkuber geleistete Arbeit, Der Finanz- 
ausschuss hatte unter anderem auoh zur Aufgabe gerabt, 
sioh über die Finenzlege der u Stadt zu äussern 
und brachte nun in diesem Bericht den Vorschlag,die 
Finanzlage der Freien Stadt eingehend prüfen zu lassen, 
(Anlage 67) 

Der Rat wies euf seinen Beschuss vom 16. S. 
September hin,durch da er den Wirtsohafts-und Finanz- 101 
ausschuss damit beauftragt hatte,eine Untersuchung anzu- 
stellen. 


In der 12,Sitzung au 6.0ktober 192] stand 5. 
noelv 'eimmal eine Danziger Frage auf der Tagesordnung, undlZl 
zwar die Frage der herstellung von Flugzeusen in Denzig. G 

Vicomte Ishii verias seinen Bericht. (Anlage 58) 

ser Ret nahm den Bericht des Vicomte Ishii 
mit folgenden Beschluss an; 

"Der Genaralsekretür wird érsucht,den Bericht 

des Luftfahrtunterausschusses das Stündigen Beraten- 
den Ausschusses für lieeres-,Flotten-urd Luftfahrtfragen 
vom 50,September 1921,betrefferd üle Lerstellung von 
Luftfahrtgerät in Denzig,dem Hohen Kommissar des Völker- 
bundes ir Danzig zu übersenden," 
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XVI. Tagung in Genf vom l0 bis 14.Jamar 1922. 


Die Mitglieder dəs Völkərbunårates waren wie folgt ver- 


treten: 

Belgien durch Herrn Eymans (Vorsitzender) 
Brasilien i 2 Gastäo da Cunlia 
Gross-Britarnien n hr Cecil Harmsworth 

China j o Tang Tsai-Fou 

Frankreich H " Gabriel Hanotaux 

Italien s Marquis Imperáali 

Japan n Vicomte Ishii 

Spanien " Herrn Quinones de Leon (in der 


I1.,12.und 13.3itzung von lerrn 
de Reynoso vertreten) 


Generalsekretär: Sir Eric Drummond. 
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In der 6.Sitzung am 12.Januar 1922 gelang- S. 
ten mehrere Danziger Fragən zur Bshandlung,und zwar 95 
zunächst die Frage der Überwachung und Verwaltung der A 
“sichsel im Gebiete der Freien Stadt. 

ioomte Ishii verlas hierzu einen Bericht, (An- 
lage 59) der mit folgendem Beschlusse endete: 

"Die Vertreter der Regierung Polens und Danzigs 
werden ersucht,die Frage der Überwachung und Verwal- 
tung der Weichsel unter sich zu erörtern und dem Sh 
Generalsekretär vor Sohluss der Tagung Mitteilung 96 
zu machen,ob unmitielnare Verhandlungen zu einer 
Lösung dieser Frage zu führen versprechen," 

Herr Sahm erklärte sioh zu Verhandlungen bereit, 
wiss aber darauf hin,dass die Angslegenheit grundsätz- 
lich bereits durch den Vertrag vom 9.November 1920 und 
durch die Entscheidungen des Hafsnausschusses und des 
Hohen Kommissars entschieden worden sei. 

Herr Askenazy erklärte,dass es sich um die Aus- 
legung sines Artikels des Vertrages handle,und dass üb- 
rTigens ein anderer Artikel desselben Vertrages vorsehe, 
dass seine Bestimmungen durch eine Vereinbarung zwischen 
beiden Parteien abgeändert werden könnten, Br billige 
den vorgeschlagenen Beschluss. 

Das von dem Rat im Monat Juni beiden Parteien 
empfohlene Verfahren der unmittelbaren Verhandlungen 
habe gute Ergebnisse gezeitigt. Das Wichtigste dieser 
Ergebnisse sei das polnische Abkommen vom 24,0ktober 
vorigen Jahres, Infolge dieses Abkommens seien in der 
vorigen Nacht yom 10.bis l1.Januar die Zollgrenzen zwi- 

' sohen Danzig und Polen gefailen,worin ein verbheissungs- 
volles Ergebnis für die wirtschaftliche Entwicklung 
Danzigs zu orblicken sei. So seien bereits zahlreiche 
Febriken, insbesondere chemische ‚in Danzig im Entstehen 
begriffen,die der Stadt die grössten Vorteile auf dem 
polnischen Markt sicherten. Dieses Ergebnis und viele 
andere ähnliahe seıen dank dəm Entgegenkommen Polens 
erzielt worden, Es sei ausserordentlich erwünscht, dass 
die Danziger Regierung dieselbe Gesinnung bezeuge und 
dessen eingedeuk sei,dass der Grund für ihr Dasein und 
der einzige und alleinige Zweck der Errichtung der Frei- 
en Stadt gewesen sei,Polen den freien Zugang zum Meere 
zu sichern,sonst hätte man vielleicht Danzig bei Deutsch- 
land belassen. 

Herr Sahm üusserte darauf, dass die Freie Stadt 
Entgegenkömmen bewiesen habe unä nie das Recht Polens 
auf freien Zugang zum Maere aus dem Auge lasse. Aber 
wichtige,dıe Souveränität Danzigs betreffende Fragen 
könnten nicht durch Ausgleichs geregelt werden,deshalb 
sei eben die Berufung an den Hohen Kommissar und unter 
Umständen an den Rat vorgesehen. 

Der von dem Beriohterstatter vorgelegte Be- 
sohluss wurde angenommen, 
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Es folgte eine Erörterung über den nächsten 
Funkt: Doyer und Verlust der Danziger Staatsangehörig- 
keit", 

Zu dieser Frage verlas Vicomte Ishii einen 
weiteren Bericht (Anlage 61),der mit folgendem Beschluss 
endete: 

"l, Der Rat beschliesst,gegen die Grundsätze 
des Gesetzentwurfs, betreffend den Erwerb und Vər- 
lust der Staatangshörigkeit der Freien Stadt Danzig, 
der dem Hohen Kommissar durch den Präsidenten des 
Danziger Senats am 26,November 1921 übermittelt wor- 
den ist,nichts einzuwenden, > 

„Alle grundsätzlichen Anderungen der Bestim- 
mungen des vorliegenden Gesetzentwurfs bedürfen der 
Genehmigung des Rates,bevor sie Gesetzreskraft ər- 
langen." 

Der Beschluss wurde angenommen, 


Zu dem folgenden Punkte:"Vorläufiges Abkon- 
men über die liandels-und konsularıschen Beziehungen 
zwischen Polan und Vanzi einerseits und Norwegen ande- 
rerseits" verlas Viconte ishil den als Anlage 62 wieder- 
gegebenen Bericht mit folgendem Beschluss: 

"Der Generalsekretär wird gebeten,den Hohen 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig zu ermächtigen, 
der polnischen Regierung mitzuteilen,dass er das 
ihm durch Artikel 6 des Vertrages vom 9.November 
1920 verliehens Einspruchsrecht in bezug auf das 
Abkommen über die vorläufige Regelung der Handels- 
und konsulariscohen Bszieklungen zwischen Polen und 
der Freien Stadt Danzig einerseits und Norwegen an- 
drarseits,sowie in bezug auf das Zusatzprotokoll 
zu diesem Abkommen in der Form,in der diese am 25, 
Oktober 1921 dem Hohen Kommissar schriftlich mitge- 
teilt worden sind,nioht ausüben wird." 

Der Beschluss wurde angenommen, 


Alsdann verlas Vicomte Ishii’ den Berioht,be- S, 
treffend die Amtsdauer der Senatoren (Anlage 63),der 97 
mit nachstehəndem Beschlussvorschlage schloss: 
"Der Hohe Kommissar des Völkerbundes in Dan- 
Zig wird ermüchtigt, gemäss Absatz 1 des Artikels 103 
des Vertrapes von Versailles seine endgültige Genehmi- 
gung zur Verfassung der Freien Stadt zu geben, sobald 
der Gesetzentwurf für die Amtsdauer der Senatoren,der 
dem Schreiben des Präsidenten des Senats vom 14.Noven- 
ber 1921 beigelegen hat,durch Abstimmung als Verfassungs- 
änderung genehnigt worden ist," 
Herr Askenazy billipte den Beschluss namens 
der polnischen Regierung und sagte,dass seine Regierung 
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Regiorung die soäleunige it arfassungsfrage für äus- 
serst wichtig halte, ,unå dass er dem Generalsekretär 
nooh ein Schreiben in diesem Sinne vorlegen werde. 
Der Beschluss wurde angenoumen. 


Zu deu Danzig-polniscohen Abkommen vom 24.0Okto- 
ber 1921,das als nächster Punkt auf der Tagesordnung 
stand, verlas Vicomte Ishii wiederum einen Bericht (An- 
lage 64),der wit folgendem Beschluss enäste: 

"Der Völkerbund nimmt von dem polnisch -Danzi- 
ger Abkomnen vom 24.0Oktober '1921 Kenntnis,so wie 
as der Hohe Kommissar am 11.November 1921 dem Ge- 
neralsekretär übermittelt hat." 

Der Beschluss wurde angenomnen und der Vorsit- 

tende beglückwünschte die Parteien im Namen des Rates 
zu den dgeschlossenen Abkommen. 


Die letzte Frage des "port d'attache" für polni- 
sohe Kriegsschiffe gab zu einer lünreren Aussprache 
Veranlassungs,als Vicomte Ishii seinen Bericht (Anlage 
65) mit folgendem Beschlussvorschlar beendet hatte: 

"Der Rat beschliesst,die Erörterung der Frage 

des "port d'attache" für polnische, Kriegsschiffe 
in Danzig bis zu einer späteren Tagung zurückzu- 
stellen. Bis die Frape von dem hate geprüft worden 
ist,bleibt die zwischen der Freien Stadt und Polen 
bereits getroffene vorlüufige Vereinbarung,die be- 
zweokt,den polnischen Kriegsschiifen im Hafen von 
Danzig die erforderlichen Bequeuliohkeiten und die 
notwendige Sicherheit zu verschaffen,in Kraft." 

Zunächst fragte lierr Hanotauxr,ob dem lafenaus- 
sohuss der Beschluss des Völkerbundraises vom 23,Juni 
mitgeteilt und was auf diesen Beschluss veranlasst wor- 
den sei,durch den der iiafenaussoliuss beauftragt worden 
war gemeinsam unit dem Verteilunpsausschuss einen Platz 
zum Löschen des polnischer äriezsgeräts und der polni- 
solen Sprengstoffe in Danzig zu bestimmen. In diesem 
Beschluss sei in Form eines Vorschlages davon die Reie 
gewosen,dass die Holminsel für diese Zweoke vielleicht 
ein geeigneter Platz wäre. 

Herr Colben,der Direktor der Verwaltungsabtei- 
lung des Sekretariats,erwiderte,dass dieser Beschluss 
den Hohen Kommissar und dem Lafenausschuss zugesardt 
worden sei. 

Derauf erklürte herr Askenazy,dass er den Be- 
Sohluss annehue,aber zwei Vorbela)te machen müsse: 

Das in dem Bericht anpezogene Schreiben des 
Hohen Kowmissars detreffe zwei ganz verschielene Frager, 
nämlich: den "prt d'attaclie" und den für das Kriege- 
gerät bestimmten Platz. 

der 
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: Dər Rat rabo nur bezüglich dor ersten Frage 
den Hober Kommissar um seine Meinung befragt. #ieser 
habe aber geglaubt ‚in seinem Antwortschreiben diese 
frage mit der Platzfrage zusammenbringen zu müssen. 
Infolgedessen müsse er als polnischer Vertreter lin- 
Sicutlioh dieses Verfahrens einsn allgemeiner Vorbehalt 
macken und gleichzeitig noch einen besonderen in bezug 
auf die in dem Schreiben des Hohen Komnissars ausge- 
sproohene Ansicht,dass Polen eix vorlüufiger Piatz an- 
zuweisen sei. Aus dem Beschluss des hats von 23.Juni 
gehe hervor ‚dass dieser Platz Polen von dem liafenaus- 
sobLuss im Einvernelimen mit dem Verteilungsaussciuss 
zugewiesen werden solle,also aus den enewaligen Grund- 
eigentum des deutschen Reiches und für dauernde Zeit 

zu wühlen sei. 

Die Danziger Regierung habe leıder in der 
Angelegenteit der *"Gauja",die Sprengstoffe für die 
polnisohen Kohlerbergwerke befördert habe,einen be- 
dausrlichen Beweis für einen Gæst von Gereiztleit ze~ 
liefert. Herr Askerazy wies auf sein schreiben an den 
Vorsitzenden des Rats in dieser Angelegerüeit kin. 

Er stellte erfreut fest,dass der Dericht- 
arstatter "das Vertrauen ausgesprocl:en labe,dass die 
freie Stadt Danzig ihr Wögliolustes tun werde,danit der 
Einfuhr von Waren,fleichviel welcher Art,einsohliess- 
lich des Kriegsgerüts und der Sprengstoffe,die für Po- 
len bestiumt seien,durch das Danziger Gebiet keine 
Schwierigkeiten gemacht werden" urd beartragte, dass 
diese Feststellung in den Verhandlungsbericht aufgenon- 
men werde, denn wern Polen die Aufschiebung dieser Fra- 
ga bis zur nächsten Tagung annelme,so müsse es die dop- 
pelte Gewälr lıaben,dass sowohl seine »chilfe in Danzig, 
als auch die Beförderung seiner Sprengstoffe,keire 
Schwierigkeiten raben würde. 

Darauf beuerkte Herr 3ahu,dass auf der Ta- 
gesordnung die Frage des "port d'attache” stände,dass 
der Vertreter Polens aber am Schlusse seiner Rede bei 
der Frage der Durohfuhr von Kriegsgerüt anzelangt sei, 
obwohl er bei Beginn seiner Ausführungen den Hoken Kom- 
missar zum Vorwurf gemacht habe,dass er in seiner Be- 
richt die Frage des "port d'attac!l:e" mit der Frage der 
al SAnBEe? für polnisches Kriegsgerät zusainnengeworfen 

abe, 

Die Freie Stadt erkeune vollkommen das AHeci:t 
Polens an,Kriegsgerüt durch das Gebiet der Freien Stadt 
kirdurohzufülren, ir der "Gauja"-Angelsgerheit hätten 
die Arbeiter aber mit Rücksicht auf ikre yersönläcole 
Sicherheit die Arbeit singestellt. Der venat habe wirk- 
sam vermittelt, damit die Arbeit ausgefünrt wurde. 

Der Vorsitzende erklarte den Vorfall für 
erledigt. 
der von dem Berichterstatter vorgelegte 
Besohluss wurde angeroumen. 

Der Vorsitzende dankte Vicomte Ishii für 
seine Berichte. Hiermit waren die Danziger Fragen,die 
für diese Sitzung auf der Tagesorinung starden, erledigt, 
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In der 9.Sitzung au l3.Januar 1922 wurde 5, 
nochmals die Frage der Überwachung und Verwaltung der 103 
Weichsel im Gebiete der Freien Stadt aufgenounen. 104 


Vioomte Ishii,der Berichterstatter,bat Herrn B 
Volban,den Direktor der Verwaltungsabteilung des Sekre- 
tariats,von dem Ergebnis der unmittelibaren.Verhanälun- 
gen zwischen beiden Parteien zu berichten,worauf Herr 
Colban den Einigungsvorsshlag bekannt gab,den der Ver- 
treter Polens in der Sitrung am Tage zuvor gemacht hatte. 
(Anlage 60) Er berichtete ferner,der Hohe Kommissar in 
Danzig,der in jener Sitzung zugegen gewesen sei,habe 
diesen Vorschlag für wert gelalten,in Erwägung gezogen 
zu werden. Die Beratung sei haute morgen faufgenormen 
worden und der Vertreter Polens uache dem Rata den Vor- 
sohlag, folgenden Beschluss anzunelkmen: 

"Der Vertreter Polens bittet den Rat des Völ- 
kerbundes,die endgültige Prüfung der polnischen Be- 
rufung bis zur nächsten Tagung des liates zurückzu- 
stellen,damit der anliegende Vorschlag der polni- 
schen Abordnung (Anlage 60) dem Hafenausschuss in 
Danzig zur Prüfung vorgelegt werden könne, der dann, 
unbeschadet der Entscheidung des ‚Hohen Kommissars 
und nach Massgabe der Bestimmung des Artikels 20 
Absatz 3 des Vertra;es vom 9,NoWember 1920 sich be- 
mühen soll sine zweckmüssige Regelung herbeizufüh- 
ren,die entsprechend dem in dem Berioht des Viconte 
Ishii vom 12.Januar 1922 enthaltenen Vorschlage die 
beteiligten Parteien befriedigen können wird," 

herr Sahm bat jedoch den Rat,über die Beru- 
fung der palnisobken Regierung sofort Beschluss zu fassen, 
damit man sogleich mit den erforderlichen Arbeiten be- 
ginnen könne, Seiner ksainung nach sei ddäe rechtliche 
Seite der Frage_ganz klar. Der Hafenausschuss und der 
Hohe Kommissar des Völkerbundes hätten beide zu Gunsten 
der Danziger Ansicht entsahiseden,nach welcher die Über- 
wachung und Verwaltung der Weichsel dem Hafenausschuss 
übertragen werden solle. Herr Salım erklärte sich aber 
auch bereit,falls der Rat nochmals Verhandlungen zwi- 
schen Polen und dem liafenausschuss empfehlen sollte,den 
Vorschlag anzunehmen, 

5 Darauf bat Herr Askenazy nochnals um das Jort, 
und arklärte,dass er ninsichtlich des Standpunktes des 
lerrn Salm in bezug au; die rechtliche Seite der Frage, 
die seiner Meinung nach für Polen günstig sei,Vorbekal- 
te machen müsse, Er höre jedoch mit Genugtuung, dass der 
Präsident des Danziger Senats mit dem Vorschlage ein- 
verstanden sei,den er entgegerkommender Weise,wie der 
Rat empfohlen, gemacht rabe., 

Herr Hanotaux stellte hierauf fest,dass die 
oben zwischen beiden Parteien vermittelte Lösurg wie- 
derun ain Beweis dafür sei,dass der Rat einen vortrefi- 
lichen Eirfluss auf die negelung so schwieriger und 
vernickelter Fragen habe. 

Der Rat namna von der Einigung beider Parteien 
Kenntnis, 


Lie 


-66 - 


Die nächste Frage,die zur Erürterung stand, 
war ebenfalls nooh für Danzig insofern von Interesse, 
als es sioh um die Wiederernennung des General Eeh 
zum lounen Kommissar des erbundes in Danzig handelte. 

Vicomte IstII legte einen Bericht über die 
Wiederernennung des liohen Komnissars auf ein Jahr vor. 
(Anlage 66). 

Der Bericht wurde argenommen,. 

Herr General Haking dankte dem Rat für den 
Vertrauensbeweis,den er ihm soeben durch seine Wieder- 
ernennung zum lohan Kommissar des Vülserbundes in Dar- 
zig fegeber hatte. 

Der Vorsitzende sprack iba in lanen des netes 
Seinen Denl: für die Arbeit,die er releirtet hatte,aus 
und berlückwürschte ihn zu seiner Jiederernennurg. 
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Die Mitglieder des Vöixerbundratəs waren nie folgt 
vartreten! 
Spanien duroli Herrn Quinones de Leon (Vorsitzender) 
Belgien n " Paul Hymans 
Brasilien ty p de Castello Branoo Clark 
Gross-Britannien a t Balfour 
China W gl Tang fsąai Fou 
Frankraæch 5 " Léon Bourgeois 
Italien y Marquis Imperiali 
Japan "  iierrn Adatoi 


Generaäsekretär: 


Sir Erio Drummond. 


en az 


Die Danziger Fragen standen für die 6. Se 
Sitzung am 13.Mai 1922 auf der Tagesordnung. 532 
Die Verfassung der Freien Stadt Danzig A 


eröffnete die Reihe. 

General Haking verlas seinen Bericht über 
die endgültige Annalıme der Verfassung der Freien Stadt 
und stellte fest,dass die Verfassung nunmehr unter dem 
Sohutze des Völkerbundes stehe, Der Rat genehmigte die 
Endargebnisse des Berichtes des Hohen Kommissars. (Anla- 
ga 57). 


Zu den folgenden sieben Punkten erstattete 
Herr Adatci Bericht, 

Zunächst verlas er seinen Bericht über die 
Herstellung von Fluzeupen in Danzig,zu den Lord Balfour 

emerkte,dass Verhandlungen zwischen der Botschafterkor- 
ferenz in Paris und der deutsolen Regierurg im Gange wü- 
ren,über Einsetzung eines Ausschusses,der damit beauftra;;t 
werden solle,die Beachtung der in Deutschland für die 
Herstellung von Flugzeugen zu erlassenden Vorschriften 

zu überwachen. Es scheine ihm,als müssten die Vorschrif- 
ten,die füt Deutschland angenommen werden,auch auf Dan- 
zig Anwendung finden,mit Ausnahme derjenigen,die auf dia 
Eintragung der Apparate und die Vorräte an Ersatzteilen 
Bezug hätten. 

Der Marquis Imperiali war der Ansioht,dass 
die Frage an den Stündigen Beratenden Ausschuss für Hee- 
res-,Flotten-und Luftfaehrtfragen verwiesen werden müsse, 
wie əs der Vertreter Japans vorgeschlagen habe, Diese 

earweisung würde der endgültigen Entscheidung der Frage 
nicht vorgreifen, Genaral Haking sprach seine Ansicht 

dahin aus,dass die Stellung Danzigs von der Deutschlands Sy, 
ganz verschieden sei. Dort gebe es keinen Hohen Kommis- 533 
Sar,der jede Herstellung vollständig überwachen könne, 

Wie dar Hohe Kommissar in Danzig es tun könne. 

Der Rat nalm den Bericht des Herrn Adatci 
(Anlage 68) nebst folgendem Beschluss an: 

"Der Generalsekretär wird ersucht,dem Stän- 
digen Beratenden Ausschuss für Heeres-,Flotten-und 
Luftfahrtfragen Abschrift dieses Berichtes and der Schrei- 

Ən des Präsidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 
vom 28.Februar 1922 und des Hohen Kommissars des Völker- 

oundes in Danzig vom 8.März 1922 mit der Bitte zu über- 
Senden,dem Rate mitzuteilen, welche Anderungen gegebenen- 
potle seiner Meinung nach an der in dem Bericht des Luft- 
artunterausschusses vom 30,September 1921 betrerffs der 
es in Danzig ausgesprochenen Ansioht vorzunehmen 

Hierauf verlas Herr Adatci einen zweiten 


Bericht (Anlage 70) zu dem nächsten Punkt der Tagesord- 


AUng"Staatsgüter.an denen das Eigentum dem Hafenausscohus- 
Sehper tragen werden soll",und der Rat nahm folgenden Be- 
Chluss ani 

"Der 
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"Der Generalsekretär wird ersucht,deü Hohen 
komaissar des Völkerbundes in Danzig folgerde Ab- 
schriften nit der Bitte un Weitersendung an die Dar- 
ziger und die polnische Regierung zu übermitteln: 
Abschrift des Schreibens äes Vorsitzenden der Bot- 
schafterkonferenz vom 13.April 1922, betreffend Staat- 
güter,an denen das Rigentun Beaäss Artikel 25 des 
Danzig-polnischen Vertrages vom 9.Novenber 1920 dem 
lafenausschuss in Janzig übertragen werden soll, 
sonie Abschrift dieses Beschlusses und des beilie- 
genden Berichts," 


Der dritte Bericht des Herrn Adatci galt der 
Frage der Überwachung und Verwaltung der Weichsel in Ge- 
biete der Freien Stadt und schloss damit,dass die Prü- 
fung dieser Frage bis zur näcusten Tagung zurückgestellt 
werden solle. 

Der Vorsitzende sprach: die lioffnung aus, dass 
bis dahin wohl beide Parteien,wenn sie in entfegenkoanen- 
der Weise zusaunenarbeiten, zu einer Binigung gelangt sein 
erden. 

Der Bericht des Herrn Adatci (Anlage 71) wur- 
de angenommen. 


Ebenso wurde der foliende Berici;t über üie 
Ausweisung polnischer Staatsanzelöriger aus Danzig (An- 
iaga 72) mit seinen Endergebnissen angenommen. 


Ver Bericht über die anaitlalleren rechtli- 
gen Beziehun;en zwischen Z rzig un Deutschlanä,der als- 
dann verlesen wurde, veranlasste TA Askenazy, zu folger- 
der Stelle in diesen Bericht < Stellung zu rehuen: 

"Jedenfalls bin ich überzeugt,dass Polen wil- 

lens ist,unverzüglich im Namen der Freien stadt nit 
deutschland die erforderlichen Abuachungen prakti- 
Scher Art zu vermitteln," 

Er bemerkte hierzu,dass es Polen serr erwünscht 
Sei,urverzüglich mit Deutschland sinen Vertrag für sich 
und zugleicua einen Ähnlichen Vertrag für Danzig abzuscläies- 
sen, es würde jedoch unzulässig sein,dass Polen keine wi» 
aittolberenäschtsbeziehungen zu Deutschland haben dürfe, 
wührend die Freie Stedt sie habe. Hierüber dürfe kein 
Wissverstäninis herrschen, 

Prüsident akm konute der Auslegunz,Jie der 
Vertreter Polens soeben zjegelen Katts,nicht zustiunen. 
ar war der Ansicht,dass Polen entweder mit Jautsclland 
einen Vertraz für siob wd eiren ühnlichen für “anzig 
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Danzig abzuschliessen habe oder, wenn es für sich keinen 
Vertrag abschliessen sollte,es einen für Danzig abschlies- 
sen müsse, 

. Auf Vorschlag des Herrn Adatci wurde diase Err- 
zelfrage mitsaut der ganzen Frage an den besondaren Aus- 
schuss verwiesen,den er in seinem Bericht erwälnt hatte, 
und der Berioht von dəm Rate angenoumen. (Anlage 73) 


Hierauf verlas Herr Adatcoi seinen Bericht über 5S, 
iie Führung der auswärtigen Angelegenheiten Danzigs durch 5 
olen,(Anlage 7 em Vorsculage sch 
"die Vertreter beider Parteien aufzufordern, 
sich zu einer vorherigen Besprechung unter der lei- 
tung des Berichterstatters zur Verfügung zu stellen, 
zu der unter Umständen die Saclıverständigen,über die 
der Rat verfügt,hinzugezogen werden könnten. Der hole 
Kormissar wird auch zur Teilnahme an den Besprechun- 
gen einzuladen sein." 
Herr Askenazy nania diesen Vorschlag dankand en. 
Zr sprach sein Bedauern darüber aus,dass der 
at sich mit soviel zwischen der Freien Stadt und Polen 
strittigen Fragen beschäftigen müsse, 
Das sei nicht die eifentliche Aufgabe den “ats. 
Sr solle weniger Berufunfszericht als vielmehr der hole 
sckirmherr einer mehr und nelhr freundschaftlichen uad 
(rucktbaren ge«eizsauen Arbeit zwischen Polen und Han- 
zig sein. Danzig müsse Polen einen freien Zuganz zum 
keere vollko:nien sicher und unbehindert gewährleisten. 
Er werde als Vertreter Polens bei den von dem Derichter- 
statter vorgeschlagenen Verhandlungen,soweit es iha mög- 
lich seir werde, guten ‚illen und Imtgegenko.inen Leweiser. 
unter der einziger Bedingung,dass ihm dafür der Verire- 
ter Danzigs mit derselten Gesinnung begegne. y 
Dr.Sahrı bemerkte dazu,dass naclı seiner Auf- 
Yassung die Aufgabe des Nates noch etwas weiter gelie und 
der Rat auch die Freiheit der Freien Stadt zu soLützen 
habe, Wenn dieser Grund/änerkanrt werden würde, Jann wür- 
den bessere Beziehungen zwischen Danzig und Polen die 
Folge sein, 


Die nächste Traxze; "Rechtliche stellung der 
polnischen Staatsgüter Beamten und Schiffe in Janzig" 
fand sehr scunell ihre Lösung,da der Bericl!t des ierrn 
Adatoi mit seinen Äudergebnissen olıne weiteres argzenon- 
wen wurde. (Anlage 77). 
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Nun stand als letzter die Freie Stadt Janzig 
interessierender Punkt noch auf der Tagesordnung dieser 


air 


À 


er = 


dieser sitzung: "Erklärung des General Lakın 
die Berufunpen gegen die Entsc.eidurgen 
wissars," 


 betreifend 


General Haking sprach zunächst sein Bedau- 
ern darüber aus,dass der Rat über der Prüfung von Beru- 
furien,die ständig entweder von ler einen oder von aer 
aräaren Partei oder auch von beider zw;leıolı bei ibri 
en.iirgig genacht würden,kostbara Zeit verliere. 

Er versicherte, dasz er sich stets beulu:t 
nane, Gründe und Gegengründe gleichmissig gegeneinander 
abzunigen. Der Rat solle entsco.!eiden,ob diese Entschei- 
dungen gerecht urd brauchbar seien, Sollten sie aber Vi 
gerecht und nicht brauchtar sein,so solle der llat,Polen 
und die Freie Stat ihn nicht lünger ir Vvanzig dulden, 
Andernfalls aber nöchte der Mat versucle:,den beiden 
Parteien dadurch die Lust zu diesen stenligen Berufur- 
gan zu rehinen,dass er darauf bestele,dase sie die Ent- 
scl.eilungen des Hohen Komaissars arnel.uen. 

Darauf erklürte err Falfour,dass es ganz 
klar sei,dass die Parteien nur ir Ausnal.efällen bei 
den Iate "Berufung einlegen dürften, Durc: den Vertrag 
von Versailles sei nicht beabsic!tizt worden,dass die 
Parteien gegen jede Entscleidung,die nicht nach ihres 
iunsche sei,Berufung einlegen sollten. Die Interessen 
Polens und Danzigs seien ezg miteiraader verbunden, Der 
Wkerbund iabe für den einer wie für den anderan das 
gleiche Interesse. Er persiunlich sei davon iberzeu;t, 
dasz das Interesse Polecs anuch das Interesse Danzigs 
sei und unigekekrt, Man müsse diese häufigen Berufunger 
geger die Entscheidungen des onen Komniss sars,des ssen 
Föricgkeit und Unparteilich«eit über jeden Verdacht ers 
habe: sei ‚unterbinden. Es sollte bei dem ate nur Be- 
rufusg eingelegt erden dürfeu,wenn die Par’eien alle: 
getar .ätten, un zu seiner Einigung zu gelangen und sio 
aernoch nicht erreicht kLütten. | 

Der Marquis Iuperiali schloss sic. den 
worton seines Vorreäners ar wid machte darauf aufmerk- 
sau;,dass General Eaking über ein Jahr in Ante sei und 
seit digger Zeit nicht eire seirer Enrtsc.eidungen von 
eu natealestätigt worden sei. 

Auch Herr Léon Dours -80i erklürte,dass der 
Rat einticmig dem Zeugnis des Marquis I.periali über 
den Loner Kommissar des Vöikerbundes beipflichte, 

Ebenso widmete der Vorsıtzende ia kamen 
des atas der Unparteilic.ikeit des Hohen Komullssars 
anerkerne.nde Worte, 


In der I1,Sitzung am 17.181 1922 »urde ne- 5, 
legeutiich de. letzten Punkte. ñer Tapesordnunp: "Be- 558 
riobt fes Ständiser Beratender, Ausschusses ‘iber leeren- 3 
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Luf tianrtunteraussohussas ein Bericht ürer die nerstel- 
lung von LuftfahLrtgərät in Danzig verlesen, (Anlage 69) 


Die 12.Sitzung dieser Tagung am 17.iiai S. 
1922 wurde wiederum mit Daaziger Fragen erüffiet. N 
Zum ersten Punkte:Herstellurg von Luftfaurtje- C 
rät in der Freien Stadt Danzig schlug Herr Auatoi den 
Rate die Annalne des Entwurfs zu folgendem Beschluss 3. 
vor: 564 
"Der Rat genehrigt. den Bericht des Luftfahrt- 
unterausschusses des Ständigen Beratenden Aussolius- 
ses,betreffend die .:erstellung von Luftfahrtzerät 
in Danzig,vom 17.Mai 1922 (Anlage 69) und beschliesst, 
eire Abschrift des Beriohts den Eoen Kommissar 
zwecks Benachrichtigung der Regierung der Freien 
Stadt Danzig zu übersenden." 
Der Beschlussentwurf wurde angenommen. 


Zur Frage der Führung der auswärtiren All“ 
elagenheiten der Freien 3tad? durch Poler: verlas err 
Me seinen Bericht (Anlage 76) und ieilte wit Ge- 
nugtuung fest,dass beıde Parteien erklürt hütlen, ċass 
sie die Berufung gegen die Entscheidur;; des Lonen Kor- 
missars vom 17.Dezeuber 1921 zurückzieien, 


ler Nat nahm den Bericht des Lerrn Adatoi en 
und von der erzielte... Zinigung Kerntnis. Er teglie- 


' wünschte sonohl ie beiden Parteien al: den To.len Kou- 


missar, 


Hierauf wurden noch zwei weitere Feric.v,e 
von Herrn Adatci verlenen. Der erste çalt den unaiital- 
aron reontlichen Beziehuu.ren zwischen Janzır wra weutrg.- 
sand, (Anlage 74) ET TTETINER 
Der Vorsitzende stellte mıt Gerugtuurg in ha- 
men des Rates tast,das< Danzig soine Berufunr zezan die 
Entscheidung des Hohen Kommissars zurichsezugen abe 
à meinte,d:r Vertreter Polens und der „anzizer Verire- 
er würden eirsehen,da's as in ihren Intsrer:e sei, uann 
nie sich auor neiter unter dər dewührten Leitung iss 
ohen Kommissars einigten, 
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ver Solyerde Bericht beLandelte uie Finanz- 
lage Danzigs (Anlagə 79) und endete mit folgendem Ent- 
wurf zu einem Beschluss; 

"Abschrift dieses Berichts sowie der Bə- 
richt des Finanzausschusses des vorlüufigen Wirt- 
schafts-und Finanzausschusses üter die Finanzlage 
der Freien Stadt nebst Anlagen werden durch Ver- 
mittlung des Hohen Komnissars der Regisrung der 
Freien Stadt übersandt. Wiese Rəgierung wird auf- 
gefordert,ihre Ausserungen dazu dem lionen Kommis- 
sar vorzulegen,der sie dem Rate unter Unstünden 
mit seinen persönlichen Bemerkungen übersender, 
wird, Der Generalsekretür wird ermüchtigt,die Mit- 
hilfe der lierren Avenol und Janssen anzurufen, 
soweit es wünschenswert erscheint." 

Bericht und Beschluss wurden angero.den, 


Zu dem nächsten Punkt der Tagesordnung: 
rechtliche Stellung der polnischen Staatspüter ‚Beamten 
und Schiffe in Danzig" nal:ukunächst Herr Colban Stel- 

ung’ und erklürte,dass der Vertreter Japans ihn gebe- 
ten habe, zusarraen mit den Vertretern Polens und Dan- 
zigs und dem Hohen Kommissar die Berufung der polni- 
schen Regierung gegen die Entscheidung des lonen Kou- 
wissars über die rechtliche Stellung der polnischen 
Staatsgüter Schiffe und Beamtem in Danzig zu prüfen, 
Er berichtete,dass Besprechungen stattgefunden und 
beide Parteien über die in seinem Berichte enthaltenen 
Punkte sich geeinigt hätten, Die polnische Regierung 
sei bereit,ihre Berufung zurückzuziehen,wenn ikr über 
den Si es Wortes "Unverletzlichkeit" in bezug auf 
die polnischen Archive und Regierungsbüros in Danzig 
noch einige genauere Angaben gemacht würde Nach sei- 
ner Ansicht umfasse der Ausdruok nicht die diplomati- 
sohe Unverletzlichkeit,sondern die gewöhnliche Stel- 
lung jedes amtlichen Büros in einem fremden Lande, 
2.B.eines Konsulats, 

Dər Marquis Imperiali versuchte Herrn Sabm 
dazu zu-bewegen,dass er diesen Standpunkt gelten lies- 
38. 

Herr Sahm erklärte sich auch mit dieser 
Auslegung einverstanden,worauf Herr Askenazy bestätig- 
te,dass Polen unter dieser Bedingung seine Berufung 
zurückziehe, 

Der Bericht des Herrn Colban wurde in sei- 
ner endgültigen Form angenommen, (Anlage 78) 

Herr Adatci sprach die Hoffnung aus,dass 5, 
beide Parteien jedesmal,wenn sachliche Streitfragen 555 
zwischen Polen und der Freien Stadt aufkommen sollten, 
sich von der entgegenkommenden Gesinnung würden leiten 
lassen,die sie soeben bewiesen hüätten,und dass sie 
künftig vermeiden n it ihre Streitfragen 
vor dan Rat zu bringen. 

General 
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General Haking stellte hierauf fest,dass bei- 
de Regierungen sich infolge der in der letzten Woche 
gepflogenen Verhandlungen über alle Streitfragen ge- 
einigt hätten. Er kam noch einmal darauf zurück,dass 
er den Rat bereits auf die Menge der von beiden Par- 
teien gegen seine Entscheidungen eingelegten Berufun- 
gen aufmerksam gemacht habe,die soheinbar zur Gewohn- 
heit geworden seien, Der Rat habe die Vertreter age- 
fordert, zusammenzukoumer ,um sich zu verständigen und 
diese Einigung sei nun zustandegekomnen. 

Er geb dem Rat anheim,als Regel aufzustellen, 
dass beide Parteien,wenn der Hohe Kommissar eine Ent- 
scheidung gefällt habe,innerhalb der folgenden 40 Tage 
zusammenkommen und sich bemühen sollten,sine Binigung 
zu erzielen,bevor sie Berufung einlegten. Dieses Vər- 
fahren würde den Rate Arbeit und Kosten ersparen, So- 
viel ihm bekannt sei,hätten die Druckkosten für eine 
einziga,Berufungeden Völkerbund 6 000 Fros.gekostet. 

asor General Hakiing meinte,dass auch noch aus 
einem anderen Grunde die beiden Parteien versuchen 
müssten,sich zu verständigen, sobald nämlich die Be- 
rufung eingelegt worden sei,sehe jede Partei es darauf 
ab,die andere schleckt zu machen, Er wisse nicht, ob 
die Ratsmitglieder je die Briefe des polnischen Vertre- 
ters an den Vorsitzenden des Rats oder die Schreiben 
des Danziger Vertreters an den Hohen Kommissar gelesen 
hätten, Wenn sie es getan hätten,so würden sie daraus 
haben schliessen müssen,dass es für beide Vertreter 
keine andere Lösung gebe,als dass sie sich duellierten 
und die Frage selbst regelten. Er schloss mit einem 
Dank an Herrn Adatci für seine. Unterstützung und ver- 
sicherte dem Rate,dass auch Herr Colban sich um diese 
glückliche Lösung sehr verdient gemacht habe. 

Herr Askenazy stimmte bereitwilligst dem 
üWunsche des Hohen Kommissars,dass unmittelbar zwischen 
den Perteien eine Einigung erzielt werden möchte,unter 
der Bedingung zu,dass das Abkommen nicht verletzt wer- 
de und erwähnte dass die Parteien sich nur dank des 
Einflusses des Rates hätten einigen können. 

Der Rat schloss sich dem Wunsche des Hohen 
Kommissars an,daess nämlich die beiden Parteien,nachden 
dar Hohe Kommissar eine Entscheidung gefällt habe,sich 
bemühen sollten,untereinander einen Vergleich zu 
sohliessen,bevor sie bei dem Rate Berufung einlegten. 

Herr Adatci fühlte sich verpflichtet ,Herrn 
General Haking und Herrn Colban für ihre wertvolle 
Mitwirkung seinen Dank auszusprechen. 


ET 


Anlage Ar. 1 
(II. Tagung - Anlage 2 ) 


Denkschrift des Generalsekretärs, Sie 


betreffend Ernennung und Oblie- aLe) 


&enheiten des Hohen Kommissars 
des Völkerbundes in Danzig. 
m Rate vorgelegen am il.Februar 1920. 


laut Artikel 103 des mit Deutschland am 28. 
Juni 1919 in Versailles abgeschlossenen Vertrages 
wird der Völkerbund einen loken Kommissar ernennen; 
der in Danzig seinen ständigen Wohnsitz haben soll. 
Diese Denkschrift behandelt einige Fragen,die mit 
dieser Ernennung in Verbindung stehen. 

Laut A-rtikel 100 des Vertrages verziontet 
Deutschland zugunsten der alliierten und assoziier- 
ten Hauptmächte auf alle Rechte und Ansprüche auf 
das Gebiet,das von den in dem vorgenannten Artikel 
angegebenen Grenzen umschlossen wird. (Stadt und 
Gebiet Danzigs). 

laut Artikel 102 desselben Vertrages ver- 
pfliohten sioh die alliierten und assoziierten 
Hauptmächte,die Stadt Danzig nebst dem in Artikel 
100 bezeiohneten Gebiet als Freie Stadt zu begrün- 
den. Sie tritt unter den Schutz des Völkerbundes. 

Artikel 103 des Vertrages bestimat: 

"Die Verfassung der Freien Stadt Danzig 
soll im Einvernehmen mit einem Hohen Kommissar 
des Völkerbundes von oränungsgemäss berufenen 
Vertretern der Freien Stadt ausgearbeitet werden. 
Lie Verfassung soll unter die Garantie des Völ- 
kerbundes gestellt werden. 

Der Hohe Kommissar wird ferner mit der 
erstinstanzliohen Entscheidung aller Streitig- 
keiten betraut,die zwischen Polan und der Frei- 
en Stadt aus Anlass dieses Vertrages oder ergän- 
zender Vereinbarungen und Abmachungen entstehen 
sollten. 

Der Hohe Kommissar soll seiren Sitz in 
Danzig haben." 

Die Obliegenheiten des Hohen Komnissars 

sollen sein: 

l. sich wegen der Verfassung mit den ord- 
nungsgemäss berufenen Vertretern der Freien Stadt 
ins Einvernehmen zu setzen. Zu diesem Zwecke wird 
er sich davon überzeugen müssen,dass diese Vertre- 
ter tatsächlich "ordnungsmässig berufen" sind. Der 
Vertrag von Versailles stellt keine Vorschriften 
für die Ernennung dieser Vertreter auf; daher wird 
der Hohe Kommissar selbst hierüber entscheiden müs- 
sen. Es ist klar,dass der Hohe Kommissar,um eine 
so bedeutsame Arbeit wie die Ausarbeitung der be- 
sagten Verfassung sicherzustellen, derüber wird wa- 
chen müssen,dass die Wahl der Vertreter der Freien 
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Freien Stadt sich auf einer möglichst breiten und 
demokratischen Grundlage aufbaut. Es scheint weder 
erforderlioh noch wünschenswert zu sein,dass dem 
Hohen Kommissar im voraus diesbezügliche Anweisun- 
gen gegeben werden, 

2, erstinstanzlioh alle Streitigkeiten zu 
entscheiden,die zwischen Polen und der Freien Stadt 
Danzig aus Anlass dan Vertrages von Versailles oder 
ergünzender Vereinbarvngen entstehen sollten; 

õ. dem Rate des Völkerbundes durch Vernmitt- 
lung des Generalsekretärs Beriohte über alle Fragen 
zu übersenden ,die seiner Entscheidung als Hoher Kom- 
missar unterliegen. In dem Vertrage von Versailles 
ist hierüber zwar niohts gesapt,es wird aber offen- 
bar erforderlich sein,dass der fat über alle Ereig- 
nisse auf dem laufenden gehalten wird. vr 

Der Hohe Kommissar wird alle Anweisungen be- 
folgen müssen, die ihm der Völkerbund später hinsicht- 
lioh der Srfüilung dieser Aufgaben/mit denen er un- 
ter Umständen von dem Völkerbund betraut werden könn- 
te, erteilen wird, 

i Br wird sich dem Völkerbunde gegenüber zu 
verantworten haben. 

Der Vertrag bentimut, dass die Verfassung der 
Freien Steät unter die Garantie des Völkerbunden go- 
stellt werden soll, woraus sioh ergibt, dass der Völ- 
kerbund die Artikel der Verfassung prüfen und geneh- 
migen wird. Es wird infolgedessen ratsam sein,dass 
der Hohe Kommissar die Verfassung,bevor er sie amt- 
lich genehmigt,der Prüfung des Rates unterbreitet, 
Wahrscheinlich wird er aus demsAdben Grunde auch den 
Vertretern der Freien Stadt vorschlagen,in die Ver- 
fassung eine Bestimmung einzufügen, nach der ausdrück- 
lich die Genehmigung des Völkerbunies eingeholt wer- 
den mıss,wenn später an der Verfassung eine Abände- 
rung vorgenommen werden soll, 

Im engen Zusaiwienlange mit den vorgeschrie- 
benen Obliegenheiten des Hohen Kommissars wird die 
von den alliierten und assoziierten Hauptmächten 
laut Artikel 104 des Vertrages von Versailles über- 
nommene Verpflichtung stehen, zwischen der polnischen 
Regierung und der Regierung der Freien Stadt’ Danzig 
ein Übereinkommen zu vermitteln. Dieses Übereinkon- 
gen wird mit dem Augenblicke der Errichtung der 
freien Stadt in Kraft treten und eine Anzahl wichti- 
ger Fragen bekandeln,die die künftigen Beziehungen 
zwischen der Freien Stadt und Polen betreffen. Der 

oLe Kommissar wird mit der erstinstanzlichen Ent- 
soheidung däder Streitigkeiten betraut,die zwischen 
olen und der Freien Stadt entstehen sollten und 
die Erledigung der Streitigkeiten dieser Art wird 
wit der Vermittelung des Übereinkommens im engen Zu- 
‚sanmmenhang stehen. Ausserdem hängen die durch die 
Vermittelung des Übereinkommens aufgeworfenen Fragen 
mit der ganzen zukünftigen Verfassung der Freien 
Stadt so eng zusammen,dess es nicht ratsam erscheint, 
rn a ler such zu machen die dem Hohen Kommissar dem 
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das Völkərbunsdəs Linsichtlick der Yorfessung obłie- 
gandar. Verpflichtungen vollständig von denen zu tren- 
nen,die den alliierten und assoziierten Lauptmäüchten 
in bezug auf die Vermittelung des Vtereinkommens ob- 
liegen. 

Jührənd der Zwischenzeit voin Inkrafttreten 
des Vertrages von Versailles mit Deutschland ab bis 
zur Errichtung der Freien Stadt wird Sir Reginald 
Tower ,K.C.1.G,,0.V,0. namens der alliierten und as- 
soziierten .:auptnächte nit der Verwaltung der Stadt 
und des Danziger Gebietes betraut werden, Er wird 
zweifellos auch bei der Veruittelung des Übereirkon- 
mens znischen Danzig und Polen witwirken, lürde es 
dalıer aus den oben angefüürten praitiscken Gründen 
nicht z,eckaössigz sein,dass der Vülkerbund ibr so 
lange rit den deu Hohen Koukiissar übertragenen Ob- 
liegerl.eiten betraut,bis die neue Verfassung ange- 
nomen urd unter die Garantie ios Yölkerbundes fe- 
stellt ist? Der Eat des Völkertuiies würde natürlich 
jederzeit das Recht haben, jeie ariere Lösung ir Er- 
wägung zu ziehen,die eich vielleicht aus der Erfak- 
rung heraus enpfiehlt. 

In deu Vertragxe von Versailles ist keine 
Angabe über das Gehalt des lioken koumissars oder 
über andere Kosten,die sich aus der Verricitung sei- 
ner ObliegenLeiten ergeben, genacht. Es wird vorge- 
schlagen,dass die Koster,die durch die Ernennung 
des Verwalters der alliierten und assozierten Em pt- 


‚mächte zum liohen Kommissar des Völkerbundes für die 


in Aussicht genorimene Zeit entstehen werden,von der 
Stadt Danzig Üübernoumen werden. saärscheinlich wird 
diese Ernennung wenig weitere Uckosten verursachen. 
Ianerl:iir können es die neuen Übliejsenheiten des Ver- 
walters vielleicht erfordern,dass eine gewisse An- 
zahl Saci;verstündiger zu seiren Perzoral kinzukommt. 


anlazre ur, 2 
( II, Tagung - anlage 3% ) 


Intwurf eines Beschlu;ses, betr. 
Ernennung und Obliegeu!.eiten dos 
.ohen Konmnissars des Tülkerbundes 

in venzig. 

Von Rat angenoauen amn ii.Februar 1220 


Ia Hinblick auf Artikel 100 und 108 
des Vertrages von Versailles vom 28.Juni 1919 und 
| in Anbetracht des Uustandes,dass Danzig zu 
einer Freien Stadt gerackht werden soll, 
die Freie Stadt danzig unter dən Sohutz des 
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Bericl.t des Lerın Ayımınz,des 
Yertreters Belgiens, betreffend 
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Jos Tölkerbundles gestellt, 

dire Verfassung der Freien Stadt Janzig von 
den ordnungsgewüss berufenen Vertretern ler Freier: 
Stadt im Kinvernshuen mit deu Hoken komuisear des 
Völkerburdes ausgearbeitet werden soll, 

sowie des Unstandes,dass die Verfassung Ger 
Freien Stadt Danzig unter die Garentie der Völker- 
bundes gestellt 

und der Loke Komaissar auci mit der erstir- 
stanzlicken Entscheidung aller Streitigkeiten te- 
traut werden soll,die zwischen Polen urd aer Prel- 
an Staät aus Anlass des mit Deutsoitlard aw ZU, Juni 
1919 in Versaiiles unterzeichneten Vertra;ez oder 
ergünzsr.der Versinvarungen und Abuachunren auntste- 
Lean. sollten,erzxlürt der Kat des Vülkerburdez Ler- 
uit, dass: 

I. Sir leginald Tower unter àen etwi diesen 
Beschlusses zun Lohen Kowzissar des Völkertundes 
in danzig ernannt und wit den weiter oben srmühnter 
Cbliegenlieiten des lloLer Koumnissars betreut wird, 
Er wird gebeten,die Verfassung der Freien stadt wnl- 
zig seinerzeit der Genelmipung des Vülkerlundes zu 
unterbreiten,dasit diese Verfassurg unter der Garan- 
tie des Völkerbundes stele; 

II. Die in der anliegenden Denkschrift (Au- 
lage l) bezüglicl des hoken Komuissar: des Völker- 
buides in Danzig gemachter Vorschläge werden anga- 
ponen: j 

III, Abschriften dieses Besorlusses wnd der š 
seuksolirift verden dem Lohen ko...issar vor den ve~ 
reralsekretär des Völkerbundes Überranüt werdor, 


Anlage Ir, u 
( Dik In zung A..la;e ir ) 
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srmmennunt und Oblie:enlieiten., 

iss loken Koumissars des VÖöl- 
kerbundes in Danzig. 

Vom Rat angeno:men ain l2.Februar 1920. 


Laut Artikel 103 des wit Deutsor.lend am 
ču. Juni 1919 in Versailles abgeschlossenen Vertra- 
ges wird der Völkerbund seinen lioken Kommissar ər- 
nennen,der in Danzig seinen ständigen wolnsitz ke- 
ber soll. Diese Senksohrift behandelt einige Fragen 
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Fragen ‚die mit dieser Broenrcang in Verbiniwmgf Lielen. 
leaut Artisel 100 des Vertrajzes verzic..tet 

Deutschland zugunsten der alliierten uni ezssoziier- 

ten Hauptwächte aur alle necite und Ansprücie auf 

“es Gebiet, das von den in den vorgenannten artikel 

anzegetanen Granzen wischlossen nir4d. (Stat uni 

kebiet Danzigs). 

laut Artisel 102 desseiben Vertrajes ver- 
rflichten siol: die alliierten urd asioziierten 
“auptnüchte,äie stadt „axnzig nobst dera in Artikel 
100 bezeiolineter Gebiet als Freie Stadt zu tezrün- 
‘en. 

sie tritt urter aen Sciutz des Yüllherbun- 
.d33, 

artirel 103 aes Vertrages testinüt: 

"Die Verfessu.g dar Freien ötadt JVerzig 

soll in Binverrehüen «it eireia Hohen Ko:muiissar 
Ges Völkerbundes von ordnungszemäss Derufenen 
Vertretern der Freien 5tadt susgearbeitet ver- 
den. Lie Verfassung scil unter die Garantie des 
Völkerbundes gestellt werden. 

Der iohe Konwmissar wird ferner mit der 
erstirstanrzlichen Entscheidung aller Sstreitig- 
keiten tetraut,die zwischen Polen und der Prei- 
en Stadt aus Anlass dieses Vertrages ouer/er- 
günzernder Vereinbarungen und Absuackunger ent- 
stehen sollten. 

Der lohe Kom.issar soll seiren vsinSitz 
in Darzig kaben," 

vie Obliezeulieiten des Lohen Komiicssears 
"ollen sein: 

å. siol wegen der Veriassung «it den orü- 
rungsgenüss Lerufernen Vertretern der Freien „tadt 
ins Sinverneliien zu setzen. Zu dieseu Zwecke wird 
er sich davon überzeugen müssen, dasz diese Vertreter 
tatsüchlich "orunwegsuässiz terufen" sind. Der Yei- i 
trag stelit keine Vorschriften für die Errerrun, 
dieser Vertreter auf, üaller wird es Aufgabe des 
Loken Komulssars saiz,lea date des Völkerburdes ir- 
rerisalb kirsester irist einen Vorsckiag hierfür zu 
unterbreiten, Dy ist klar,iass der iole Komissar, 
wi eire sa beĉanutse.o Arbeit wie die Ausarbeitung 
der besagten Veri'astunug sicherzustellen, darüber 
wird wechen müssen,dass die salıl der Vertreter der 
Freien Stadt sich auf einer möglichst breiten und 
derwkratiscien Grundliege auftaut. 

£,erstinstanzlich alle Streitigkeiten zu 
antscleiden,die Zwischen Polen und der freien „taüt 
“anzig aus Anlass des Vertrages von Versailles oder 
ergünzender Vereinbarungen entstelien sollten. 

3,den Hate des Völkerbundes äurck Vernmit- 
telung des Generalsskretürs Berichte über alle Tra- 
gen zu übersenden,die seiner Entscaeidung als loler 
Kommissar unterliegsn. In dem Vertrag von Versailles 
ist hierüber zwar nichts pfesapt,es wird aber offen- 
bar erforderlioh sein,dass der Nat über alle Ereignisse 
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Ereignisse auf dem iautenden gehalten wird, 

Der koue Kommissar oa alle Anweisungen 
befolgen;die ihn der Völkerbund später etwa ertei- 
len wird unà soll sich den Völkerbunde gegerüber zu 
verantworten haben. 

der Vertra,; \estiust,üass die Verfassung 
der Freien stadt unter die Garantie des Vöülkerbun- 
des gestellt werden zoil, woraus sich srgibt,dass 
der Tolkerbund die Artikel der Verfassung prüfen 
und genelmigen soll, Es wird Unfoizedessen ratsam 
sein,dass der ioke Koäuicsar die Verfassung bevor 
er sie autlich genennigt,der Früfurng des Rates un- 
terbreitet,. jebrscleinliek wird er aus desselben 
Grunde auch des Vertretern ler Freien Stat vor- 
schlager,in die Verfassung: eire 3estinumug einzu- 
fügen,nach ger ausdrücklich die Gerelwigutg des 
Vilkerbunues einzelolt werden muss, wenn spüter en 
der Veriassung eins Abänderung vorgenommen werüen 
EONS | 3 

Jie Fragen, ,đie Sich bei der Ausarbeitung 
der Verfassung der Freien stadt ergeben, könnten ir 
genissen Zuraiuisenhangse nit der Fragen gtshen,die 
das z#ischer der Freien Stadt wid der poirischen 
kegierung lerbeizufülirende Abko oian betraffen,wei- 

ches zu vernitteler die alliiertaeu und assoziierten 
hkamtäicäta fenos Artikel i04 des Vertrales von 
Versailles übernounen uaban, Von diesen besichts- 
punkte aus wird dor lioke Kommissar des Yölikerbun- 
dss infoize seiner Karıtnis des ober zeraunten Ab- 
vomnens besonders gut in der Lage seian,über die 
Streitigreitern zuischea Poler uni der Freien Stast 
zu entscheiden. 

Bir zur srrichturg der Freien „tadt ist 
Sir Kepinaid Tower wit der Verwaltung der Stadt 
un? des Danziger Gebietes betreut. Br ist als Ver 
treter dər alliierten und assoziierten !:amyptuuclte 
beiust,in Denzig die Vorarbeiten zu den in artıcel 
“04 vorzcse! aen Übereinkommen Zr teite: 38 drè 
dauer vorteilhaft „vern der Rat. ĝe Telserbundes 
sir Reginald Tower A würds, er die an AT- 
tiksl 103 les Vertraze s bezeichneter Ctliegenubeiten 
seines Lohen Be versient,und es nA zu über- 
lassen,als Vertreter der alliierten und rssoziier- 
teri Hauptmächte die für sie notwendigen Keststellun- 
gen zu bteendigen. 

Senn Aiesa Lüsurg anzsroumen werden würde, 
so wären Sir Reginald Tower zwei amter zurlsich 
übertragen,das sine welches ar bereits versieht, 
das Aut eines Vertreiss der aliiierten und 

ssoziierten isouptmüchte,das andere würde das eine, 
Se lraffenragven des Völkerbundes sein. 

Im Interesse der Freien Stadt würde es 
günstig sein,wenn diesen Joppelant zugestimmt werden 
würde und Sir iieginald Tower so lange ait den Oblis- 
Fenlieiten des Hoken Kommissars des Vülkerbundes be- 
traut werdex würde,bis die neue Verfassung anfenoiinen 
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angeno:imen und unter ie Garantie des Völkerbundes 
gestellt worden ist. Der Rat würde natürlich jeder 
Zeit das Recht haben, jede andere Lösung‘ in Erwägung 
zu ziehen,die sich vielleicht aus der Erfehrung her- 
aus empfiehlt. 

In den Vertrage von Versailles ist keine 
Angabe über das Gehalt des Hohen Ko.ımissars oder 
über andere Kosten,die sich aus der Verrichtung 
seiner Obliegenheiter ergeben,gemacht. Es wird vor- 
geschlagen,dass dıe Kosten,die durch die Ernennung 
des Verwaltgors dər alliierten und assoziierten 
lauptmächte zwa Hoben Kommissar des Völkerbundes 
für die Aussicht genomnene Zeit entstehen werden, 
von der Stadt Danzig übernommen werden. Wahrsclein- 
lich wird diese Srnennung wenig weitere Unkosten 
verursachen, Irmerhin können es die neuen Obliegen- 
heiten des Verwalters vielleicht erfordern,dass 
eine gewisse Anzahl Sachverständiger zu seinen Per- 
sonal hinzukomut, 


Anlage Nr. 4. 
( IV. Tagung - Anlage 3l a ) 


Denkscärift des Lereralsekretürs, Die 
betreffend Wahl der mit der Aus- 34 
arteitung der Danziger Verfassung 

beauftragten Danziger Vertreter. 

Den Rat vorgelegt am 9.April 1920 


Durch seinen Beschluss vou 13,Februar 1920 
hat der Rat des Völkerbundes Sir Reginald Tower zu 
Hohen Kommissar des Völkerbundes in danzig ernamnt. 
Bine der deu Honen Kommissar obliegenden Aufgaben 
ist die,sich wit den von der Freien Stadt Vanzig 
berufenen Vertretern wegen der suszuarVbeitenden 
Verfassung ins Einvernehmen zu setzen. In einer von 
dem Rete angenommenen und diesem Beschluss beige- 
fügten Denkscohrift ist besonders erwühnt,dass es 
Pflicl!t des Hohen Komuissars sein wird,sobald wie 
moglich dem Rate des Völkerbundes Vorschläge für 
die Wahl der Vertreter der Stadt zu machen. In die- 
ser Denkschrift ist weiter gesagt,dass der Hohe 
Kommisser angesichts einer so bedeutsauen Aufgabe, 
us es die Ausarbeitung der besagten Verfassung 

ist,darüber wird wachen müssen,dass die Wahl der 
Vertreter der Freien Stadt sieh auf einer möglichst 
breiten und demokratisc.en Grundlage aufbaut. 

Sir Reginald Tower hat dem Gereralsekretär 
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Generalsekretär durch Schreiben vom 18.Kürz 1920 sei- 
ne Vorschläge für die Danziger wahlen übermittelt. Er 
hofft,dass die vorgeschlagene Verordnung dem Rate in 
seiner nüchsten Sitzung unterbreitet wird und infolge- 
dessen auclı der von dem Rate hüerüber gefasste Be- 
schluss dem Eohen Korinissar wird bekannt gegeben wer- 
den können. 

Die für die Wahl vorgesoüulapere Verordnunz 
lag in deutschen wortlaut dem Schreiben des Sir Regi- 
nald Tower bei. 

In seinen schreiben von I8.lärz hat Sir 
Reginald Tower zu diesen Vorschlügen folgende Eemer- 
kungen gemacht; 

"Sie sehen,uass nach Artilel 2 alle Perso- 

nen,die 20 Jahre alt sind,seit dea 1l0.Jaruar 1920 
in danzig wohnen und vor diesen Tage deutsche 
Staatsangaliörige waren,stimasberechtigt sind.A Nack 
Ansicht aller Personen,die icu hierüber befragt 
kabe,wird durck diese Bestiuaung die Wahl auf die 
nöglichst breiteste Grundlage £estelit. 

Ir den folgenden Artikelr ist die Verhält- 

niswahl eirgehend beschrieben, 

as Verfahren der Wahlvorschläze ist das 

des Kerın J'Eondt,das belgische Verfahren,ias von 
der preussischen unddeutschen kegierung angenommen 
worden ist," 
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"%s vird auf einer müzlichst breiten urd 
demokratischen ürundlape zur jahl fescihritten 
werden. Alle politischen Parteien ianzigs haben 
sich an der Ausarbeiturg der beiliegenden Ver- 
ordnung; beteiligt und alle Parteien haben aich 
redlick und gern dabei unterstützt,iamit die 
wahlen in einer alle recktmüssigen Jünsche de- 
friedigenden Weise vorsich zelien können, 

Sie seben,dass die Zalıl der zu Wulllenden 
auf 120 festgesetzt ist. Anfangs late ich gefun- 
den,dass üiese Zalıl etwas boci Fegriffen wäre, 
ater racuden icu die Frage nocimals erwogen abe, 
Bin icn damit eicverstanden. Auf diese Weise wer- 
den die verschiedenen politiscken Parteien alle 
hinreichend vertreten seir und,mas für mich noch 
wichtiger ist,es wird auf disse Art eixe neue 
Yolksvertretung gascharffen die so lange zur Yer- 
fügung stoszen dürfte,bis die Verfassung enagül- 
tig zeneluigt und Öffentlich bekanntgegeben sein 
Wird, 

Ich hoffe,dass mår sa schnell wie möglich 
mitgeteilt wirä,welchen Beschluss der Rat dos 
VYölkerburdes bezüglich dieser Vorschlüge çe- 
fasst hat. 

Ioh muss noch kinzufügen, dass die obersten 
Behörden äer stadt selir enttluseii gewesen sind, 
als ich ilmen mitgeteilt habe,das,; ich dem Rate 


Rate uses Volzerbwuldes üls Verordnung zu untierbrerten 
beatsiohtige,urd infoigedsssern der wahltag noch hin- 
ausgeschoben werden müsste. ich Labe ilinen aber er- 
klurt,dass die Freie Stadi Danzig alie Ursache hätte, 
stolz auf die besondere Teilnalme zu seıin,die der 
Rat des Völksrbundes an den Danziger Angslegenhei- 
ten bekunde, Diese Teilnalrie werde unfellbar die 
Zukunft der Freien Stadt Danzig auf eine sickere 
Grundlage steller; 

Der letzte Satz in dem Schreiben des vir 3 
Reginald Tower gibt denselben Gedanken wieder,von 35 
dem sich der Rat des Völkerbundes hat leiten ias- 
sen,als er entschied,dass die Vors.hlüge für die 
Wahi der Vertreter der Freien Stadt ihm zur Prü- 
fung unterbreitet werden sollten. 

Es war nicht die Absicht desilates,wie das 
auch bei der Aussprache über die dem Hohen Komnis- 
sar zu erteilenden Anweisungen zu Tage getreten ist, 
auf die Einzelheiten der für die wahl der Vertreter” 
der Freien' Stadt vorgeschlagenm Verordnung einzu- 
gehen,sordern sich zu vergewissern,dass diese Vor- 
schlüge Gewähr dafür bieten,dass die Vertretung 
der Bewohner der Freien Stadt sich auf eirer uöR- 
licist breiten und demokratischen Grundlage auf- 
baut. 

Wenn der Rat des Völlierbundes die kinzel- 
heiten der vorgeschlagenen"Verordnung"erörtern wür- 
de,würden Schwierigkeiten und eine beträchtliche 
Verzügerurg entstehen, eine eirgsherde Prüfung wür- 
de eins genaue Kenntnis der Danziger örtlichen Vər- 
raltnisse oder einen ausführlichen Bericht darüber 
erfordern. Es ist zu bemerken,dass Jede. Entschei- 
dung,die der Rat jetzt bezüglich des Eutwurfs der 
"Verordnung" füllen würde,ın bezug auf die Entschei- 
dungen, die dıe Verfassunggabende Versammlung in Dai- 
zig odsr der Rat des Völkerbundes hinsichtlich der 
Bestiuuungen zu füllen haben wird, die bezüglich der 
Wahlen in die Verfassung aufgsnomisn werden sollen, 
nicnn; als Bsrufuugsfaeil anzusehen sein wird, Diese 
Vorschläge werden nur auf die wall der Mitglieder 
der Verfassunggebenden Versammlung annandbar sein. 

Es würde vieiloicht nicht schwierig sein, 
gegen diese Vorschlägs sowohl Einwendungen allge- 
meiner,als auch sachlischer Art zu machen. Wenn der 
Rat jedoch mit Sir Reginald Tower insoweit über- 
sinstimnt,als er anerkennt,dass əs zweokmüssig ist, 
so schnell wie möglich zu den Vehlen zu schreiten, 
so könnte der Generalsekretär ermächtigt werden,den 
Eohen Komrisser zu ielegrepliisren,dass der neat die 
Vorschläge geprüft und in Ansehmung der Dringlich- 
keit der Angselegenleit davon abgesehen hate,die 
Fragen die eine Kenntnis der örtlichen Verhältnisse 
erfordern, zu erörtern und die Prüfurg der sachlichen 
Binzelheiten vYorzunelmen,und dass die unterhreitaten 

| Vorschläge seiner Ansisht nach im ellfemeinen den 
Bedingungen entsprechen,dis der Rat ir seinem 
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seinen Beschluss vom 13,Februar zsstellt kat. Das 
Telegramı könnte auch eine Erklärung des Rates ent- 
halten,dabin lautend,dass die Anralıme der für die 
jetzigen Wahlen vorgeschlagenen Verordnung keinen 
Berufungsfall in bezug auf die Entscheidungen,die 
die Verfassunggebende Versammlung in Danzig oder 
der Rat des Völkerbundes spüter betreffs der über 
die Wahlen in die Verfassung aufzunehwenden Arti- 
kel zu fällen haben dirfte,schafien soll, 


Anlage Nr. 5 
( IV. Tagung - Arlage 31 b ) 


Telegramm an Sir Reginald Tower 
tetreffs der Wahlen. 


Der Rat des Völkerbundes hat soeben 
die Vorschläge geprüft,die Iurəm Schreiben vom 18, 
März beigelegen haben,und welche die in Artikel 103 
des Vertrages von Versailles vom 28.Juni 1919 er- 
wähnten Wahlen der Vertreter der Freien Stadt Danzig 
betreffen. In Anbetracht der Dringlichkeit dieser 
Wahlen hat der Rat von einer Erürterung der Fragen, 
die eine Kenntnis der örtlichen Verhältnisse erfor- 
dern,und von der Prüfung der sachlichen Eirzelleiten 
abgesehen. Dar Rat ist der Ansicht,dass die unter- 
breiteten Vorschläge im allgemeinen den Bedinpungen 
entsprechen,die er in seinen Beschluss vom 13,Fe- 
bruar 1920 gestellt hat, Die Wahlen können diesen 
Vorschlägen entsprechend vor sich gehen. er Rat 
hat erklürt,dass durch die Annalme dieser Vorschlä- 
ge für die jetzigen Wahlen kein Berufungsfall in 
bezug auf die Entscheidung,die die Verfassungzeten- 
de Versammlung und der Rat des Völkerbundes betreffs 
der in die Danziger Verfassung aufzuneimenden Be-' 
stimnungen über die "wahlen zu füllen haben dürfte, 
gescheffen werden soll. 
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Anlage Ir, 6 
( IV, Tagung ~ Anlage 31 c ) 


Bericht des herrn Quinones de Leon, 5. 
des Vertreters Spaniens, betreffend 58 
die Wahlen der Danziger Vertreter. 

Von Rat angenommen am 9,April 1920. 


Der Rat «es Völkerbundes hat der Auf- 
gabe gewäss,init der der Völkerbund-durch Artikel 103 
des Vertrages von Versailles betraut worden .ist,in 
seiner Sitzung vom 13.Februar 1920 Sir Reginald Tower 
zun Hohen Kommissar der Freien Stadt Danzig ernannt, 

In dem von dem Rate angenorznenen Beschluss 
ist besonders zum Ausdruck gebracht,dass der Hoke 
Kommissar sobald wie möglich dem Rate des Völkerbun- 
des die Vorschläge bezüglich der Wahl der Vertreter 
der Stadt unterbreiten sollte, 

Sir Reginald Tower hat den ihu übertragenen 
Auftrag scinell ausgeführt und mit seinem Schreiben 
von l8,.Nürz seine Vorsohläge bezüglich der Danziger 
Wahlen übersanät, Nachdem ich -diese Vorschläge ge- 
prüft kabe,bin ich der Ansicht,dass die von dem Ge- 
neralsekretär in einer eingehenden und klar zefass- 
ten Denkschrift vorgeschlagene Lösung anzenommen 
werden kann. 

Wenn der Rat auf diese Vorschläge in einzel 
nen einginge,würde eine beträe@ltlichs Verzögerung 
die Folge sein,anürerseits würde den Rate notwendi- 
gerweise eine gründliche und genraus Kenntnis der Dar- 
ziger Örtlichen Verhültrisse abgehen. 

Es ist des weiteren zu bemerken,dass die Vor- 
schlüge,die grosszügig unäü auf einer demokratischen 
Grundlage aufgebaut sind,nur bei den bevorstehenden 
Wahlen enwerdbar sind and nicht als Berufungsfall 
in bezug auf die Entscheidungen,die die Verfassung- 
gebende Versammlung oder der Rat des Völkerbundes 
über die Bestimaungen wird füllen müssen,die in die 
Verfassung der Freien Stadt aufgenommen werden sol- 
ler,gelten sollen, 

Mit diesen Vorbehalt schlage ic. meinen Kol- 
legen im Rate des Völkerbundes vor,den Generalsekre- 
tär zu ermächtigen,an Sir lieginald Tower,den Hohen 
Kommissar des Völkerburdes in Danzig,ein Telepranm 
folzenden Inhalts (siele Anla;e 5) abzusenden. 
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anlage ur, 7. 
( X, Tagung - anlage 122 ) 


Soureiben aes Vorsitsenden der Da. 
Botsohartsrkonterenz, vetrəetrend 226 
uen Danzig-polnischen Vertrag, 

Dem Rat vorrelegt am 25,0ktoder 1920, 


Paris, den 2C0,.Oktober 1°C 


Lerr Gerseralsekretiür, 


Am 20.Septeuber hat aas Generalserretariat 
des Völkerbunaes die Botscuatterkonierenz gebeten, 
ihn alle Aufschlüsse zu übarsenaer,die sie über den 
in Artikel 104 des Vertrazes von Versailles vorge- 
sehensn Vertrag zwischen der freien Stadt Janzier 
una aer polnisohen Regierung geben könnte. Ich be- 
ehre mich,ihner im lamen der korterenz anbei den 
fortlaut einss Entwuries zu übersenuen,uen wir so- 
eber erlialten haben. 

Die alliierten Kauptraüchte flavtien bei die- 
ser Gelsgerkeit dan kate des Völkerbdurues toljonus 
Ansiohten vortragen zu müssen: 

ie io Antwort. der alliierten und asso2zi- 
ierten kiauptmächte vom \6.Juni 191l? aur die Lusse- 
rungen aer deutschen Delegation zu den Frieäiernspe- 
dinpungen beweist,ist es die Absicht aer llauptmüuclte 
gewesen,als sie die Freie Stadt mit dem in Artikel 
l00 des Vartragss bezeichneten Gebiete errichteten, 
zuischer uar Freien Jtaat und Polen die engsten Be- 
ziehunzen zu knlipten; sie wollten Polen tatsüchlicä 
einen 1ireien Zugang zum Ussremschatien. 

Zu diesen Zwsoke ist die Freie Stadt in aie 
polnischen Zollzranzen eingeschlossen worden; Folen 
ist uie Lberwachung und Verwaltung der Post-,Tele- ° 
prapken-unda Fernsprechvardindunger zwischen Polen 
una dem „.afen,in dem əs ausserdem weitjehende Rechto 
geniesst, zuerkannt worden. Schliesslich ist adie füh- 
rung der auswürtigen Angelegenheiten der Freien Statt 
in Polens Eand gelsgt woruen, Sowohl wegen der auf 
diese veise zwischen der Freien Staat und Polen ker- 
gestellten engen Beziehung als auch in Anbetraont ues 
von den Mächten,dis den Vertrag von Versailles unter- 
zaichneten,klar Ausgesprochenen Wunsches,Polen einen 
treien Zugang zum Msere zu versohaffen,scheint die 
polnische Regierung dazu beruren,von dem Völkerbunuü 
den Auftrag zu erhalten,untar Umständen die Vertei- 
digung dar Freien Stadt sicherzustellen. 

Dio Botschatterkonferenz glaubt die Aufüer:- 
saukeit des Ratos des Völkerdbundes auf diese Ernt- 
gungen lenken zu müssen, Gleichzeitig beeurt sie sich, 
Ihnen die Ausserungen,die sie ihrerseits zu dem von 
den Vertretern der Stadt Danzig ausgearbeiteten Ver- 
fassungsentwurf zu machen hat,zu übersenden, damit 
sie dem Rate des Völkerbunder bekanntgegeben werden, 
Genehnipen Sie...„verorer, 


gos. Jules Cambon. 


a 


Anlage NT. 8. 
( X. Tagung ~ Anlage 122 ) 


Exdgültiger Entwurf des Vertrages Sa 
zwischen Danzig und Polen von 9, 228 


November 1920. 
iem Rate vorgelegt am 25.0ktober 1920, 


Polen und die Freie Stadt Danzig 
haben in Erwägung das von den alliierten und asso- 
ziierten keuptmächten festgestellten Abkoınmens, so 
wie es in Artikel 104 des Friedensvertrages, der in 
Versailles von den alliierten und assozilerten Kücd- 
ten und Deutschland unterzeichnet wurde, vorgesehen 
ist,und mit dem ilunscüe,dass dieses _ Abkommen zwi- 
schen ihnen dem besagten Artikel des besarten Ver- 
trages entsprechend abgeschlossen werde, zu diesen 
Zwecke als ikre entsprechenden Bevollmucltigten 
bezeichnet: 
Die Republik Polen 


Jie Freie Staat Danzig 
welcke, nachden sie ihre "Vollmachten "auspetauscht i 
haben, die als gut und in gehöriger Form’anerkarıt 
norden sind,die folgenden Festsetzun.er beiderseits 
genehmigt: haben, 


Artikel l, 


Ein diplomatischer Vertreter der polni- 
sohen Regierung,mit dem Sitz in Janzig,soll zwischen 
der polnischen Regierung und der Freien Stadt als 
Vermittler dienen. 


Artikel 2. 


Es soll Sache der polnischen Regierung sein, 
dne Führung der auswürtigen Angelegerheiten der Frei- 
en Stadt Danzig,sowie den Schutz der Staatsangel.öri- 
gen Danzigs in fremden Lärdern sicherzustellen. Die- 
ser Schutz soll unter denselben Bedingungen sicher- 
gestellt werden,wie derjenige der polnischen Staats- 
ankehörigen. 

Die Pässe,welche den Staatsangehörigen 
Danzigs ausgestellt werden, können ilinen den polni- 
schen Schutz im Auslande nur sichern,wenn sie von 
dem Vertreter der polnischen Regierung in Danzig 
visiert worden sind. 


Artikel 3. 


Ein oder inehrere Staatsangehörige der 
Freien 3tadt Danzig,nelche von der Freien otadt zur 
Verfügung der polnischen tegierung gestellt werden, 
bat indlich 
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werden,sollen -zwa Persorei uer puvinisehen Auusulate 

zugeteilt werden,die an den freunden Orter eingericl- 
tet werden,wo die Freie Stadt Danzig wichtige wirt- 

schaftliche Interessen lat, 

Diese Beamten sollen der polnischen lie- 
gierung verantwortlich sein und sollen unter der 
Leitung und Oberaufsicht des polnisohen Konsuls .nit 
den Angelegenheiten betraut werden,welche besonders 
die Interessen der Freien Stadt Danzig betrefren. 


Artikel 4. 


Das Bzequatur soll der freuden Konsuln 
und Konsularagenten mit dem Sitz in Danzig von der 
polnischen Kegierung nach Einvernehmen mit den Ee- 
hörden der Freien Stadt erteilt werden, 


Artikel 5. 


$> 

Die Kosten der diplomatiscken urd korsu- 
larisclien Vertretung der Freien Stadt Janzig,sonie 
die Kosten für den Schutz ihrer Staatsangektrigen 
im Auslande sollen von Polen getragen werden, 

Alle Abzaben und Gebühren,weiohe im di- 
plomatischefi oder konsularischen Dienst erkoben ver- 
den,sollen der polnischen Regierurg gelören, 


Artikel 6. 


Internationale Verträge oder Atko:siien, 
an dener: die Yreie Stadt interessiert ist,sollen 
von der polnischen Regierung nicht ohne vorherige 
Bereturg nit der Freien Stadt abgescllossen werden, 
das Ergebnis dieser Beratung soll zur Kenntnis des 
Hohan Kowiaissars des Völkerbundes gebracht werden, 

In allen Fällen kat der Houe Kounissar 
das Kecht,jedem internationalen Vertrag oder Abkon= 
nen soweit diese die Freie Stadt Darzig betreffen, 2 
sein Veto entregenzusetzen, wenn der Hat des Volker- 
bundas glaubt,dass sie der Rechtsstellung der Trei- 
en Stadt widersprechen, 


Artikel 7. 


Die Freie Stadt darf auslündiscle Anlei- 
hen nur raci: vorkeriger Befragung der poirischen 
Kegierun7 aufnshmer,die ihre Antwort in eirer Frist 
von vierzern Tagen geben muss. Falls die polrisc!e 
Kopierung einen Eirspruch erhebt,kanr die Frage von 
der Freien Stadt der Beurteilung des hoben Kommissar s 
unterbreitet wsrden,dessen Sache es sein soll,unter 
den in Artikel 36 dəs vorliegenden Vertrages vorge- 
sekenen Bedirgungen zu entscheiden. 

Der Hobe Kommissar hat die Pflicht, sich 
zu vergewissern,dass die Bedingungen der Anleihe 
weder mit den Bestimmungen des vorliegenden Vertrse- 
823 noch mit der Verfassung der Freien Stadt in 
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in Jiderspruch stenen. 
Artikel 8. 


Das lischt,die Danziger lhandelsflagge zu fül- 
ren,wird den Sckiifen vorbekalten,deren Eigentum 
ausschliesslich Staatsangehürigen der Freien Stadt 
zusteht ‚einsculiesslich der Gesellschaften oder Vər- 
einigungen,die in der Freien Stadt eingetraren sird, 
und bei weloben Staatsangehörige der Freien Stadt 
überwiegende Interessen haben. 

Die Freie Stadt verpflioltet sich,im l.afen 
von Danzig den Schiffen,welche die polnische Fla;;» 
führen und auf polnischem Gebiet eingetragen sird, 
dieselbe er zu gewähren,wie den Schirienr,wel- 
che die Flagge der Freien taüt füLren, 


Artikel 9. 


Die unmittelbaren Beziel.unzen zwischen der 
örtlichen Verwaltungs=-und Gericutsbehörden der Frei- 
en Stadt Danzig und der Nachlarsretiete* Ostpreussens 
sollen unter denselben Bedirgurzer zugelassen werden, 
wie die unmittelbaren Beziehungen zwischen den polni- 
schen und deutschen Behorden,„ie sis durch einen Ver- 
trag zu regeln sind,der zwischen Polen und Deutsch- 
land abpassclhlossen werden soll. 


Artikel 10. 


Unter Vorbehalt der Polen zustellender und in 
Artikel 2 benannten Rechte soll die Frendenpolizei 
auf de. Gebiete der Freier Stadt Danzig von den Le- 
hörden der Freien Stadt ausgeübt werden. 


Kapiel II. 
Artikel 11. 


Die Freie Stadt Danzig wird in die polnischen 
Zollgrenzen aufgenommen, Polen und die Freiıs Jtaüt 
bilden eir eirziges Zollgebiet,welckes der polnischen 
Zollgesetzgebung und dem polnischen Zolltarif unter- 
Stellt ist. 


Artikel 12. 

Das Gebiet der Freien Stadt Danzig soll hin- 
sichtlich der Zölle eine Verwaltungseinheit bilden, 
welche Beamten der Freien Stadt anvertraut ‚st urd 
unter der allgemeinen Überwachung der Zentralzoll- 
verwaltung Polens arbeitet. 

Artikel 13. 


e 
Die Danziger Zollverwaltung ist der Verwal- 


turg der polnischen Zölle gegenüber für die Zolleinnahmen 


Zolleinunahlen rechuungspflickiig und für iure Brhe- 
burg verantwortlich. 

Die Verwaltunrsausgaben,welceie aus diesem 
Grunde von der Freien Stadt gemacht werden,sollen 
von der Gesautswäne der Zolleinnalrien,die auf den 
Gebiet der Freien Stadt erlioben werden, vorneggenon- 
men werden. 

Die Abrechnungen sollen am Erde jedes 
Vierteljalres vorgenownen werden, wid Polen soll der 
Freien Stadt einen festen Prozentsatz von den Netto. 
eirnahren belassen,der entsprechend den Bestinnungen 
des Artikels 15 festgesetzt werden soll. 


Artikel 14. 


Die Destiimungen dieses Artikels sollen 
tinnen drei Monaten nrach dem Inkrafttreten üieses 
Vertrages wirksam werden,und bis dalin soll das 
en Abkomnen vom 22,April 1920 in Anwendung 

leiden. 


Artikel 15. 


Innerhalb eines Monats von Inkrafttreten 
dieses Vertrages sollen Verhandlungen zwischen Polen 
und der Freien Stadt stattfinden,die zum Ziele kaben: 

a) die bassnalıaen zu zrüfen,die zu treffen 
sind,um die polnische Zollgesetzgebung und den pol- 
nischen Zolltarif auf die Freie Stadt anzuwenden 
und,soweit möglich,der poinischen (Gesetzgebung die 
Danziger Gesetzgebung anzupassen ,insofern sie sich 
auf die Monopole und im allgemeinen alle Abgaben 
und indirekten Steuern bezieht, Die Freie Stadt ver- 
pflichtet sich,die Ausfü:rung der besagten Jassnab- 
wen zu übernehmen und sicherzustellen, 

b) Richtlinien für den Zeitraum,in dem 
die beiden Staaten verschiedene Wührungen besitzen, 
bezüglich des Verrechnungskurses für die Erhebung 
der Zollebgaben in Danziger Geld im Hafen von Dan- 
zig genüss einen dem polnischen entsprechenden Ta- 
Tif fostzusetzen. 

c) den Prozentsatz der Nettoeinnakmen fest- 
zusetzen,der gemüss Artikel 13 Danzig zugeteilt wer- 
den muss. Bei Festsetzung dieses Prczentsatzes soll 
den Verhältnis der Zollgebüliren Kecknung getragen 
werden,die von den Waren erhoben werden,welcl:e dazu 
bestimat sind,in Polen bezw.auf dem Getiet der Frei- 
en Stadt verbraucht zu werden, 


Artikel 16. 


Der gegenwärtig im Danziger lafen vortan- 
dene Freihafen soll bestehen bleiben, x 

Dieser Freiliafen soll unter die Überwachung 
und Verwaltung des Ausschusses gestellt werden,der 
in Artikel 17 vorgesehen ist,und der die Befugnis 
haben soll,die Grenzen des besagten Treihafens zu 
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Zu vorandern oder zv 6rwo tern und seina irnore 
Verwaltung zu verändern. 


Kapitel III, 
Artikel 17. 


Unter dem Namen"Ausschuss fur den Hafen 
und die Wassermere von Danzig" soli ein Ausschuss 
gescuaf fen werden.de” zu gleichen Teilen aus pol- 
nischen und Danziger Vertretern zusamaenzesetzt ist, 
ihre Anzahl darf auf jeder Seite 5 nicht überschrei- 
ten; sie werden von der polnischen Regierung bezv. 
von der Freien Stadt aus den Vertretern der wirt- 
schaftlichen Interessen jedes der beiden Lünder ge- 
waılt, 

Ver Prüsident dieses Ausschusses soll im 
Einvernehmen zwischen der polnischen Regierung und 
der Regierung der Freien Stadt gewählt werden, 
Komat innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages ein Binvernelinen nicht zustande, 
so soll der dat des Völkerbindes won dem Hohen Kom- 
missar dos Völkerbundas in Darzig ersucht werden, 
einen Präsidenten Schweizer Netioualität zu bestir- 
men. Falls die ötelle des Präsidenten frei wird, 
soll innerhalb eines Monats raci Basndigurg der 
Tütigkeit des letzten Präsidenten ebento verfalire: 
werdens 

Der Präsident soll die Verhardiungen leiten, 
und soli sich bemühen, zwischen den Parteien sine 
Einigung herbeizuführen, er scll ar der Abstimmung 
erst teilnahmen usorem er alle Mittel erschöpft 
hat, dieses Winvernehsaon zu erreichen wobei Seine 
Stimme die Entscheidung herbsiführt, falls Stirmnern- 
gisichheit vorliegt. 

Die Unkostan und Ausgaben des Ausschusses 
solien dursh die Einnehmen zedeckt warden,die aus 
den Betrieben herriikren,die von dom genannten Aus- 
schuss verwaltet verien. 


Artikel Lew 


z Der Aussshuss soll innerhalb der Grenzen 
der Freier Stadt die Leitung, Verwaltung unä Aus- 
nutzung des Hafens,der Waszarweare und der gesamten 
Eisenbahnen ausüben, ‚die besonders den Zwecken des 
Eafens dienen,sonie aller Güter und Einrichtunsen, 
die ihrer Ausnutzung diengen,aber mit Ausschluss 
der Güter und Binrishtungen,die deu allgemeinen 
Bisenbahnbetrieb dienen. 
Es soll Sache. das Ausschusses sein,dieje- 
nigan Eisenbahnen zu bestiuimen,die als besonders 
iw Dienste des Hafens stebend argeseken werden N 
müssen, i 
Der Ausschuss behëlt soweit als nëglick 
die Beaaten, Angestelltan wuda Arbeiter im Dienste, 
die gegenwärtig im Dienst» des lafens oder der dem 
‚Ausschuss unterstehenden iasseorwege oder Eisenbahnen 


* 


bi 


Lissubsunsn bsschäftigt sind, Dei Annaluis neuer De- 

auten oder Arbeiter in der dem Ausschuss unterrielen- 
„ der Verwaltung darf keine Unterscheidung zum Schaden 

polnischer Staatzangshöriger gewacht werden. 


Artikel 19. 


Die Eisenbehnen,die nicht in Artikel 18 
erwähnt sind,sollen ven Polen verwaltet werien,mit 
Ausnahme der Strassenbahnen und anderen Eiserbahner, 
die bauptsächiich den Bedürfnissen der Freien Stadt 
dienen. 


Artikel 20, 


Spätere Vereinbarungen zwischen Polen und 
der Freien Stadt sollen alle Fragen regein,zu deren 
die Ausfülirung der Artikel 18 und 19 Anlass geben 
könnte,nanentlick gøwgžyz solche Frager ‚die sich auf 
die Beitelaltung der gegenwärtig im Jisentahudienst 
befindlichen Beauten, Angestellten und Arbeiter be- 
zieken, urter Achtung erworbener hechte, 

Falls eine Einigung richt erfolgt, soil die 
Entsclteidurg von dem Holen Kommisser des TVelrerbun- 
des getroffen werden, 


Artikel 21, 


ser Aussoluss soll @lie Abgaben Letwiren 
und Bınkünfte erhalten,die sich aus der in Artikel 
le vorgesstenen Verwaltung des lLafens,der Jasserüa- 
ge und der Eisenbahnen ergeben,urd soll alie kosten 
ihrer Unterhaltung, Leitung ‚Ausnutzung, Vertesserung 
und Ertwickslung bestreiten. Die Gewinne wid Verluste 
sollen zwischen Polen uza der Freien Staüt Danzig in 
einen Verizältnis geteilt werden,daes in einem zwischen 
ihnen abzuschiliessenden Finanzvertrag festzesatzt 
werden soll. 

Die Ausgaben,welche die Freie Stadt seit 
den 10.Januar 1920 für die Unterbeiturng der in Ar- Sp 

4 tikel 18 gerannten Dienstiweige gehabt kat,sollen in 234 

Berickcichtigung gszogen werden. 


Artikel 22. 


Der Ausschuss soll alle zaeckdienlichen 
Massnahmen treffen,um in Lbereinstimsung wit der 
polnischen Regierung den freien Auswanderer-und 
Rückwardererverkehr von oder nach Polen sicherzu- i 
stellen, 
Keine Schif’fahrtspeselischaft und keine 
andere Grganisation,Gesellschaft oder Privatperson i 
darf sich mit einem Auswanderer-oder Rückwanderer- i 
unternehmen vor oder nach Polen obne die Ernächti- 
gung der polnischen NRegierurg befassen. 


Artikel 23, 


Das Eigentwa aller Güter des friüueren 
Deutschen Reiches odar irgendeires deutschen Staa- 
tes,die zum lafen gehören un? mit der Verwaltung 
und Ausnutzung des Hafens wie aucl: der in Artikel 
18 genannten Jasserwege und Eisendbalinen im Zusammen- 
hang stellen,soll dem Ausscauss übertragen verden., 

Der Ausschuss soll das itecht Laben,alle 
anderen beweglichen oder unbeweglicker Güter, die 
auf dem Gebiete der Freien Stadt belegen sind, zu 
pachten oder zu erwerben,soweit der Ausscluss es 
für Leitung, Verwaltung oder Ausnutzung des Hafens, 
der Wasser-und Schienenwege,die ibm anvertraut sind, 
oder für ihre Entwicklung oder Verbesserung für not- 
wendig erachtet, Die Freie. Stadt Janziz verpflichtet 
sich,alle Wassnalmen zu ergreifen,die notwendig sind, 
un die Entscheidungen des Ausschusses auszuführen 
und namentliob zu Enteignungen zu schreiten,deren 
Durchführung zu diesem Zweck errorderlich ist, 

Das Eigentwn aller Güter das Trüleren 
Deutschen Rsiches oder irgendeines deutschen Staa- 
tes,die mit der Verwaltung oder Ausnutzung der in 
Artikel 19 genannten Bisenbahnen in Zusewmerhan.e 
stehen,soll Polen übertragen werden. 

sie Freie Stadt verpflichtet sich ,Polen 
die Enteignung das Geländes und anderer Eigertuns, 
das für die Ausnutzung der in Artikel 19 bszeichne- 
ten Dienstzweige notwardig ist,urtsr anpemessenen 
Bedingungen nicht zu versagen, 


Artikel 24, 


Der Ausschuss soll verpflichtet zein,Polen 
die freie Benutzung und den Gebrauch des Hafens und 
der in Artikel 15 bezeichneten Verbindungsmittel 
ohne jede Einschränkung und ir den für die Sicher- 
stellung der Einfükr oder Ausfuhr naci: oder von Po- 
len notwendigen lasse zu gewührleisten, der Ausschuss 
soll verpflichtet sein,alle notwendigen Massnahmen 
zu treffen,die den Ausbau und die Verbesserung des 
Hafens. und der Verbindungswege sicherstellen, um al- 
len Bedürfnissen dieses Verkeirs zu genügen. 

Falls die obigen Bestimnunsen nicht beach- 
tet warden sollten,kat Polen das echt, den in Arti- 
kel 55 vorgesehenen Antrag auf Entscheidung zu stel- 
lan. 


Artikel 25. 


Jederzeit und unter allen Umstünden soll 
Polen das Recht haban,über Danzig Waren, gleich- 
viel welcher Art,einzuführen und auszuführen, so- 
weit dies nicht durch die polnischen Gesetze ver- 
boten ist, 


Kapitel IV, 


Kapitel IV, 
Ar t i) keL 26 ` 


Polan s»ll das Recht haben,im kafen von Dan- 
zig zur unmittelbaren Verbindung mit Polen einen 
Post-- Telsegrapkan-und Telephondienst einzurichten. 
Diessr Dienst erstreckt sigh auf die Post-und Tele- 
grepieVYarhindungen zwischen Polen und dem Auslande 
wer dan Hafen yon Dar zig,sowie auf die Verbindungen 
zwisohan Polen und dem Hefen von Danzig. 


Artikel 27, 


Dis Freie Stedt Danzig verpflichtet sich, 
Polan unter angsmsssensn Bedingungen das Gelände” 
odsr dis Gebäude zu verpachten oder zu verkaufen, 
die für die Pree Tune sowie dsn Betrieb des in 
Artikel 25 vorgssehenen Dienstes notwendig sind. 
Die Freie Stadi verpflichtet sioch,der polnischen 
Regierung alle erfordsrlichen Erleichterungen zur 
Einrichtung der Talegraphen-und Telephonlinien zu 
gswähren,iie zur Anwendung des genannten Artikels 
notwendig sind, 


Artikei 28, 


Alle andaren Post-, Tolegrapien-und Telephon- 
Verbindungen auf dem Febist der Freien Stadt sowie 
dis Verbindungsn zwizshen der Freien Stadt und dem 
Auslande sollen Sasha dər Freien Stadt sein, 


Artikel 29, 


Polen und die Freie Stadt verpflichten sich, 
Sinnen wsahs Monasaı nash Inkrafttreten dieses Ver- 
tragae sina besondere Təreinbarung zu treifen zur Š, 
Einführag sinheitlioher Post=-,Taəlegraphen- und Te- 236 
lephou-- Tarife für dən Verkehr zwischen den beiden 
Staaten; diese Versinbarung soll gleichzeitig die 
Binze)hsi son für die Durchführung der Bestimmungen 
diegas Kaniteis rTageln, 


Kapitsl V. 
Artiksl 30, 


Die Fraie Stadt Danzig verpflicktet siel ‚auf 
dia Minderheitan dar Rassa Religion oder Sprache 
Bastimmungez eazunandsn,d: .e denjenigen ähnlich sind, 
weighs von Polsn ir Ausführung des Kapitels I des 
in Versailles am 25,Im:i 1919 zwiscken Polen und 
Lar ailijerten und assoziierten kamptmächten ge- 

Sahlossenen Vartrages auf dem polnischen Gebiet an- 
pereat werđen,naemantlich, um die Anwendung der in 
Artikal 104 Ziffer 5 des Vertrages von Versailles 
mit Dentschlend vorgesehenen Bestimmungen sicher 
su stallen. 

Die Bestimmungen der Artikel 14 - 19 des 


des Vertrages,der in Versailles zwischen den alliie:ı- 
ten und assoziierten Heuptmächten und Polen am 28. 
Juni 1919 abgeschlossen worden ist,sowie die Bestim- 
mungen des Artikels 89 des Vertrages von Versailles 
mit Deutschland finden auf die Freie Stadt Danzig 

in gleicher Weise Anwendung. 


Antikal 31. 


Die Einbürgerungsbeäizgungen in der Freien 
Stedt Danzig,sowie die Bedingungen,untsr welchen 
ausländische Gesellschaften sich in Danziger Gesell- 
schaften umbildsn können,sollen im Einvernelmen zwi- 
schen der Freien Stadt und Polen festgesetzt werden. 


Artikel 32. 


Ein besonderes Abkomnen soll in kürzester 
Frist zwischen Polen und der Freien Stadt Danzig ab- 
geschlossen werden,um die Vollstrackung der Urteile . 
der polnischen beziehungsweise Danziger Gerichte in 
Folen beziehungsweise auf dem Gebiet der Freien 
Stadt zu regeln,ferner die Verfolgung von Verbrecohern, 
die sich auf das Gebiet der einen oder der anderen 
der hohen vertragschlisessenden Parteien flüchten, 
sowie ihre Auslieferung und alle anderen gerichtli- 
chen Fragen, 


Artikel 33. 


Polen uni die Freie Stadt Danzig verpflich- 
ten sich,sobald es die Umstände erJauben,auf den 
Antrag der einen oder der anderen Partei in Ver- 
handlungen einzutreten,um ihre Wükrunfen zu verein- 
beitlichen, 


Artikel 34, 


Die polnischs Regierung verpflieltet sich, 
mit der Freien Stadt in Verhanälunger einzutreten, 
um dieser auf jede Weise ihre Versorgung mit Le- 
densmitteln und Brennmaterial zu erleichtern, 


Artikel 35, 


Spätere Abmachungen werden zwischen Polen 
und der Freien Stadt über alle Fragen getroffen 
werden,die in diesem Vertrags nicht behendslt sind. 


Artikel 36. 


Jede zwischen Polen und der Freien Stadt 
aufkomasnde Meinungsverschiedenheit in tezug auf 
diesen Vertrag oder alle anderen spüteren Abmachun- 
Sen,Vereinbarungen und Abkomüien oder alle die Bezie- 
hungen Polers und der Freien Stadt. berührenden Fra- 
Esr soll von der einen oder anderen Partei der Ent- 
Scheidung des Hohen Kommissars untarbreitst werden, 


we 


wsrden,der die Angelsgenheit,falls er es für notwer- 


ig erachtet,an'den Rat des Völkerburdes verweisen 
soll. 


Die beiden Parteien behalten die Freiheit, 


baim Rate des Völkerbundes Berufung | 
Artikel 37, 


Eine Änderung an diesem Vertrage soll nur 


im Einvernehmen zwıschen Polen und der Freien Stadt 


Danzıg Vorgenommen werden, 


Dieser Veartrag,dessen französischer und eng- 


lischer Wortlaut massgebend ist,triit gleichzeitig 


unit dar Errichtung der Freien Stadt Danzig in Kraft, 
Urkundlisk dessen haben die oben genannten 


Bevollmächtigten den, vorliegenden Vertrag unter- 
zeichnet, 


Gegeben zu Paris,den „.......... in einem 
sinkzigsn Exemplar,das in den Arohiven der Regie- 


rung der französischen Repnblik niedergelegt bleibt, 
und dessen urkundliche Ausfertigungen jeder der ho- 
hen vertragschlisssenden Parteien ausgehändigt wer- 


den, 


Anlageelir, 9 
( X. Tagung - Arlage 122 b`) 


Sohreiben,hbetreffend den Ver- 
fassungsentwurf der Freien 

Stadt Danzig vom Gesichtspunkt 

dəs Vertrages von Versailles, 

Dem Rate vorgelegt am 25.0ktober 1520. 


Dar Vertrag von Versailles sieht in den 
Artikeln 102 und 103 die Erriohtung der Stadt Dan- 
zig als Freie Stadt vor, 

Im allgemeinen solkeirt der Verfassungs- 


entwurf der Freien Stadt sich sehr nach den Verfas- 


sungen der Freien Hansesiädte Bremen, Lübeck und 
Hamburg zu richten, ` 


-Dis Stadt Dernzig ist in einer besorderer 


Lage die durcli die Artikel 100 bis 108 des Vertre- 


gss von Versailles bestimmt wird, um aber diese lIa- 
ge zu würdigen,muss man die Ausserungen und das Be- 
gleitschreiben vom 16.Juni 1919 im Betracht ziehen, 
in denen dis Absicht der alliierten Hauptmäickte zum 


Ausdruok gehracht worden ist (siebe Seite 16,Ah- 
sohnitt XI,Teil II und III,Anrtwort der alliierten 
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alliierten Lauptuacu.te auf die uautschen Eeer kun- 
fər zu den Friedensbedingungen und Absatz 11 des 
Begleitschreiberg von 16.Juni 1919,Seite 6). 

Nach den Aaussgrungen der alliierten \lüch- 
te soll Denziz sich in eine ähnliche Lage versetzt 
saren, wie es sie disker innerelabt kat,das keisst, 
Əs soll ausserhalb der politiscien Grenzen Jeutsch- 
lards liegen und wit Polen verbunden sein,wobei er 
eire weitgehende üörtl.che Unablüngigkeit genoss, 

Nach dena Vepleitschreiben heisst es: "Die, 
staat Danzıg soll die Verfassung einer Freien Staut 
erhalten, ihre Binwoiner sollen autonom sein; sie 
sollen riecht unter dia Harrscliaft Polens kommen und 
nicht einen Teil des polnischen Staates bilden, Po- 
len soll in Jenzig gamisse wirtschaftliche Rechte 
erhalten; dia Stadt selbst ist von Deutschland ab- 
getrennt worden," 

Was den Vertrag von Versailles anbetrifft, 
so nird man wahrnehmen,dass darin nichts bestinmt 
ist weder üler den Inhalt der Danziger Verfassung, 
nock über das,was diese Verfassung sein uss oder 
karn, Es ist darin nur von der Art und \eıse die 
Rede, in der ihre Ausarbeitung vorgenownen werden 
soll, 

Andirerseits sielt der Vertrag bekanntlich 
den Abschluss eines Übereinkomnens zwischen Danzig 
und Polan vor,das Polen, bezieltungsteise Danzig,tbe- 


stinmte wirtschaftliche Rechte, (Zölle,ilege und Ver- 


seursverbindungen landelsunter e.irungen im Interesse 
der Allgensirleit) gewisse Sicherheiten betreffs 

der Behandlung (Gleicilieit der Bekardlurg) und fes 
wisse politische Kachte (Führung der auswärtigen 
Angelegenheiten wid „schutz der Staatsargehürigen 

im Auslande) sichern soil, 

Die Botschafterkonferenz ist der Ansicht, 
dass der Verfassungsertwurf der Freien Stadt unter 
Berücksichtigung der vorerwälrten Besersungen bte- 
trachtet,gewertet und üerebenerfalls ausgelert wer- 
den muss, À 


~ 


a xx 


Dar erste Artikel siert die offizielle 
Benennung "Freieularsesisdt Darzip" vor. Die Worte 
"und Hanse", die ansc .einend der Verfasrsungen von 
Lübeck, Brenon und kauburg entleint sind, sird nicht 
beizubehalten, Sie wissen gestrichen werden,wenn 
man sich genau ar die in den Vertrage gegebene PBe- 
nennunz halten will, Ir den. Vertrage wırd ausdrück- 
lich (nämlich in den Artikeln 104,2iffer l, 105 urd 
107) die "Freie Stadt Danzig” genannt,als vertrag- 
schliessende Partei hal dem wit Polen abzuschlies- 
senden UÜbereinkommen,- als 1w Besitz eines Gebietes 
und mit Stastsanpshorigen. 

Dieser Ausdruck “urd hause” musste daler 
such aus zahlreichen Artiseln verschrirden,ir Jexwarn 
er vorkomut (Artikel 10,12,28,32,41,13,56,59,63,72, 
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72,74,90 „110,115, 116). 

In dem ersten Artikal wird die Freie Stadt 
ein unabhängiger oder freier Staat (Freistaat) ge- 
nannt. Dieser Ausdruck, der aus den Verfassungen der 
deutschen Freien Städte entlehnt ist,scheint gerade 
deshalb dem Begriff der politischen Rechtsstellung 
einer "Freien Stadt" zu entspreohen, andererseits 
wird er durch die von den alliierten Hauptmächten 
in dem oben angezogenen Begleitschreiben ausgespro- 
chenes Absicht gerechtfertigt. 

Artikel 4 und 5.- Der Artikel 104,2iffer 5 
des Vertrages von Versailles scheint die Freie Stadt 
nicht des in Artikel A des Verfassungsentmurfs vor- 
gesehenen Rechtes zu berauben,eine Amtssprache zu 
haben,solange nur,wis Artikel 5 besagt,die Anwendung 
der polnischen Sprache sichergestellt ist. 

Artikel 4 würde an sich jedogh eine unum- 
schränkte Fassung darstellen und aus diesem Grunde 
zweckmässiger init Artikel 5 zu sinem Artikel zusanm- 
menzufassen sein. 

Artikel 59 Absatz. db, .bahandeit die Befug- 
nisse des Senats in Verwaltungsangelegenheiten. Die- 
se Bestimmung ist natürlich,obwohl es scheinbar 
nicht notwerdig ist,as ausdrücklich in dem Wortlaut 
zu erwähner-vorbehaltlioh der Festsetzung des Arti- 
kels 104 des Vertrages von Versailles zu verstehen. 

Artikel 41; "Dər Senat vertritt die Freie 
Stadt Danzig nach aussen", scheint mit der Vorschrift 
des Artikels 104, Ziffer 6,des Vertrages von Versail- 
les nicht vereinbar zu sein,nach welcher durch das 
Danzig-polnische Lbsreinkommen die Führung der aus- 
wärtigen Angelegenheiten Janzigs und der Schutz sei- 
ner Staatsangehörigen seitens Polens gewuhrleistet 
werden soll. 

Andererseits dürfte man es. für selbstver- 
ständlich halten,dass der Senat beauftragt wäre,sich 
mit den auswärtigen Danzig betreffenden Angelsgen- 
heiten zu befassen,wobei natürlich Voraussetzung 
ist,dass diese Aufgabe nicht das Recht beeinträch- 
tigt,das ausdrücklich für Polen vorgeseken und oben 
erwähnt ist. 

Absatz 2 des Artikels Al muss aus deuselben 
Grunde in dem Sinne aufgefasst werden,dass er nicht 
der besagten Vorschrift des Artikels 1l04A,Ziffer 6, 
des Vertræ əs von Versailles. Eintrag tun darf. 

Artikel 45,Absatz f soll sicr auf die Ra- 
tifizierung und nicht auf den Absckluss von inter- 

nationalen Vertrügen beziehen. 

l Artikel 56,betreffend den Post-,Telegraphen- 
und Fernsprechverkehr,der ausdrücklich in Artikel 
104 des Vertrages von Versailles vorbel.alten ist, 
ist berechtigt,da die Rechte Polens sich nur auf 
die Verbindungen zwisohen Polen und dem Janziger 
Hafen erstrecken. 

Artikel 57 muss in Anbetracht der Rechte 
Polens gemäss Artikel 104,2iffer 3, des Vertrages 
“ von Versailles mit einem ühnliohen Vorbehalt 
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Vortslalt aufgefasst werüen wie Artikel 56, 

Artikel 75,Absatz 2 besagt:"Dem Auslande 
gegenüber haben alle Staatsangenürigen der Freien 
Stadt inner-und ausserhalb des Staatsgebietes An- 
spruch auf den Schutz des Staates." 

In dieser Fassung braucht diese Bestimmung 
nit dem Polen vorbehaltenen Schutzrechte nicht un- 
vereinbar zu sein,dea die Danziger sich wohl an die 
Freie Stadt wenden kcnnen,aber der Schutz nickt 
von ihr,sordern von Polen gewührt wird. Die Fassung 
müsste jedoch geändert werden,da sie zu Missverständ- 
nissen Anlass gibt, 4 

Ver Teil IV handelt von der Bildung und den 
Schulen. In Anbetracht der Bestimmungen der Artikel 
4 und 5 bezüglich der Sprache scheinen die Bestim- 
mungen dieses Teils zu Artikel 104, Ziffer 5,nicht 
in Widerspruch zu stehen. 

Die Botschafterkonferenz ist vorbehaltlich 
der vorstehenden Bemerkungen der Ansicht,dass der 
Verfassungsentwurf,der ibr untebreitet worden ist, 
nicht im idersprach zu den Vertrage von Versailles 


steht, y 
« 
Anlage Ur, 10 
( XI. Tagung - Anlage 130 ) 
Bericht Sr.Exzellenz des Vicomte Si 
Ishii,des Vertreters Japans,be~ 69 


treffend den Schutz der Freien 
Stadt Danzig. 
Vom Rate angenomnen am 17.November 1920. 


Die Frags der Verfassung der zukünf- 
tigen Freien Stadt Danzig war auf. die Tagesordnung 
der Tagung des Rates in Brüssel gesetzt worden. Ihr 
Berichterstatter hat bei dieser Gelegenheit dem Ra- 
te einen Bericht vorgelegt, in welchem er die Ansicht 
ausgesprochen hat,dass die Frage,nie der Verfassung 
der Freien Stadt Danzig die Garantie des Völkerbun- 
des zu geben sei,wie ferner die damit zusammenhän- 
gende Frage,auf welche „eise die Freie Stadt Danzig 
unter den Schutz des Völkerbundes zu stellen sei, 
Fragen von so grosser Bedeutung seien,und soviel 
Fragen anrezgten,die eine eingehende Erwägung erheisch- 
ten,dass es erwünscht würe,diese Angelegenheit nicht 
während dər Zusammenkunft in Brüssel zu erörtern, 
sondern die Behandlung bis zur nächsten Zusamaenkunft 
das Rates in Genf zurückzustellen. Der Rat hat sich 
dieser Ansicht angeschlossen, und Ihr Berichterstat- 
ter wurde beauftragt,so bald wie möglich einen ein- 

gehenden 
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eingehenden Bericht ausguarbeiten,der für eine 
gründliche Erörterung der Frage als Grundlage die- 
nen könnte, Ich habe somit die Ehre,dem Rate tol- 
genden Bericht zu unterbreiten: 


Nach dem Wortlaut des Artikels 100 des 
Vertrages von Versailles verzichtet Deutschland zur 
gunsten der alliierten und assoziierten Hauptmächte 
auf alle Rechte und Ansprüche aur das Gebiet,das 
von den in dem genannten Artikel angegebenen Gren- 
zen umschlossen wird (Stadt und Gebiet Danzig). Es 
kormen daher seit den Inkrafttreten des Vertrages 
von Versailles den alliierten Grossmächten die Sou- 
veränitätsrechte über Danzig zu, Gemäss Artikel 102 
des genannten Vertrages verpilichten sich die alli- 
ierten und assoziierten Hauptmächte,die Stadt Pan- 
zig nebst dem im Artikel 100 bezeichneten Gebiet 
als Freie Stadt zu errichten, 


| Nach den mir eben zugegangenen Nachriob- 

ten beabsichtigen die Grossmächte,die Freie Stadt 
am 15.November zu errichten. Dieser Akt der Errik- 
tung der Freien Stadt bringt für den Völkerbuna die 
Entscheidung wichtiger Fragen mit sich,und zwar der 
Frage des Schutzes der Freien Stadt und der Frage 
der Gerantie ihrer Verfassung, 


i 

In der Tat wird die Freie Staat laut Af= 
tikal 102 des Vertrages von Versailles unter den 
Sohutz des Völkerbundes und die Verrassung der Frei- 
en Stadt laut Artikel 103 des genannten Vertrages 

| unter die Garantie des Völkerbundes gestellt. 

Es dürrte nicht überflüssig sein,zunächst 

| den genauen Sinn der Worte "Schutz" a des 

| Völkerbundes und ”Gerantie" (garantie) des Völker» 

| bundas zu bestimnen, I 

\ Der Schutz der Freien Stadt durch den Väl- 
kerbund scheint zu bedeuten,dass der Völkerbund sicn 
verpi lichtet,die territoriale Unversehrtheit una po- 
litische Unabuängigkeit aer Freien Stadt Danzig in 
aergalben Weise zu achten und gegen alle Angritre 
von aussen auırechtzuerhalten,wie ar es allen Mit- 
gliedern des Völkerbundes gegerüber laut Artikel 
l0 dor Völkerbundsatzung tut, 


Dieser gemeinsame Schutz aurch den Völker- 
bunda schliesst mit Ausnahme der bei Errichtung der 
Freien Stadt vorgesehenen Einschränkungen den Aus- 
schluss jeder persönlichen Einmischung anderer „Wäch- 
te in die Angelegenheiten Danzigs ein, Hinsichtlicon 
dər Eingchränkungen muss auf die Batimmurgen des 
Artikels 104 des Vertrages von Versailles hinzewie- 
sen wergen. ‚welcher vorschreibt,4dass die alliierten 
una assosiierten llauptmüchte sich verpiiliohten,ein 
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ein Übereinkormeən zwischen der polnischen Regierung 
und der Freien Stadt Danzig zu varmitteln,das mit 
der Errichtung der Fraien Stadt Danzig in Kraft tre- 
ten und den Zweok haben soll: 


l. Die Freie Stadt Danzig in die Zollgrangen Po- 
lens einzuschliessen und die Einrichtung einer 
Freizons im Hafen in die Wege zu leiten; 


2. Polen dia xreis Benutzung und den Gebrauch der S. 
Wasserstrassen Dooks Binnenhäfen, Ladestrassen und 70 
der sonstigen Im Gebiete der Freien Stadt belege- 
nen, für die Ein-und Ausrunr Polens notwendigen 
Anlagen ohne irgendwelshe Einschränkung zu gewähr- 
leisten; 


3.Polen die Überwachung una Verwaltung der Weioh- 
sel,sowie des gesamten Eisenbaehmnetzes innerhalb 
der Grenzen der Freien Stadt,mit Ausnahme der 
Strassenbahnen und der sonstigen in erster Linie 
den Bedürfnissen der Fraien Stadt dienenden Bah- 
nen,rerner die Überwachung und Verwaltung des 
Post-, Draht=-una Fernsprechverkehrs zwischen Polen 
und dem Hafen von Danzig zu gewährleisten; 


4. Polen das Rasht zum Ausbau und zur Verbesse=- 
rung der Waaserstrassen, Docks, Binnenhäfen, Made- 
strassen, Eisenbahnen und der sonstigen vorerwähn- 
ten Anlagen und Verkehrsmittel zu gewährleisten, 
sowie das Recht zur Miete oder zum Ankauf des 
dazu arfordserlichen Geländes und Eigentums zu 
angemessenen Bedingungen; 


5, Yoræ rge zu treffen,dass in der Freien Stadt 
Danzig kein Unterschied zum Schaden der polni- 
schen Staatsangenörigen und anderer Personen pol- 
nisochger Herkunit oder polnischer Zunge gamacıt 
wird, 


6. dar poinisohen Ragiaruug die Führung der Bus- 
wärtigen Angelegennsiten dar Fraien Stadt Danzig 
sowis dan Schutz ihrer Stsetsangehörigen im Aus» 
lande zu übertragen, 


Dio abon mangstünrten Bastirmmungen bezwek- 
ken,Polen den fralsn Zugang zum Meere zu sichern. Es 
war nioht die Absicht das Vertrages von Varsaıllas, 
aie Freie Stadt Polen siunzuverlsiben. In dem Bagleit- 
sohreiben,das dis Friesdenskomierenz an den Vorsitzen- 
den der deutschen Delegation in Paris unter dam 46. 
Juni 1919 gesandt bat, neisst ea: 


"Die Stads Danzig soil die Verfassung ei- 
ner freien Stadt erhalten; ihre Einwohner sollen 
autonom sein,sis sollen nicht unter die Herrschaft 
Bolens Kommen und nicht einen Teil das polnischen 


= 102 = 


polnischen Staates dilden; Polen soll in Danzig 
gewisse wirtschaftliche iechte erhalten, Aie 
Stadt selbst ist von Deutschland abgetrennt wor- 
den,weil es kein anderes mögliches Mittel gab, 
jenen "freien/Zugang zum Meere" zu schaffen,den 
Deutschland zu überlassen versprochen hatte," 


Ich werde später auf den Vertrag zwi- 
schen Danzig und Poler, zurückko:nmen, 


Die Bee ung des Vertrages von Ver- 
sailles,nach welcher die Verfassung der Freien 
Stadt unter die Garantie des Völkerbundes gestellt 
werden soll,bedeutet: l.dass diese Verfassung die 
Zustimmung des Völkerbundes erhalten muss, 2.dass 
die Verfassung nur mit Genehmigung des Völkerbundes 
geändert werden darf; 3.dass das staatliche Leben 
der Freien Stadt Danzig sich immer nach den Bestim- 
nungen dieser Verfassung richten muss, 


Es ist offenbar,dass die Garantie uer 
Verfassung und der zugestandene Schutz seitens des 
Völkerbundes eng miteinander zusammenhängen, ser 
Grundgedanke ist,dass die Freie Stadt in der inter- 
nationalen Organisation Europas ein Staatsgebilde 
darstellen soll,das gegen jede ungehörige Pirmi- 
sokung irgendeines Landes geschutzt werden und ein 
regelrechtes Eigenleben haben soll,selbstverständ- 
lich unter vollkommener Beachtung der Bestimmuugen 
des Vertrages von Versailles und der Recht;,die 
dieser Vertrag Polen verleiht. 


Aus diesen Erwägungen scheint \.ervorzu- 

.eten,dass der Völserbund prüfen muss,ob url :se Ver- 
fassurg die unerlasslicher Bürgschaften einer festen 
und friedlichen politischen Stellung lietet,und eine 
Rexierung verbürgt,die nach den Grunäsatzer,nacl: de- 
ner. lie Freie stadt rrrichtet worden ist,:wd gemass 
de. Verpflichtungen,üie inr “urch den Vertrag von 
Versaiiles auferlegt worden sind,arbeitet, “Ss uss 

' besonäers gepruft werden,ob die Verfessurg ‚er Frei- 
en Stadt Keime zu Unruhen,manzelhafter Verwaltung, 
gesetzlosen Zustuünder oder Ausserachtlassung inter- 

_nationeler Verpflichtungen enthält, 


Laut Artikel 103 des Vertri,es von Ver- 
sai4les soll die Verfassung der Freien stalt im Ein- 
verceimen mit dem Hohen Kommissar des Yülkerbundes 
von den orinungsmässig berufenen Vertretern der 
Freien Stadt ausgearbeitet werden. 


Um so schnell wie möglich die Verfassung 
der Freien Stadt vorzubereiten,hat der «at des Yl- 
kerbundes au 13,Februar d.J.einen Hohen Kommissar 
für Danzig ernannt,der beauftragt wurde,sich in die- 
se Stadt zu begeben,und dem Rate zu gegebener Zeit 

í eiren Entwurf der Verfassung der Freien Stadt zur 
una sicheren 
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zur Genehuiguug zu unterbreiten. 5 


Der Hohe Kommissar hat dem Rate Vorschlä- 
ge für die Wahl der Vertreter der Freien Stadt un- 
terbreitet,und der Bat hat nach ihrer Prüfung die- 
sen Vorschlägen entsprechend durch sinen Beschluss 
vom l\1.April 1920 seine Genehmigung zur Vornalme 
der Wahlen erteilt. Die Wahlen haben stattgefunden, 
und die Verfassunggebande Versammlung von Danzig 
ist am 14.Juni 1920 eröffnet worden. Der hohe Kom- 
missar hat mit einem Schreiben vom 15.August dem 
Generalsekretär des Völkerbundes den Entwurf der 
Verfassung der zukünftigen Freien Stadt Danzig in 
der Form übersandt,in der er von der Verfassungge- 
benden Versammlung mit 68 Stimmen gegen 44 angenou- 
men worden ist. Die Minderheit umfasste die Mehrheits- 
sozielisten,die unabhängigen Sozialisten und die pol- 
nisolie Partei. 


Ver Wortlaut des Verfassungsentwurfs ist 
mit einer ausfiu.rlichen Denkschrift des internatio- 
nalen Sekretariats an die Mitglieder des Rates vor 
der Tagung in Brüssel verteilt worden. Diese Denk- 
sohrift enthält eine kurze Zusamnenfassung der 
hauptsächlichsten Bestimmungen der Verfassung sonia 
Betrachtungen darüber,welohe Bedingungen und Vor- 
behalte zu machen sind,damit der Völkerbund die Vez- 
fassurg gewährleisten kenn, 


Ich will nicht auf alle Einzelleiten ein- 
gelien,sondern mich nur an die Punkte halten,die ioi 
in dem Beschluss,den ich dem Rats unterbreiten wer- 
de,zu erwähnen für notwendig befunden habe. 


l. Artikel 1 des Entwurfs der Verfassurg 
sieht als offizielle Benennung "Freie und Hanse- 
stadt Danzig" vor. Die Worte "und Hanse" müssen ğə- 
striohen werden,wenn man sich genau nach der Bener- 
nung riohten will,die durch den Vertrag von’ Versail- 
les,welcher ausdrücklich "die Freie Stadt Danzig" 
vorsieht angenommen wordan ist, Dieser Ausdruck 
"und lanse" muss also auch aus allen anderen Artikeln 
der Verfessung,in denen er vorkomät,verscliwinden. 


2. Artikel 4 des Entwurfs setzt fiest,dass 
die Amtssprache deutsch ist,und Artikel 5,dass dera 
polnisch sprechenden Teile der Bevölkerung durch 
die Gesetzgebung und Verwaltung seine freie volks- 
tümliche Entwicklung, besonders der Gebrauch seiner 
Muttersprache beim Unterricht,sowie bei der inreren 
Verwaltung und der Hechtspflege gewährleistet wird. 
es erscheint wünschenswert,diese beiden Artikel in 
einen zusammenzufassen,un klar darzulegen,dass die 
Bestimmungen der beiden Artikel gleichartig sind. 


3, Artikel 39, Absatz db,betrifft die Be- 
fuprisse des Senats hinsichtlich der Verwaltung. 
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Verwaltung. Diese Bostimmung mies natürlich - ob- 
wohl es nicht erforierlich erscheint,dies ausdrüch- 
lich in dem Wortlaut zu erwähnen - vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Artikels 104 des Vertrages von 
Versaillos verstanden werden, 


4. In Artikel 41 wird gesagt: "Der Senat 
vertritt die Freie stadt nach aussen". Dieses kürn- 
te leicht zu Missverständnissen Anlass geben in An- 
betracht der Bestimuung des Artikels 104, Zıffer 6, 
des Vertrages von Versailles,rach welcLer der Danzig- 
polnische Vertrag die Führung der auswürtigen Argfe- 
legenkeiten der Freien Stadt Danzig sowie den Schutz 
ihrer Staatsangehörigen im Auslande durch die polri- 
sche Regierung sicherstellen muss. Der zenaue sinn 
der vorerwähnten Bestimmung des Artikels 4l muss 
sein,dass es dem Senat obliagt,sich “ıt den Danzig 
an.’ehenden auswärtigen Angelegenheiten zu befasser, 
wobei zu beachten ist,dass diese Bestilnung die uus- 
drücklioh Polen vorbeiualtenen Rechte,auf die oten 
hingewiesen ist,in keiner Weise beeinträchtigen 
darf, 


der zweite Absatz des Artikels 41 und Ar- 
tikel 44, Zifler f, missen aus demselber Grunde in dem 
Sinne verstanden werden,da's sie die erwühnte Vur- 
schrift des Artikels 104, Ziffer 6,des Vertra.es von 
Versailles nicht beeintracohtigen dürfe, 


5. Artikel 48 des Verfassunrsertwurfs tre- 
hardelt Abänderungen der Verfassung. Es ist klar, 
dass Abünderunpen der Verfassung nıckt in Kraft tre- 
ten können,bevor sıe nicht dem Völkertunde nitfe- 
teilt worden sind und dieser erklärt Let,dasz er kei- 
ne Einwendungen zu machen habe, 


6. Artikel 57 ist in Anbetracht der Polen 
femuss Artikel 104 das Vartrages von Versailles ver- 
liehenen Rechte mit einem Vorbehalt, Ülnlich demjeni- 
pen des Artikels 56,zu verstehen, 


7, Artikel 71 des Verfassunrgsentwurfs er- 
klart,dass dıe Eigenschaft als Bürger dez Staates 
Darzig gemass den Bestimmungen eines Gesetzes erwol- 
ben oder verloren wird, Der Völkerbund kat ein Inter- 
e:se daran,dass das Danziger Bürgerreci;t nicht in ur- 
geeigneter Weise erweitert oder eingeschrüunkt wird, 
und es erscheint wünschenswert,die Danzi.:er Verfas- 
sunggebende Versamılung zu ersuchen,iurerhalb einer 
kurzen Frist,z.B.innerhalb 6 Monaten nach der Mit- 
teilung des Beschlusses des Rates des Völkerbuncdes, 
die grundlegäanden Bestimmungen des totrefferJen Ge- 
setzentwurfs zur Prüfung durch den Vilkerburd vor- 
zulegen. 


8. Die Verfassung legt nicht fest,dass der 
Völkerbund das Recht ra: über die Amtstütigkeit der 
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der Darnzsiger knerierurg Auszurft zu erhalten. dennoch 
scLeinen der sclutz,den der Völkerbunäd der Freien 
Stadt zu gewähren kat,und die Gerantie der Verfas- 
sung dieser ötadt durch den Völkerbund unbedingt zu 
erfordern,dass der Völkerburd in der Lage ist, gege- 
denenfalls von der Danziger Regierung zuverlässige 
Auskunft über die Offentliol:an Angelegenheiten die- 
ser Stadt zu er!alten. 


Der Vulkerbund wird gemäss Artikel 103, Ab- 
satz 2, des Vertrages von Versailles in Danzig eiuen 
Hohen Kommissar \.aben,der wit der erstinstanzlichen 
Entscheidung aller Streitigkeiten betraut wird die 
zwischen Polen und der Freien Stadt aus Anlass jenes 
Vertrages oder ergänzender Vereinbarungen und Abma- 
churgen entstehen sollten. Dieser lioke Konnisser 
wird sicherlich über die Angelegenleiten,die ihm ge- 
mäss dieser Bestimung untertreitet werden,Auskurft 
erhalten. Aber das scheint richt zu zerügen, der 
Völkerbund muss niolt nur in den Füllen,in deren es 
sich un Streitigkeiten zwischen Danzig und Polen 
handelt,Auskunft erlalten künnen,soniern auch wenn 
die Pflichten und Rechte ir Frage korxen könnten, 
die sich aus den Sohutze und der Garartie seitens 
de= Volrerbundes ergeben, 


9, Es ist bemerkensvert festzustellen. dass 
in die Verfassung keine Bestitruung ber das wilitür 
der Freien Stadt aufgeno:tsen worden ist. Es eipfiel.lt 
sich,vom Gesichtspunkte des Völkerturdes zus, unzvei- 
deutig festzustellen,dasc dia Stadt Werziz nieit ls 
Heeres- oder Flottenstützpunkt dienen darf,dass sie 
keine Festungswertie errichten,noch die Lerstellurg 
von Munition und Kriegsbedarf in ilreu Geliete ge- 
statten darf,wenn sia nicht in jeden Fall» vor.er 
die Genehmigung de~ Völkerbundes erialter lat, 2 


Ich werde später auf die Frare zurückkormen, 
ob der Völkerbund sclon jetzt irgerde.re Lntscieidung 
hı.sicrtlioh der nilitärischen Verteilipung der Fieis 
en Stadt Janzig treffen muss, 


Ich habe bereits die sıch aus Artirel 104 
des Vertrages von Versailles ergebenden Eir chrün- 
kun’en der politiscthe: Unabhlangipkeit Jer Freien 
Stadt Danzig erwahn! und die Bestim ungen dıeses 
Artikels verlesen, Es verstekt sich von seltst,dass 
die Frage des Schutzes der Freien stadt und der Ga- 
rentie ihrer Verfassung eng tit der Frage verbunden 
ist, welches die künftixc Kechtsstellung dieser Frei- 
en Stadt im intern“tionalen Leben sein soll, Der 
Vertrag mit Polen ist sicherlich von so grosser Ee» 
deutung für diese kechtsstellung,dass es für den 
Völkerbund sol wierir sein dürfte,eıne erdfültige 
Entscheidung zu treffen,olne zu wissen,in "eloher 
Weise die Bestimzunger des Artikels 104 von den 


u. 
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dan Crossmachtex« durcengəarührg werden. Mit anderen 
vorten,der Völkerbund muss den Wortlaut des von 
den alliierten Kanptmäshten zwischen der Freien 
Stadt Danzig und Polan vermittelen Vertrages kən- 
nen,bevor er seinen endgültiren Beschluss fasst. 


Der Vorsitzende der Botschafterkontferenz 
in Paris hat aur ein brsnòhen des Rates das Völker- 
bundes dem Völkerbundsa den ‚ortlaut eines von der 
Konterenz genehmigten Vertragsentwurfs übersandt. 
‚Ich halte es für überrlüssig,aux alle Einzelheiten 
einzugehen; ich glaube sagen zu können,dass uieser 
Vertragsentwurr im allgemeinen Keine Bestimmung 
entnält,aie der Stellung Danzigs als Freier Stadt 
unter dem Schutz des Völkarbundss mit einer vom 
Völkerbunde garantierten Verfassung Eintrag tun 
könnte, 


Ich beehre mion,die Aufmerksamkeit des Rates 
ganz besonders aux die Bestimmnpen des Artikels 6 
des Vertragsentwurfs zu lenken, laut welchen inter- 
nationale Verträge oder Abkommen,an denen dis Freie 
Stadt Danzig interessiert ist,von dər polnischen X4- 
gierung nicht ohne vorherige Beratung mit der Frei- 
en Stadt abgeschlossen werden dürfen, las Ergebnis 
dieser Beratung muss zur Kenntnis des Hohen Kommise 
sars des Völkerbunäües gebracht werden, 


In allen Füllen wird der Hore Kommissar das 
Recht haban,gegerdjeden interrationalen Vertrag oder 
Abkomnen,soweit sie die Freie Stadt Danzig vetref- 
fen,sein Veto einzulegen wenn der Rat des Völkerbun- 
des glaubt, dass sie den Bestimmungen dieses Vertra- 
ges oder dər liechtsstellung ər Freien Stadt wiaer- 
sprechen. 


Lant Artikel 19 des Vartragsentwurfs wird 
ein Ausschuss für den laten und die ‚assernee von 
Danzig geschaffen werden, der su gleichen Teilen aus 
polnischen und Dansiger Bevrosllmachtizgten zusammen- 
gasetzt ist. Dax Präsiaent soll im Einvernehmen 
zwisshen dar polnischmu Regierung und aer Regierung 
der Freien Stadt gewählt werden. Kommt innerhalb 
eines Monats nach Inkrafttreten aes Vertrages eine 
Einigung nicht zustenus,so wird aer Bat des Völrər- 
bundes von dem Hohen Kommissar əs Völkerbunaes ån 
Danzig ersucht werden,einen Präsidenten Schweizer 
Staatsangaddrigksit zu bestimmen, 


laug Artikel 26 das Vertragsentwurfs soll 
der Hafsnaussshıuss verpfliähtet sein,Polen die TIreie 
Benutzung und den Gebrauch das hafens und der in dem 
Vertrag näher bezeichneten Verbindungsmittel ohne 
jede Einschränkung und in dem für die Sicherstellung 
des Ein-und Ausfuhrverkehrs nach und von Polen not- 
wendigen Masse zu gmährleister, der hagenausschuss 


73 
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Harenausschuss snil Ierner verprlichtet sein,alle 
notwendigen Massnahmen zu treifen,um den Ausbau 
und die Verbesserung des Hafens und der Verbin- 
dungswege sicherzustsllen,um allen Bedürfnissen 
dieses Verkehrs zu genügen. Falls diese Bestim- 
mungen nicht beachtet werden sollten,haben die 
Praio Stadt Danzig und Polen das Recht, den Völ- 
kerbund gemäss Artikel 39 des Entwurfs "anzurufen. 


Artikel 25 des Entwurfs schreibt vor,dass 
jederzeit und unter allen Umständen Polen das 
Recht haben soll,über Danzig Waren,gleichviel wel- 
cher Art ein-und. auszurühren, soweit sie nicht 
durch die polnischen Gesetze verboten sind, 


Durch Artikel 33 verpflichtet sich die 
Freie Stadt,die Minderheiten der Rasse,Relegion 
oder Sprache gemäss den Bestimmungen,die in dem 
am 28.Juni 1919 zwischen Polen und den alliierten 
una assoziiärsten Hauptmächten abgeschlossenen 
Vertrage enthalten sind,zu schützen, diese Bestim- 
mungen sind bereits durch einen Beschluss des Ra- 
tes vom 13.Februar 1920 vom Völkerbunde gewähr- 
leistet worden, 


Der Entwurf sieht Verhandlungen zwischen 
der Freien Stadt Danzig und Polen zwecks Abschlus- 
ses verschiedener ergänzender Abmachungen vor, 
Artikel 39 schreibt vor: 


"Jade zwischen Polen und der Freien Stadt 
autkommende Weinungsverschiedenheit in bezug 
auf diesen Vertrag oder alle anderen späteren 
Abmachungen, Vereinbarungen und Abkommen oder 
alle die Beziehungen Polens und der Freien 
Stadt berührenden Fragen soll von der einen 
oder anderen Partei der Entscheidung des Ho- 
hen Kommissars unterbreitet werden,der die 
Angelegenheit an den Rat des Völkerbundes ver- 
weist,talls er es für nötig erachtat, Die bei- 
den Parteien behalten dio Freiheit, Berufung 
bsi dem Rat des Völkerbunass einzulegen." 


Diese Bestimmung ist rür den Völkerbund 
umso annehmbarer,als sie bereits durch den Vertrag 
von Versailles, Artikel 103 ‚Absatz 2 ut ist, 
welcher bestimmt: 


"Der Hohe Kommissar wird rerner mit der 
erstinstanzliohen Entscheidung eller Streitig- 
keiten betraut,die zwischen Polen und der Frei- 
en Stadt Danzig aus Anlass dieses Vertrages 
oder Titanics NansjEberungen und Abmachun- 
gen entstehen sollten." 


Artikel 40 des Vertragsentwurfsa sohreibt 


- 108 - 


Schrelbt vor, dass eins Varänderung an dieseu Ver- 
trag nur im Einverrahmen zwischen Polen und der 
Freien Stadt Danzig vorgenommen werden darf, 


Da der Vertrag zwischen Polen und der Frei- 
en Stadt durch den Vertrag von Versailles vorgese- 
hen ist und rür die internationale Stellung dieser 
Stadt eine ganz besondere Bedeutung hat,scheint es 
wünschenswert,dass dar Völkerbund,da er es übernom- 
men hat,Danzig seinen Schutz zu gewähren und die 
Vertassung Danzigs zu garantieren,sioh vorbehalten 
muss,dass eine wesentliche Abänderung an dem Vertra- 
ge nur mit vorheriger Genehmigung des Völkerbundes 
vorgenommen werden uart., 


Der Wortlaut des Vertrags zwischen Danzig 
una Polen,der den ifitgliedern des Rats während der 
Tagung in Brüssel unterbreitet worden ist,hat wäh- 
rend der Verhandlungen,die kürzlich in Paris zwi- 
schen den Vertretern Danzigs und den Vertretern der 
polnischen Regierung stattgsiunden haben,und auf 
die ioh oben Bezug ganommen habe,einige Abänderun- 
gen ertahren. Der enägültige Jortlaut weicht jedoch 
in keinem entscheidenden und den Völkerbund ange- 
henden Punkte von dem in Brüssel dem Rate unterbrei- 
teten Entwurfe ab, Eine Abschrift des endgültigen 
Wortlautes ist soeben an die Mitglieder des Kates 
verteilt worden, 


Bevor ioh den Entwurf eines Beschlusses vor- 8, 
trape,habe ich noch eine Frage zu behandeln,die 74 
durch das Schreiben des Vorsitzenden der Botschar- 
terkonfrenz an den Völkerbund vom 20,0ktobar ange- 
sohnitten worden ist, In diesem Schreiben ist die 
Rede davon,dass die Mächte bei der Schafiung einer 
Freien Stadt aus Danzig und dem in Artikel 100 des 
Vertrages von Versailles genannten Gebiete die Ab- 
sicht hatten, zwischen der Freien Stadt unu Polen 
die engsten Böglahungen herzustellen, Die Mächte 


wollten Polen einsn freien Zugang zum Meere ver- 


schaften. "Zu diesem Zweoke" ‚heisst es im Schrei- 
ben des Vorsitzenden,"ist die Freie Stadt in die 
polnischen Zollgrenzen eingeschlossen worden; Po- 
len ist die Überwachung und Verwaltung uer Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechverbindungen zwischen 
Polen und dom Hafen,in dem es ausserdem weitgehen- 
de Rechte geniesst,zuerkannt worden, Schliesslich 
ist die Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
äer Freien Stadt in Polens Hand gelegt worden. So- 
wohl wegen der aur diese Weise zwischen der Frei- 
en Stadt und Polen hergestellten engen Beziehung 
als auoh in Anbetracht des von den Wächten,die den 
Vertrag von Versailles unterzeichneten,klar ausge- 
sprocheren \unsohes,Polen einen freien Zugang zum 
Meere zu verschaffen,scheint die polnische Regie- 
rung dazu berufen,von dem Völkerbund den Auftrag 
zu erhalten,unter Umständen aie Verteidigung der 
Freien Stadt sioherzustellen." 

Das 
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Das >e.!reipsn aas, Vorsitzenden der Dot- 
schatterkoniierenz schneidet einefrage an,die Ihr 
Berichterstatter aucn dann hätte in Erwägung ziehen 
müssen,wenn dieses Soureibean richt an aen Völker- 
burna gerichtet vorden wärs.nürmligh die ernste fraga, 
mit welchen Mittaln der Völkerbund die Freio stadt 
im Falle eines internationalen bewatgroten Zusarmer- 
stosses schiitzen kann, koines Eracutdäus können drei r 
verschiedene Fülle eintreten: 


l. Ein Anpritt',eine Angritisarohung oder 
Anrriri'sgetaiur tür die Freie Staat Darzig,ohne dass 
dieser Angriff,diese Anzrifrsdrohung oder Arnpriris- 
getahr sich auf das polnische Gebiet erstreckt. In 
diesem Fell wird der Rat des Völkerbundies aut Nitk- 
tel bedacht sein missen, um die Achtung der territo- 
rialen Unversehrtheit und politischen Unabhängigkeit 
der Freien Stadt sichersustellen. Soweit im Augen- 
blick vorauszusehen möglich ist, wird der itat des 
Völkerbundes ‚indem er das besondere Interesse Polers 
im Auge ba}, aie Freie Stadt Danzig gegen jede tframte 
Besetzung Sohitzan, sich gəniss an Folen wenden und 
es ersuchen, bei der Verteidigung des Gebietes der 
Freien Stadt Beistand zu leisten. Es wird von den 
Unstünden abhängen,ob der Rat gleichzeitig die Mit- 
wirkung arderer Mitglieder des Völkerburdes zu dom- 
selben Zwecke naclsuchen muss, 


2, Jenn Polen entgegen dar Satzung des Völ- 
korbundes von irgendeinen Staate en,egritien wird, 
ist es klar,uass die Freie Stadt Dantijg möglicher- 
weise nioht in der lage sein wird,itre Aulgaba,Folen 
treien Zugang zum Ksare zu gewähren, zu ertüilenr. 


Artikel 28 aes obengenannten Vertragsent- 
wurfs seut lest,dass "Jederzeit und unter allen Ume 
stünden Polen das Reoht haben soll,iber Darzig wa- 
ren,gleichviel welcher Art,einsund auszuflüren,Sso- 
weit sie nicht durch die polnischen Gssetze verdo- 
ten sinu,” Diese Bestimmung schliesst sickerlich 


"auch Munition und andsren Kriegsbeäari ein, Aus de 


was ich oben gesagt habe,caht nervor,dass ich nich 
der Ansicht bin,dass diese Bast immung zu dem Vertrag 
von Versailles in “iderspruch steht,und dass sich 
daher der Schute des Völkerbunaes auch aur die Ein- 
funr von Kriegsbedarf nach Polen während äer sauer 
von Feinüseligksitsn erstreaken muss, 


Urter diesen Umständen wiråâ der Rat des 
Völkerbundes auf Mittel bedacht sein müssen,um den 
Schutz der Freian Stadt gegen jeden Angrirf sicher- 
zustellen,der den Betrieb des lafens der Stadt hin- 
dern könnte ‚und as scheint sehr wahrscheinlich, dass 
der Rat des '"Völkerbundes Polen ersuchen wird, diese 
Aufgab des Schutzes mit oder ohne Mitwirkung ande- 
rer a Syn des Völkerbunues zu übernehmen. 


`s, Falls Polen wit einam anderen Staate 
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Staate Streit haben sollte und es dem late nicht ge- 
lingt,die Annahıne seiner Vorschlüge zemwiss Artikel 

15 der Satzung einstimmig seitens aller seiner Kit- 
glieder ausser aA Vertretern der streitenaen Par= 
teien zu erreiahen,steht as Jeder der Parteien rrei, 
die Schritte zu tun, dia sie tür gwecknüssig nält. 

In diesom Falle könnte nach Adlaw dor duror die t= 
zung vorgeschriebenen Frist ein Krieg zwischen Polen 
und einer anderen Nacht ausbrechien,aer den Verprlioh- 
tungen,die aus der Satzung herrühren, nicht ruwider 
läuft,der aber andrerseits rür den Völkerdbund nicht 
die Pflicht oder das Recht mit sich oringt,einer der 
deiden Parteien deizustehen. Tio wird dann die lage , 
lanzigs sein? Es ist klar,dass der Schutz der Frei- 
en Stadt Danzig durch don Völkerbund dıosen nicht 
verpflichten Kann,in dam Streit rür Polen Partei zu 


ergreiren,wiederum schein® der uurch den Völkerbund S. 


der Freien Stadt gewährte Schutz nicht durch die 14 
Tatsache eines solchen Krieges aurzuhören,. Die åo- 
gische und praktische Lösung müsste meiner Ansicht 

nach Tolgende sein: Der Völkerbund vedürgt Polen 

àen Betrieb des Danzigor lafens innerkalb des Ge- 
dietas dar Freien Stadt, obne jedoch Polen oaer uer 
anderen kriegrühreraen artei zu gestatten, einen 
Hesresstützpunkt inrerhalb das Gebietes der Freien 
Stadt zu errichten. 


Zusamasntasasand möchte ich bemarken,uass 
ich mich der seitens aer Botschatrterkonraerenz fe» 
Ausserten Ansicht anscohlias30,uass die polnische 
Regierung Desonuers dagu deruten erscheint,unter 
Umständen von dem Völkerbund Asn Auftrag zu erhale 
ten,äie Verteidigung der Freien Stadt sicherzustel=- 
len. ; es ist aber wichtip,klar darzulegen ,aass dies 
ser Auftrag niemals ausschliesslich erteilt werden 
kann,und aucen -nur naoi Prüfung aer besonderen Uue 
stände jedes Falles seitens des Rats das Völkerdur- 
des,aamit vermieden wird,cass Jer Völkeruund,als 
Beschützer der Freien Stadt Danzıg,in einen intgren- 
tionalen Streit in anderer dasa als geuäss den Be- 
stimmungen der Satzurg hinsingezopen wird. 


Bevor ich dem Rat meinen Baschlussontwurf 
über den Schuts der Freian Staat und die Garantie 
ihrer Verfassung unterbreite,habe ich noch die Fra- 
ge der Ernennung des endgültigen Hohen Kommissars, 
der in der Freien Stadt seinen Sitz habon soll,zu 
erörtern. 


Duron Beschluss des Rats vom 13.Februar 
12920 worde Sir Reginald Tower zum vorläufigen Ko- 
hen Kommissar des Völkerbundes ernannt,bis die Ver- 
fassung der Freien Stadt unter die Garantie des 
Völkerbundes gestellt sein würde. Sir Heginald 
Tower hat dem Generalsekretär des Völkerbunaes 
mitgeteilt,dass er,wie er ihm bereits bei seiner 
Ernennung gesagt habe,aucıı jetzt noch beabsichtipe, 
Beinen Auftrag als beendet anzusahen, sobald die 
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dio Freie Stadt arrishta% sein würde, Sir Negineald 
Tower hat gebaten,ssin Bedausrn über das Scheiden 
aus dem Dianste das Völkgrbundes dem Rat dea Völ- 
kerbundes zu übermitteln, Er hat auch seinen Dank 
tür das Entgegenkorman ausgasprochen,das ihm Btets 
vom Völkerbund hawiesen worden sei. Der Rat wird 
gewiss mit mir darin übereinstimmen dass dar Gene= 
ralsekratär gebaten wird,Sir Reginald Tower den 
Dank des Völkarbundes für die Dienste auszusprechen, 
die er in seiner Stellımng als Hoher Kommissar ge- 
leistet hat. i 


Was die wichtige Frage anbatrirít, oinen 
Nachfolger für Sir Reginald Tower zu Tindan,so habe 
ich darüber wiel nachgedacht, ioh möchte aber nicht 
sohon jetzt einen Naman meinen Wıtarbeitern zwecks 
Genehmigung nennen. 


Der Vorsitzende des Rates im Einvernehmen 
mit dem Generalsekretär und Ihrem Bericht. erstatter 
könnte gebeten wardon, dem Rats tür die “ahl das Eo-- 
hen Komissars das Völkerbundes Vorschläge zu machen. 


Der Hohe Kommissar soll für aine ganıase 
Zeit ernannt werden,die enr drei Jahre Kastgesetzt 
werden könnte, Sein Auftrag könnte erneuart werden. 
Es versteht sich von salbst,dass der Rat sich joe 
dogh das Reaht dar Abdberurungr vorbehalten muss, 


Das Gshaıl% des ständigen Hohen Kommiasara 
muss seinen sehr wichtıgen uni repräsentativen Au 
gaben entsprechen; eine Summe von 100 000 Goldfren=- 
ken jährlioh aürite nıcht zu hoch erscheinsn. Er 
müsste das weıtaren die zur Dagkung dar Kosten seie 
ner Dienstreisen, seines Schriivwechsels,aer Unter=- 
haltung seiner Dienststelle und dər Besolaung Jei- 
ner Angestellten srforderlichen Sumen erhalten. 


Der Vorsitzende das Rates,der Generalse- 
kretür und Ihr Berichterstetter konnten damit bde- 
"auttragt werden,eine Versindearang zwischen dar pol= 
nishon hegierung und der Freien Stadt Danzig Zustar- 
de zu bringen hinsichtlian der beiderseitigen Antei- 
ls an den Unternaltungskosten des Hohan Kommissarlats 
in Danzig. Die Anteile dar pninischen Regierung wnu 
der Freien Stadt Danzig würien in die Kassa des Vol- 
kerbundes su zahlen sein,dar dem Hohen Komissar 
die notwendigen Summen zur Vertügung stellen wird. 


Zun Schlusse muss ich noch die Kosten er- 
wähnen,die bis zur Bestellung das stündigen Hohen 
Kommissars durch seinen nur vorübergehana tätigen 
Vorgänger entstanden sınd. Diese Kosten sind zum 
grossun Teil von den allirertsn Hauptmächten,dia 
Sioh vorbehaltan, sis von agr Freisn Stadt Danzig 
einzuziehen, verauslagt wnrden. Der Rat des Völker- 
bundes hat sich dureh seinen Baschluss vom 13.Febru- 
ar ebenrulls das Racht vorbshalten,dia Freia Stadt 


| 
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Staat mit den unbedeutenaen Kosten zu belasten,die 
das internationale Sekrətariat zur Deckung der Ver- 
waltungssusgaden des vorläurigen Hohen Kommissars 
verauslagt bat. 


Anlags Nr. 1l. 
( ZI, Tagung - Anlage 130 a ) 


Beschluss des Rates des Völkerbundes, 
betrertena den Schutz der Freien Stadt 
Danzig. 

Vom Rate angenommen am 1%7.Novenber 1920, 


I. Der Rat des Völkerbundes genehmigt die 
Schlusstolgarungen des Berichts des japanischen Ver- 
treters (Anlage 10) und erklärt: 


dass die Freie Stadt Danzig mit dem Tage 
ihrer Errichtung durch die alliierten und assosiier- 
ten Hauptmächte gemäss Artikel 102 des Vertrages von 


76 


Versailles unter den Schutz des Volkerbundes gestellt 


werden soll,und 

dass die von den ordnungsgemäss deruienen 
Vertretern der Preieon Stadt auszearbeitete Verfas- 
sung der Freien Stadt Danzig gleichzeitig unter die 
Garantie das Völkarbundes gestellt werden soll, 


Der Rat ontscheidet: 


Die polnische Regierung erscheint besonders 
dazu berufen, unter Umständen von dem Völkerbunde mit 
aor Aufgabe Detraut zu werden,die Verteidıgung der 
Freien stadt sicherzustellen, 

Der Stänüixe Beratsenee Ausschuss Tür Hee- 
res- Flotten-und Lurftiahrtrisagen wird beauftragt, 
die Massnahmen zu prüren,die in cen Fällen,die im 
Berichte des Vertreters Japans erwähnt werden,die 
wirksanste Verteidigung Danzigs gerührleisten. 


II. Der amtierende Hohe Kommissar des Völ- 
kerbun4es wird ermichtigt, das Vorstehende mit dem 
Wortlaut des anliegenden Berichts der Verfassung- 
gebarden Versammlung der Freien Stadt Danzig mit- 
zuteilen, Er wird hinzufügen,dass die Verfassung- 
gebende Versammlung ersucht wird,ihm innerhalb von 
drei Wochen den enagültigen,in folgender Weise ab- 
geänderten Wortlaut der Verfassung vorzulegen! 


a) dae Wort "Hanse" soll in allen Artikeln 
der Verfassung,in denen əs vorkommfk ‚gestriohen wer- 
den, 

d) 
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D) die Artikel 4 und 5 der Verfassung sollon 
zu einem einzigen zusammengezogen werden; 


G) in die Verfassung soll ein Zusatz sıngerügt 
werden,welcher besagt,dass die Bestimmungen der Ar- 
tikel 41 und 44 (f) sc aufzufassen sind,dass sie 
die Bestimmung des Artikels 104,Ziftər 6,ues Ver- 
trages von Versailles nicht beeinträchtigen dürtien; 


d) in die Vertassung soll ein Zusatz eingefügt 
werden,wsloher basagt,dass Abänderungen der Verfas- 
sung erst in Kraft treten können, nachdem sie dem 
Völkerbund mitgeteilt worden sind, und nachdem der 
Völkerbund erklärt hat,dass er keine Einwände zu. 
erheben hat; 


8) in die Verfassung soll ein Zusatz einge- 
rügt werden,welcher besagt,dass die Regierung von 
Danzig binnen einer Frist von sechs Monaten nach 
der Mitteilung durch den Hohen Komuissar dem Völ- 
kerbunde die Grundlinien des Entwurfes des Gesetzes 
zur Prüfung vorlegt,das im Artiksl 71 der Verfas- 
sung,der sich auf das Bürgerrecht des Staates Dan- 
zig bezieht,vorgeselen ist; 


f) in die Verfassung soll ein Zusatz winge-- 
rügt werden,welcher besagt,dass der Völkerbund des 
Recht hat,zu jeder Zeit von der Danziger Regierung 
euthentisohe Auskunft über die Ortentlichen Ange le= 
genheiten der Freien Stadt zu verlangen, und dass 
einem solchen Verlangen stets Folge gegeben werden 
muss; 


g) in die Verfassung soll ein Zusatz einge- 
xügt werden,welcher besagt,dass die Freie Stadt 
Danzig nicht als Hoeras-und Flottenstützpunkt die=- 
nen darf,dass sis keine Festungswerke errichten, 
noch die Herstsilung von Munition und Sriegsbedari 
auf ihrem Gebiete gestatten darf,wenr sie nickt in 
jedem Falle dis Zustirmung des Völkerbundes erhal- 


ten hat, 


III. Dər Hohe Kommissar soll gleichzeitig der 
Danziger Vertassunggebenden Versammlung mitteilen, 
dass der Rat des Völkerbundes von dam Entwurf des 
Vertrags zwischen der Freien Stadt Janzig und der 
polnischen Begierung,der gemäss Artiksl 104 des 
Vertrages von Versailles von den alliierten Haupt- 
mäohten vermittelt worden ist,Kenntnis genommen hat. 
Er soll ihr ferner mitteilen,dass ohne vorherige 
Genehmigung des Völkerbundes keine Abänderung,die 
mit der Verfassung der Freien Stadt in Widerspruch 


. steht,an diesem Vertrag vorgenommen werden darf. 


IV, Da die Amtstätigkeit des vorlüurigen lHo- 
hen Kommissars, Sir Reginald Torer,durch die Errioh- 
tung der Freien Stadt ihr Ende erreicht hat und er 
die Absicht ausgesprochen hat ‚eine endgültige 


vg 


= [Iii 


- 114 - 


endgültige Ernennung nioht anzunehien,ersucht der 
Rat des Völkerbundes en Generalsekretär,Sir Regi- 
nald Tower für die Dienste,die er in seiner Stel- 
lung als Hoher Kommissar geleistet hat,den Dank des 
Völkerbundes auszusprechen, 


V, Der amtierende Vorsitzende des Rats 
wird gebeten,im Einvernehmen mit dem Vertreter Je- 
pans und dem Germralsekretür dem Rate Vorschläge 
für die Wahl eines Hohen Kommissars des Völkerbun- 
des zu machen, Der Ret wird den Hohen Kommissar 
für einen Zeitraum von drei Jahren ernennen, Die 
Ernennung des liohen Kommissars kann erneuert werden. 


Der liohe Kommissar Bann jederzeit von dem 
Rate des Völkerbiundes abberufen werden, Das Gehalt 
des ständigen kohen Kommissars wird auf jährlich 
100 000 Goldt'ranken festgesetzt, Der Hohe Kommissar 
soll des weiteren die zur Deokung der Kosten seiner 
Dienstreisen,seines Schriftwechsels,der Unterhaltung 
seiner Dienststelle und der Gehülter seiner Ange- 
stellten notwendigen Summen erhalten. 


Der Vorsitgende des Rates,der Vertreter 
Japans und der Generalsekretär warden beauftragt, 
zwischen der polnischen Regierung und der Freien 
Stadt Danzig eine Vereirbarung zustande zu bringen 
hinsiohtlioh der beiderseitigen Anteile an den Un- 
terhaltungskosten des Hohen Kommissariats in Danzig, 
Die Anteile der polnischen Regierung und der Frei- 
en Stadt Danzig sind in die Kasse des Völkerbundes 
zu zahlen,der die notwendigen Summen dem kohen Kom- 
missar zur Verfügung stellen wird, Die Abrechnun- 
gen des Hohen Kommissars sollen wog .det Finanzver- 
waltung des Sekretariats des Vülkerbundes geprürt 
werden. 


VI. Die dis zur Einsetzung des ständigen 
Hohen Komissars entstandenen Kosten,die von dem . 
Sekretariat des Völkerbundes verauslagt worden sind, 
sollen der Freien Stadt zur last fallen. 


VII., Der Generalsekretär wird beauftragt, 
dissen Beschluss allen Beteiligten mitzuteilen, 
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Aniesga Nr, iR, 
( ZI. Tagung - Anlage 130 d ) 


Berisht des Ständigen Beratenden 
Ausschusses Sir Haaras=-,Flottan= 

und Lufttahrtfiragen, dstrerfend 

die zur Sioherstellung dar Var- 
teidigung Danzigs zu ergreirsnden 
Hessnahmen. 

Yom Rat angenommen em A7.Novenbar 1920. 


3? 


Der Rag das Yölksrdundes Lat am 17.Norembar 
1920 folgendsn Basahluss angenommen: 

"Die polnische Regierung srscaeint besonders 
dazu berufen, ungar Umstänaen von dem Völkerbunde mit 
der Aufgabe betraut zu warden,dig Verteidigung der 
Freien Stadt sicherzustellen, 

Der Ständige Baratende Ausschuss für lieeres-, 
Flotten=-und Iuftfahrttragen wird beauttragt,die Mass- 
nahmen zu prüren.die in den Fällen,die im Bericht des 
Vertrsters Japans erwähnt warden, die nirksamste Ver- 
teidigung Danzigs gewährleisten." 

Dar vorerwähnte Beriaht unterscheidet drei 
Fälle,die er wie folgt schildert: 

1.Fall.» Bin Angriff, sine Augriftsdrohung 
oder Angriffsgafahr für die Freie Stadt Danzig,ohne 
dass diaser Angriff ,disss Angrifrsärohung oder An- 
gritisgerahr siah aur das polnische Gabiet erstreckt. 

N 


2.Fall.= Ein Angriff eur Polen seitens irgend- 
eines Staatsas entgegan dsr Völkerbundsatzung, wodurch 
oitenbar die Frsis Stadt Danzig Gefahr laufen würde, 
nieht in der lage zu sain, ihre Aufgabe, Polan freien 
Zugang zul Mesrs Zu gewuhren,zu erfüllen, 


3.Fall.= Ein Streit zwischen Polen und 81i- 
nem anderen Staates dar, wıa in Absatz & des Artikels 
15 vorgesehen, zu einen kriags Führt,der den Verpflich- 
tungen,die aus der Satzung herrühren,nicht zuwider- 
läurt, der Aber Zur den Volkerbund nicht die Pflicht 
odar üas Resort mit sich bringen würde,sinerder bele- 
den Parteien bsizusteher, 


In den baiden ersten Fällen sieht der Be- 
richt vor,uass der Volkerhund sicher oder höchst 
walrscheinliah Polen ersuchen würds,die Verteidigung 
Danzigs mit oder ohne Mitwirkung anderer Mitglieder- 
staaten des Völkerhundes sicherzustellen. 

In dritten Falle fasst der Bericht die Mög- 
lichkeit ins Auga,dass der Völkerbund die Freie Stadt 
schützen würde,ohns für Polen Partai zu ergreifen, 
dass er diesem letzgenannten Staates den Betrieb des 
Danziger Hafens ınnerhald des Gebietes der Freien 
Stadt verbürgen würds, onne ihm oder irgendeiner, an=- 
deren kriegführsnden Masht zu gestatten,dort sinen 
lseresstützpunkt zu errıchten. 

Diese Annalimen gaben zu folgenden Erklärune 
gan Veranlassung,hevor is eigentliche Prüfung aer 
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Prüfung der wirksamsten Verteidigungsmassnahmen, um 
die der Rat den Ausschuss gabeten hat, vorgenommen 
werden kann, 

Vom militärischen Staudpunkt aus besteht 
zwischen den beiden ersten Füällen,die dazu führen, 
dass Polen die Aufgabe,unter Umständen Danzig zu 
verteidigen,übertragen wird,kein Unterschied. 
Gleichviel ob es sich um einen Angriff,eine Angriffs- 
drohung oder Anprittsrsetahr für die Freie Stadt han- 
delt,in allen Füllen besteht für Polen,dessen Ver- 
bindungen über Danzig eine Lebensfrage sind,Gefahr,. ` 

Andrerseits genügt für ein Bedrohtsein Dane 
zigs,dass Polen angegriffen nird,da əs Brauch ist, 
das Eauptaugenmerk aut die Verbindungen des Gegners 
zu riohten,besonders wenn sie so wichtig sind,wie 
in diesem Falle. 

Eine einzige Tatsache muss in diesen beiden 
ersten Fällen betont werden: 

Wenn der Völkerbund Polen dsn freien Zugang S. 
zum Meere sichern will,kann ar dis Frage der Ver- 7% 
teidigung Danzigs nicht unabhängig von der Frage 
der Verteidigung des angrenzenden polnischen Gedie- 
tes betrachten. 

Die Verteidigung eines Gebietes muss vorbe- 
reitet und im voraus eingeriohtet sein,um im gegebe- 
nen Augenblick in Tätigkeit zu treten- oder sie ist 
überhaupt nicht vorhanden, Jede unvorbereitete Ver- 
teidigung wird mit sohweren Opfern an Menschen und 
Gedist bezahlt und gewährt keine Sicherheit. Ms 
ist ein Grundsatz,den zu verletzen keine Mach?f,ob 
gross oder klein,billigsen würde,wenn ihre nationale 
Sicherheit auf dem Spiele ständse. Das kommt darauf 
heraus, dass dig Verteidigung des Gebistes der Frei- 
en Stadt zu lande sahon jetzt von Polen eingerich- 
tet werden muss, 

Unter diesen Badinpungen führt der dritts 
Fall des Berichts einfach dazu,zu bedenken,wie eine 
von dem Völkerbunde mobil gemachte Truppe unter dem 
Schutze der Frist,die ihr die Vorschriften des Ar- 
tikels 15 der Satzung geben,die polnischen Truppen 
in der Verteidigung des Danziger Gebietes ablösen 
und die Verteidigung des a g Gebietes auf sich 
nehmen könnte, sodass dieser dritte Fall in keiner 
Weise die militärıscohe Lösung,dio bei den beiden 
ersten zu wählen ist, beeinträchtigt. 

Diese Lösung wird nachstehend gegeben: 

Polen muss wenn as von dem völkerbunde den 
Auftrag erhalten hat,die Verteidigung des Danziger 
Gebietes wirksam zu siahern,allen reindlichen An- 
griften,die bezweoken,Polens Verbindungen mit dem 
Meere durch Danzig abzuschneiden oder zu stören, 
Widerstand leisten können. 

Es ist offendbar,dass ein deutscher Angriff, 
der am meisten drohende mögliche Angriff sein würde, 
Gegen einen solahen Angriff würe die Verteidigung 
des polnischen Korridors zwacklos,wenn sie nioht 
durch die Verteidigung des Danziger Gebietes ergänzt 
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ergänzt würde, Man kann also diese Verteidigungs- 
massnahmen nicht getrennt betrachten,sie bilden ein 
Genzes und die Vorberaıtung,Einrichtung und Arwendung 
eintretenden Falles arheischen eine einheitliche 
Leitung und gewisse Massnalmen,die schon jetzt im 
Danziger Gebiet zu treffen sind, 

Die folgenden Massnahmen hat der Aus- 
sohtss zu dem doppelten Zwaoke beschlossen: 

) um in jedem Falle die Verteidigung 
des Danziger Gebietes, die als Ergänzung der Vertei- 
digung des polnischen Korridors angesehen wird, 
sicherzustellen; 

2) um die Rechts der Freien Stadt duroh 
Auferlegung eines Mindestmasses von Verpflichtungen 
zu achten. 

Das Danziger Gebist stösst an die Gren- 
zen oder nähert sich (bis zu einer Entfernung von 
40 oder 50 km) den Grenzen von Ostpreussen und Pom- 
mern,die əs sinschliessen,und wo Deutschland,da os 
über ein sehr dichtes Eisanbahmetz verfügt,unver- 
sehens bedeutende Mruppen zusammenziehen kann, Aus- 
serdem ist əs der Gefahr sines möglichen Angrifrs 
aur seine Seeseite ausgesetz%, Bs muss daher vor 
einem plötzliohen Angrirtf geschützt werden,der mit 
dam ersten Tage der Feindseligkeiten von Osten,von 
lesten una von der Sea har erfolgen könnte. 

Wie jeder Vertsidigungsplan schliesst 
der für das Gebiet der Freien Stadt Danzig an den 
obengenannten Fronten ein: 

4, die Herstellung geeigneter Verteidi- 
gufßseinrichtungen; 

2, die Bewaohung ‚die Ausrüstung und Un- 
terhaltung Aleser Verteidigungsseinrichtungen in rue 
higen Zeiten; 

3..die Verwendung dieser Varteidigungs- 
mittel und ihre Verstärkung im Angriffsfalle. 

Die Vorbereitung nd Einrichtung dieser 
Verteidigung bringt zweifellos Tür die Freie Stadt 
Danzig bestimmte unvermeidliche Belastungen mit 
sioh,die aber auf ein mit der \lohlfehrt der Freien 
Stadt verträgliohes Mindestmass zurückgeführt wer- 
den können unter Berücksichtigung folgender Pünkte: 

l. der Mögliohkeit,für Polen in kurzer 
Frist die Sicherungsabteilungen,die sich dauernd 
im Danziger Gebists aufhalten sollen,zu verstärken, 
Hierzu ist zu bemerken,dass in der Gegend von Dir- S. 
sohau (in Polen) zusamnengezogene Truppen in höoh- 80 
stens 24 oder 48 Stunden naoh jedem Punkte im Gebie- 
te der Freien Stadt geschafft werden könrien; 

2, der Möglichkeit,an der ilestgrenze dia 
eigentlichen Verteidigungsmassnahmen für Danzig nur 
auf polniscohem Gebiete zu treffen, 

3, der Möglichkeit,ksine polnische Trup- 
pe in der Freien Stadt unterbringen zu lassen, 

stfront: Die Verteidigungsmassnahmen müssen in der 
Verlängerung der östlichen Verteidigungs- 
massnehmen für den polnisohen Korridor 
bis zur See bestehen, Um die Verteidigunks- 
anlagen 


Verteluigungsanlagen nash der Tiefe hin 

auf das Mindestmass einzuschränken und das 
fruchtbare bebaute Weichseldelta zu schö- 
nen,muss die Nogatgrenzlinie stark befestigt 
werden, Je mehr die hier zu schaftienden Bin- 
ricktungen den moderxen technischen Anforde- 
rungen entsprechen werden,umso weitgehender 
werden die VYerteidigungslasten eingeschränkt 
werden. 

Seeseite (Norden):Dieser Aßschnitt ist so einzurichten, 
dass die Verteidigung der hauptsächliohsten 
landungsstellen gesichert,die Stadt Danzig 
vor einer Beschiessung von See aus geschützt 
ist und jedem AngriLtf begegnet wird,der es 
darauf absieht,die Verteidigung dieser See- 
seite unter Benutzung der Kanäls,die Elbing 
und Danzig verbinden,zu ungehen. 

Westfront:Die Verteidigung dieser Front muss ganz und 
gar aur polnischem Gebiste getroffen und 
durch die westlichen Verteidigungseinrichtur- 
gen des polnischen Korridors gesichert werden; 
es wird siol also auf dieser Seite für das 

. Danziger Gebiet in Friedenszeiten keine Be-. 
lastung ergeben. 

Vom Gesichtspunkte der Luftverteidi- 
gung aus muss Polen volle Freiheit haben, um 
seine Luftfahrtstiützpunkte entweder auf sei- 
nem eigenen Gebiete oder aur dem Gediete der 
Freien Stadt Danzig zu wählen. Aber in Anbe- 
tracht des dritten in dem Bericht des Vicomte 
Ishii ins Auge gefassten Falles ist erforder- 
lioh,dass wenigstens einer dieser Stützpunkte 
aut dem Gebiete der Freien Stadt sirgerichtet 
wird,um unter Umständen von den internetiona- 
len Mächten benutzt werden zu können. Das im 
Norden von Denzig nahe bei Oliva gelegene 
Landungsgelände ist gesignet,rfür diesen Zweok 
benutzt zu werden, 

Die ständig tür dis Unterhaltung 
und Bewachung der Verteidigungseinrichtun- 
gen der Ost- und lordprenzen in einer Gesamt- 
ausdehnung von 190 km zu unterhaltenden Truppen 
werden bedingt werden durch die Zahl und Art 
dieser Einrichtungen,die im einzelnen (Befe- 
stigungen, Geschütze, feste und bewegliche Ver- 
teidigungsanlagen) nur an Ort und Stelle be- 
stimmt werden können. 


Endergebnisse, 


l. Die Verteidigung des Gebietes der 
Freien Stadt Danzig kann night unabhängig von der Vər- 
teidigung des polnischen Korridors,deren Ergänzung sie 
bildet,erwogen werden. 

2. Sie soll von Polan eingerichtet 
und unter Umstünden von ihm durchgeführt werden, 4s 
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es sei denn,dass bei dem dritten in dem Barioht des 
Vioomte Ishii erwähnten Falls der Völkerbund die ar 
Verteidigung Danzigs eingesetzten polnischen Truppen 
durch sine internationala Streitmaoht ablöst, 

3, Es kann nicht die Kede davon sein,in ° 
Danzig die gesamten militärischen Streitkräfte un- 
terzubringen,die notwendig sind,um unter allen Um- 
ständen Danzigs Unverletzlichkeit zu sichern, Die 
moralische Macht una dia Mittel der wirtschaftli- 
chen Massnalıman des Völkarbundes müssen hier eine 
bedeutsame und ersie Rolls spielen. Infolgedessen 
müssen die in Betracht zu ziehenden Einrichtungen 
sich aut den Schutz des Gebistes gegen einen plötz- 
lichen Angriff beschränken. 

4. Dis polnisahe Regierung soll ermächtigt 
sein,schon in Friedsnszeiten: 

a) im Danzigsr Gebiet Einrichtungen zu 
tretren,die den Forderungen siner modernen Vər- 
teidigung des besagten Gabiatas an der Ost- und 
Nordfront (Seaseite) entsprechen; 

b) den bsi Oliva aur Danziger Gebiet be- 
Jegenen Flugstützpunkt wnabhängig von den Stüts- 
punkten,die in den beiden ersten Fällen nur auf 
polnischen Gebiet eingerichtet werden können, zu 
benutzen; 

: o) in diesen Anlagen ausserhalb der Stadt 
Danzig selbst die Siohsrungsmannschaften zu un- 
terhalten,die für ihre Bewachung und Erhaltung 
unbedingt notwsnaig sind. 

5. Die genannte Regierung soll beauftragt 
werden,im Angriff'isfalls die Leitung der Vartei- 
digung und die Durchführung der zur Verstärkung 
erforderlichen Nassnahmen sicherzustellen, 

G. Der Hohe Kommissar von Danzig soll ər- 
mächtigt sein,bei Unruhen die nüchsten polnischen 
Truppen zu ruren, um den von dem Völkerbunde über- 
nommenen Schutz Sicherzustellen. 

7. Die Aufmerksamkeit des Rates muss auch 
auf die Frage der Linanzisllen Lasten gelenkt wer- 
den,die durch eine solche Einrichtung entstehen, und 
aur ihre Verteilung zwischen Polen,der Freien Staat 
Danzig und dem Völkerbunde, 

8. Es soll so bald wie möglich auf Grund 
der vorgenannten Riohtlinien untar der leitung des 
Völkarbundes zwischen der Freien Stadt und der pol- 
nischen Regierung ein Abkommen abgeschlossen werden, 
um 

die Einzeluüeiten der Verteidigungseinrichtung 
festzulegen,die in grossen Zügen oben dargelegt 
worden ist, 

um klar dis Rechts Polens in Friedens- und in 
Kriegszeitan,sowie das Mindestmass der bereits 
in Friedenszeiten der Freien Stadt und Polen 
auferäagten Verpflichtungen zu bestimmen, 

9, Ohne das Ergabris der Prüfung der Ver- 
teidigungseinrichtung der Freien Stadt abzuwarten, 
ist der polnischen Regierung iù Hafen von Danzig 
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Danzig ein ausreichender Platz zuzuneisen,un den 

Sohutz und dis Unterhaltung der kleinen Schiffe, 

die ihr von den Alliierten für die Seepolizei ge- 
geben worden sind,sicherzustellen. 


Anlage Nr. 13, 
( XII, Tagung - Anlage 170 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des Ver- 5, 
treters Japans,betretiend Ernennung 127 
des Prüsidenten des Aussohusses für 

den Hafen und die Wasserwege von Danzig. 

Vom Rate angenommen am 26,Februar 1921. 


Artikel 19 deg Vertrages vom 9,.Novamber 
1920 zwischen Polen und der Freien Stadt Danzig 
lautet wie folgt: ö 
"Unter dam Namen "Ausschuss für den ke- 
fen und die Wasserwege von Danzig" soll ein > 
Ausschuss geschaffen werden,der zu gleichen Tei- 
len aus polnischen und Danziger Vertretern zu- 
sammengesetzt ist,ihre Anzahl darf auf jeder 
Seite 5 nicht überschreiten; sie werden von 
der polnischen Regierung, beziehungsweise von 
der Freien Stadt aus den Vertretern der wirt- 
sohaftlichen Interessen jedes der beiden Län- 
der gewählt. 
Der Präsident dieses Ausschusses soll 
im Einvernehmen zwischen der polnischen Regierung 
und der Regierung der Freien Stadt gewählt werden. 
Kommt innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages ein Einvernehmen nicht zustande, 
so soll der Rat des Völkerbundes von dem Hohen 
Kommissar des Yölkerbundes in Danzig ersucht wer- 
den,einen Präsidenten Sohweizer Nationalität zu 
bestimmen. Falls die Stelle des Präsidenten frei 
wird,soll innerhalb eines Monats nach Beendigung 
der Tätigkeit des letzten Präsidenten ebenso vər- 
fahren werden. è 
3 Der Präsident soll für drei Jalre ər- 
nannt werden und soll wiedergewählt werden können, 
Der Präsidnt soll die Verhandlungen 
leiten und soll sich bemühen, zwischen den Partei- 
en eine Einigung herbeizurühren; er soll an der 
Abstimmung erst teilnehmen,nachdem er alle Mit- 
tel erschöpft hat,dieses Einvernehmen zu errei- 
ohen,wobei seine Stimme die Entscheidung herbei- 
führt,talls Stimmengleichheit vorliegt. 
Die Unkosten und Ausgaben dieses Aus- 
schusses 
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Ausschusses sollen durch die Einnamen gedeckt 
werden,die aus den Batriseben herrühren,die von 
dam genannten Ausschusse verwaltst werden." 

Der Danzig-polnische Vertrag ist am 15, 
November 1920 in Kraft getreten, Es ist jedoch zwi- 
schen der polnischen Regierung und der Regierung 
der Freien Stadt vereinbart worden,sinen Monat spä- 
ter ,als bis zum 15.Jaņuar 1921,die Ernennung des 
Präsiderten des Ausscnusses vorzunehmen. 

Der vorläufige Hohe Kommissar des Völkerbundes in 
Danzig hat unter dem 1?,Januar 1921 an dan General- 
sekretär ein Telegramm mit folgendem Wortlaut ge- 
schickt: 

"Teilen Sie bitte dem Vorsitzenden des 
Rates des Völkaerbundes mit,dass Polen und die Freie 
Stadt Danzig sich nicht über die Wahl des Präsiden- 
ten des Ausschusses für den Hafen und die Wasserwe- 

e von danzig haben einigen können, Ich bitte den 
Rat des Völkerbundes,wie ich dazu laut Artikel 19 
des Pariser Vertrages vom 9.November verpflichtet 
bin,für den genannten Ausschuss einen Präsidenten 
Schweizer Nationalität zu bestimmen. Es würe den 
beiden vertragschliessenden Parteien erwünscht, 
wern der Rat diese Ernennung sobald wie möglich 
vornehmen wiirde," 

Dar Vorsitzends dər Botschafterkonfergenz 
hat ebenfalls den Wunsch ausgesprochen,dass der Kat 
so bald wie möglich die Ernennung des Prüsidenten 
des Ausschusses für den Hefen und die Wlassernege 
von Danzig vornehmen möchte,damit die Ausführung 
des Artikels 107 des Vertrages von Versailles, ve- 
tretrgnd die Aufteilung der deutschen Staatsgüter 
zwischen Danzig und Polen,arleichtert wird, 

Aus dem Vertrages vom 9.Novenber 1920 
geht hervor,äass der Präsident des Ausschusses tür 
den Hafan und die Wassernege von Manzig,wenn auch 
von dem Rate gewählt, durchaus nicht ein Beamter des 
Völkerbundes zu sein braucht, 

Andrerseits ist klar,dass die Tätigkeit 
des Ausschusses für den Hafen und die Wasserwege 


‘dem Völkerbunde nicht gleichgültig sein kann. Die 


Streitfregen,dis in bezug auf den Aussohuss für den 
Hafen und dis Hassarwege zwischen Danzig und Polen 
möglicherweise entstehen, können gemäss Artikel 103, 
Absatz 2,des Vertrages von Versailles entweder von 
Polen oder von Danzig zunächst der Entscheidung des 
Hohen Komnissars des Völkerbundes unterbreitet ver- 
den. 

In dem Danzig-polaiscohen Vertrag ist des 
Gehalt,das dem Präsidenten des Ausschusses für den 
Hafen und die Wassurwegs gəgebəan werden soll,nicht 
angegepen, Es ist offenbar unmöglioh,dass der Rat 
des Völkerbundes einen Prüsidenten für einen so 
wichtigen Posten ernennen kann,ohne sine bestimmte 
Summe festzusetzen,auf die er als Dienstentschädi- 
fung rechnen kann, In Anbetracht der Stellung, üie 
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die der Präsident einnehmen soll,unü der Pflichten, 
die ihm odblisegen sollen, gestatte ich mir vorzu- 
schlagan,dass ihm ein Gehalt von jährlich 2 000 P 
Sterling gegeben wird. 

Ich beahre mioh, folgenden Beschluss anheinm- 

zugeben: 

Mit diesem Beschluss entscheidet der Rat, 

dass: 

l. Herr Oberst de Reynier gemäss Artikel 
19 (Absatz 2) des Danzig-polnisohen Vertrages 
vom 9.November 1920 für die Dauer von 3 Jahren 
vom Tage seiner Abreise nach Danzig ab zun Prä- 
sidenten des Ausschusses für den Hafen und die 
Wasserwsge von Danzig ernannt wird; 

2, der Präsident des Ausschusses für den 
Hafen und die Wasserwage berechtigt sein soll, 
von dem Ausschuss ein Gehalt von 2 000 L.Ster- 
ling jährlich zu beziehen; 

3. der Generalsekretär ermächtigt isi,dem 
Präsidenten des Ausschusses in Hinsicht auf 
sein Gehalt und die Reisekosten den vorlüufigan 
Vorschuss zu geben,den er für den Antsantritt 
des Präsidenten für nötig hält, laut Artikel 
19 des oben genannten Vertrages sollen diese 
Vorschüsse durch dis Einnahmen aus den vom Aus- 
schuss verwalteten Betrieben gedeckt werden. 


Anlage Nr, 14, 
( XII. Tagung - Anlage 171 ) 


Schreiben des Herrn Askenazy,des 
Vertreters Polens,betreitend Her- 
stellung von Waffen in Danzig, 

Dem Rate vorgelegt am 26.Februar 1921. 


Paris, den 25.t'shruar 1921 


Herr Vorsitzender! 

Die Danziger Behörden haben dem 
Rate ein Gesuch vorgelegt,betreffenä Genehmigung 
zur Herstellung von Kriegswaffen in der "Danziger 
Genehrfabrik", 

Die polnische Regierung legt der Regelung 
dieser Frage grosse Bsdentung bei, Sie ist der An- 
sieht, dass das obengenannte Gesuch gegen den Geist 
der Völkerbundsatzung und die Beschlüsse des Ab- 
rüstungsausschusses des Völkerbundes verstösst: die 
Freie Stadt,die kein Heer hat,kann.nicht eine staat 
liche Warfenfabrik haban. Die Danziger Gewehrfabrik 


sas 


Be 


Gevehrrabrik Fällt daher unter die privaten Inäu- 
strien,die für fremde Mächte arbeiten, Des weiteren 
muss man unbedingt die Gewissheit haben,dass die 
betrefrenden Waffen nicht zu einer Gefahr für den 
allgemeinen Frieden werden,und insbesondere der Si- 
oherheit des polnisohen Staates nicht schaden kön- 
nen. Es besteht keine andere Überwachung als die 
durch die Ortspolizei,die leider eine unzureichen- 
de Gewähr bietet, Da der Rat des Völkerbundes über 
keins Vollstreokungsorgane in Danzig verfügt,ist 
unter den augenblioklichen Verhältnissen eine wirk- 
same Überwachung der Auftrüge,der Herstellung und 
Versendung der Waffen nicht möglich. Jede Versiche- 
rung,dass diese Waffen wirklich an eine bestimmte 
Macht verkauft worden sind,würde nur trügerisch 
sein,tatsächlich würde einerUmleitung der aften- 
sendung unterwegs nach einem anderen Bestimmungsort 
nichts im Hage stehen, 

Glaubwürdige Nachrichten lauten daliin,dass 
die Danziger Gewehrfabrik ausser den Jagägewehren, 
deren Modell Übrigens sehr wenig von den bei der 
deutschen Armee im Gebrauch befindlichen Gewehren 
abweicht ‚augenblicklich Kriegsgewehre nach deutschem 
Muster hergestellt. Ausserdem haben diese Fabriken 
im Dezember vorigen Jahres versucht,das zur Herstel- 
lung von täglich 100 000 Paronen erforäerliche Qe- 
rüt zu erlangen, Diese Herstellung würde zweitellos 
sehr gross werden, wenn diesen Werkstätten grundi tz- 
lich die Genehmigung erteilt werden würde ‚Kriags- 
wafren und -Munition herzustellen, 

Eine Danziger Gewshrfabrik,die auf ei- 
nen der Überwachung des interalliierten Ausschus- 
ses nioht unterstellten Gebiete gelegen ist und 
durch die Nogat,einen Arm der Weichsel, unmittelbar 
wit Ostpreussen Verbindung hat,würde eine ständige 
Gefahr für Polen und die Aufrechterhaltung des all- 
gemeinen Friedens sein. Ein weiterer beuwerkenswer- 
ter Punkt,der die Sachlage noch gefährlicher macht, 
ist der,dass Polen durch die Bestimmunpen des Ver- 
trages von Versailles verpflichtet ist,jeden aus 
Ostpreussen kommenden Transport durch seinen Korri- 
. dar nach Deutsohland durchzulassen. 

Aus diesen Gründen beehrt sich die pol- 
nische Regierung, den Rat des Völkerbundes zu bit- 
ten, dem von den Danziger Behörden unter dem 14,0e- 
zenber 1920 eingereichten Gesuch nicht seine Zustim- 
mung zu geben und allgemein die Herstellung von 
Waffen durch die Freie Stadt Danzig oder die Ver- 
waltung der Danziger Gewehrfabrik zu verbieten, Da 
jedoch die Sohliessung der in Frage kommenden Werk- 
stütten zahlreiche Facharbeiter in diesem Industris- 
zweige arbeitslos machen würde,schlüägt die polni- 
sche Regierung vor,die Arbeit fortsetzen zu lassen, 
sofern die Hauptmächte es für billig erachten,die- 
sa Werkstätten,die früher deutsches Reichsgut wa- 
ren,auf Grund de Artikels 107 des Vertrages von 


$ 
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von Versailles Polen zu Übergeben,woduroh eine wirk- 

sama Überwachung möglich würde,ohns in die Rechte 

der Selbständigkeit der Freien Stadt einzugreifen 

und für die Bestimmung der dort hergestellten Jaf- 

fen die notwendigen Sicherheiten gegeben wären. 
‚Ioh bitte Sie...... 


gez ,Askenazy 
bevollmächtigter Vertreter beim Völkerbund, 


An Se.Exzellenz Herrn G,da Cunha 
Vorsitzender des Rates əs VTölker- 
dundes in Paris. 


Anlage Nr, 15 
( XII. Tagung ~ Anlage 171a ) 


Sohraiben der Danziger Gewahrtabrik 5. 
an die östeərrəjohisoh-ungarisohe 130 
Munitionsfabrik in Enzensfelä4, 

dbatrefrend Munitionslieferung. 

Dem Rate vorgelegt am 26,Februar 1921. 


Danzıg,aen 28,Dezamber 192C 


Wir gestatten uns hiermit die Anfrage, ob 
Sie in der Iage sind,uns beträchtliche Mengen an 
Munition mit S Patrongn für preussische Infanterie- 
gewoehre nach Muster o° S zu liefern. Diese ifunition 
ist für einen südamerikanischen Staat bestimmt,es 
würde sich zunächst um ungefähr 10 Millionen Patro- 
nen handeln. 

Ferner würden wir gern wissen,ob sie poge- 
benenfalls imstande wären,uns aus ihrer Werkstatt 
einen vollständigen Maschinensatz zur Herstellung 
von täglich 100 000 Paronen nach dem 98 S Muster 
zu liefern, Diese Maschinen sollen für die Einrich- 
tung einer Munitionsfabrik in Danzig sein. 

In Erwartung Ihrer Antwort zeichnen wir 


Danziger Werft. 


(Für Richtigkeit der Übersetzung aus dem Deutschen 
goz.I,Perlowski,polnischer Legationsrat) 
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Anlage Nr. 16. 
( XII. Tagung - Anlage 171 b ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des Vər- 5. 
treters Japans, betreffend Waffen- 151 
herstellung in Danzig. 

Vom Rat angenommen am 26,Februar 1921. 


Der Präsident des Senats der Freien 
Stadt Danzig hat den Rat in einem Schreiben vom 14, 
Dezember 1920 um die Genehmigung gebeten,für Rechnung 
der peruanischen Regierung 50 000 Militärgewehre von 
der Gewelrfabrik,die früher dem Deutschen Reiche ge- 
hört hat,und jetzt vorläufig den alliierten Eaupt- 
mächten gehört, herstellen lassen zu dürfen; solange 
bis die Eauptmächte über die Zuteilung dieses Grund- 
stücks an Danzig oder an Polen gemäss Artikel 107 des 
Vertrages von Versailles Beschluss gefasst haben,ist 
die Stadt Danzig mit der Leitung der Fabrik vorläu- 
tig betraut worden. 

Präsident Sahm hat in seinem Schreiben ganz 
besonders darauf aufmerksam gemacht ,dass,wenn man 
die vorgetragene Bitte abschlüge,dis Arbeitslosig- 
keit,unter der Danzig augenblicklich leidet, grösser 
werden würde. Am 14,Dezenmber 1920 hat der Rat be- 
schlossen,die Botschafterkonterenz zu bei’ragen,die 
zur Zeit die Eigentümer der Fabrik vertritt,und im 
Falle einer zustimmenden Ausserung der Konferenz die 
Gocot gung zu erteilen. Einer der peruanischen Ver- 
treter bei der Vollversammlung hat jedoch gebeten, 
keine Schritte zu unternehmen,bevor er nicht von sel- 
ner j Anweisungen erhalten habe. 

Der Generalsekretär hat durch Schreiben vom 
15.Dezember 1920 den vorläufigen Hohen Kommissar des 
Völkerbundes in Danzig von dem Stande der Angelegen- 
heit in Kenntnis gesetzt, 

Am 3.Januar 1921 hat der Vorsitzende der 
Botschafterkonfeerenz an den Generalsekretär ein 
Schreiben gerichtet,betreffend die Waftenherstellung 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig, In dem Schreiben 
ist gesagt,dass äle Botschäaftsrkonferenz durchaus 
gegen die Herstellung von Kre:gswaften und Munition 
im Gebiete der Freien Stadt ist. 

Der vorläufige Hohe Kommissar des Völkerbun- 
des in Danzig hat am 7,Januar 1921 dem Generalsekre- 
tür mitgeteilt,dass der Präsident des Senats der Frei- 
en Stadt sich genötigt sehe,die Bitte zu wiederholen, 
die er zweoks Erwirkung der Genehmigung zur Herstel- 
lung von Gewehren für Peru dem Völkerbunde vorgetra- 
gen hatte. In den Sohreiben,die der Hohe Kommissar 
übersandt hat,erklärte der Präsident des Senats,dass 
die Gewehrfabrik nicht während des Krieges gebaut 
worden sei,dass sie bereits 1817 errichtet sei,und 
dass eine ungünstige Entscheidung des Rats den Unter- 
gang einer Industrie zur Folge haben würde,die mehr 
als 100 Jahre lang geblüht habe und in der zahlreiche 
Facharbeiter beschäftigt seien. 

Der 
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Der Prüsident des Senats erklärte ferner, 
dass die Fabrik augenblicklich 987 Arbeiter beschür- 
tige,und dass sie in gewissen Masse die wirtschaft- 
liche augenblicklich bedrängte Lege Danzigs verbes- 
sern könne.Er hob hervor,dass sie seit dem 10.Janu- 
ar 1920 unter Leitung der Stadtgemeinde Danzig mit 
Genehmigung der alliierten Verwaltung Kriegsgerät 
hergestellt habe. Präsident Sahm sagte auch,dass 
der Beschluss des Rates des Völkerbundes vom 17. 
November 1920 folgendermassen ausgelegt worden sei: 
es sei keine grundsätzliche Einwendung gegen die 
Herstellung von Kriegsgerät in Danzig zu machen, der 
T&lkarbund behalte sich aber die Überwachung der 
Vaftenherstellung in Danzig vor,sodass in dieser 
Beziehung nichts an den unter der alliierten Ver- 
waltung bestehenden Verhältnissen geändert werden 
sollte, Der Präsident schloss mit dem Bemerken,dass 
die Freie Stadt von dem Völkerbunde keine tinanziel- 
le Unterstützung habe erhalten können,er hoftiee,dass 
der Völkerbund wenigstens nioht das wirtschaftliche 
Leben der Freien Stadt schädigen werde. Inden der 
Hohe Kommissar an die verschiedenen von den Präsi- 
denten Sahm angeführten Gründe erinnerte,setzte er 
sich für diese Gründe ein,vorbehaltlioh der Be- 
schlüsse, die der Völkerbund aus allgemein politischen 
Gründen etwa fassen dürfte. 

General Haking,der jetzige llohse Kommissar 
des Völkerbundes in Danzig, behandelt die Frage der 
Wefi’enlierstellung in der Freien Stadt Danzig in ei- 5, 
nem Bericht vom 8,.Februar 1921, Er ist der Ansicht, 132 
dass es sich im Einblick auf die Bestimmungen des 
Artikels 8 der Völkerbunäsatzung nicht empfiehlt, 
mit der lierstellung fortzufahren. 

Dis schwierigen Verhältnisse wirtschaitt- 
licher und finanzieller Art in Danzig führen ihn 
zu dam Ergebnis,dass der Gewehrfiabrik gestattet 
werden könnte,unter der Aufsicht des Hohen Kommis- 
sars während eines streng begrenzten Zeitrauns von 
3 Jahren mit der Lerstellung fortzufahren. Auf die- 
‚se Weiss würde die Fabrikleitung Zeit haben,die 
Art diases industriellen Untemehners umzugestalten. 

Mit einem anderen Schreiben vom 17.Februar 
1921 hat der hohe Kommissar Abschrift eines Schrei- 
bens der Arbeiter der Danziger Gewehrfabrik mit dem 
Datum desselben Tages übersandt. In diesem Schreiben 
ist erwähnt, dass der Direktor der Fabrik einen an- 
sehnliohen Auftrag hätte erhalten können,der unge- 
fähr 1 500 Arbeitern auf 2 Jahre hinaus reichlich 
Arbeit verschafft hätte,und dass,wenn der Völker- 
bund seine Genenmigung verweigere,die Arbeiter der 
Gewelrfabrik arbeitslos wären. Als Danzig unter 
den Schutz des Völkerbundes gestellt wurde,hätten 
alle Danziger Arbeiter gehofft,dass die Industrie 
und das wWirtschaftsleben blühen und sich entfalten 
würden; sie seien aber dadurch enttüuscht,dass die 
Ententa (sic) die Industrie derart erschwere,dass 
Millionen von Arbeitern dem Hunger preisgegeben 


Bi 
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preisgegebex wanen., Sie bitten,dass dar Gewehrfa- 
brik die Eriaubnis gegeben werden möchte, Gewehre 

herstellen zu dürfen, Das Schreiben der Arbeiter 

deutet auch an,von welcher Wichtigkeit die Frage 

für die Aufrechterhaltung der Ruhs in der Freien 

Stadt ist, 

Der Generalsekretär hat wagen der augen- 
blioklichan Waffenherstellung in Danzig den Hohen 
Kommissar um Auskunft ersucht. Dieser hat den Ge- 
neralsekretär am 24.Jæa uar benachricohtigt,dass der 
Präsident des Senats der Freien Stadt Danzig ihm 
am gleichen Tage mitgeteilt habe,dass das in Danzig 
in Arbeit befindliche Gerät nur in einzelnen Teilen 
von/Kartätschen bestehe, die tür die polnische Re- 
gierung bestimmt seien,und dass diese Lieferungen 
in einigen Wochen beendet sein würden. Auf eine ər- 
neute Anfrage des Generalsekretärs hat der Hohe 
Kommissar am 18.Februar gedrahtet,dass in Ergänzung 
des Auftrages der polnischen Regierung noch 47 000 
Gewehrkolben und Schäfte und 48 000 vollständige 
Sätze einzeäner Gewehrteile zu lierern bleiben. 

Der liche Kommissar hat hinzugefügt,dass die Ausrüh- 
rung des Auftrages zur Zeit ausgesetzt sei,bis der 
Völkerbund die Erfüllung des Vertrages genehmigt 
habe, und dass 100 Mann mit demselben Tage wegen un- 
zureichender Arbeit entlassen werden würden und wei- 
tere demnächst zur Entlassung kämen. Dem Rat ist 
ein Gesuch um Genehmigung zur Fortführung der Ar- 
beit,um diesen Auftrag ausführen zu können, nicht 
zugegangen. Ebenso ist von der Regierung von Peru 
keine Nachricht betrefrs der Herstellung von 50 000 
Militäörgewehren,die oben erwähnt ist,eingegangen. 

Der Rat wird sicherlich den oben ausge- 
sprochenen Erwügungen Rechnung tragen, Er wird auch 
zweifellos bedenken,wslohen Eindruck es auf die öf- 
Tentliche Meinung machen wird,wenn er die lierstel- 
lung von Kriegsgerät in Danzig genelmigt,in einem 
Gebiste,das gewissermassen unmittelbar vom Völker- 
bund abhängt. 

Wenn auch der Völkserbund auf die wirt- 
schaftliche Wohlfahrt Danzigs Rücksicht nehmen muss, 
so bin ich docn der Ansicht,dass er jetzt nicht die 
Verantwortung für eine Vermehrung der bereits in der 
Welt vorhandenen Vorräte an Wafien und Kriegsgerüt 
aur sich nehmen kann, ohne sich in jedem einzelnen 
Falle voilkommen rechtrertigen zu können, 

Ich bin zu dem Ergebnis gelangt,dass der 
Rat des Völkerbundes sich über die Grundsätze aus- 
sprechen mıss,die ihn bei der Angelegenheit gelei- 
tet haben,und Danzig mitteilen muss,dass die Geneh- 
migung zur Herstellung von Waffen und Kriegsgerät 
im Gebiete der Freien Stadt nur vielleicht in ganz 
besonderen Ausnalimefällen erteilt werden soll. 

Ich trete der von dem Präsidenten Sahm 
gegebenen Auslegung des Beschlusses des Rates vom 
17.November nicht bei. Das Ziel,das er indessen 
als Vertreter dar Freian Stadt verfolgt,ist auch 
wehren und 
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auch mein Zisl,nämlish: die wirtschaftliche Wohl- 
fahrt der Freieu Stadt Danzig, Ich glaube auch,dass 
meine Kollegen mit mir der Ansicht sein werden,dass 
die industrielle Entwicklung Danzigs aurch die Auf- 
gabe der Kriaegsindustrie und Schaffung industriel- 
ler Unternehmen mehr wirklich produitiver Art ge- 
fördert werden wird. 

Ich bin daher der «einung,dass bei gehö- 
riger Berücksichtigung aller Uustände der Rat seine 
Einwilligung zur Herstellung der fraglichen 50 000 
Militärgewehre für dis Regierung von Peru nicht ge- 
ben soll, Ich glaube auch,dass der Rat kaum die von 
dem Hohen Kommissar vorgeschlagene Lösung,die Pan- 
ziger Gewehrtabrik allgemsin zwa weiteren Betriebe 
für den bestimmten Zeitraum von 3 Jahren zu erwäch- 
tigen,annelüen kann. Andererseits bin ich,was die 
Waftenherstellung anbelangt,die augenblicklich in 
Danzig auf Grund früherer Verträge stattfindet, 
meinerseits nicht der Ansicht,dass der Rat durch 
seinen Beschluss vom 17,Novenher 1920 Danzig die 
Verpflichtung hat auferlegen wollen,zur Vollendung 
der Arbeiten,die vor der Errichtung der Freien Stat 
aut Grund gutgläubig geschlossener Verträge,die in 
einem kurzen Zeitraum ausgerührt werden können,un- 
ternommen worden sind,eine Genehmigung zu erwirken. 
Niohtsdestoweriger bin ich dar Ansicht,dass diese 
Arbeiten unter die Aufsicht des Hohen Kommissars 
des Völkerbundes gestellt werden müssen,der einen 
eingehenden Bericht darüber an den Generalsekretär 
des Völkerbundes richten muss, 

Ich beehre mich, folgenden’ Beschluss Ihrer 
Erwägung anheimzustellan: 

Der Rat des Völkerbundes erklärt: 

"dass eine Abschrirt dieses Beriokts dem 

Hoher Kommissar des Völkarbundes in Danzig,der 
Regierung der Freien Staät Danzig und dem tor- 
sitzenden der Botschatterkontərenz in Paris 
zur Kenntnis übersandt werden soll." 


Anlage Nr. 17. 
( XII. Tagung - Anlage 172 ) 


Schreiben des Herrn Askenazy ‚des S5, 
Vertreters Polens,beətrərrenà Var- 134 
Öfřeəentlichung der Sohrirtstüokə, 

die Angelegenheiten der Fraien 

Stadt Danzig: behandsln. 

Dem Rate vorgelegt am 26.Fsbruar 1921. 


Genf,den 26.Februar 1921 
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Genf,den 26.Februsr 1021. 
Herr Vorsitzender! 


Dem von Ihnen geäussertern wunsche 
entsprenhend,beehre ioh mioh, Ihnen schriftlich der 
rörmliohen Antrag zu übermitteln,den ich dem Rate 
heute morgen in der Sitzung gemacht habe, 

Indem igh den Beispiele des Lord Robert 
Cecit Tolge,dessen Vorschlag,alle Schriftstücke 
über den polnisch-litnauischen Streitfall zu ver- 
ötrfentlichen,von der Vollversamalung des Vülkerbun- 
des angenommen wurde,beehre ich mich den Rat zu 
bitten,beschliessen zu wollen,dass alle die Freie 
Stadt Danzig in ihren Beziehungen zum Völkerbunde 
betretienden Schrittstücke verörfentlioht und ge- 
Aruckt werden, 

Wenn sin soloher Beschluss bezüglich des 
polnisch-lithauischen Streitfalles gefasst wurde, 
der besonderer Art war und aus einem bewatıneten 
Zusammenstoss. sich ergeben hat,so scheint ein ähn- 
licher Beschluss guch angenommen werden zu können 
in bezug aur dieırreienStaädt Danzig,die von allge- 
meinem Interesse ist und nur aus der Anwendung der 
Vorschrirten des Vertrages von Versailles entstan- 
den ist, 

Loh ‚BattesBie. ur 


gez.Askenazy,. 


An Se,Exzellenz,Llerrn G,da Cunha, 
Vorsitzender des Rates des Völkerbundes, Paris, 


Anlage Nr. 18. 
( XII, Tagung - Anlage 172 a ) 


Sohreiben des Gensralsekretärs, , S. 
dbetrerrend Veröffentlichung der 135 
Sohriftstücke,die Angelegenheiten 

dər Freien Stadt Danzig behandeln, 

Vom Rate anpenorinen am 2,März 1921. 


Der Vertreter der polnischen Republik 
bein Völkerbund,Harr Askenazy,hat an den Vorsitzen- 
den des Rats des Völkerbundes unter dem 25.Februar 
1921 ein Schreiben Lolgenden Inkalts gerichtet: 


Herr Vorsitzender! (und so weiter siehe Anlage Nr,17) 
ver 
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ser Generalsekretär bəebrg rich,den Rat 
daraır aufmerksam zu machen, dacs die Beschlüsse des 
rats, welche dis Freie ötadt Danzig betrerfien,sonie 
die Berichts, wis die Grundlage für diese Beschlüsse 
sina ,sotort nach den betrefrenden katssitzungen zur 
Presse gegeben worden sird. Ausserdem enihält das 
Amtsblatt des Völkerbundes solche die Freie Stadt 
Danzig in ihren Beziehungen zum Völkerlunde betref- 
vorden Echrirtstücke,von denen angenommen nird,dass 
sie rür die Lffentlichkeit von genügenden Interesse 
sird. 

Jie in Rats nicht vertretanan Mitglieder des 
Völkerdundes erhalten die Verharllungsberichte üer 
Natsversamnlungen mit den dazu gehörigen Schritft- 
stücken, 

Ler Gengralsskretir erlaubt sich hirzuzufür 
ger,das;s er beabsichtigt,alle wicltigen Schrirtstücke, 
die” lie Verfassung der Freien Stadt Danzig und die 
Beziehurgen der Freien Staät zu Folen betrefien,in 
einen Sonderbande des AnutsWlaites drucken zu lasser, 
dass sich diese Veröffentlichung aber dadurch ver- 
ziperte,üass die Verfassung noch nicht ihre enügüul- 
tige Fassury ertalten hat, 

Wenn die polnische Kepierung seiren vollstün- 
direrem Binblick in die uie Freie Stadt betreitenden 
sciriitstücks haben möchte ,‚scheirt es - wi aie an- 
seiinlichen Druokkosten zu vermelien - zweckmässig zu 
seir,aas3 der Vertreter der pslrischen lepierung in 
Gens: sicu an den (ereralsekretür wardet,jer ihn alle 
amtlichen Schrittstücke einsellen lassen wird ‚nie itrer 
„atur Aach allen :litpliederr des Tilkerturdes texanıt 
zegeuei varaen können. 


i Arlage l6. j 
WERT. Taure - Arlage 1/2 t ) 
vei! eras „olreı'en des Lerin Askenazy, | Ze 
„es Vertreters Folers,betreriend Yer- 136 


‚rent lichung der Schrittstücke ‚die 
Da gelegenieiten der Freien Stadt 
üs anzig vebardeln. 

On Rate vorgelegt an 3.ilärz 1921. 


Parıs,aen %,Nurz 1921. 


Herr Vorsitzender! | 
In einem an Eusr Exzellenz perich- 
teten schreiben vom 26,Pebruar qaieses Jahres habe ich 
aie Ehre geuabt,aer „ansch auszusprechen, dast alle 
die Freie Stadt Darzig in iLrer Dezish ungen zuwa vülkerbunde 
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Völkerbunde betrerrenyen Sohrirtstücke verörfent- 
licht werden möchter. 

Heute erhalte ich Abschrir't eines Sonrel- 
bens des herrn Veneralsekretärs ohne Datumn,in dem 
unter anderen erklärt ist, 

"dass es,un die ansshrlichen Druckkosten 
zu vermeiden ‚zweckmäüssig sein würde,dass der Vər- 
treter der polnischen Regierung in Gent sick an 
den Generalsekretär wendet,der ihn alle amtli- 
chen Schriftstücke einsehen lassen wird,die ik- 
rer Natur nach allen lLiitgliedern des Völkerbun- 
es bekannt gegeben werden können." 

In dieser Schreiben des Herrn General- 
sokretürs scheint nicht in Trwägung gezogen zu seit, 
dass Artikel 4 der Völkerbunrdsatzung besagt: 

"Alle Litzglieder des Bundes,die nicut 

in iate vertreten sinü,werden aufgefordert, zu 
seinen Sitzungen einen Vertreter zu entsenden, 
wenn eine sie besondere interessierende d'rare 
vor er Kat gebraeut wird." 

(im englischen Text ist gesazt:zu jeder Sitzung 
aes Rates). 

Daraus ergibt, sich rolgeriohtig,uass 
Jedes Yölkerbundemitglied das Recht hat,von allen 
amtlichen Schriiistäcken kKitteilungser zu erbalten, 
die Fragen betreri'en,die əs Lesoruers interessierer. 
Eine Beschränkung dieses Jechies im Sinne dee Vor- 
sohlages des Herrn Generalsekretärs,worach nur eine 
“itteilung derjenigen Schrirtstücke an ein beson- 
ders interessiertwes Mitglied vorgeselien ist,üie al- 
len Völkerbunumitgliedern bekannt gegeben werden 
körnen,seheirt zu den vorgenannten Artikel unu zu 
den ausärüoklich den "besonders interessierter" und 
beim Rate nicht vertretenen Mitgliedern vorbelalte- 
nen Vorrechten ir „iderspruch zu stehen. 

Infolgedessen beehre icz nicu,Jden kat 
zu bitten,dem polnischen Vertreter alle antlicuen 
Schrirtstücke übermitteln zu nollen,äis die Frage 
‚der Freien Stadt Danzig in ihren Verkältnis zum 
Tölkerbunue betreiten, und die amtliche Bekanrtyabe 
dieses Schreibens an die Völkerbunanitzlieder vor- 
neimen zu melen; Der Inhalt dieses Schreibers ist 
für alle diese } itzlieder von allgeneiren Interesse», 

Ish VITTO ee oaa 


gez. Askenazy, 
ån Se,Exzellenz ‚Herrn G.da Cunha, 


Vorsitzenuer des kates des Völkerbundes. 
Paris, 
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Anlage Nr, 20, 
( XII, Tagung - Anlaga 174 ) 


Denkschrirt des Herrn Askenazy,des 5. 
Vertreters Poləns,betrerrend Abän- 136 
derungen der Verfassung äer Freien 

Stadt Danzig. 

v&r Rate vorgelegt am 2ö6.Februar 1921. 


Paris, aen 20.Fəbruar 1221, 


an den Lat des Völrerbundes: op 
In seinen Beschluss von 

17.Novenmber 1920 enischieä der tat des Völkerbundes, 
dass die Verfassung der vsıen Stadt Danzig in sieben 
Purkten in bestimmter kopm abreandert werden solite. 

Zufolge diesss"Bsschlusses des Rates nana 
dies Vertassunggebende Versammlung der Freien Staät 
Danzig am 9.Dezambaer 1920 ein vesetz an,durch das 
die Veriassung einiges Abänderurgen errur. 

Abgesehen von. der Fortlassurg dəs Wortes 
"Hanse" und der Zusamnenziehung der Artikel 4 und 5 
zu öine: Artikel,stimmen die besagten Abüänüsrungen 
nur zum Teil mit den Festsetzungen des Ratas Üübereir. 
Da diese Verstösse unmnittelnar die Beziehungen zwi- 
schen Poien und der fraien Stadt berühren,beehrt sich 
der Unterzeichnete,,dsiu Rate fulgerde Ausserungen zu 
unterbreiten: 

in dem neuen Artikel ò der Vərrassurg ent- 

sprioht nur Zitier 1 (aie Freie Stadt Danzig darf 
nicht als Militär-und Marinebasis dienen) gerau dem 
Punkt g) des Beschlusses des Hates, Dagezen weichen 
die beiden folgenden Absütze wesentlich ab. Tatsäch- 
lich bestimat dieser Punkt g), dass die Freie Staät 
Danzig nicat als üeeres- und Flottenstützpunkt dienen 
dart,dass sie keine #estungswerke errichten, roch die 
herstellung von Munition uni Kriegsgerät au! ihren 
Gebiete gestatten dari, wenn sis nicht in jeje Falle 
die Zustimmung des Völkerbunaes erhalten hat.Alsgtz 
2 des neuen gerannten Artikels 5; 

"Auf dem Gebiets der Freien Stadt dürfen 
keine #estunfswerke errichtet werden" 

entspricht nicht ae% Beschluss des Rates, 

dər, nachdem er allgemein und unbedingt die Errioh- 
tung eines "liseres-und Flottenstützpunktes" urter- 
sagt kat, wern ade richt in jeder Falle die Zustimming 
des Völkerbundes erwirkt ist,sich darauf beschränkt, 
in bezug aut die Festungswerke,aie Jia Freie Stadt 
errichten wird,die vorherige Binholurg der Zustin- 
mıng des Völkerbundes zu verlangen, Folglich muss 

der betrefiende Artikel,damit <er aem Beschluss des 
tates entsprioht,tolgende Fassung erhalten: 

"Die Freie Stadt darf keine Festurzswerke 
in ihrerı Getiet errichten,wenn sie nicht’in je- 
dern Falle die Zustimmung des Völkerbundes erral- 
ten bat." 

Aus 
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Aus ähnlichen Gründen imss Absatz ð: 
"Die*Herstellung von Munition und Kriegsmateri- 
al im Gebiete der Freien Stadt ist verboten, 
wenn nieht der Völkerbund seine Zustimmung er- 
teilt hat" 

wie folgt abgeändert werden: r 
"Die Freis Stadt darf die Herstellung von Mu- 
nition und Kriegsraterial nicht gestatten, wenn 
sie nicht in jedem Falle die Zustinmng des 
Völkerbundes erhalten hat," 
Zur weiteren Vereinfachung wäre es angezeipt unter 
genauer Beachtung des Beschlusses des Rates diesem 
Artikel folgende Fassung zu geben: 
"Die Freie Stadt darf nicht als YWilitär-und 
Marinebasis dienen,sie darr weder Festungswerke 
errichten,noch die Kerstellung von Munition und 
Kriepgsmaterial auf ihrem Gebiete gestatten,wenn 
sie nicht in jedem Falle die Zustimmung des Völ- 
kerbundes erhalten hat." 
Der Artikel 4l,Absatz ]\,hat den alten wortlaut be- 
halten: 
"Der Senat vertritt die Freie Stadt Danzig nach 
aussen." 

Das entspricht niont den Artikel 104,2ifier 
6,des Vertrages von Versailles,den Artixel 2 des 
Danzig-poinischen Vertrages vom 9.November 1920, 
nock Punkt o) des Beschlusses des Kates. Da die Se 
Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien 159 
Stadt Danzig tatsächlich Polen übertragen worden 
ist,müsste der in Frage kommende Absatz betonen, 
dass der Senat diejenige ütelle der Freien Staät 
ist,die damit beauftragt ist,in allen die auswüär- 
tigen Angelegenheiten der Stadt betreiiienden Fra- 
gen als Vermittler zwischen ihr und der polnischen 
Regierung zu Gisnen. Es scheint daher tolpenäe 
Fassung angezeigt: 

"In allen die auswürtigen Angelegenüeiten 
der Freien Stadt bstreitenden Fragen vertritt 
der Senat die Stadt der polnischen iepierung 
gegenüber," 

Aus denselben Gründen müsste Absatz r) des 

Artikels 44; 

"Bin Gesetz ist auch erforderlich für. . . 
den Abschluss von Vertrügen mit anderen Staaten" 

höchstens besagen,dass die Verträge,die die 
polnische Regierung im Namen der Freien Stadt den 
genauen Vorschriften des Danzig-polfischen Vertrages 
gemäss mit anderen Staaten abscliliesst, innerhalb 
einer bestimaten Frist in Janzig als Gesetz veröi’tent- 
licht werden. i 

Um Missverständnisse zu veräsiden und gemäss 
dem Bericht Sr.Exzellenz,des Vicomte Ishii,der vom 
Rate angenommen worden ist,und in dem er mit Recht 
unter Punkt 6 bemerkt,dass in Anbetracht der Polen 
gemüss Artikal 104 des Vertrages von Versailles 
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Versailles verlienenaRechte der Artikel 57 mit ei- 
nen ühnlichen Vorbehsits wis Artikal 56 zu verstellen 
ist,erscheint es ebenfalis gsboten,die genannten Ar- 
tikel in denselben Sinne sbzuändern, 

Inden ich dem kat ĉie vorstehenden Bewer- 
kungen untarbreite,die nur eine Ausführung seines 
auf dem Berichte des Vicoute Iskii beruhenden Be- 
schlussas sind,nöchte ich hınzufügen, dass eine vei- 
tere Prüfung der von deu poinischen fertreter in 
seinem Schreiben vom 1l8.lNoveuber 1920 geüusserten 
Bemerkungen von Nutzen sein dürfta,wenn der liat 
die Verfassung der Freien Stsdt einar letzten Früfunz 
unterzielt, Eine dieser benerkuuzen betrifft den 
Artikel l dieser Verfassung: 

"Die Stadt Danzig . . . bildet unter der 

Benennung "Freie äötaält Danzig" einen Frei-ätaai". 

Dieser auf einen Wortspiel berulende Aus- 
äruck (Freie ätadt „ . . bilje w einen Freistast) 
ist niswels in ähnlichen Fällen angewendet worden 
und ist such weder in der auf dam Tilsiter Vertreg 
von 16807 begründsten Verfassung åer Freien Staüt 
sanzig noch in den Verfassungen der Freien ütüdte: 
Frankfurt em kain,hamburg üusw,,äis auf dem Wiesner 
Vertrage von 1815 Lezründet sind,zu finden. Er 
stellt eine juristische Neuheit dar,die zu den be- 
dAavuerlichsten Missvarständnissen führen kenn. Ohne 
gewisse Ereignisse Lerülren zu wollen,die schon sz- 
fanzen, infolge dieses Ausärucks in Danzig einzutia- 
tern, beschränke ioh mish darauf,auf die falsche dar- 
aus gezogene Lehre aufmerksam zu machen; (sishe Z.. 
Darme: Die Freilieit der Freien Stsdt Danzig. Fest- 
gebe! für Drjur hon.causa Otto Lishuaun, Berlin, Yer- 
lag Deutsche Juristen-Zeitung 1920). Tatsuchiich 
heisst es in dem Bezleitschreiten der Mächte vum 
16. JurT ON: 

' “Die Freies Stadt Jeuzig soll diè- Verfas- 
sung siner Freien Stadt eruslten,ihre Bewohner 
sollen autonom sein, sie sollen nicht unter üis 
Herrschaft Polens gelangen und sollen keinen 
Teil des polniSchan »vtaates bilden." 

wenn man sicu such völlig auf diesen 
Standpunkt stellt,muss mar doch feststeilen, dass 
der in Rede stehende Ausdruck über der Begriff 
"Freiheit" und "Selbstärdipgkeit" weit hinausgeht 
(Autonomie - autcnouy) (Soüversinetö - sovereizr 
rights) und den Begriff vollständiger Solbstündig- 
keit’einsdhliesst,was weder der tatsüchlichen noch 
der rechtlichen Lage Danzigs entspricht. 

Gemäss der festen Absicht der polnischen 
Kegierung voll und ganz alla unveräusserlichen üecl- 
te der Freien Stadt Danzig,die ihr Äurch den Ver- 
trag von Versailles zuerkannt worden sind,zu achten 
und zwischen der Republik und der Freien ütadt die 
"engsten Beziehungen" herzustellen, (siebe Schreiben 
der Botschafterkonferenz an den “at des Vülkerbundes 
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Völkerbundes vom 20,0ktober 1920) unterbreitet der 
Unterzeiohnete diese Bemerkungen der wolllwollenden 
Erwägung des Rates. 


gez. S,Askenazy,. 


Anlage Nr, 21. 
( XII, Tagung ~ Anlage 174 a ) 


Schreiben an die Danziger Hegierung, Su 
betreffend die Verfassung der Freien 140 


ötaät Danzig. 


Vom Rate angenoumen am 28.Fehruar 1921. 


Professor Attolioo,äer als Hoker Komuis- 
sar des Völkerbundes in Danzig eine Zeil lang vor 
der Ankunft das Generals Haking in Danzig tütig war, 
hat an den Generalsekretär unter deu 23.Januar 1921l@in 


Scheiben gsandt,das die Verfassung der Freien Stadt Dan- 


zig betrifft. Herr Attolico macht den Völkerbund 
darauf aufwerksam,dass nach der Danziger Verfassung, 
so wie sie von der Verfassunggebenien Versanulung 
abgefasst und dem Völkerbunde zur Genaliuipung unter- 
breitet ist,der Präsident und 7 Senatoren für die 
Dauer von 12 Jahren gewählt werden und nicht gesetz- 
lich verpflichtet sind, ibr Ant niederzuleger,wenr 
der Volkstag der Politik des Senats nioht zustimat. 
lerr Attolico führt aus,wie dieser Unstend eir Stein 
des Anstosses für die politische Entwicklung der 
Freien Stadt werden könnte, Er bestütigt auch das 
Recht des Völkerbundes, (das in seinen Pflichten als 
Beschützer und Bürge entkalten ist,) eine Abünder 


rung an der Verfassung zu fordern,wenn die Uustäünde 


es rechtfertigen, 

Der jetzige lohe Kommissar in Danzig,Ge- 
neral heking,hat unter dem 3.Februar 1921 en den 
Völkerbund einen Bericht Üübersandt,inien er erwähnt, 
was Herr Attolico bereits angefülrt hat,dass die tat- 
sächliche Nacht der legierung in den künden einiger 
Senatoren liege.,‚die auf 12 Jahre gewünlt und weder 
dem Parlament noch dem Volke verantwortlich seien. 
Ver Hohe Kommissar. gibt enheim,ein neues Parlanent 
für die Aufgabe zu ernennen,die Verfassung zu prüfer, 

In den dem Beschlusse des ilates baige- 
füzten Bericht von 17,November 1921 wer gesapt,dassy 
der Völkerbund prüfen solle,ob die Verfassung die 
unerlüsslichen Bürgschaften einer festen und fried- 

lichen 


wer 
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fziedlichen politischen Stellung biete und eine Rə- 
gierung verbürge,die nach den Grurdsätzen,nach denen 
die Freie Stadt errichtet worden sei,und gemäss den 
Verpfliohtungen,die ihr durch den Vertrag von Ver- 
sailles auferlegt worden sind ,arbeitet. 

Der Rat möchte sehr gern so bald wie möglich 
zu einem endpültigen Beschluss in der Fraga der Dan- 
ziger Verfassung gelangen, 

Es haben indessen zwei Hohe Kommissare seit 
der Erriohtung der Freien Stadt Gelegenheit gehabt, 
die Durchführung der Verfassung zu beobachten,und 
alle beide sind zu dem Schluss gekommen,dass die Ver- 
fassung,so wie sie augenblicklich gestaltet ist,nicht 
die notwendigen Sicherheiten für eine feste und 
friedliche politische Stellung bietet. Aus diesem 
Grunde hat der Ret beschlossen,die Freie Stadt Dan- 
zig zu ersuchen,dafür zu sorgen,dass die Danziger 
Senatoren tatsächlich und in allen Stücken dem Volke 
gegenüber verantwortlich seien,und dass,was die für 
eine bestimmte Zeitdäusr ernannten Senatoren anbe- 
trifft,ihre Antsdauer beschrünkt werde,sodass den 
Volkstake üfters Gelegenheit gegeben werde,über eire 
Erneusarung dieser Ernennungen zu entscheiden. Es ist 
eine Dauer von 4 Jahren vorgeschlagen worden, 

ser nat hat nicht den Vorzug gehabt ‚wüälrend 
der diesmaligen Prüfung der Verfassung einen Vertre- 
ter der Freien Stadt bei sich zu sehen und nicht ge- 
glaubt,sorleick betreffs der genauen Fassung der an 
dem wortlaut der Verfassung vorzunelinenden Abünde- 
rungen bestimnte Vorschläge machen zu müssen. 

Bevor der Rat hierüber eine Entscheidung 
trifft ,nöchte er über die Öffentliche Weirung der 
Freien Stadt unterrichtet sein, 

Der Hohe Kommissar des Völkerbundes soll die 
Frage dein Volkstage und dem üenat der Freien Stadt 
vorlegen und einen ausführlichen Bericht an den hat 
des Völkerbundes senden. Dieser Bericht soll Mittei- 
lungen über die Ansicht in den verschiedener poli- 
tischen Parteien des Volkstages und des Senats ent- 
halter. Die Freie Stadt wird aufgefordert,u.u zu lan- 
ge Verzögerungen zu vermeiden,die erforderlichen 
Witteilungen innerhalb des ersten konats nach der 
Benachrichtigung ihrer Regierung von dieser Ent- 
scheidung das Rates zu machen. 

“as die von Herrn Attolioo angeschnittene 
Frage antelsugt,betreffs der an der Danziger Ver- 
fassung in Zukunft vorzwieimenden Abünderunfen und 
der von uerrn General Haking aufgeworfenen Frage, 
bezüglich der Einberufung einer Versaxrlunp, die zur 
Aufgabe haben soll,die Verfassung nachzuprüfen, so 
stekt ausser Zweifel,dass der \WAkerbund,da er die 
Garantia für die Verfassung übernomaen hat, jederzeit 
die Freia Stadt auffordern kann,diejenigen nachtrüg- 
lichen Abändarungen an der Verfassung vorzunehmen, 
die sich unter Umständen durch die Erfahrung als 
notwendig odar ratsam herausstellen sollten, 
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Anlage iir, 22. 
( XII. Tagung - Anlage 174 d ) 


Bericht Sr,.Exzellenz des Viooüte 
Ishii,des Vertreters Japans,be- 142 
treffend die Verfassung der Frei- 
en Stadt Danzig. 

Yom late angenommen an 2.Würz 1921. 


ver Rat des Völkerbundes Lat durch eisen 
Beschluss vom 17.Noveniber 1920 bestimt,dıe Verfas- 
sung der Freien Stadt Danzig unter die Garantie 
des Völkerbundes zu stellen,und den lohen Komais- 
sar des Völkerbundes in Janzig eraächtigt,dies 
der Verfassunggebenden Versaiullung in Danzig mit- 
zuteilen und hinzuzufügen,dass die Versauulung 
aufgefordert werde,dei Hohen Kowmisser innerhalb 
3 Wochen den endgültigen Jortlaut der entsprechend 
dern Beschluss abzgeünderter Verfassung vorzulegen. 

Der stellvertretende llähe Kowlissar in 
vanzig hat wit einem Schreiben von 14,Dezember 
1920 den Generalsesretäür Abschrift eines Gesetzes 
von 9,Öezeuber 1920 übersandt,durch welches die 
Danziger Verfassung abgeändert wird, 

der Generalsekretär lat nach einzekender 
Prüfung des geranuten GesetzZes den Iloken Konais- 
sar in Danzig ir einem Schreiben voin 27.Vezenber 
1920 gebeten,die ıegierurng äer Freien Stadt Janzig 
darauf aufmerksau zu mwachen,dsss die an der Ver~ 
fassung vorgenommenen Abünderunzen uicht zerau 
den Bestimmungen des Beschlusses des Rates von 
17.November 1520 entsprechen; der Generalssüretur 
wios bei dieser Gelegenheit auf die neue Fassung 
des Artikels 5 der Verfassurg nin sowie auf üle 
Zusatzbestimaung zu den Artikeln 41 und AA f und 

‚ie Zusatzbestiumung zu Artikel 71, 

Der Absatz II g des Beschlusses von 17. 
Noveaber lautet wie folgt: 

"in die Verfassung soll ein Zusatz einge- 
fügt werden,welcher besayt,dass die Freie „stadt 
Danzig nicht als lieeres- und Flottenstützpunit 
äienen darf,dass sie keine Festungswerke erriciute., 
noci die ukerstellung von Wunition und KriegsL.orüt 
auf ihren Gebiete gestatten darf,wern sie nicht 
in jedem Falle die Zustimaung des Vöülkerbundes er- 
alten hat." 

Es ist nicht daran zu zueifeln,dass die 
orte "wenn sie richt in jeden Falle üie Zustim- 
nung des Völkerbundes erhalten kat" sich auf den 
ganzen Absatz £) bezogen. In dein neuen Artikel 5 
der Verfassung bezieht sich dieser vatz an der 
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der Stelle,wo er steut,nur auf die herstellung von 
Munition und Kriegszerät und die Worte "in joden 
Falle" sind ausgelassen worden. 

Absatz II c des Beschlusses vow 17.Noveriber 
scörieb vor: 

"in die Verfassung soll ein Zusatz eingefügt 
werden,welcher besagt,dass qie Bestimmungen der 
Artikel 4l und 44 f so aufzufassen sind,dass 
sie die Bestimmung des Artikels 104, Ziffer ô, 
des Vertrages von Versailles nicht beeintruch - 
tigen dürfen," 

8 4 des Gesetzes von 9.Dezember 1920 soure 
vor,dass Artikel Al und 44 folgenden Zusatz errai- 
ten sollen: 

"unbeschadet des nac: Artikel 104,Ziffer 6, 

des Friedensvertrazes von Versailles yon 28. 
Juni 1519 mit Polen zesclilossexen Abkomuens," 

Diese Fassung bezieht sici auf den zwischen 
Danzig und Polen au 9.November 1920 geschlossenen 
Vertrag, wührend der Beschluss des Rates sich on 
die Bestimmung des Vertrages von Versailles hinlt. 

Absatz II e des Besclilusses von 17,.Noveaber 
schrieb vor; 

"in die Verfassung soll ein Zusatz einpefüzrt 
werden,welclier basagt,dass dio “egierung von 
Janzig binnen einer Frist vou 6 honater naci 
der Mitteilung durcli dən kohen Koawuissar deu 
Vulkerbunde die Grundlinien des Entwurfs des 
Gesetzes zur Prüfung vorlezt,das in Articel 71 
der Verfassung,der sich auf aas Bürgerrachit ùes 
Staates Danzig bezielit,vorz;asehen ist," 

$ 7 des Gesetzes vom 9.dezeniber 1920 schrieb 3, 
vor,dass folgende Bestiumung zu Artikel 71 l!inzuie- 143 
setzt wird: 

"Das hiernaci: zu erlasserde Gesetz ist vor 
der Verkündigung Sputesterns au: 23.Lai 121 de: 
Völkerbunde zur Prüfucg vorzulegen," 

Jar Beschluss von 17,hkoveaber verlarnrte die 
Vorlegung der Grurdlinien des betreffenden Gesetz- 
entwurfs zur Prüfurz durci den Völkerbund,wälrend 
dis von dem Danziger Volkstage vor;'elefte Jacsung 
siou auf das zur Veröflentlichung gmaz fertige Ge- 
satz bezieht, 

Jer Generalsekretär warf uia Frage auf,ob 
die Freie Stadt Jarzip es riokt für wunsc.ensuert 
halte,unter diesen Uustünden eire neue Tassurp,die 
dem Jortlaut des Bescl:lusses vow 17,hoveudber ert- 
spricät,bevor die Frage den nato zur Prüfung .vorge= 
legt wird,zu wül.le:. ver Früsident des Jenat: der 
Freien Stadt Lanzig Lat in einen solireiben vow 3, 
Januar 1921 dem Lohen Komniszar den Apfaong seiner 
diesbezüglichen Mitteilung angezeigt,Dit dan 3g- 
nerken,dass der Rat des Völkerburdes erst eine Ent- 
scheidung füllen möchte,wenn die Freie Stadt Jenzin 
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Danzig sich endgültig entschieuei Hat, ob und in wel- 
oter wejso sie die Anregungen âss Generalsekretürs 
zu berücksicutigen baabsicutigt. 

ver ilolıe Kommissar des Vülkerbundes in Jan- 
zip hat durch ein volureiben vorn 19.Februar 1521 den: 
Generalsekretär nitgetellt,cass er soeben eine lit- 
teilung von dem Prüsidenten des Secats der Freien 
Stadt Danzig erkalten kube nach welolier der Aus- 
sc.uss,der von den Danziger Volkstag zur Prüfung 
der die Verfassung betreffenden Frager arrannt vor- 
den ist,die Bemerkunern des Generalsekretürs ge- 
prüft lat. Der Ausschuss ist der Ansieht,dass Wer 
von dei Volkstag anzeromiene Jortlaut,vas Artikel $ 
erbetrifit,sekr wohl den richtigen Sinn des DBeschlus- 
ses des Völkerbundes ausdrücken karn, Der Ausschuss 
ist der Ansicht,dass er den Wortlaut nicit zu üniern 
nat bevor ikm nicit gin neuer ausdrücklicher Be- 
schluss des Jates des Völkerburdes vorrelept worden 
ist, was diekusserun.en das Generülseuretärs zu Ar- 
tikel 41,44 f-und 7) anlelarpt,kanz der Aussolurs 
eich nicht erklüren,in welcher «eise und in welc.e:: 
signe eine Abünderung soines ersten Beschlusses 
susgzefiürt werden soll. Der Prüsident des Senats 
schlägt jedoch vor,Jass “ar xat os Vclkerbundes 
in juristischen Ausdrücken bestiwmue wi gerau eszt- 
leze,welci.e Abünderungen er an der Verfassung vor» 
genoiwwuen sehen mwolte,danit ein neuer Beschluss ica 
Yolkstares genau den Ansichten unà der Auffassurg 
des nats orntsprechen Kani, 

Dər loke komissar bekandelt ir seinen 
Schreilen vom l9.,Februar eıngeisnad die Abweichurngan 
zwischen dem Besci:luss voin 17,Noveuber 1220 wd den 
Besti:saurgen des Gesetzes vou 9.Jezeiiber 1920,nas 
Artikel 41,44 f und 7l anbetrifft, 

iuro ein Tele;ramı von P2,rFsbruar ber.as.- 
ricutigt der Loue Kowulissar den Generalseiretür, 


‘dass der Janzirer -verat ihu aitteile,iabs er beat- 


sici:tige,dom Volkstage die Annaimıe der Abünseriwizen 
der Artikel 41,44 f und 71 der Veriassung, entspre- 
chend Jan Sohreiber des .:olten Konkissers von 10, 
Pebrver, vorzuschlagen. 

Jar Vertreter der polnischen .epublii lei, 
Völkerturde Lat dem Generalsoliretür soeben ein 
Schreiber von 22,Februar 4941 gesandt nit der Pitts, 
das beifefügte, an den Jat gerichtete velireiden vol 
20.Februnr üen Ratsmitgliedern des Völkerbundes 
zur Kenntnis zu bringen., das Schreiben vou z0.Fe- 
bruar weit dern xat auf die Yassung los neuen Arti- 
kels 5 dør Verfassung aufmerksam, das sohraiben er- 
nährt auch die Fassung des Artikels 41,absatz 1, 
des Artikels 44 f und des Artikels 57 der Verfas- 
sung und lenkt die Aufuerksaizeit des lates.auf dia 
Beziehiunzren zuischen den Bestimmungen dieser Arti- 
kel und der Bestimuung des Vertra;es von Versaillez; 
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Versailles, Artikel 104,2iffer B., Schliesslich nimmt 
das Schreiben auf die Ausserungen des polnischen 
Vertreters in seingem Schreiben vom 15.November 1920 
Bezug,das von dem Rate vor seinem Beschluss vom 17, 
November geprüft wurde. Das Schreiben regt eine 
nochmallge Prüfung dieser Ausserungen an. 

Ioh habe die Artikel 5,41,44 f und 71 der 
Verfassung im Lichte des vorgenannten Schriftwech- 
sels geprüft und schlage folgende Fassung vor: 

Neuer Artikel 5 der Verfassung: 

"Ohne vorherige Zustimmung des Völkerbundes 
in jedem Falle darf die Freie Stadt Danzig nioht 

l. als Militär- oder Marinebasis dienen, 5 

2, Festungswerke errichten, 144 

3, die Herstellung von Munition und Kriegs- 
material auf ihrem Gebiete gestatten," 

Artikel Al,Absatz 1: 

"Der Senat vertritt die Freie Stadt Danzig, 
insoweit als dies nicht den Bestimmungen wider- 
spricht,welche - in Übereinstimmung mit Artikel 
104,Ziffer 6,des Friedensvertrages von Versailles- 
die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten der 
Freien Stadt Danzig durch die polnische Regie- 
rung sichern." 

Artikel 44, Absatz f,: 

"Bin Gesetz ist auch erforderlich für: 

f. den Abschluss von Verträgen mit anderen 
Staaten. Jedoch darf diese Bestimmung keine Be- 
sckränkung argoma Bestimmungen zur Folge 
haben,welche - in Übereinstimmung mit Artikel 
104, Ziffer 6,des Friedensvertrages von Ver- 

\ sailles - dia keitung der auswärtigen Angele- 
genheiten der Freien Stadt Danzig äurch die 
polnische Regierung sichern." 

Es ist vielleioht nötig,dass ich feststalle, 
dass das durch Artikal 44,Absatz f,vorgeschriebene 
Gesetz richts mit der in Artikel 6 des Vertrages 
vom 9.Novenber 1920 zwischen Polen und der Freien 
Stadt vorgeschriebenen Befragung zu tun hat. Laut 
Artikel 41 ist der Senat die Stelle der Freien 
Stadt,durch die sie ihre Ansichten der polnischen 
Regierung bekannt gaben soll, 

Artikel 44 f enthält in seiner abgeänderten 
Fassung nur eine Vorschrift für das gerichtliche 

‘Verfahren innerhalb der Freien Stadt, 

Artikel 71: 

"pie Staatsangehörigkeit wird mach den Be- > 

stimmungen eines Gesetzes erworben und verloren, 

Die Prinzipien des durch diesen Artikel vor- 

gesehenen Gesetzentwurfs werden dem Völker- 
bunde spätestens am 23,Mai 1921 zur Prüfung 
unterbreitet werden." 
Ich beshre mioh,in Vorschlag zu bringen, 
dass eine Abschrift dieses Berichts der Freien Stadt 
Danzig duroh den Hohen Kommissar des Völkerbundes 
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Völkerbundes übersandt wird,der die freie Stadt Dan- 
Zig auffordern soli,die in Frage zo.menden Artikel 
in der oben anpez ebanen Jeise zu ürdern. 

Gleichzeitig soll der hole Kommissar die 
Regierung der Freien Stadt von Folgenden benacl.- 
richtigen: 

Professor Attolioo,der verübezrzeVeud nls 
oher Kommissar des Völkerbundes in Danzig eine 
Zeit lang vor der Ankunft des Generals Eaking in 
Danzig tütèg war,hat dem Generalserretür unter den 

23,.Januar 1921 ein sohreiben gesandt,das die Ver- 
fassung der Freien Stadt Danzig betrifft, 

derr Attolico waclt den Vöülkerbund darauf 
aufmerksam, dass naci: der Janziger ABE E TETO wie 
sie von der Verfassunggebenler Versammlung atg 
fasst und dem Völkerbunde zur Genelisigung re 
tet worden ist,der Präsident des »enats und 7 Sa- 
natoren für die Dauer von 12 Jahren gewühlt Werden 
und nicht gesetzlich verpflichtet sind, inr Ant nie» 
derzulegen, falls der Volkstazg der Politik des Jennts 
nicht zustimmt. herr Attolico fülrt aus,wie dieser 
Unstand ein Stein des Anstosses Tür die "politische 
Entwioklung der Freien Stadt werden künnte, Er be» 
stütigt auch das Recht des Völkerbundes, (das in 
seinen Pflichten ala Beschützer und Bürge enthalten 
ist),eine äbünderung an der Verfassung zu forüern, 
wenn die Unstünde es rechtfertigen, 

Der jetzige Lois Komuissar in Janzig,Ge- 
neral haking,hat unter den 3.Fetruar 1921 deu Völs 
kerbunde einen Bericht übersandt, in den er erwähnt, 
was m. Attolico bereits ar; zeführt nat, GAIS die 
tatsücklicha Macht der Hegierung in den ..inien ei- 
er Senatoren Jliags,die für die dauer wr 12 dai~ 
ren zewählt wid weder dem Parieient noc! dein Volke 
verantwortlich seian., Jer liohe Komatssar gibt an- 
keim, ein neues Parlawent für lie Aufgaba zu erner- 
nen, die Verfassung zu prüfen, 

In dem der Beschlusse üss Ratas beigefüg- 
ten Bericht vom 17.Novenber 1920 var gesact,dass 
der Völkerbunä prüfen solle,ob die Verfassung die 
unerlässlichen Bürgschaften einer festen, friedli- 
cken politiscolen Stellung biete und eine. äsgierung 
verbürge,die naclı den Grundsätzen,nach jenen die 
Freie Stadt errichtet worden sei, wnd geinüss den 
Verpflichtungen,die inr duroh den Vertrag von Ver~ 
sailles auferlegt worden sind, arbeitet, 

Der Rat möchte sehr. gern so bald vie müg- 
lich zu einem endgültigen Beschluss in der !'rage 
der Danziger Verfassung gelangen, 

Rs haben indessen zwei Hoxe Komüissare 
seit der Errichtung der Freien Stadt Gelegenheit 
gehabt, die Durolfülrung der Verfassug zu Leobachten, 
und alle beide sind zu den Solılusse gekommen, dass 
die Verfassung,so wie sie augenblicklich jtekalten 
ist,nicht die notwendigen Ssiolerlieiten für eine 
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aine feste un friedliche politische Stellung bietet,e 
Aus diesen Grune hat der kat beschlossen,die Freje 
Stadt wanzip zu ersuchen,dafür zu sorgen, dass die 
Janzigər Senatoren tatsächlich undr allen Stücken 
der Volke gegexüber verantwortlich seien,und dass, 
was die für eine testimate Zeitdauer ernannten gen 
natoren axbetrifft, icre Autsdauer beschränkt werüe, 
sodass den Volkstage üfters Geleganlı zeit gegeber wer- 
de,über eius Erneuerung dieser Ernennungen zu ent- 
sc.!eiien, Es ist eine sauer vor 4 darrer vorgeschia- 
peau worden, 

Der kat Lat nicht den Vorzug gexabt ‚wührenä 
der diesmaligen Prüfung der Verfassung einen Yer- 
treter der Freien Ştaät Danzig bei sich zu seken, wid 
nicat geglaubt,sozleich betreffs der genauen Fassung 
der an deu vortlaut der Verfassung vorzunelienden 
Abünderungebestiunte Vorschläge wachen zu müssen, 

Bevor der Rat hierüber eine Entscheidung 
trifft uscüte er über die Öffentliolis Keinung der 
Freien Stadt unterrichtet Sein. 

Der hole Kommissar des Völkerbundes soil 
dia Frage den Voisstage und deu Senat der Freien 
Stadt vorlegen und einen susführlichken Bericl:t an 
den Rat des Völkerbundes senden, „ieser Bericit 
soil Mitteilungen über die Ansicht ir den verschie. 
denen politischen Parteien des Volkstages und əs 
Senats enthalten, Die Freie stadt wird aufgeroridert, 
wi zu lange Verzögerungen zu vermeiden,die erfor- 
darlicker Witteilungen innerkalb des ersten Wonats 
nach der Bensourichtigung Ihrer dezierung von dieser 
intscheidunz des nates zu machen, 

was die von Kern Attolico angeschrittene 
Frage aunbalangt,betreffend die an der Sanziger Ver- 
fassung in Zukunft vorzunehaenden Abänderu: ‚ger,und 
die von Lerrn Generel haking aufgeuorfene Frage, 
bezüglich der Einberufung einer Versam:lung, ale 2; 
Aufgabe haben soll,die Verfassung nachzuprülon,so 
steät ausser Zueifel,dass der Yül! kerbund,Jda er die 
Garantia für die Varlassung übernoumen tat, jeder 
äsit die Freie stadt auffordern kann ,‚diejanigen 
racuträüglichen Abünderurgen an der Verfas SSUNE Vor- 
zuneimen,üile sich unter Gustönden äurc.. die Prial- 
rung als "notwendig oder ratsarı herausstellen sollten, 

Ich “auss viellsicht zu diesen Beriolt Line 
zufügen,üess Jia Freie ötaåt wanzig,die von den 
Generalsskretür auf,sfordert morden. ist,sioh bei 
der Prüfung der verschieäsnen auf die Verfassung 
bezugkebenden Fragen vertreten zu lagsen, deu Lohen 
Koanissar witgeteilt lat ‚dass sie ver\indert sei, 
dieg zu tan,weil alle geeigneten Beaaten bereits’ 
an verschieienen Verhandlungen beteiligt seien, 

Ici: gestatte uwir,folgeuden Besciluss vorzu- 
Scl:ilaper: 

"ger at des Vülkeribandes erklärt, dass er 
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er die Endergebnisse dieses Berichtes annimint, 
und den Generalsekretär beauftragt,die not- 
wendigsen Wassnalimen zu ihrer Ausfü:rung zu 


treffen." 
Anlage Nr., 23, | 
(XII. Tagung - Anlage 175 ) 
Bericut des Vicoute Ishii,des Ver~- Si 
treters Japans, betreffend zwei 146 


schreiben des Vorsitzenden der Bot- 
schafterkonferenz vom 17,und 24, 

Januar 1921,die den Abschluss von 
internationalen Verträgen durch 

Polen im kauen der Freien Stadt und 

im Namen des lafenausschusses belandelr, 
Yon Rate angenomuen an 28,Februar 1921. 


Der Generalssekretur Eat dem date Absc.rift 
zweier schreiten des Vorsitzenden der Eotschafter- 
konferenz vom 17.und 24,.Januar 1921 nebst 2 Anla- 
gen zur Prüfung vorgelegt. va diese Kitteilunigen 
die Freie Stadt Danzig betreffen,lat der Leneral- 
sekretär Abschrift davon dem ioken Kommissar des 
Völkerbundes in Danzig mit der Bitte übersandt, 
ihm gefälligst die Ausserungen,die er für notwen- 
dig erachtet, zukouisen zu lassen, Der lohe Komais- 
sar hat dem Generalsekretär in dieser Angelsegenleit 
zwei Bericite vom 10,und 15.Februar 1921 übersandt, 
Alle diese Schriftstücke sind an die Witrlieder 
des Rates verteilt worden, 

ie beiden Schreiben der Botschafterkon- 
ferenz schneiden verschiedane fragen an. Ich werde 
sie getrennt behandeln. 


I. 


Gemäss Artikel 6 des banzig-polniscken 
Vertrages vom 9.Novauber 1920 soll kein die Freie 
Stadt Danzig interessierender internationaler Ver- 
trag oder Abkommen von der polnischen hkezierurnf 
ohne vorlerige Beratung wit der Freien Stadt ab- 
geschlossen werden. Wührend der Verlandlungen,die 
soeben zwischen den deutschen und den polnischen 
Abgeordneten unter der Leitung der EBotschafter- 
konferenz stattgefunden haben,war die Freie btadt 
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Stadt Danzig mit beratender Stimme vertreten. Die 
Einigung zwischen den beiden beteiligten Begierun- 
gen war nahe daran,zustande zu kowüien,als der Dan- 
ziger .Vertster erklärte,dass er nicht ermwüchtigt 
sei,dea polnischen Vertreter die Ansicht der Frei- 
en Stadt nitzuteilen,wie es in dem Vertrage vom 9. 
November vorgesehen ist, Der Danziger Vertreter kat 
sich darauf berufen,dass nacı dem wortlaut des Ar- 
tixels 44 der Danziger Verfassung ein besonderes 
Gesetz für den Abschluss eines Vertrages erforder- 
lich sei,und dass er infolgedessen seige KMeinung 
erst üussern könrne,nachdem eine Abstimmung des Dan- 
ziger Parlauents erfolgt sei. f 

Der Vorsitzende der Botschäfterkonferenz 
erklärt,dass die Aonferenz dadurch,dass sie durch 
Artikel 6 eine vorlıerige Beratung der polnischen 
Regierung mit der Freien Stadt vorgesehen hat,nur 
beabsichtigt katte,der Freien Stadt Gelegenk ait zu 
geben,rechtzeitig ihre Ansicht über in Vorbereitung 
befinäliche, sie interessierande Vertrüge und Abkou- 
men zu äussern. Er wacht den kat des Vöülkerbundes 
bierauf aufmerksam und fügt Linzu,dass die konfe- 
renz gedaclıt habe,dass der llat,solange die Verfas- 
sung der Freien Stadt noch ricit endgültig ange- 
no.usen worden sei,recit gut dalin wirken köi:ne, 
dass in diese Verfassung eine solche Bestimmung 
aufgenownen werde,die es der “egierurg der Freien 
Stadt möglich mache, sich naci Artikel 6 des Ver- 
trages vom 9. Novembtar 1920 zu &ussern,und zvar wn- 
ter Verhültrissen,die nicht jeäs Verlardiung prak- 
tisch unuöplich machen. In den der Mitteilurg der 
Botscliafterkonferenz vo. 24,.Junuar beiliegenden 
Schreiben legen der Prüsident des Benats der Frei- 
en Stadt Danzig wie auch der Vertreter Folens aus- 
fürrlich ihre Ansichten über diese !rage dar, 

Naci Artikel 103,Absatz 2,des Vertrages 
von Versailles ist der ‚iche Komissar des Völker- 
dbundes in Danzig nit der erstinstanzliohen kuntschei- 
dung aller Streitigkeiten betraut,die zwischen Po- 
ler und der Freien Stadt Jenzig aus Anlass dieses 
Vertrages oder ergänzerder Vereirbarunzen una Ab- 
nachunzen entstehe n sollten, Es scheint daher,dasz 
die »„treitfrage,die zwischen beider Jegıerun; ren 
in bezug auf die auslegung des Artikels 6 des Den- 
zig-polnischen Vertrages aufgetaucht ist,von irgend- 
einer der beiden Regierungen der Entscheiäurg des 
lohen Kormaissars unterbreitet werden könnte. Auch 
sclieint es,dass der Rat des Yölkerbundes kaum for- 
mell seine Ansicht zu der Frage abzugeben hat,wenr 
sie ihm nicht,nachdem der Hohe Kommissar seine Ent- 
sclaidung gefüllt hat,besonders vorgelegt wird, 

Es liegt hier also keine Veranlassung vor, 
in eine Prüfung der von der einen oder anderen dei 
te anzefüurten oder der in den von dem hohen Komuis- 
sar an den Generalsekretär geric!teten Scöäreiben 


Schreiben von 11.Februsr enthaltenen Gründe einzu- 
treten, Der Rat könnte entscheiden,dass der liohe 
Komunissar die Regierung der Freien Stadt Danzig 
sowie den Vertreter der polnisclien liegierung in 

der Freien Stadt davon in Kenntnis setzt,dass die 
Botschafterkonferenz die Frage an den Vülkerbund 
verwiesen habe,der seinerseits die beteiligten Par- 
teien auf die Bestimmung des Absatzes 2 des Arti- 
kels 103 des Vertrares von Versailles aufuerksan 
gemacht habe. 


JUUS 


Ich habe bereits den Vorschlag der Bot- 
schaftsrkonfererz erwähnt,dass der iat vermitteln 
könnte,dass in die Danziger Verfassung eine Bestim- 
mung aufgenonuen wird,die es der “ezierung der 
Freien Stadt ermöglicht,die in Artikel 6 des Ver- 
trages vom 9.November 1920 beabsichtigte Ansicht 
unter Verhältnissen zu üussern,die nicht jede Ver- 
handlung praktisch. unmöglich wachen. 

{ Der Rat des Völkerbundes hat durcl: einen 
Beschluss vom 17.November 1920 testiunt,dass in die 
Danziger Verfassung ein Zusatz eingefügt werden 
soll,welcher besagt,dass die Bestimmungen des Ar- 
tikels 44 ‚Absatz f (nach welchen für den Abschluse 
von Verträgen mit anderen Staaten ein Gesetz er- 
forderlicl; ist) so aufzufassen seien,dass sie die 
Bestimmung des Artikels 104,Ziffer 6,des Vertrages 
von Versailles,nach welcher die Führung der aus- 
wärtigen Angselezenleiten der Freien ötadt WJanzig 
durch die polnische “egierurg übernommen werden 
soll,nicht beeintrüchtigen, Seiner Weinung nach 
imss diese Bestimmung als rechtliche Grundlage für 
die praktische Lösung der Frage zenügen. Fraglos 
ist die Absicht des Beschlusses des lates des Yül- 
kerbundes vom 17.Koveuber die,dass die Bestimmung 
der Verfassung ‚welche für den Abschluss eines Ver- 
rages zwischen Janzig wnd einer: anderen staate 
ein Gesetz vorsclireibt, fegenüber der oberargerfilir- 
ten Bestimmung des Artikels 104,Zilfer 6,des Ver- 
trages von Versailles nicht heraufszoger werden 
kann. Die Bestimmung der Verfassung ist nur soweit 
pültig,als sie nicht geren die Bestimmung des Ver- 
tragos von Versailles verstüsst. 


LTR 


Die polnische Abordnung in Paris hat in 
eingi der lätteilung des Vorsitzenden der Botscher- 
terkunferenz ‚yon 24.Januar 1921 beiliegenden schrei- 
ben die Ürageyim banen des Ausschusses für den La- 
fen und die wasserware von Janzig abzusclhliessenden 
internationalen Abmachuxren und Vertrügse bekandslt, 
Die polnische Abordnung stellt die Frage,ob dieser 


ee 
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dieser ànssciuss befurt sein werde, eiren internatio- 
nsien,den afer, die wasserwepe oder lie Klsarbahnen, 
die ihu zugeteilt werdsa würden, hetrsffenden Vertrag 
abzuschliessen. Die aboränung ist Jer Ansicut,dass 
der Ausschluss dazu nioht befu;t sein rürde, Die At- 
ordnung stellt dans neiter die rraga, ,ob die polni- 
sche Lepierung, die uit der Führung der auswürtizen 
Angelezunleiten Janzigs betraut ist,dis Freie „stadt 
oder den llafenausschuss befragen suss,wnd wacht Zei 
tond, dass der Ausschuss für den nefen und die wasser- 
vega eine vor dər freien Stadt Danzig gotrennts Bix- 
richtune sei und nismals als sine der Freien stadt 
ir irgendeiner Dbezieliuig unterstelite Einrichtung 
angesehen werden dürfe. Die Aboräünunz meint,dass es 
bedenklich sein würde, zuzulasser,iass der „afenaus- 
schuss auf Grund eines internationalen Vertrages 
verpflichtet werden könne, okre voriar befragt wor- 
den zu sein,und dass die Lösung die sein werde,ünss 
die poiniscie degierung vor Unterzeichnung eines 
Vertrages nauena des n.afenaussclusses iln vorher 
werde befragen müssen, 

“ar nat ñes Völkerbiu.des Lat sich niglt 
jarüber zu üussern,ob dia Ansicktan dar polriscien 
Aboränwig in Paris richtig sind, Es erscheint auch 
nicht nünschenswert,lie Ansichtexn in Betreoht zu 
sielien,die der Loke Kouwiisser deu Generalsekretär 
in seinen schreiben von 17,.Februar in dieser Ange- 
legenlsit unterbreitet hat. Jenn ein besticcater Full 
eintritt uyn dieser all der äntsoleidwig des holen 
Konuissars des Völkerbunrdes auf Grund ez Artixels 
103 ‚Absatz 2,Jes Vertrages vos Versailles unterbrai- 
tet wird,so muss er urter allen Giesen Gesichtspuni- 
ten arviogen werden. 


IV, 5. 
148 
Jar Vorsitzende der Botschafterkonferen? 
diitet in einem Schreiben voa 2Z4,Jamuer dan eneral- 


 sekretür,den Präsidenten des „enats der Freien Stait 


Danzig darauf aufaerksau zu uachen,dass er nac: der 
wortlaut dəs Artikels 104 des Vertrages von Ver- 
salilas und des Artikels 6 des Vertrages von 9.lo- 
vember 1920 nicht befugt ist, sick unmittelbar an 
Jie Botschafterkonferenz zu wenden. 

ser hohe Koumisgar in uanzig hat dem Pri- 
sılarten des Benais in einen öchreiler von d,Fetruer 
die Ansicht der Botsglafterkounferanz in dieser An- 
Relegerleit witreteilt, 

Ich beelire miol,folgender Beschluss vor- 

zuschlagen: 

l. Von diesen Bericht soil deu Vorsitzun- 
den der Botschatierkonferenz und dem hohen Kori- 
uissar des Völkerbundes in wanzig eine Abschrift 
zur Kenntnisralme übersarnädt werden, 

2, ber Hohe Kounisser des Völkerbundas in 
Danzig soll die dexierung der Freien stadt Danzig 


Danzig devon in Kenntnis seizen,dass die Bot- 
schafterkonferenz dem Völkerbun ‚de das Schreiber 
des Früsidenaten des vensts dar Freien en Dan- 
zig vox 12.Januar 1921, vetrefřeņā die Beratung, 
die Poier nit der Freien Stadt Janzig bozügiict 
des Abschlusses von internationalen Vertrüpen 
nnd Abkomuen Vornanen wuss, her ung bat ,und 
das: der iat des Völkerbundes à die beteilift en 
Larteien auf die Destiinmung des 2,Absaizes des 
Artikels 103 das Vertrages von Versailles auf- 
merksan macht, 

3. Jer Loue Komaissar des Vülkerbundses 
in varzig soll dez Vertreter der polnischen lie- 
gierung ir Danzig mitteilen, dass die Botsclaf- 
terkonferenz den liete des Völkerbundes das 
Schreiber der polnischer Abordnung in Paris von 
a aA übersandt hat welebes die Lera- 

tung betrifft, ĉie Polen mit der freien ötaät 
Danzig bezüglich des Abschlusses von interna- 

tionaien Vertrüfger und abkomaen vorreiiten muss 
sowie die im lianen des Ausschusses für den Ham 
fer urd die wassernere von Danzig abzuschlies- 
senden internationalen Vertrüge Di Abkommen. 
ber Loxe Komuissar soll hinzufügen, dass der 
Völlierbund die beteiligten Parteien auf die 
Bestimmung les 2 „Absatzes des Artikels 103 ües 
Vertrages vun Versailles aufnerksau macht. 


Anlage Nr. 24 
XII. Tagung - Anlage rE) 


Bericht des Generalsekretürs über Əy 
die Tätigkeit dəs ionen Kownissers 149 
des Vëlkarbunåĉas in Danzig. 

Von iata angenomaen an 28.Fetruar 192 


Ich beehre mich,dem sate die a 
liclısten Tatsachen zu unterbreiten, die die Steller 
desg llohen Konmissars des Yölkerbundes in Dan zug 
seit der letzten Tagung das Astss im Dezember 192C 
batreftfen, 

Professor Bernardo Attolioo,Jirektor 
der Transitabteilung des internationalen vekLreie- 
riats,wurde am 1l0.Vezenber 1920 von dem date zua 
vorläufigen Hohen Korwissar in Janzig ernennt, herr 
Attolico ist am 1Ä6.dezeuter in Danzig angekommen, 
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angekommen. Oberstlieutnsnt Strutt,der bis dalin als 
boher Kommissar tätig zewesen war,ist nack der An- 
kunft des lierrn Attolioo nach England abgereist, 

General Hakiag,der jetzige loke Kommissar, 
ist an 20.Jamuar von England nach Danzig abzereist 
und hat am 24,desselben Monets in Janzig sein Aut 
angetreten. 

derr Professor Attolico hat wülırenü sei- 
ner kurzen Autsdauer in Danzig sich eifrig der Un- 
tersuclung der Fragen der Freien Stadt Danzig ge- 
widnet. Kr bat zahlreiole Berichte über die i'rage 
der Verfassung und andere wiciutige ragen an das 
internationale sakretariat zesandt, Herr Attolico 
bat mir einen eingelenden Bericht vorgelegt, der an 
die datsinitglieder zur Kenntnisnatüue verteilt wor- 
den ist,und ich halte es nicht für nötig,dass ick 
kier noch auf die Einzelleiten eingehe. Ich bin 
überzeugt,dass der sat den „Wunsch haben wird,.aich 
damit zu beauftragen ,‚lerrn Attolico seinen Dank 
für die Dienste auszusprechen,die er den Völkerbun- 
de während der deit,mährend welcher er in danzig 
Hoher Kommissar ‚gewasen ist,Zeleistet hat, 

ler Generalsekretür hat,indanm er dem wur- 
scle das Vorsitzenäien des Rates wnd des Berichter- 
statters,ies Verteters Japans,racüikan,den jetzigen 
Hohen Kommissar gebeten,sich an die Danziger degie- 
rung und an dan polniseuen Vertreter in Danzig zu 
wenden, wi zwischen der polnischen Regierung und der 
Freien Stadt Danzig eine Vereinbarung hinsichtlich 
der beiderseitigen Arteils an den Unterlaltunzsko- 
sten des hohen Komaissarists zustandezubrinzen. 
Ich habe die Freude,dem Kate mitzuteilen,dass diese 
Verlardlungen zu einen befrisäigenden Abschluss ge- 
führt haben,und dass beide Parteien dem llohen Kom- 
missar mitgeteilt haben,dass sie bereit würen, je 
die Hälfte der in Frage komwüuenden Kosten zu bezak- 
len. Die notwendigen Massnahmen zur Durchführung 
dieser Vereinbarung werden von dem internationalen 
Sekretariat getroffen werien. 
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Anlage Nr. 25, 
( XII, Tagung - Anlage 182 ) 


Pariser Abkoumen vom 9,.Januar 1920, Da 
betreffenä Abtretung der Gebiete 129 
von Memel und Danzig., 

“an Rate vorgelagt au 3.März 1921. 


Die oräünungsgemäss bevolluächtigten Un- 
terzeichneten haben folgende Bestiwmungen über die 
a der Gebiete von Menol und Danzig verein- 

art 

Te Dunoon Inkrafttreten des Friedensvər- 
trages ist die Staatsloheit tatsächlich ar "die 
alliierten und assoziierten Jauptmächte überga- 
gangen., somit erfolgt die Übergabe der Gebiete 
an dan Vertretar der alliierten und assoziier- 
ten hauptmüchte auf dessen Anordnung und in der 
von ihm bestimmten Weise durch hierzu vor der 
deutschen degierung bestellte besondere Vertre- 
ter,denen jede Freilieit und Erleichterung zuge- 
standen wird. 

2. Unbesckaiet der spüterexn Abrechnung 
werden die deutsche Finanzverwaltung und ihre 
teohnungsbücher sowie alle segister der Ver- 
waltungs-und Justizbehörden au Tage úder Gabietz- 
Übergabe mit Beschlag belegt. Süntliche Archivs 
und Register werden von der neuen Staatsgewalt 
übernoumen,unbeschadet eirer späteren Verein- 
barung übər diese Arcuive und iegister zwischen 
den beteiligten Staaten. 

3. Die oben vorgesehenen Wassnalinen werden 
von den betreffenden Vertretern der alliierten 
und assoziierten Hauptmächte und Deutschlands 
zu Protokoll genomien. 

Ein angeneswner Spislrawa wird innen 
zur Erfüllung der verschiedenen Foruelitäüten 
gewährt. 

4A, Die Verweltungs-und Justizbeauten und 
überhaupt alle Staatsbsanten,die in Übereinstin- 
mung mit den Torirotesn der alliierten und asso- 
ziierten üauptmächts ihr Aut vorläufig weiter 
versehen, Be ihre in deutschland erworbe- 
nen leolt 
Were diese Beamten später in deutsche 
Dienste. zurücktreten,werden sie von der deutschen 
sogierung so anges sehen, als wenn sie vorübergeuend 
beurlaubt gewesen wären. Falls sie endzültig im 
Dienste der abzetretenen Gebiste zu bleiben wün- 
schen,werden ihre Deutschland gegenüber grworbe- 
nen Rechte bei der Gebietsübergabe gewahrt und 
zum Gegenstande eines späteren Übereinkommens ge~- 


macht. l LEN 
5, Die Fora der wirtschaftlichen und 
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und Zollverwaltung der abgetretenen Gebiete wird 
ayst nach der Einführung der endgültigen poli- 
tischen Negierungsform bestimat. Falls in den 
jatzizen Bezieliungen zwischen aesen Gebieten 


und Dautschland vorläufige Ahänderungen erforder 


lich werden,so ist hierbei den beiderseitigen 
ünsohen wnd Interessen der Bevölkerung iech- 
nung zu tragen, 


Paris,den 9,.Januar 1920. 


gez. von Simson 
gez. lə Ronå. 


Anlape Nr, 26. 
( XII. Tagung - Anlage 182 a ) 


Abkommen zwischen dem Deutschen Reich 
und der Freien Stadt Deanzig,betreffernd 
tie ehemalig deutschen und preussischen 
Peanten. 

uem date vorgelegt arn 3..Mürz 1921. 


I, Beantenabkoinien 
zwischen dem Deutschen lieich und dar Freien Stadt 
Danzig vom 12.Novenber 1920, 


Zur Ausführung des Pariser Abkouinens über 
Menel und Danzig vom 9.Januar 1920 wird zwischen 
dem Deutschen Reich einerseits und der Regierung 
des vom Deutschen Reich abgetretenen Gebietes der 
zukünftigen Freien Stadt Danzig andarerseits über 
die vorläufige Tätigkeit deutscher Beamten im 
Dienst des abgetretenen Gebietes und ihren dauern- 
den Übertritt in diesen Dienst folgendes verein- 
bart: 


l. Unmmittelbare Staatsbeante. 
Su 


Die im Dienste der Regierung des Danziger 
Gebiets beschäftigten Beamten gelten als von Deut- 
sohen Reich oder dem Preussischen Steat beurlaubt, 
Die beurlaubten Beamten sind nicht verpflichtet, in 
den Dienst der polnischen Kerierung zu treten. 

der 


_ 
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Der Urlaub endet; 
a) durch Beendigung der dienstlichen Tätigkeit 
im Danziger Gebiet gemäss $$ 3 wnd 11, 
b) durch endgültigen Übertritt in den Dienst der 
Freien Staät Vanzig 
oJ turen Zanker PR; 


5.2. 

Die beurlaubten Beamten sind verpflichtet, 
ihres Antspflichten weiter gewissenhaft zu erfüllen 
und den amtlichen Anordnungen der Regierung des Dan- 
ziger Gebietes nachzukomuen. Die Ableistung eines 
förmlichen Diensteides darf nicht verlangt werden. 
Ein Zwang zur Erlernung einer Frewäisprache darf 
nicht ausgeübt werden, Die #“egierung des Danziger 
Gebietes gewährleistet den beurlaubten Beamten ihre 
bisherige Autsstellung,ilire Ansprüche ‚insbesondere 
auf Gelalt,Ortszuschlag,Stelienzulagen Teuerungszu- 
lagen,sonstigse Zulagen und berufliche Vergünstigun- 
gen (z.B.freie Fahrt im Danziger Gebiet und freie 
ürztliche Behandlung für Verkehrsbeaute,liaftpflickt- 
schutz ,Erziehungsgelder ‚Dierst-und Mietswoknung), 
Dienstaufwandentschädigurg und Guaiengehalt minde- 
stens in derjenigen Hühe,in der sie Jen Beanten zu- 
stehen würden,wenn sis im Dienste des Heickas oder 
Preussens verblieben wärer. 

Die Bezüge der beurliauhten Beamten dürfen 
auch künftig nicit gerinser sei: ‚als die entspre- 
chenden Bezüge der Keichs-und preussischen Beamten. 
Auch müssen die beurlaubten Beamten von dem Zeit- 
punkte ab,in dem für die beantsr des Danziger Ge- 
bietes eine Besoldungsordnung eirgeführt ist,nin- 
destsıs die gleichen Bezüge er:klten,walche den in 
entsprachender Dierststellung befindlichen Beamten 
des Danziger Gebietes gewäLrt werden. 

Die Disnstbezüge sind den Beamter von der 
Regierung des Darziger Gebietes in gieicher Weise 
und zu dem gleichen Zeitpunkt zu zahlen,wie es im 
heiche und Preussen Fescäieht. Die Zahlung hat in 
dautsciier Währung zu erfolgen,falls eine im Janzi- 
ger Gebiet etwa einpefilrte Wunrung einen geringe- 
ren Kurs bet als dis deutsche Währung. 

Die Deauten behlaiten ihr bisleriges Besol- 
dungsäienstalter. Eine Anderung kann nur unter Be- 
achtung der für das Reich bzw. Preussen gelenien 
Vorschriften i:n Einvernehmen mit der deutschen Ver- 
waltung erfolgen. 

Die kepierung des Danziger Gebietes ist be- 
rechtigt,äie beurlaub-ten Beamten nach Wassgabe der 
dienstlichen Bedürfnisse für die Dauer der Beurlau- 
bung zu befördern. Eine solche Beförderung ist für 3s 
die dienstliche Stellung und das Begoldungsdienst- 192 
alter der Beamten im Reiohs- older preussischen 
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TAE RIN RA Dienst nicht massgebenäd, 

Den beurlaubten Beamten bleibt das ihnen ge- 
setzlich: zustehende Kommunalsteuerprivileg nach 
Massgabe der Jewsilig gaytenden deutscken Steuerge- 
setze gewährleistet. Sis dürfen in keinen ralle 
steuerlich schlechter gestellt werden als die Beam- 
ten des Danziger Gebietes, 


$ 3. Rf 


Wird ein bəurlaubter Beamter inuerhalb des 
Danziger Gebietes ohne seine Einwilligung an einen 
anderen Ört versetzt,so ist er berechtigt,zu dem 
für seine Versetzung in Aussicht genommenen Zeit- 
punkt seine Amtstätigkeit für die Regierung des 
Danziger Gebietes nisderzulegen,jedoch erhült er 
von dieser die Dienstbezüge noch auf mindestens drei 
Monate vom Tage an gerechnet ,wo ihm die Nacuricht 
über die Versetzung zugeht. 


sa, 


d 
Den Beamten ist Urlaub nach deutschan bezw. 
preussischen Grundsätzen zu erteilen. Der Beamte 
ist befugt,den Urlaub mit seiner Familie und seinen 
Heusstandsangsehörigen ausserhalb des Sanzizer Ge- 


bietes zu verbringen. 


§ 5o 


Die Regierung des Danziger Gebistes übt die 
ihr zustehende Disziplinargzewalt über die beurlautb- 
ten Beamten unter sinngemässer Anwendung der jeweils 
geltenden Vorschriften des deutschen oder preussi- 
schen Beautenrechts mit der WAssgabe aus,dass die 
Mitglieder der Behürdsn,die im förnlichen Diszipii- 
narverfalren entscheiden, ir der lehrheit beurlaubte 
deutsche Beamte sein müssen ‚so lange solche zur Ver- 
fügung stehen. 


862 


Die Bildung von Beautenvereinigungen und 
Ausschüssen wird in dem durch die deutsche “achs- 
verfassung gewälrten Unfange zugelassen. Für die be- 
urlaubten Beamten kann auch in dieser Rinsicht nur 
das deutsche Beamtenrecht angewendst werden. Die be- 
urlaubten Beamten werden im Verkehr mit dem Deutschen 
Xeäche nur den allgensinen gesetzlichen Beschrün- 
kungen unterliegen,auch vüllige Freiheit haben, 
reichsdeutsche Zeitungen und Schriften zu beziehen, 
Versammlungen abzuhalten und deutschen Vereinigm- 
gen anzugehören. 


N 


Dis Vorschriften des Weutscnen #achts, betref- 
fend die Fürsorge für Beamte infolge von Betriebs- 
unfällen (Reiohsgesetz vom 13.Jurni 1901 - Reichsge- 
setzhlatt 5,21 - Praussisches Gesetz vom 2.Juni 1902- 
Gesetzsammlung 3.153 wid die dazu erlassenen Ergän- 
zungsgesetze - ) finden auf die beurlaubten Beamten 
und ihre Hinterblietsenen mit folgenden Wassgaben 
entsprechende Anwendung. Als reichsgesetzlich der 
Unfallversicherung unterliegendäe Betriebe sind alle 
vorhandenen oder später sinzurichtenden Betriebe an- 
zusehen,bei denen die Voraussetzungen der $S 1-7 
dieser Gesetze vorliegen. Die Ansprüche sind gegen 
die Regierung des Danziger Gebietes geltend zu ya- 
chen,der die Festsetzung und Zahlung der Beträge 
obliegt. 

Soweit nach den bei Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens bestehenden Verwaltungsbestimmungen Beamten 
ausserhalb der gesetzlichen Verpflichtungen Unfell- 
fürsorge gewährt wird,werden diese Bestimmungen von 
der Regierung des Danziger Gebietes auf die beur- 
laubten Beamten zur Anwendw:g gebracht werden. 


8/8. 


Befindsn sich unter den teurlaubten Beamten 
solcha,die im Vorbereitunzsdienst des Reichs oder 
Preussens stellen,sa ist ilinen von der Äegierung des 
Danziger Gebietes die Fortsetzung des Vorbereitunps- 
dienstes mach den deutschen oder preussischen Vor- 
schriften zu gestatten. 5 

Auf diese Beamten finden die Vorschriften der 
$ĝ§ 1 - 7 dieses Abkommens sinngeiwäss Anwendung. 


$ 9. 


Über streitige vermögensrechtliche Ansprüche 
eines beurlaubten Beamten gegenüber der Regierung 
des Danziger Gebietes,insbesondere über Ansprüche 
aus dem Dienstverhältnis,Ansprüche auf Besoldung, 
Neisekostenentschädigung Dienstzulagen und Teuer- 
ungszuschüsse findet der ordentliche Äechtsveg un- 
mittelbar und ohne Baschränkung statt. Von einer Vor- 
entscheidung im Verwaltungswege über den Anspruch 
ist die Berechtigung zur Erhebung der Klage nicht 
abhängig, 

Das erkennende Gericht muss in seiner Mehr- 
heit mit beurlaubten deutschen Richtern besetzt 
sein,so lange solche zur Verfügung stehen. 


§ 10% 


Die Versetzung eines beurlaubten Beamten in 


in der. Auliestand sowie üle festsetzung,Aegelung und 
sshlung seines Aulisgehaites erfolgt nach den jeweils 
geltenden deutsangu Vorschriften durch das Leutsche 
Reich oder Preussen, 

In Falle des fodss einss bevrlaubten Be- 
auten erfolgt die lFestsetzun:, Regelung und Zahlung 
dsr Uinterbliebenenbezüpe uroi das Deutsche Heick 
oder Preussen. Jas Gnadenquartal zallt die legis- 
runs des Danziger Gebiates, 


SE 


Die beurlaubten Seanten können zuu Schlus- 
se sinsg jeden Kalsnderviarteljalres ihre Tätigkeit 
im Dienst des Danziger Gebietes niederlegen, falis 
sis den Entschluss hierzu der legierung des abge- 
tratenen Gebiets mindestens drei Monate vorler 
schriftlich angezeigt. haben, 

Das Deutsche Reich oder Preussen sind be- 
rechtigt,die Beurlaubung üss Beamten unter Kinhal- 
tung siner Frist von drei Monaten zurückzunsinen, 
Dia slsiche Kündigungsfrist hat dia degierung des 
Danziger Gebietes, Die Künäizung ist der deutschen 
oder preussischen Kegiarung gegenüber auszusprechen 
wid dən Beamten bekannt zu getan, Den Beamten ist 
vor Ausspruch der Kündigung Geleieniieit zu geben, 
Biuwandungen gggen seine Abberufung zu sachen. 


Saer, 


Die Beurlaubung endet onne Aufkindimuig 
sechs Monate nash, Schluss des Äalsudervierteljahres, 
iv dau die Verfassung der Fraien 5taät wanzig in 
Kraft tritt,späütestens Jedoch au L.äpril 1925. Min- 
destens ‘drei Monate vor Beanüipung des Urlaubs. hat 
dig Kepierung der Freien Stadt Danzig zu erklären, 
welche Beamten sie endgültig in ilıren Dienst über- 
nehmer: will.. Dio Zustimmung disser Beamten ist zum 

ertritt erforderlich. Die Auswahl der zu Überneh- 
menden Beamten hat unter Beteiligwipf von Seanter- 
vertretern und unter möglichster Berücksichtigung 
der Wünsche der Beamten zu erfolgen, 

Der endgültige Übertritt in den Dienst 
der Freien Stadt Danzig erfolgt spätestens nit Be- 
endigung der Beurlaubung. 


Sl 3% 


Nach Beendigung das Urlaubs werden die 
Unzugskosten nach dem neuen Wohn-odarkAutssitz nebst 
Mietsentschüdigung den Beauten nach den zu dieser 
Zeit geltenden deutschen Bestimmungen gezalilt, Ver- 
lässt der Beaute nach Beendigung des Urlaubs seinen 
Wohnsitz,so gilt die Beendigung seiner Dienstleistun- 
Born tür das Danziger Gebiet als Versetzung im Sinne 


sizne des $ 570 des dautschen Bürgerlichen Gesetz- 
buckss ior insoweit für ins abreiretere Gebiet Gel- 
tung behält, Alusicisande Vereizkarunren stellen üsr 
Jeltenduechung ne ngsrochts nicht entgogen, 
Talis iulegeleitemfünger ( Ý 10,Ata.i ) 

oder die vars orzungsberecltirten kHirtsrbilebenen 
eines rulegehaltterachti. xtsn Deauten ( Ê 10,Abs.2 
iunerkalb einas Jahres rach Deendigang dar beschäf- 
tigung des Deanten im Wunzizer Gebiete den «ohnsitz 
paci Deutschisnd vərlegəan, so erhalten sie üie Um- 
zugskosten, die den Beamten in Falle des Absatz 1 

ezault worden wiren, dis Vorschriften des Absatz 
ws 2,fiuden entspreac! ‚ende Anwerdunz. 


§ l4. 


Jia Boanutəan, dio enäziltig in den Dienst 
der Freien Stedt banzig Übertreten, scheiden kier- 
durolı aus dei deutschen Ötaatsdienst aus. Lig Freie 
Stadt sanziz ülernimnt ilınen gegenüber die Erfüllung 
aller liechte und Anspriüche,die ilnen sus ihren bis- 
berigan Dienstverhältnisse zustanden vð er 
tət sieh, Loze aschte und An om Falle veier urok Ge- 
satz noch i in Verwaltunzsuege zwa a os der Bo- 
amten oder inrer Hintarblietanen irgendwis zu verün- 
dern, Die übergotretensn Pesntor sind niont ver- 
pflichtet,in den Dienst der polxischarn Kezierung 
gu treten. 

nenn ein SEELE uhsrgetretauer Deesüter 
wührend sizer von sr utschen Kegierung zeuukrten 
wücktrittstrist, ns, y er e apor bis Zus, aprii 
1925 in dem Ben isch E Lisast zuräcktritt, finde 
8 13 Abaatz i,gieichfelie Armes, 


2. 


r? 
ro cs 


Die Razierıung des Danziger Gebietes erstat- 
tet dem eiche Cüsr Preussen einen Teil der für die 
beurlaubten Beauten und deren i:intertliebenen zakl- 
baren Pensioner und delixtenbezüge,gleichvial ob die 
Pensiorierung oder der Tod wührenü der Beurlaukung 
oar nach Nüsickelr In den üsutsobken Dienst ein tritt. 

Dies gilt auch ĉasn, wenn der Deante nack 
Beenüigurg der Beurlaubung zwnüchst in den Dienst 
der freien talt Danzig überpatreten und später in 
den deutseien Staatsdienst zurückgetraten Yote Ven 
Anteil der Freien Stadt Danzig wird nach dem Verkält- 
nis Testgesetzt,in dem die in Dienste des sanziger 
Gebietes zurückkelarte Dienstzeit zu der Gesautdienst- 
zeit des beauten steht, 

Für diejerisen endriiitig Überzetretenen De- 

amten, die au L.april 1920 des Ds Lebausjehr vollen- 
agt baden ‚erstattet das „eutsol.e Raich bzw. Preussen 
der I’reien Stadt Danzig einen Teil der Pensions- 


GI» 
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Pensions- und Reliktenbezüge,der nach dem Verhält- 
nis berechnet wird,in dem die im Reichs- oder 
preussischen Dienst zugebrachte Dienstzeit zu der 
Gesamtäienstzeit des Beamten steht. 

Durch diesa Vereinbarungen wird die Tubes 
nicht berührt, inwieweit die Freie Stadt Danzig all- 
gemein zur Übernahme der Pensions- und Reliktenlast 
für diejenigen Beamten verpflichtet ist,die vor In- 
krefttreten des Friedensvertrages im abgetretenen 
Gebiete amtlich tätig waren. 


OKUSI 


Die nach $ 13 und $ 14,Absatz 2,zahlbaren 
Umzugskosten und Nietsantschädigungen werden dem 
Deutschen Reich bzw.Preussen zu Y3 von der Freien 
Stadt Danzig erstattet, 


SEIA 


Die Regierung des Danziger Gebietes gə- 
währt den mit der Abnioklung der Reichs-und preus- 
sischen Verwaltung im Danziger und dem an Polen ab- 
getretenen Gebiete betrauten Beamten bis zur Been- 
digung des Abwickelungsgeschäftes und den im Dienste 
des Danziger Gebietes tätigen Beamten des Versor- 
Bungswesens den ungestörten Aufenthalt und die freie 
Ausübung ihrer Tätigkeit im Danziger Gebiet sowie 
dis Benutzung der erforderlichen Akten, Diensträume 
und ihrer Dienst- oder sonstigen Wohnungen, soweit 
ihnen nicht andere geeignete Wohnungen zur Verfügung 
gestellt werden, 


§ 18. 


Die Regierung des Danziger Gebietes ge- 
währt den beurlaubten und den im $ 17 bezeichneten 
Beamten,ihren Familien und ihrem Vermögen jeden 
Schutz und alle Freiheiten und Rechte,die den Baam- 
ten des Danziger Gebietes zustehen. 

.. Falls sioh die dienstliche Verwendung die- 
ser Beamten über die in Artikel 106 des Friedens- 
vertrages vorgesehene Abzugsfrist hinaus erstreckt, 
steht ihnen bis zum Tinden einer neuen Wohnung im 
neuen Dienstorte,mindestens aber innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Beendigung ihrer Tätig- 
keit im Dienste des Danziger Gebietes der freie Ab- 
zug unter Mitnahme ihres gesamten beweglichen Ver- 
mögens und unter Befreiung von Einfuhr-oder Aus- 
fuhrzöllen oder sonstigen Abzugsbeschränkungen zu, 


§ 19. 
! Die Bestimmungen der §$ 1 bis 18 finden 
uf die Beamtenanwärter der Eisenbahnverwaltung 


sisenbalnverwalturg und suf soloa Wiraxnzestellte 
sSinnzemiss Annendung,dis zur Erfüllung eines dau- 
erndan Dieusttelürfnissses angenvanen und au lO.da- 
nuar 1920 10 Jalra iu Dienste des Raices oder 5taa- 
tes tätig gewesen sind, 

Ferner finden die Bestimmaugen der § 1 
bis 18 sinngemässe Anwendung auf die in den elewa- 
ligen liseres- und Warine-Betrieben tätigen Beauten. 


2. Leurpersonen an Volksschulen 
und niohtstaatlichen öffentlicher Leiiranstalteä, 


$ 20. 


Die Leirparsonen sind verpfiicktet,iürg 
Aatspflichten weiter gewissanlaft zu erfüllen und 
den eutlicken Anorünurgen der ıegierung des panzi- 
ger Gebistes üachzukomaen. Eis Zwang zur Erlarnwig 
einer irsmdsprache dari nicht ausgeübt nerien, 

Die Kezierunp das Danziger Getietes bürgt 
iafùr, dass dan Lehrpersonen ihre bisheriza oder 
eleichartige Autsstellung,ihre Ansprüche auf Gehalt, 
Ortszuschlaz,Stellenzulagen ‚Autszulagen ,Ausgleichs- 
zuschlüge ‚sonstige Zulagen und beruflicie Verzünsti- 
gungen (Laftpflichtschutz),Erzishungsgelder ‚Dienst- 
wohnung Dienstaufwandsentschädigung, tulegelalt ‚Gra- 
> dengelait iiinterbliebenenversorpung in derselten 
höhe erhalten bleiben oder zuteil werdgn, Sie ver- 
pflicntet sich,diesg Rechtə und Ansprüche weder 
durch Gesetz noch im Verwaltungswege zum Naohteile 
der Lehirpersoner oder ilrer üinterbliebesen irgend~ 
wie zu varänderi. = 

Die Ləbrpersonen müssen von dem Zeitpunkte 
at, ir dem für die Bəanten der Freien Stadt Danzig 
sine Besoldungsordnung eingeführt ist ($2,Abs.2 Satz 
2) mindestens in dasselbs Verhültnis zu dan Frei- 
staatbeamnten gebracht werden,in welchem die preussi- 
schen Lehrpersonen jeweilig zu den entsprechenden 
preussischen Beamten stehen. x 

Die Dienstbezüge sind den Lelirpersonen von 
der legierung des Danziger Gebiets oder Jen sonstigen 
Untsrhaltungspflichtigen in gleicher Weise und zu deu 
gleichen Zeitpunkt zu zahlen,wie es in Preussen ge- 
solieht, $ 2,Abs,3,Setz 2 findet Anwendung, 

Die kehrparsonen bekalten ihr bisheriges 
Besoldungsdienstalter. Bine Änderung kann nur unter 
Beacltung der für Preussen geltenden Vorschriften er- 
folgen, 


\ 
Vie Lehrpersuneu sind befuzt,Ferier oder 


Urlaub mit ihrer Familie und ihren Hauss tandsange- 
hörigen ausserhalb des Danziger Gebiets zu verbringen.. 
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verbringen, 
$ 6, 8, 9, i8 finden sinngeruss Anwendung. 


8 22. 


Die Freie Stadt Danzig übernimmt für die 
Zukunft den Lehrpersonen gegenüber die Erfüllung 
aller Reokte und Arsprüche,die ihnen tishker den 
preussischen Staate gegenüber zustanien,wid ver- 
pflichtet sich, ,àiase Rechte und Ansprüche weder 
durch Gesetz noch im Verweltungswege zum Nachteile 
der Lehrpersunen oder ihrer Hinterbliebenen irgend- 
wie zu verändern. 


8 23. S 

1986 
wenn eine Lehfparson auf Grund einas ibr 

von der preussischen Regierung eingerüunten Rüok- 

trittsrecäts in den praussischen Schulüieunst zu- 

rücktritt,so findet $ 13,Abs,1,Anwendung, 

Erfolgt der Rücktritt auf Veranlassung der 
kegierung des Danziger Gebietes,so trägt diese üie 
Unzugskosten und Hietsentschädigung, andernfalls der 
preussische Staat, 


$ 24, 


lie $$ 20 ~ 23 finden entspreckeride Anwen- 
dung auf die am lO.Januar 1920 im Derziver Gebiete 
sinstweilig angestelltsn,auftrazsweise voilteschäf- 
tigten und mit Aussicht auf Austellung anzenonüeren 
Lehrpersoren. 


3, Mittelbare staatstaante uà Argestellte, 


Die Regierung des Danziger Gebiets 
verpflichtet sich,den zur Zeit der Abschiiessurg 
dieses Vertrages in ihrem Gebiete in Aate und nue- 
stande tefindlichen mittsltaren Staatstsanten und 
Angestellter, sowie den Hinterbliebenen solcher Fer- 
sonen die Rechte und Freiheiten niont zu schmälern, 
die ihnen auf Grund der bei Inkrafttreten des Prig- 
densvertrapes für sle geltenden deutschen und preus- 
sischen Gesetze Orts-,Kreis-,Provinzial- oder stüd- 
tischen Statuten ‚Reglaments Besoldungsetats auf 
Grund ihrer Ansteliungsverträgs oder sonstiger Be- 
stiimnungen zustehen, 


Danzip,den 12.November 1920, 


Siegel BE, L, Strutt, Oberstleutnant 
Stellvertratsndsr honer Kormisser. 


Siegel 7 } Forster 
Deutscher #eicrs-unà Staatskowmissar 
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11. Beschluss 
der Deutschen Reiohsrepisrung und der preoussischen 
Staatsregierung,betreffend das Recht des Rücktritts 
von Beamten in den Reichs- oder preussischen Staats- 
dienst, vom 29.Dezember 1920. 


Die Reiohsregierung und die preussische 
Staatsrefierung haben folgendes beschlossen: 


I, Reiohs- und Staatsbeamte, dia 

a) bei Inkrafttreten das Frisdensvertfages im 
jetzigen Gebiet dər Freian Stadt Danzig ba- 
schäftigt waren Und im Dienst der Freien 

Stadt Danzig verblieben sind, 

b) bei Inkrafttreten dass Friedensvertrages nioht 

im Gebiete der Freien Stadt Danzig beschäftigt 

waran, aber bis zum 1,April 1921 mit Zustimmung 

der Reichs- oder preussischen Regisrung in den 

Dienst der Freien Stadt Danzig Betreten sind 

oder treten, 
haben das Recht, bis zum 1.April 1925 in den Reichs- 
oder preussiscohen Dienst zurückzukehren, one dass 
eine Prüfung des Rückkelrerundes stattfindet, Den Be~- 
amten warden dabei die aus dem Staatsministerialbe- 
schluss vom 26.Juli 1919 sich ergebenden Rechte ge- 
wührleistet, 

Etwalgen Wünschen der zu b genannten Beamten 
auf Offenhaltung ihrer pianmlissigen Stellen wird von 
den Herren Ressortministern jedenfalls bis zum 1. 
Januar 1922,soweit es sich mit den Interessen des 
Dienstes vereiniadn lässt,entsprochen werden, 

II, Den Lehrpersonen der Volkssohulen und der 
nioht staatlichen öffentlichen Lehranstalten,die von 
ihrem Optionsracht Gebrauch machen, gewährleistet die 
preussische Regierung innerhalb der in Artikel 106, 5% 
Absatz 3,des Friaedensvertrages bezeichneten Abzugs- 196 
frist alle Rechte aus dem Staatsministerialbeschluss 
vom 26.Juli 1919 unbeschadet der Rechte aus dem Un- 
terbringungsgesetz vom 30.März 1920 (Gesetzsamnmlung 

ARE dass eins Prüfung des Rückkehrgrundes 
tattfindet, 
Darüber hinausgelend bleiben den Benannten 
Lehrpersonen die gleichen Rechte bis zum 1,April 
1925 gewährleistet,wenn sie aus einen wiahtigen Grun- ' 
de nicht im Schuldienst des Danzigər Gebietes blei- ’ 
ben wollen, Ob der Grund als wioh ig anzusehen ist, l 
entscheidet der Rəssortminister nach Einholung ei- 
nes GutacHténs des Fürsorgeamtes für Lehrpersonen. 

III, Der Rücktritt in den Fällen I und II 
kann nur zum Sohlusse eines Kalsndervierteljahres 
erfolgen, Er ist mindestens draei Monata Vorhar der 
deutschen oder preussischen Regierung und der Regio- 
rung der Freien Stadt Danzig von demYBeantten schrift- 
lich zu erklären, Ry 
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IV, Die Boauten und Lehrpersonen, dia inner- 
halb der gonannten Fristen in dan dautschen oder 
preussischen Dienst zurüokkahren, dürfen in bezug 
auf ihre Ansprüche aus dem Dienstverhältnis und ih- 
fa Anstbllungsverhältnisse im deutschen oder preüs- 
sischen Dienst durch die Beschäftigung im Danziger 
Gebiete keinerlei Nachteile erleiden. 

Jedoch haben nichi planmüssiga Beamte,die 
im Dienste der Freien Staät Danzig eine planmässipe 
Anstellung erhalten haben,arst dann Anspruch auf eine 
TER r Anstellung im deutsohen oder preussischen 

ienst,wenn sie unter regelmässigen Umständen im 
Reich oder Preussen zur Anstellung gelangt wären. 
Beante,üle im Dienste dar Freien Stadt Danzig befr- 
dert worden sind,haben hur dann Anspruch auf eine 
Deförderungsstelle im deutschen oder preussischen 
Dienst,wenn sie unter normalen Verhältnissen im 
Roich oder Preussen ebenfalls befördert worden wären. 

Y, Die gemäss I und İt zurückkehrenden Beam- 
ten ae Lehrpersonen erhalten Unzugskosten und Miets=- 
entschäßilfung nach den deutschen Vorschriften, 

Verlegt einer der unter I und II aufgeführten 
Beamten und Lehrpersonen nach Versetzung in den Ru- 
hestand bis zum \.April 1925 solnen Wohnsitz nach 
Deutschland oder verlegen in derselben Zeit seine 
versorgüngsberechtigten Hinterbliebenen ihfen Wohn- 
sitz nach Deutschland,so erdelten sie Umzußskosten 
und Mietentschädigung nach den für die Beamten gel- 
tenden Sätzen, 

Vi. Falls sich an dem Charakter des Danziger 
Staatsmasens Veränderungen wollziehen,aus denen her- 
aus den Beamten oder Lehrparsonen das weitere Ver- 
bleiben im Dienste der Regierung der Freien Staadt 
Danzig nach wohlwollend;r Prüfung nicht zugemutet 
wörden kann,so werden ihnen auch nach dem A.April 
1925 dib-unter I bis V,Absatz 1, erwähnten Rechte 
gewährt Werden, 

Im übrigen wird nach Ablauf der zu E und II 
bestimmten Fristen Anträgen von Danziger Beamten und 
Lehrpersonen auf Versetzung oder Beförderung in eine 
deutsche oder preussische Stalle unter den Bleiohen 
Voraussetzungen entsprochen werden, unter danen sol- 
chen Anträgen aan preiissischer Beamten 
und Lehrpersonen entsprochen wird, und unter der fer- 
neren Voraussetzung,dass seitens der Freien Stadt 
Danzig hinsichtlich dar Anträge deutscher odar preus- 
sischer Beamten und Lehrpersonen u? Versetzuhg oder 
Beförderung in eine Danzifar Stelle Gegenseitigkeit 
zugestanden wird,und dass die Kosten des Umzuges 
nebst Mietentschädigung in diesen Fällen Yon der an 
sioh zur Zahlung von Umzugskosten verpfliohtsten 
Stelle dssjenigen Staates getragen werden,in dessen 
er der Bsamte oder die Lehrperson übernommen 
Wird, 

Unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit 
wird den hiernach in den Dienst des Reiches oder 
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oder Preussens übernommenen Beamten oder Lehrperso- 
nen die in der Freien Stadt Danzig zugebrachte Dienst- 
zeit auf das Anstellungs-,Besoldungs- und Ruhegehalts- 
dienstalter angerechnet, 

VII, Den. mittleren Staatsbeamten im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig werden bis zum 1.April 1925 
alle Rechte gewährt,die sich aus dem Staatsministe- 
rialbeschluss vom 26.Juli 1919,unbeschadet der Rechte 
aus dem Unterbringungsgesetz vom 30.März 1920, erge- 
ben. 


Barlin,den 29. Dezember 1920, 


` Die Reichsregierung. Die preussische Staatsregierung. 
Fehrenbach, Braun. 


Anlage Nr, 27. 
( XII, Tagung - Anlage 182 b ) 


Schreiben des Herrn Attolico vom Se 
19,Januar 1921 nebst Anlage,betr, 197 
das deutsoh-Danziger Beamtenabkommen 

vom 12,November 1920. 

Dam Rate vorgelegt am 3.März 1921. 


Danzig,den 19.Januar 1921, 
. Herr Generalsekretär! 

2 Eine Sonderausgabe des Staats- 
anzeigers für Danzig (1921 Nr.6) vom 17.Janmuar 1921, 
die mir gestern übersandt worden ’ist, veröffentlicht 
den Wortlaut des am 12,November 1920 zwischen dem 
Deutschen Reiche und der Freien Stadt Danzig ge- 
schlossenen Abkonmens,betreffend die in den Dienst 
der Regierung des Danziger Gebietes getretenfen ehe- 
maligen deutschen und preussischen Beamten, 

Dieses Abkommen ist,obwohl es eben erst amt- 
lich veröffentlicht wird,am 12.November 1920 abge- 
schlossen wordens Es ist für Danzig von dem Oberst- 
lsutnent E.L.Strutt,dem damaligen Hohen Komrissar 
unterzeichnet worden, 

Das Abkommen,das nach seinem Einleitung 
scheinbar nur Einzelheiten Bes Verfahrens und der An- 
wendung des Artikels IV des in Paris am 9,.Januar 1920 
unterzeichneten Abkommens über die Abtretung der Ge- 
biete von Memel und Danzig festsetzen soll, verstösst 
tatsächlich gegen die Grundsätze des besagten Abkam- 
mens in drei Purkten,die in $ 2 und im 2.Absatz des 

| $ 9 angegeben sind. Die in Frage kommenden Stellen 
sind in der beifolgenden Anlage,äie einen Auszug- die- 
ses Abkommens wiedergibt ‚unterstrichen, 


- Roens 


Ss Ist zir natürlich unügiier ‚ausenblick- 
lich ir iriexdeiner Weise zu verüitteln,da das At- 
konnen von aùn irükeren Hoher Kommissar autlich ge- 
nehmigt woran ist,iohlialte as aber für gut, den 
Tiikerbund auf die betreffenden Stellen Aufserksan 
zu schen, 

Un ein sehr bezsichneridos beispiel für 
die Gesinnung dieser ehswalig preussischen und 
deutschen Beauten zu geben,von denen = nach den, 
vas man mir zusagt hat - wnzsfhir 15 000 iu betists 
iar Freien ötait sein sollen, (was kaua zur Brues- 
kung eines Danziger Baistas beiträgt) gestatte ich 
wir,Sie besonders auf dei arster Absatz eines Ar- 
tikels aufsarksaa zu machen, der an li.Janvar 1920 
in der Jurziger Zeitung von erry Ur,ötto Wening, 
Alchter in danzie,ehewaliger preussischer baauter, 
jetzt Mitglied des Volkstages uni Derichterstatter 
ies Aussc.ussss für Auswärtige Anzelazanlleilen,ver- 
vffentlio.t wordei ist, 

Genseluiigen Bid. 


282. E,Attoilico 
stellvertrstsider noler Kowuissär, 


r Sir Bric DrwLiond iGo Uo Dos 
Generalsskretür dea Vöikerbundsas, 


Anlage zu dem Sclreihen det Berr 
Professor Attolieo voz 19,.Jarsar 19x 
Sonderausgabe des ätaatsauzeizers für 


Vanziz 1521 Nr. (von 17,Jauuer) 


Disso sonderauspsta veruffantiicht den 
voilstunäizsa wortlaut sines au 12 ,Norsüber 1520 
zuischen Deutschland und Ger KSraisyn Staüt jesctios- 
saugen Abkommens batrefitend dis in Jaurig in dienste 
gsbiiebenen oder in Danziier Dienst Üherratretegen 
ehemaligen deutschen und preussischen Leaunten, Jie 
üirleiturg nimat Sezuz auf Gas az S.Jdanuar 1920 in 
raris unterzeiciinsate Abkonuen Über die Abtretung 
dar bebiate von Manel und Danzig und bezeicinet das 
Besutenabko.wen als size Ausführung zu den Eestin- 
ungen das Pariser Abkommens, 

ş i åbsatz 1,- Die ia Dienste der negis- m, 
rung des Danziger Gebietes Neschüiftizten Beamten 198 
felten als von Jeutschen Reici: oder dem preussi- 
schsn Staate beurlaubt, Die baurlauiten Beamten 
sind nicht verpflicktat,in den Yienst Jer polni- 
schen Jegierung zu treten, 

S 2,Absatz 1l.- Die beuiriautten Beauten 
sind verpflichtet,i.re Amtspflichten weiter genisser- 

kaft 
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gewissenhaft zu erfüllen und den amtlichen Anordnun- 
gen der Regierung des Danziger Gebietes nachzukommen, 


Die Ale eines förmlichen Diensteides darf 
nicht verlangt werden, Ein Zwang zur Erlernung einer 
Fremdsprache darf nicht ausgeübt werden, 

l 9. ar streitige vermögensrechtliche An- 
sprüche eines beurlaubten Beamten gegenüber der Re~- 
gierung des Danziger Gebietes insbesondere über An- 
sprüche aus dem Dienstverhältnis, Ansprüche auf Besol- 
dung, Reisekostsnentsohädigung Dienstzulaegen und feu- 
erungszusohüsse findet der ordentliche Rechtsweg un- 
mittelbar und ohne Beschränkung statt, Von einer Vor- 
entscheidung im Verwaltungswege über den Anspruch 
ist die Berechtigung zur Erhebung der Klage nicht ab- 
hängig. 

Das erkennende Gerisht muss in seiner Mehr- 
heit mit beurlaubten deutschen Richtern besetzt sein, 
solange solche zur Verfügung stehen. 


Anlafte Nr, 28, 
( XIII, Tagung = Anlage 189 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,betreffend Bh 
den Erwerb und Verlust der Staatsan- 128 
Behörigkeit der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 18,Junil921. 


Duroh einen Besohlussvom 17.November 
1920 hat der Rat beschlossen,dass die Verfassung der 
Freien Stadt Danzig unter die Garantie des Völker- 
hundes gestellt werden soll, Zu gleicher Zeit hat der 
Rat nen Abänderungen am Wortlaut der Verfassung 
gefordert, Um diesen Wünschen des Rats entgegenzukom- 
men,sind diese Abänderungen Gegenstand eines Gesetzes 
geworden,das,sobalä der Völkerbund es genehmigt,in 
Kraft treten wird, 

Der Artikel 72 der Verfassung,der durch die- 
ses Gesetz verändert wird, lautet folgendermassen: 

"Die Staatsangehörigkeit wird nach den Be- 

stimmungen eines Gesetzes erworben und verloren, 
Die Prinzipien des durch diesen Artikel vorgese- 
henen Gesetzentwurfs werden dem Völkerbunde spä- 
testens am 23,Msi 1921 zur Prüfung unterbreitet 
werden," 

Der Generalsekretär hat dem Rat ein Schreiben 
des Senats der Freien Stadt Danzig vom 17.Mai 1921 mit 
einem Gesetzentwurf über den Erwerb und den Verlust der 

Danziger Steßlpgehörigkeit zur 


zur Prüfung übermittelt, 

der Eohe Komulssar Lat bei der Weitergabe 
dieser Solreiban auf die Tatsache hingewiesen,dass 
die polnisoue wid die Danziger Aegierung noch nicht 
zu siner Einimung über Artikel $4 des zwischen Poler 
und Danzig au Y,Noveuber 1920 abgeschlosssnen Ver- 
trages gekommen sind,der voraussetzt,dass "die Ein» 
bürgerwizsbedinpungen in der Freien ötadt varzieg 
im Einverneluen zwischen der Freien Stadt und Polen 
fectgesetzt werden sollen." Daer nat der Hohe Kkoil- 
missar gameint,der Entwurf erscheire ihm unnioltig, 
und infolgedessen hat er as nicit für richtig be- 
funden,auf diesen Gegenstand genauer. einzuzelen. 

Das internationale sekretariat kat nio: 
dayon in Kenntnis gesett,dass es einige sohreiten 
der polnisghen Regierung und der Freien ötadt Denzig 
erhalten uat, ,dig siou auf diese Nrags bezislen, 

Das internationale Sekretariat hat auol; sins Ein- 
gate, betreffend die Lage der Juden in Danziger- 
hatan, 

Meinss Erachtens würde os in Augenblick 
für den ieat unnütiz sein, ,đen besetzentwurf und das 
voreruäinte Sschriftstüok einer gründliolen Prüfung 
zu unterzielier, Als der Ret Mitte Novenibor Leschloss, 
do Ksgiarunz der Irelen Stadt aufzsufordern ibm in- 
nerkalb von ô Mocaten die Prinzipien des Gesetzes 
über üla Kinbürzarung in der Freien Stadt Janzig 
zu untsrtreiten, oilte or in keirer heise die Be- 

Stilimugg aos Artikels 34 des zwischen Polen! und Ver 
` graiean vtadt au .,.hovaster 1520 sbgeschlossasen Var- 
tragen beaintruclhtigen, Der sat stützte sich auf 
Gis Irntsac.e, dass der Volkertund dafür siustelt, 
dass, das staatstrgerradıat Von Janzig nicit in uf“ 
EA carachtar unlsa geeitärt ödðr elkzaunchränkt 
wirds, Wär wölltā Br,däds ihn die Frsia Itadt Dane 
Bir Welanänıaıt coba,udd Prinzipien das dureh aia 
Versassin:z Vor.ssauuuen Gesstzautwurfs über dis 
Binbiegärüung ir ar Praien staat Bu prüfen, sər 
ai cateta Voraus ,üass die Enisuhan Polen und dar 
rasen Stadt üf Grund dena Artikla da gspflögsnen 

arbänddwigen du einem deitraun von 6 Monäten panis 
gand voriesouritten dind, damit ar disse Frage In 
vuolligor Aauntnis aller Änsicuten Isar könne, Da 
diong niolıt der Fall war,erlaubs ioh mir daw nate 
vorzuschlegan,disne AngelogenhLait bis zur nüolisten 
satstezung zurüokzustellen weil denn dia zuisolen 
Polon und der Freien ütndt kepflogenen Verhendlun- 
ken zu elson Krgetnis geflürt Laben dürften, 
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Arlage Nr, 22, 
( XIII, Tafurg - Anlage 170 ) 


Beric.itsentwurf des Viooute Iskii, y 
des Vertreters Japans,uatroffend 129 
Lerstellung, Verkauf, la erung und 
SOR von úriegsyərüt 

‘ Gebiete der Freien ötait Janzir, 
in Bots vorzelapt am J8.Juni 192l 


T. In den Monaten Februar ‚Würz und Aprii 1921 
hat zwischen dem Lonen kKounissar Ges Völkerburdes 
in Danzig und den internationaler Sekratariat über 
die Frager, ,tetrerfe.:d “erstelluuf, Verkauf, L:zerung 
und Weiterleitung von áriegsgeriüt in Gebiste dar 
Freier Staüt sin wioäitizer Souirkftwecksel stattee- 
funden, In einer Schreiben von 8,April 1921 ar- 
suchte dar lole Kormissar äss Völkerbundes unter 
Bezugrabna auf fr eron scırifinsecisel den šat 133 
Völkerbundes wu vestinte liassrannen in dieser Ar- 
relegenüeit,. Die in diesa Schreiten vom ilokhor kote 
sisser dargelegtən Vorschlüre lauten foigenderuss- 
san, is 

"yiz sird au der Fraga Ser Herstoiiung 

ine gerung, Bin- wid Ausfuür von Kriegsgsrüt aní 

deu Gebiete dar Freien żtaát Danzig interessiert, 
Urs genürt ein Beschiusz des Tülkertundrates 

der den Lohan Komissar ormel ag: Sie notuah- 
digen Sohritte mr unteraeitsn wa eicherzustal- 
Lo: 

a) Hass “ar Jole Kcimiissar die masszebende 
steile des Völkerbunües ist, die zu entsoheiden 
bhat, vas Ariexsgerut izt und was unt; 

t) äass er von dar hegiorung dar Preien 

Stadt Danzig bestuntiz von dom Vorraniernsein 

jeglichen üriezsgerüts iii Vebiete der reier 

Stadt unterriohtet wird,ver auol inter die 

Bigentüuer desselben sein mugar; a 

c) das: er in jeden Zueifeisfeile oruucr- 
tigt ist,dieses Gazüt zu bssoläagnahlen, bis 
eine srüfdliche Untersuoliung über seise Pe- 
sol:al’lenliait eingeleitet words ist, Jüder 
Verlust oder Schaden, der don Kizentüiarz Soi- 
chen Gerüts durch jie Basoilagnanne entsteht, 
muss von Jen Kigentüssru wid nicit von der 
Danziger Kegierung oder von den Veikerbunie 
getragen werden, 

Iol: für ıeirg Persor würde die Frie- 
dens-oder Ariegsfrape richt hi.eirbrinzan, 

Dər Krieg würde ganz endere Verkültnisse mit 

sich briz gen, vialieicht Jio Erteilung eines ') 

Auftrages zur Vertsidirusg Janzigs,venn auch 
rur,um dadurol zu verhindern, dass es von ai- 
nor der kriapfübrenien Wüc! ito ale neutraler 
stapelpiatz benutzt wird," 
is 
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II, Die folösrden von den iate bereits ge- 
fassten Beschlüsse bəzienen sick auf die vom Foken 
Konnissar aufgeworfene Frage: 

a) durch Natsbeschluss vom 17.November 1920 
ist entschieden worden,dass in die Verfassung der 
Freien Stadt ein Zusatz eingefügt werden soll,wel- 
cher besagt,dass der Vülkerbund das Recht hat, zu 
jeder Zeit von der Janziger Regierung authenti- 
sche Auskunft über dia Öffentlichen Angslezenbei- 
ten der Freien Stadt zu verlangen,und dass einen 
solohen Verlangen stets Folge gegeben werden wuss. 

b) Durch denselben Beschluss (siehe auch > 
Ratsdeschluss vom 2.Närz 1921) ist bestimat wor- 150 
den,dass in die Verfassung ein Zusatz eingefügt 
werden soll,welcher besagt,dass die Freie Stadt 
Danzig 

l, nicht als keeres-oder Flottenstützpunkt 
dienen darf, 

2. keine Festungswerke errichten, 

ö, noch die “erstellung- von Munition oder 
Kriegsgerät in ilrem Gebiete gestatten 
darf,wenn sie nicht in jedem Falle die 
Zustimmung des Völkerbundes erhalten 
hat, 

c) Durch denselben Beschluss nahu der Rat 
von deu Danzig-polnischen Vertrage vom 9.Noven- 
ber 1920 Kenntnis,dessen 28.Artikel bestimut,üass 
Polen jederzeit und unter allen Unständen das 
secht Laben soll,über Danzig Waren,gleichviel 
welcher Art ein-uni auszuführen, soweit dies dicht 
durch die polnischen Gesetze verboten ist. 

Diese Bestimmung schliesst auch Munition 
und anderes kriezsgerüt ein. Für eine freie Durch- 
fuhr dieser iaren wird sine einfache Erklärung des 
polnischen Vertreters in Danzig genügen, 

d) In einen von den Hate au 26.Februar 1921 
enzenoumenen Bericht war Tastgelegt worden,dass 
die Genelimigung zur herstellung von waffen und 
Kriegsgerüt ii Gebiete der Freien Stadt nur viel- 
leicht in ganz besonderen Ausnal:üefüllen erteilt 
werden soll, 

III, Der tol.e Komünissar ersuchte den dat 

wn die Genehmigung,als Vertreisr des Vöikerbundes 
entscheiden zu dürfen,was Äriegsgerät ist und was 
nicht. 

Wir haben es nicht versucht,hier eine gerea 
Erklürung für das Wort "Kriegszerät" zu geben, Als der 
Völkerbund dahin entschisd,dass olne seine Genehmigung 
die herstellung von Kriegsgerüt im Danziger Gebiet 
untersagt ist,wollte er verweiden,dass Danzig Sitz 
der Kriegsindustrie wird, Es war nicht seine Absicht, 
danzig an der lierstellung von Waren zu hindern,die 
in Kriegszeiten nützlich sein können,aber nicht be- 
sonders für Kriegszwecke lergestellt worden, Es kön- 
non Tülle eintreten,wo os schwierig ist,zu entscheiden, 
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entscheiden,ob Waren als Kriezgsgerüt angeselen wer- 
den müssen oder nicht. 

In allen Füllen,in denen der Lone Koruisser 
in Ausübung seinas Autes der Trage pegenübersteit,od 
aine besondere Art von waren als kriegsgerüt anzese- 
her werder russ oder niclt,soll er nach seiner per- 
sönäichen Ansicht handeln,obwohl der Völkerbundrat 
ratürlich völlige Freilleit beliült,arders darüber zu 
urteilen,wenr ihr die Frage vorgelegt wird. In aller 
ernsten Zneifelsfüllen soll er dem Rat des Vülkerbun- 
des durch den Generalsekretür Bericht erstatten unà 
inzwischen versuchen,bis zur endgültigen Entscheidung 
des Völkerbundes einen vorlüufigen Beschlusa zu fas- 
sen, $ 
Zueitens wünschte der hohe Kormissarkurch 
die Danziger Regierung von dem Vorhandensein vor 
Kriegsperüt unterrioätet zu werden, Dieses Verlangen 
schien gleichfalls begründet, 

Gemäss der oben erwülınten Verfassuigstestiür 
mung soll der Hohe Konzissar das lNeckt Zlaber,zu Jeder 
Zeit von der Danziger Regierung zuverlüssise Auskunft 
über die üf’fentlic!!ien Angelegenheiten der Freien 
Stadt zu verlangen, Diese Bestimaung muss müglic:ist 
weitgehend ausgelegt werden,sie wifasst sicherlich 
auo% Auskünfte,die die Frage des kriegsgerüts betref- 
fan, Diese Frage ist aucı in den Beschluss von 17. 
Noveaber 1920 als den Völkerbund interessierend er- 
wähnt worden, Der lohe Kommissar wird selbst ent- 
scheiden,welghe Auskünfte für inn von Interesse sird, 

nd wırd erahc..tipt seiit,cenaue Auskurft in bezug 
auf das Voruandenssin von kKriegsgerüt im Gebiete der 
Freien 3tadt Danzig zu verlangen, 

drittens bat ler lioüe Komaissar wa die Dr- 
nuchtigung,falis er über die Art der ilaren im vei- 
fel sei,die Darzirer negierurg zu ersucken,das 
Kriegirerüt auf Gefahr und Kosten der Eigestilier zu 
besc.lapnäll.ten,bis eire genaue Untersuchunf eili.lsiel- 
tet worden und entschieden sei,neicke neiterer Schrit- 
“te durch die zustündiger Be.urden uxterrouwen werden 
soller, Ser Hat künrte Äaen Lohen Kon.isser arüchti- 
ger.,uie Negieru p der Freien stadt zu ersuchen,niort 


nur die nötizen WAssnahnen zu ergreifen, ui eine Uber- 


tretur; der bestenanden Bestiamngzen zu verainderr, 
soyder: auch, falls diese Bestiixwm-gen uxzulürrlich 
sind, unter Ungstünden duro!. ein neues Lesetz ejíe 
Uberzachung und kontrolis - arzeilessene Leschrunkur“ 
ger eitdexrilftes ~ zu ermöglichen, Es ist seltstver- 
Ständlich,cdass jeder Verlust oder sckadən,dər den 
lirentü.ern dieses Gerüts entsteät,weder von VCirer- 
bunde noch von,irpexndeiuen seiner Vertreter olor „s- 
auten getragen wird, 

Jenn der iat die in diesen Bericät entialte- >, 
nen Vorschläge annizeit,so wird der Lone Kommissar 131 
aufenscheinlicl: in der Lage sein,zu jeder seit diea- 
sen Vorscellägeı entspreoliand zu handeln, „ir haben 
richt versucht, dia Ausraniimefüile, dia zu Krie;sreiten 
eintreten xönpen,in Arwagwiz zu zMhe::, 
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Anlage Nr, 50, 
( XIII, Tagurz ~ Anlage 100 a) 


Bericht des Ständigen Beratenden Dy 

Ausschusses, betreffend lerstellung, 

Verkauf, lagerung und weiterleitung 

7 ariegs gerüt im Gebiete der Frei- 
Stadt Janzig. 

Ton Rate angenommen an 23,Juri 1921. 


Der Generalsekretär teauf trajta durch 
sein Schreiben vom 18,.Juni 1921 der stündigen Bera- 
tenden Ausschuss, dem Rate seine Ansicht über folgen- 
de Fragen zu unterbreiten: 


Herstellung Verkauf ,‚lererung urd Weiterleitun 
irteien stadt 


von Ariegszerüt im Gebiete der : 12, 


und ersuchte ilin,seine Untersuchung auf die beiden 
folgenden Sohriftstücke zu stützen: 

3 katsschriftstück 0.31, &.,15,1921. 

b) Entwurf des Berichts des Vicoate Ishii an den 


Der ötündige Beratende Ausschuss gntsonied,naci= | 
einander folgerde zwei Punkte zu ertrterr: 
l. die pruudsätzliche Frare der Geneimmipunz oder 
des Verbots der „erstallung, des Veriaufs,der Durch- 
fuhr und der vorübergehende" lageruig von Kriagsge- | 
rüt,iaffen und Wurition aller Art in Gebiete der Frei- | 
en Stadt; 
FIA welcke Volluachten deu koken Komissar in hir- 
blick auf die Anwendung der otenarvüknter Grundslitze 
j zu verleihen sind. was die erste ;rurisütziichəe frage 
anbetrifft,so wurden folgende Ans ichten einstimmig 
angenounen: 


. kat., 


Azsiout des ausschusses: 


l, Jede karstellung und jeder Verkauf von Kriegs. 
raräüt,vwaffen und Munition aller Art soilen in Vebieie 
der Freien Stadt verboten werden, 

2. Die Vmrekfuir und zeitwsilige Lagerung des 
besagten Kriegsgerüts sollen verhoten neyden,wenn 
nicht die Genehnigung des YTölkerbundraties vorLler Sin. 
Zeholt worden ist, 

3, ber Hola Komuisser ist die Masszetende Stelle 
des Völksrbundes,die zu entscheiden hat ‚was Kriegsze. . 
rat ist und wag richt. 

4, Bis die Frage des ahewaliz deutschen im Getie_ g 
te der Freien ötaädt vorhandenen Kriersrerüts durok E 
die Überwechw:gsaussoküsse erdprültig garezalt ist, ans 2 
sich der Hohe Komii ssar an dis Anweisungen halten. une 
durch die Botschafterkonferenz in baig darauf, nas 


pE 
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was Kriegsgerut ist und was nicht, zazeben sind, Im 
übrigen bleiben,vas das elenalige leutsche Kriegsge- 
rut anbetrifft,die nechte der alliierten und asso- 
ziierten Mächte unberüirt, 

5, Nach den bestehenden Vertrügen und Abkom- 
men hat Polen das Ascht,sein Kriegsgerät Über Danzig 
einzuführen, Un ihm zu gestatten,dieses liecht unter 
für die Freie Stadt möglichst wenig gefährlichen Un- 
stünden zu gebrauchen,ist es wüuschenswert,dass iha 
ein abgesonderter wıd von der Freien Stadt genügend 
weit entfernter Platz für den Umschlag und die Durock- 
fu:r dieses Gerüts angewiesen wird, 

6, Die lierstellung von Zivilluftfalrtgerüt 
kann von Völkerbundrat gestattet,muss aber von deu 
Lonen Kommissar beaufsichtigt werden, 

ver Völkerbundrat fordert infolgedessen 
den HohenKomwissar in Danzig auf,in Einverständnis 
wit der degierung der Freien stadt alle Massnahmen 
zu treffen, wa den kouen Kommissar über jeda kerstel- 
lung von Zivilluftfaurtgerät auf deu iaufenden zu 
erhalten, 

7, Der lohe Koumissar wird aufge,s'ordert, ir. 
den Werkstütten ein Eintragungs- und Steimelungsver- 
falıren für das im Gebiete der reien stadt Janzig 
hergestellte Luftfalrtgerüt einzurichten und auf deia 
laufenden zu halten,sowie alle nütiren Wassıwakuen zu 
treffen,dauit die Anlüufung solchen Kriegrgerätslim 
Gebiete der Freien Stadt vermieden wird, 

was der. in Absclirittjerwulnten Platz ante» 
trifft,su mac en die belziscle, brasilianische, spa- 
„iscke,italiersische uns frauzösiscie wel2,ation 
folgenden Vorsculaz: 


"Die hoiminsal,auf der der deutscie -taat 
friü.er wafangreiche Gebiete i'ssass,uılt deren Zu- 
teilung der Verteidizuu;saussceäuss beaufiragt 
worden ist,schsint der ;esairnzete Platz zu sein. 
dieser Platz kunnte auc zuzieich als Liegeylatz 
und Stelle für Versorgwnr vr Unterlalt g der 
an Polen abyetretener vackflottills lernen." 

was die zweite Frage antetrifft, uele- -e Voll- 
achten den ioher Kommissar zu erteilen sird so zeu 
der »turdizge Beratende Aussc uss elastiuunig folse:żde 
Ansierten an: 


Arsıolit das AusscLuss93: 


l, Ver joka Kommissar ist dıe wars; elande 
Stelle des völkerbundes,äie zu entsckeider hat,was 
Kriegsgerut ist und was nicht, 

2. der houe Koimaissar wuss Stundis durcu dia 
Kegierinp der Freien Stadt vanzig von den: Vorlarden- 
sein jeglichen Krıegsyarüts in setiete der Ireien 
Stadt Danzig unterriohtet werden,wer auch imasr die 


Bere 
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die Eigentümer dessslben sein mögen, 

3, In jadem Zweifelsfalle at der lioke Konmis- 
sar Volimacht,die Danziger Regierung zu ersuchen,die- 
des Gerät zu besolilagnahmen,bis eine gründliche Uu- 
tersuchung über seine Beschaffenheit angestellt wor- 
den ist, Jeder Verlust und Schaden,der den Eipentü- 
nern des besagten Gerüts äurch diese Beschiagnaliae 
entsteht muss von den Eigentünern und nicht von der 
Janziger Nefierurg oder von den Völkerbunde getrage 
warden. 

Diese Arsicäaten entsprechen dem Ersuchen des 
Hoher Kommissars,das in seinen Schreiben vom 8,.April 
1921 sntäalten ist, 


Anlage lr, 31. 
( XIII. Tagung - Anlage l91 ) 


Bericht des Vioonte Ishii,des S) 


Vertreters Japans,bstreffend 


133 


die Herstellung von Waffen in 
Danzig. 


Ya: 


ı Rat vorgelegt am 18.Junl 1721, 


Der Kat des Vülkerbundes hat in ssıner 
Sitzung am 26,Februar 1924 äle Frage der herstellung 
von Waffen ir der Freien Stadt Danzig wid insteson- 
dere lie Lage der Gewelirfatrik reprüft, ver Rat rat 
die Ergebnisse das Berichts arnzsnoniuen,der den Grund- 
satz aufstallte,dass die Genelniguang zur Kerstellung 
von Waffen wid Kriezsgerüt im Gebiete der Freien 
Stadt nur vielleicht in ganz besondsren Ausnahme- 
fällen erteilt verden soll, Andererseits gab der 
Bericht der Meinung Ausdruck, dass der Kat Danzig 
nicht die Verpflichtung hätts auferlegen wollen, 
die Genehmigung des Völkerbundes zur Vollendung von 
Arbeiten zu erwirken,die bereits ‚bevor die Freie 
Stadt bestand,auf Grund gutgläubig geschlossener 
Verträge übernommen worden sind und binnen kurzem 
zu Ende gefüurt werden können, Niohtsdestowenizer 
sollten in diesem Falle die Arbeiter der Aufsicht 
das Hohen Kommissars des Völkerbundes unterstelit 
sein,der an den Generalsekrstur das Völkerbundes 
Fierüuber einen genauen Bericht senden sollte. 

Die Botscshafterkonferenz betonts in sinen 
Schreiben vom 2.Muarz 1921 unter Bezugnahme auf ein 
früheres Sohreiben,in welchem sie die Aufmerksamkeit 
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Aufmerksamkeit des Rates auf die kefalren gelenkt 
hatte,die sich aus eirer unüberwachten hkerstellung 
von Waffen und Kriegsgerüt in Danzig ergeben könn- 
ten,wiederum die dringliche Notwendigkeit der Lö- 
sung dieser Frage. Der Generalsekretär nahn in ei- 
nem Schreiben vor 18.Mürz 1921 auf den von dem Vi- 
coute Ishii am 26,Februar 1921 eırstatteten Bericht 
Bezug und erklärte ,dass es vielleicht nicht nötig 
wäre,diese Frage nosh einmal vor den Völkerbund zu 
bringen,da die in diesem Bericht enthaltenen Be- 
schlüsse denen entsprechen,die die Botschafterkon- 
ferenz angewandt sehen möchte, 

Der Hohe Kommissar des Völkerbundes kat 
soeben dem Generalsekretär den Eerickht zugeben las- 
sen,der durch den Beschluss des nates vom 26.Febru- 
ar 1921 erbeten worden ist und die uerstellung von 
vaifsn betrifft,die augenblicklich in Danzig auf 
Grund früherer Verträge ihren Fortgang nimat. 

Der Hohe Kommissar hat ausserdem den Ge- 
neralsekretür ein Schreiben des Prüsidernten des Se- 
nats der Freien Stadt Danzig vom ll.NaiMütersandt. 
Aus diesen beiden schriftstücken geht hervor,dass 
der Präsident des »enats der Freien Stadt und der 
Hohe Kommissar des Völkerbundes den Rat bitten,er- 
neut die lage der Gewelirfabrik in Danzig prüfen zu 
wollen, 

Der kohe Kommissar gibt in seinem Dericht 
seiner Überzeufung Ausdruck,dass es höchst bedauer- 
lich wäüre,wenn die herstellung von “affen in Barzig 
auch nur einen Tag länger als durchaus notwendig 
erlaubt werden würde;er russ jedoch zugleich geste- 
ken,dass die üchliessuuz dieser Fabrik schüdlicher 
würe,als wenn gestattst würde,dass sie für eine be- 
schränkte Zeit weiter in Betrieb bleibe, Der lohe 
Komuissar tittet,dass der Nat die Lerstellung von 
Jazägewei.ren weiterhin gestatten und Massnahuen 
treffen möchte,dass die \Wenearfabrik wit dem ganzen 
Werkgerüt der ötadt Danzig übergeben werde. Der ic- 
ha Kounissar erwähnt,dass Massnainen getroffen seien, 
oder sosban getroffen würden,um die Genchrfatrik in 
eine Fabrik für lierstellung vor Scureibmasclinen, 
falirrüdern odsr Nähmaschinen unzurandeln - unter 
Einschrürkung der \Waflenkerstellurg auf die lier=«tel- 
lung von Jagdgemeiiren,die im ueere nicht getraucht 
werden könnten. 

Die Gewehrfabrik in Danzig ist Eizertun S. 
der alliierten Hawimächte,die auf Grund des Arti-. 134 
wels 107 Aes Vertrages von Versailles nack prereclhtenm 
Ermessen dieses Eigentun entweder der Freien Stadt 
oder den polnischen Staate abtreten werden, 

' Dem internationalsr sekretariat ist keine 
Nachricht daruber zugeganzen,welcle Absichten die 
Botschafterkonferenz bezüglich des endgültigen 
Schicksals der Danziger Gewel:irfabrik und ihres 
Verkzerüts verfolzt. 
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Arlage Nr, 32. 
( XIII, Tagung - Anlare 191a ) 


Bericht des Holen Kownissars des 5, 
Völkerbundes vom 22.Sai 1921,Le- 134 
treffend die derstellu:g von 

“s/fen in Vanzie, 

Js kate vorgelegt ma 15,Juni 1921, 


l, In Beantwortung Ihres Schreibens Von 2,Lürz 
192},mit den nir die Entscheidung des Rates des Völ- 
kerbundes bei seiner Sitzung von 26.Februar,betref- 
fend die “erstellung von Waffen in derdl'reien Stadt 
sanzig,übermittelt wurde,übersende ich anbei einen 
Bericht über die lage der tewenrfabrik in Danzig. 

In meinen Schreiben li C D 12/2 vom 18.0.4t2.eupfahl 
ich dass diese Frage durch der lat des Vülkerbundes 
bei seiner İgzuzg im Juni dieses Jal!res von neuen 
berataa werden sollte, 

2, Icu bin mir völlig darüber klar,Jass es höckst 
unerwünscht ist,die serstellung von kenduaflen in Dan- 
zig einen Tag länger als unbedingt notwendig fortzu- 
setzen. Gleichzeitig würde aber der Erfolg der Sschlies- 
sung dieser Werke mehr Unglück enrichten,als es der 
Fail wure,weonn wan gestatfete,dass die “erstellung 
noch eine beschränkte Zeit fortzesetzt wird, 

3, Die Arbeiten für die polnische negierung sind 
tatsuchlicoh beendet, und die Fabrik ist jdzt wit der 
kerstellung von 10 000 Gewehrlüufen fur mexiko ba- 
schäftigt,ein Auftrag,der vor November vorigen Jahres 
abernoiwier wurde. Sie ist ferner mit der l.erstellung 
einer kieinen ZaLl von Sportzeweüren beschüftigt,die 
für militerische Zwecke nicit brauchtar sinä,4a sie 
zu leicht hergestellt sind. Sie sind nur für 150 m 
Entfernung berecianet,sie haben keine Lolzlecken über 
den Läufe:i,die daier zu neiss werden würden,un sie 
für. Schnailfsuer zu benutzen, Ausserdem -aber sie 
keins-Vorrichtung,ein seitengewsir anzubringen, Ich 
bringe eines dieser Gewelre deu kate zur Besichtigung 
Ait,wenn dieser es wünscht, 

4. ver Auftrag für die mexikanisci.e “egierung 
ist von Privsatageutan im Oktober vorigen Jahres ver- 
aittelt vorden und wird in etwa 2 Moneten Deasndet 
sein,umidie einzige dann noch vorliegende Arbeit 
werden die Sportgewelre sein, wern der mexikanisole 
Auftrag erledigt ist,würden durch die „erstellung 
von Sportgewelren ungefüu:r 500 Mann beschäftigt wer- 
den können, Professor Noé kat jetzt Vorkeilrungen ge- 
troffen,um einige der Kaschinensezu ündern,daess er mit 
ihnen Teile von schreibnascliinen,Fahrrälemund Näh- 
maschinen harstellen kann, und es können 90 % der jetzt 
in der Fabrik befindlichen Maschinen für diesen Zweck 
tenutzt werden. Die übrigen iO % würden weiter für die 
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die Herstellung von Sportgewehren benutzt werden, 
wodurch vermieden wire, dass man Facharbeiter auf dis 
Strasse setzen müsste,da es einige gibt,die für die- 
sə Arbeit geschult sind,die sie ihr ganzes Leben lang 
geleistet haben,urnd die nichts anderes tun Können, 

5, Der Grundgedanke dieser Anordnung Ist 
dasa die Herstellung von Wilitärgewehren innerhalb 
von 2 Monaten vollkommen aufhören wird; die Maschinen 
müssen aber Eigentum Danzigs bleiben,sonst kann der 
vorkeschlapene neue Gewerbezweig nicht betrieben wer- 
den,und wir werden betreffs der Erwerbsmöglichkeit 
nicht besser dastehen,als es vorher der Fall war, 

Es sind Vereinbarungen mit ausländischen 
Firmen getroffen worden,um den Aufsohwung dieses heu- 
en Gewerbezweiges zu unterstützen,urd diese haben 
Muster ,Modelle und Zeiahnungen zur Verfügung gestellt, 
um die notwendigen änderungen der Maschinen herbeizur 
führen; die dazu notwendige Arbeit wird durch die Dan- 
ziper Ärbeiter ausgeführt,die lediglich durch einige 
Sachverständige unterstützt werden,die zu diesem Zwek- 
ka hierher gesant sind, Es wird angenommen, dass dar 
nsue Gewerbezweig in, 3 Monaten In kleinem, aber so tane 
gə wachsendem Massstabe begonren werden kann,bis 90 % 
dər Arbeiter dabei beschäftigt werden, 

7, Ioh bitte daher,dass der kat, des Völker» 
bundes gestattet,dass die Fabrik die Herstellung von 
Sportgewehren fortsetzt und Sohritte ergreift,um si- 
dherzustellen, dass die Gewehrfabrik mit ihren Masohi- 
nen Danzig übergeben wird,nönst wird dgr ganze Vor- 
schlag ins wasser fallen und Danzig 800 Facharbeiter 
haben,die keine Möglichkeit haben,ihren Lebensunter- 

alt zu verdienen, 

8, Professor No&,der Leiter der Gewehrfabrik, 
der mehr als irgendein Wann in Danzig geten hat,um den 
Handel der Stadt zu heben,und sicherzustellen, dass 
Arbeit für die Arbeiter besonders in seinem grossen 
Werftunternehmen geschaffen wird,wirä der Tagung des 
Rates im nächsten Juni beiwohnen,wenn keine Einwendun- 
gan dagegen erhoben werden, 

9, Ich bedaure die Verzögerung, uit der ich 
Ihnen die obige Mitteilung sende,aber erst heute mor- 
gen wurde die Vereinbarung, betreffend die Umstellung 
der Maschinen,endgültig beschlossen, 

10, Aus dem Obigen werden Sie entnehmen, dass 
ich die Anweisungen des Rates,betreffend die Einstel- 
lung der Herstellung von Kriegsgerät, ausgeführt habe, 
und gass ioh bei meiner Arbeit durch die freundliche 
Mitwirkung des Senats der Freien Stadt Danzig,wie duroh 
Professor No6,der keine Mühe gescheut hat,um zu einer 
Lisung zu kommen,die durch den Rat des Vülkerbundeas 
engenonminen werden kann,unterstützt worden bin, 


gegeichnet; Haking. 


An den Generalsekretär des Völkerbunäes in Genf. 


Anlage Nr. 35. 
( XIII, Tagung - Anlage 191 b ) 


Beschluss des Rates des Völker- Dr 
bindes ‚betrefllsnd die Harstal- 156 
zung vòn Waffen ir wanzir, 

m Rate angenommen am 2%3.Juni 1921. 


ser sat des Vilkerbundes hat in seirer 

Sitzung am 26.Februar 1924 die Frage der ..erstel- 
lung von waffen in der Freien Stadt Danzig und ins- 
tesondere die Iarfs der Gewehrfabrik geprüft, Er Ist 
rundsätzlich entschieden, dass die Genennigung zur 
herstallung von Waffen und ariersgerut in Getiete 
der Freien Stadt nur wiellsicht in ganz besonderen 
Ausnahme fällen erteilt werden scli,und dass er die 
weitere Jerstellung von Waffen rur billiger Kerr, 
soweit Arbeiten zu vollenden sind,die,bevor die 
Freie Stadt Testand,auf Grunü prtpläubir zeschlos- 

sener Vertrügsa übernosinen worden sird urd innerhalb 
eines kurzen Zeitrawis zu Ende zefü:rt werden kënnen. 

Der lat hat von eiren Bericlte Kenntnis ge- 

no:men,den der Lohe Kommissar des Våikerbvndes in 
Danzig. unter dem 22,Mai 1921 vorgeiegt hat, uxa der 
sich auf die herstellung von affer in Darzig be- 
ziet, Während der Tagung des hates sind ausserden 
fospende Solriftstücke vorgeiert worden; 

l. ein Schreiben des Prüsiderten des Se- 
rats der Freien Stait vom lU.Juri Wi 

2. sein Sobreiben des Loken Kommissars in 
der Freien Stadt vorn 20,Juri 1921, 

3. ein Schreiber der Abcrärunp der polni- 
schen Regierung von 2l.Juri 1921. 

Ver Kat bestätigt seine Ertscheilumg vom 

25,Februer 1921; 
-l.a dass mit jeder berstallung von waffen 
in Danzig sofort aufrel.ört werden soil, 

2, dass liese Entscheidung auol für die 
Herstellung von Jazdgewairen giit, 

3, dass Abschriften der vorgerennten 
Sehriftstüscke und eine Abseürift disser Ent- 
scheidung der Botscuafterkorferenz der alliier- 
ten hauptmächte zur Kenntnis Übersandt werden 
sollen, 
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Arlage Ñr, 34, 
( XIII, Tapung - Anlage 192 ) 


Bericht des Vicomte Istii,des 
Vertreters Japans,bstreffand die Frist 
fiir Berufunzen gegan Intsckeidungen 
!»s hohen Kormissars des Vülkerbundes 
iw Danzig. 


a date anpenoimen am 18,Juni 1921. 


der Artirel 105, Absatz 2,des Vartrares 
von Versailles setzt fest,dass der nobha Komissar 
des Vülkerbunrdes nit der Pflicht tetraut wird, in 
erster Instanz alle Streitigkeiten zu belardeln, lie 
suischen Polen urd der Freien Staüt Danzig aus An- 
lass dieses Vertrages oder erzrÜünzernder Vereinbarur- 
gen und Atmachungen entstelen. 
ber Artikel 39 des Vertra,es,der an 9.Ko- 
veniber 1920 in Paris abgescllosses wurde, enthält 
die folgender weiteren Festsetzunren in dieser Añ- 
zelerenüeit: 
"Jede zwischen Polar und der Treien Stadt 
aufl.ommende Weinungsverschiedenileit in tezus 
auf dieser Vertrag oder alle andaren sputeren 
Abaaclhunsen,Versinbarunfen urd Abkouiren oder 
alle die Lezieliunfen Polens und der Freien ötədt 
terukLrenden rager soll von üsr giner oder ande- 
ren Partei der Intsclieidurg des koler Kommissars 
unterireitet „erden,cdser Cia Anrelepen.eit, fails 
er ə% für nütiz eracktet,an den set der Vilker- 
bunuay verweisen soll. 


Beige Parteien belalten die Freileit, betu 


„at Jles Völkerbwides Berufung einzuiagen." 

war Lonea Komaissar iat vor kurzen lie Anur- 
verksauuzeit des veneralssirstäurs auf die Schwierif- 
seitan zeiankt,die sus der teatsacha entstehen kün- 
nor dass koine Frist zgageber ist innerhaib welcker 
lg segierung Jer freien Stadt uenzig oder die pol- 
nische zegjerung <erer die Ertscleidung des Hober 
Komsissars Berufung an den VÜlkerbund eiriepan Kana. 
ver ilone Konwmissar scalügt vor,less er in Zukunft, 
“ann er eine Imtscheidung falit Zinzufüger tuss, 
“ass ar durch den Vilkerhuad anftewiesen ist, beide 
Pataien zu beraciirioltigen, dass irgendeine Berufung 
pegan diese Entscheidung innertaib 14 Tagen, von 
seitraun der Entscleidung an, eingelegt werden zmss, 
wenn er es nicht für zwecknüssig Lüit,eine längere 
trist zu gewühren. Wenn nach Ablauf’dieses Zeitreus 
koine Berufung vorliegt,wird die äntscheidung für 
beide Teile bindend, 

Das internationale Vekretariat het,als es 
diesen Vorschlag der. Mitgliedern des Katas bekarnt 
kab,der Ansicht Ausdruck verlielien,dass der Vor- 
Schiap gereoütfertigt zu sein scheine und der lat 
sh: Angelegenleit auf verrcliiedene Weise regeln 
"unnte. 
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Er könnte eine Berufungsfrist festsetzen 
und entscheiden, dass inner::aib dieser Frist gegen 
alle von dan loken- Kunmissar getroffenen Entsoleidui:” 
gen Berufung singelegt werden kann,oder er könnte dei: 
ohen Kommissar ermächtigenr,in sein ıen Ents ‚cheiduncel 
eine Berufungsfrist festzusatzen, wie sie ibm je raos 
den Unstäürder angebracat erscheirt, 

Das Sekretariat Lat vorgeschlagen, lass 
„an wit der einen oder đer anderen dieser Miglich- 
keiten eine Basti cung verbinden zünnte,rach der 
sich der Rat das äecht vorvahëlt, susnah:.s weise Ber 
rufungen anzuarkennen,die rao!. Ablauf dor Frist aiz- 
gelegt werden, besonders in deu Füllen,in denex beide 
Fartsaien einig sind,odler fails der hol: 18 Kommissar 
ersuoht,die Beruftv. gsfrist über der: E a a eA 
Zeitpunkt Zinaus zu veriäönrern, 

duch ist das Sekretariat der Anslolt, dass 
Jer tat zugleloi bəstiùiren könnte,dasr die Ti 

sobriftliar an de. Lohen Kommissar zu riolten ist, 
dar sie danı überzitteit, 


der liore Konmisser Lat,nackiam er von a2" 


sen Yorsalligen des »ekretariats benachriettirt nor" 
Jer ist,seine meinung Jdalin ab egeler ‚uass es richt 
yünsabenswert wäre, eın9 Lösung anzuneli.ten, die dan 
„ate das Hedat vorhekult, eine strittire Ancele: ene t 
hizanszusolieden. Nao- Aösieht des soner Kow:issars 
soll der Ablauf der Bərıfungsfrist erdeültig eine 
Berufung an dar lat aröglian maoben, 

Dec Pr.sidant ĉes -ezats dar Üheien Staüt 
Danzig hat in einen an der noben Kori.insar Rericokte» 
ten Schreiben art, dass er ie alafu rung einer 
Prist für Kinisgung i der ’Bersfung fir notwendig er- 
achte, Ver Senat ist jedoch der Ansio.t,iass der Bao- 
scohluss,den der Aat stra aunelman wir! ‚vorse! > soll, 
dasg ‚nenn aine der bLaiden Parteien Berufung inlert, 

ie andere Partei siok der berrfurg arse: lies a 
Yann,salust wenn sig vorher auf ikr Berufungsreo:t 
verzichtet nat, oder ‚wenn die für die Berufung faste 
cesetzte Prist abgelaufar ist; aber dass dieser 
anschluss wiwirksan wiri, wenn die Berufung zurüchre- 
zoran worden \si, 

Seitens der „»olzischer Rerierung ist in 
dieser Angalegen ait noob keige ärklärung abgageben 
worder, 
$ Wir sind in der glilokliokern Lage Jass 
Vertrerer der teil Mn ei Parteien zulegen 
siud, ler Vertreter I Regierung der polnisoker ta- 
oublir und dear Ver‘. voter der Darziger Legierung, 
Sasrlsiohen ist der ioke Komissar dor Fraien stadt 
mente {ol glaube nir müssen diese Fnttins Ge=- 
jepanlei t vahrneh.uan. 

Tayor ich čen iats besticritgo Yorsohlüge 
in dieser Anveis" enheit untertiselte,beekre ich nich 
Torg osobit gm, dezo die Vertreter Nallar Parteien 
dam hate Ihra ’' Meinong kurdtun, Die sirfachste Art 
495 Vorgahens durfis vı:ileicht dle vein,dass die 


nd 


« 
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dass die Vertreter beider Parteien aufgefordert wer- 
den,auf aina gemeinsame Aussprache mit den Leitern 
der "Verwaltungs- und liechtzabteilung des internatio- 
nalen Sekretariats einzugeler, Unser üciier Kommissar 
wird gewiss die Freundlichkeit Laben,dieser Ausspra- 
che beizwmolnen, Ich zweifle nicht daran, dass das 
Ergebnis siner solchen Aussprache mich instand setzer 
wird,dem Rate den Entwurf eines Ööeschlusses vorzule- 
gən, đer mit Zustinaung beider Parteien angenommen 
warden könnte, 


Anlage Nr, 55. 
( XIIL. Dagung - Anlage 192 a ) 


Abkocmen zwischen Danzig und Polen 


vom 


S 
20.Juni 1921,betreffand die 285 


ist für Berufungen gegen Ert- 
A ungen des liohen Komniesars 


“as 
lom 


\ükerbundes in Danzig, 
kat eingetragen am 24.Juni 1921. 


Der xat des Vilkerdbundes hat bei seiner 
Zusammenkunft am 13.Juni 1024 den Verschlag des Vi- 
comte Ishii,des Vertreters Japans angenommen, demzu- 
folge die Vertretsr Polens und der Freien Stadt Dan- 
zig aufgefordart werden soliten ‚einer gemainsauen 
Unterredung mit den Leitern der "Kechts-und Yerwaltungs- 
abteilung des internationalen Seiwetariats zuzustimmen. 
In dieser Unterreäurng solite 4is durch den lohen Kom- 
missar des Vülkerbundes in Jenzig aufgeworfene Frage 
der Berufungsfrist senrüft werden die zwecjmüssicer- 
weise für Entscheidungen fastzusatzer würe$im Falle 
von Streitfällen zwischen der Freien Stadt Danzig 
und Polen von deu hohen Kommissar zenäss Artikel 103 
des Vertrages von Versailles und artikel 39 des zwi- 
schen diesen beiden Staaten am %.,lovember 1920 abge- 
schlosssnen Vertrages satroffen rurden, 

Dar Äat hat gleichzeitig den unsech ausgedrlsk 
dass der liolle Kommissar. ss Völkerturdes in Danzig 
disser Unterredung beiwohnen möge, 

Zufulge disser Buatscheidung des +ates Lat heute, 
dem 20,Juni 1l921,eine Zusammenkunft stattgefunder ‚bei 
welcher der Prüsident des »erats der Freien Ütadt 
danzigAProfes ssor Attolioo,der frühere zeitweilige 
Hoha Kommissar des Völkerbundes ir Danzig,der Leiter 
der Aschtsabtsilung des internationalen Vekretariats 


und der Leiter der Abteilung für Vermaltungsausschüsse 
NTer Vertreter Poisus,dsr iofs Komissar des Yölkserhundes 
Dunn Danzig, ` 


| 
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Verwaltungsaussohüsse des Sekretariats anwesend waren, 

Nach Prüfung der Frage haban die Vertreter 

Aser Danziger Regierung und der kerierung der Republik 
Polen erklärt,dass sie vereirharen: 

"Jede Berufung an der .iat des Vilierbundss ge- 
gen eine Entscheidung des lioken kommissars des Vül- 
kerbundss in Danzig auf rund des Artikels 103,At- 
satz 2,des Vertrages von Versailles und des Artike.. 
39 des am 9.November 1920 zrisclean der Freien Staiı 
Danzig und Polen abgeschlossenen Vertrags muss 
soliriftlich dem Hoken Kommissar des Völkerbundes 
in Danzig einkereicht werden,und zwsr inzerhalb si- 
ner Friet,die in keinem Falle 40 Tage überschreiten 
darf, gerechnet von tage der schriftlichen Überuit- 
talung der begründeten Ertscheidung des kohen Kon- 
missars an die Vertretsr der beiden Parteien in 
Danzig." 

Dieses Abkomsen ist einstimmig genelhnigt 

und dem Rate zur Eintragung übermittelt worden. 


Anlage ilir. 36. 
( XIIL. Tagung ~ Anlage 193 ) 


Berioht des Vicomte Isnii,des S. 
artraters Japans, betreffend 140 

Abörderunren der Verfassung 

der Freien Stadt Danzig gemüse 

dam katsbaschluss vom 17.Novexber 1920, 

Tom kats angenommen am 1&.Juri 41021, 


Dirch Besetluss vom i7,hoverber 1920 
antzchied der kat des Völkerbundss,die Verfassung 
der Freien stadt unter die Garantie des Völkerbundes 
zı stellen,ersuchte aber gleichzeitig wi ganisse 
„nderungen in den Wortlaut dieser Verfassung, 

Infolsre dieses Beschlusses wurde au 9,Dezan- 
her 1920 von dar freien Stadt ein Gesetz Teschlossen 
und Jam Kat auf seiner Jetzten Tagung untsrbreitst. 
Jar iat Kat vorpeschlagen,dass der reue Artikel 5, 
ehenso wie die Artikel 41,44 (T) wid 71 noch einmal 
sntworfen werden sollen, Bine Abschrift des Berichts, 
dar die vorgeschiagene neue Jassung aatlielt,wurde 
am 2.März 1921 vou Kat angenommen Und der Freien 
Stadt Danzig Übermittelt,die ersucht wurde,die oben- 
erwähnten Artikel in dem anpsführteun Sinne zu Ändern, 

Der Generalsekretär urterbreitete dem Rat 
Absohrift eines Schreibens der Regiarung der Freien 
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Freien stadt Jarzig von ı7,\ai 1921,das den .ort- 
laut eines Gesetzes enthielt,durch weiches das Ge- 
setz,betrefferd die Verfassung von 9,Jezenber 1020, 
sbgeündert wurde, 

as Sekretariat Lat tler abreünderten 
Jortlaut des Danziger Gesetzes geyrıft und hült den 
neuen Wortlaut der Artikel 5,41,44 (f) und 71 für 
in jeder lirsicht nit de. wortlaut des as 2.lürz 
1321 von iat anzenomienen Berichts Ütereirstimiend,. 
&s scieint deskealb, dass alle durch ŭeən dat an 17. 
Noveuber 1920 geforderten Abärderu:ifen jetzt ante- 
nommen worden sind, Jedoch tritt das (esetz,das 
diese Abärderungen entläült,richt eier in äraft,als 
bis es duron den Völkerbunt gezruft worden ist, 

Detreffs des Vosclilags für die Fassung 
des Artikels 44 (f) ist ain neuerer Briefwechsel 
dem Bat durolı den Generalsekretür urterbreitet wor- 
den, Der dortlaut dieser Besti:mung,die durch den 
Rat in seinem Beschluss vorn 2,Lürz 1921 anfero.men 
ist,lautet wie fclgt: 

Ein Gesetz ist auch erfurdarlicl: für; 

"f) den Abschluss von Verträgen rit anderen 
Staaten, 

Jedool: darf diese Bestin.ung keira Eesclhrün- 
kung derjenigen Bestimsunger zur Folge raben, 
welche - in Übereinstilaaug it Artikel 104, 
Ziffer 6,ues Vertrages von Versäilies - die 
leitung der auswärtigen Angele;enlisiten der 
Fraien Stadt Danzig duroc die polrisci.e Regle- 
rung sichern." 

In einem Soureiben von 23 .“irz 1921 
schlügt der polnische Winister der Auswirtigen Au- 
gelegen!;siten eine Farsurg vor,dere: wichtigster 
Absatz wie folgt lautet: 

" Von Polen naclı vorliergellender Beratung 

‚it dem Senat abgesc.lossere Verträge oder Uter- 
einkonmen,die die Freie Stadt günzlich oder tail- 
weise betreffen,sollen innerhalb eines Monats 

von dem Zeitpunkt ab,zu dem der Wortlaut des 
Vertrages oder Übereinkommens von Polen rati- 
fiziert worden ist,vom Senat in Gesetzesforn 

im Amtsblatt der Freien Stadt verüffentlicht 
erden." 

Der Senat der Freien vtalt erhob in ei~ 
nem Solireiben seines Präsidenten von 17.Mai 1921 
gegen diesen Jortlaut Binsyruck, ser Yerat erklärt‘, 
dass, wenn der polnische Vorschlag anrenommen werde, 
die Freie Stadt aufhören würde, eine Juristische Per- 
son zu sein,die fanig ist, Verpflichtungen sinzugelen,. 
der Senat lenkt auch die Aufüerksamkeit auf die Be- 
stimmurg des Artikels 39 des Vertrages vom 9.ioven- 
ber 1920 zemüss welohau die Freie Stadt das iiecht 
zur Berufung an den Hohen Kommissar des Völkerbundos 
hat, Der 3enat besteht ebenfalls auf äem Recht des 
Danziger Parlaments über den uaushalt zu beschlies- 
sen,ein Reoht,das naoh der Meinung des Senats durohaus 
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durceliaus verletzt werdan würde pwenn Polens Vorscliag 
angenomuan wird, 

In einen Schreiben von öı,ylai lU21l an den 
Gensralsekretär überuittelts dər ::ohe Komuissar des 
Völkerbundes in Danzig ein əcureiben über Artixel 
44 (f),das sein erster sekretär entworfen hatte. Der 
Lohe Kommissar drückte seire Zustimaung zu den Erder- 
gebnissen dieses Schreibens aus,dis folgendermassen 
lautsten: 

"Was den von der polnischen Regierung Vor- 
geschlagenen Zusatz anbetrifft,so wird natürlich 
vorauspeset2t,dass die Danziger liegierung die Aus- 
führung der abgeschlossenen, Verträge in dem Gebie- 
te der Freien Stadt sicherstellen muss,aber ich 
halte es nicat für ratsan,eine Zeitgrenze festzu- 
legen,wsil neben anderen Brußpungen der liore Kom- 
missar gemäss Artikel-6 das Recht kaben soll,sei- 
nen Einspruch gegen jeden Vertrag, đer iu Wider- 
spruck zu der Verfassung der Freien Stadt stelt, 
einzulegen, und es würds nicht richtig seia,iln 
an eine Zeitgrenze zu birden.der von Viconte Ishii 
vorgesohlagene Entwurf (Bericht von 2.Würz 1021) 
ist besser, aufassender und Jelinbarer. Sr wafasst 
auch die zwischen Polen und Danzig abgeschlosse- 
nen Vertrüre, wenn zu deren AbscLiuss von Danzig 
ein Gesetz gefordert wird,so bestalen dagegen kei- 
ne Einwendurgen. Er sehliesst auch andere Arten 
von Gesetzen ein,die erforderlich sind,un Vertrüpe 


nach ihrem Abschluss mit Polen,irnerhalb der Frei- 
en Stadt auszuführen. Vielleicht können eirice 
der polnischen Vorschläge,für die, richt die obi- 
gen Einwendunren zutreffen,ir den Entwurf des Vi- 
comte Istii aufgsnowmien werden." 
Ich habe schon dis Frege des Artiiels 44 
(f) in verschiedenen frükeren Berichten behazrdelt, 
Ich erlaube mir, dıe Aaufuerksaukeit des kats auf einen 
Bericht betreffend zerisse Witteilungen des Vorsitzen- 
den der Botssletfiarionferenz an den Völkerhund,den 
ich die Ebre hatte, am 28,Februar dieses Jahres zu 
unterbreiten,zu lenken, 
Ir. diesen Bsricit befindet sich folgender 
Absatz: 
"Der Bat Aaes Volkarbundes hat durch einen 
Beschluss vom 17.Notenhber 1920 bestimut,dass in 
die Danziger Verfassung ein Zusatz singafürt werdan 
soll,welsher besagi,dass dis Bestimmungen des Ar- 
tikels 44 ‚Absatz f,(nech welchen für den Abschluss 
von Vertrugen mit enderen Staaten ein Gesetz er- 
forderlich ist) so aufzufassen sind, dase sie die 
Bestimmng des Artıkels 104, Ziffer 6 des Vertrages 
von Versailles,nash welcher die Leitung der aus- 
wärtigen Angelezsmwisiten der Freien stadt durch 
die polnisahe Ragierung übernommen werden soll, 
nicht beeintrücnhtiren dürfen, lleiner “eirung nach 
muss diese Besti:waung els reahtliche Grundlage 
für die praktische Lösung der. Frage genügen, 
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genügen, Fraglos ist dlə Absicht des Beschlusses 
des Rats des Völkerbundss vom 17.November die, 
dass die Bestimmung der Verfassung,welche für den 
Abschluss eines Vertrepss zwischen Danzig und ei~ 
nəm anderen Staate ein Gesetz vorschreibt, gegen- 
über der oben angeführten Bestimmung des Artikels 
104,Z2iffer 6,des Vertrages von Versailles nicht 
herangezogen werden kann, Dis Bestimmung der Ver- 
fassung ist nur soweit gültig,als sie nicht gegen 
die Bestimmung des Vertrages von Versailles yər- 
stösst." 
In einem andsren dem Rat am 2.März dieses 
Jahres über die Danziger Verfassung unterbreiteten 
Bericht bemerkte ioh: 
"dass das dursh Artikel 44 (f) vorge- 
schriebene Gesetz nichts mit der in Artikel 6 
des Vertrages vom 9,Novsmber 1920 zwischen Polen 
und der Freier Stadi vorgeschriebenen Beratung 
zu tun hat, Laut Artikel 41 ist der Senat die 
Stelle der Freien Stadt,durch die sie ihre An- 
sichten der polnischen Regierung bekanntgeben 
soll, Artikel 44 (f) enthält in seiner abgeän- 
derten Fassung nur eine Vorschrift für das ge- 
richtliche Verfahren innerhalb der Freien Stadt, 
Ioh bin der Ansioht,dass die Fassung des 
Artikels 44 (f),den der Rat durch seinen Beschluss 
vom 2.März 1921 naoh reiflicher Überlegung angenon- 
Men hat,und der nun durah dis verfassungsmässigen 
Behörden Danzigs in den Wortlaut der Verfassung auf- 
genommen worden ist,nioht wieder geändert werden soll- 
te, Meine in frühsren Bsrishten gegehene Auslegung 
dieser Bestimmung sollte meinsr Meinung nach jede 
Zweifelsmöglichkeit hinsichtlich der der Danziger 
asetzgebung obliegenden Verpflichtung, die für die 


' Ratifizierung von Verträgen ‚weiches die Freie Stadt 


betreffen und vorschriftsmässig mit Polen beraten 
sind,nötigen Gesetze zu erlassen,teseitigen. Die 
der Freien Stadt Danzig gegebenen Sicherheiten sind: 
a! l, Die der prinisshen Regierung obliegen- 
de vorhergehende Berstung mit der Freien Stadt, 
ehe gemäss Artikel 6 des Danzig-polnischen Ver- 
trages vom 9.November 1920 irgendein Abkommen 
geschlossen werden kann, i 
2. Das Recht der Freien Stadt,jeäen Streit 5. 
zwischen der Freien Stadt und Polen,der über den 142 
Abschluss eines Vertrages entstehen könnte,der 
Entscheidung des Hohen Kommissars,mit Berufungs- 
recht an den Rat des Völkerbundes, zu unterbreiten. 
3., Das Einsprushsrecht,das dem Hohen Kom- 
missar durch Artikel 6 des Vertrages yom 9,Novem- 
ber 1920 gegeben ist,wenn der Rat des Völkerbun- 
das glaubt,dass das betreffende Abkommen mit den 
Bestimmungen des obenerwähnten Vertrages oder 
mit der Raohtsstellung dar Freien Stadt im 
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im Widersprush stent.” 

Wenn der kat mit diesen ärsionter über-- 
sinstiumt, könnte er beschiiesser,den Lohen Kommissar 
des Völkerburdes in Denzig zu ermüchtigen,die Dauzi- 
ger Regierung zu benackrisktigen,dass der Rat das 
obensrwäunte Gesetz,das die Abünderungen der Verfas- 
En erthült ‚billigt, Woblverstanden jadoch wird ge 

miss Artikel 405 Absatz 1,des Vertrages von Versail. 
die endpültige Billigung der Verfessung durch ien 
Lonen Komnissar richt eher hekanntzegaben werden, 
als bis die Frage dsr Stellung der tauptamtlishen 
Senatoren in Danzig gererelt ist. Diese Frage bildet 
den Gegenstand eines andraz Berichtes,der den Rat 
in Laufe disser Tagung. unterbreitet warden wird, 


Anlage ir, 37, 
( XIil,. Tagung = Ariege 194 ) 


Bericht des Viconte Ishii,des 5; 

Vertreters Japans, betreffend die 143 

Aeg dar Seratorsn der Frei- 
Stadt Darzize 

Von Kate angenommen am 18.Juri 1921, 


‚L. der damalige Lone Konnisser des Vol- 
kerbundes in Danzig, Profasror Attaolica, lenkte Ais 
Aufmarksaukeit dss Völksrbundes euf di @ Teisache, 
dass nach der Sunziger Verfassmg, so nie sie durch 
die verfassungfsbende Versanslırz abgefasst und ler 
Genshripung des Völkerbundes unterbreitet ist, der 
Präsident des Sənats uad sieben anders Senatoren 
für die üausr von zwölf Jakrex ernannt und nicht 
gasetzlioh ver;fliohtet sind,ihre üntlassung für 
den Fall einzureichen, Jass der Volksteg die Politik 
das Senats nicht billigt, Herr Atiolico wies. darauf 
hin,dass diesa Tatsachs einen Stein des Anstosses 
für” die politische Entwisklung der Fraien Stadt 
bilden könnte. Er betonte farner das Recht des Völ- 
kerbundes,sins Abänderung der Verfassung zu verlan- 
pen, falle die Uustände dies recutfertigten., 

desgleichen lenkte der gegenwärtige Hoke 
Kommissar von Danzig,Wweneral eating die Aufmerksanm- 
keit des Völkgerbundes auf dis Iasache,dass die wirk- 
liche Wacht in der Danziger Regierung in den ün- 
den einiger Senatoren ist,welche auf 12 Jahres er- 
nannt sind und keine Verantwortliohkeit weder dem 
Parlament noch dea Volke gepanüber heben, 

Der 
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Der kat des Tüll:erbunses kat diese irage 
vührerd seiner letztar Tamurg in Paris beratar, 
Dureh ainen Bariont von 2, Mërz 102i hat dar Bat te- 
schlossen,von der Treian ätalt Derzig zu verlangen, 
dafür Jorge zu trapen,lass üie Danzifer Soratoren 
tatsüchlien und in allen Stücken dem Volke gegen- 
über verantwortlich seien,und dass was die für ei- 
nen bestimaten Zeitraum arnannten venstoren ante» 
trirft, inre Amtsdaver tsschrürkt werie,so dass den 
Volkstag öfters Geieganleit gegeben werde, über dio 
Erneusrung dieser Erneanurgen zu entscheiden, Eine 
Dauer von vier Jalren wurde vorgeschlagen. Der Rat 
glaubte nicht, sofort bsstinmte Vorschläge Uter die 
ganaue Fassung dieser an dam wortlaut der Verfasmug 
vorzunelimendenAbünderungen machen zu müssen, 

Bevor der Rat eine Untscheidung über diese 
Angelegenheit trifft möchte er gern die Öffentliche 
Meinung der Freien Stadt hören, Zu gieiobar Zeit 
drückt der Ir die Jeinune aus ‚dass er keinen Zwei- 
fei hat,dass der Vülksarburd jederzeit, ie die Ver- 
fassung ei seiner Varantie entstanden ist, are 
Freie Stadt auffordern kany, in die Verfas SUR die 
weiteren Abünisrunrern einzufügen, die sich durck die 
Arfahrung als zueckäieniich oder erforderlich ervei- 
sen sollten, 

Gemiss len Anweisanger des lates bat der 
llohe Kommissar des Yülkerbundes in larzig die Fra- 
ga dem Voikstar und dem Senat der Freien stadt ur- 
terdreitst, Dr Dat einen Bericht ar den Sat gesanät, 
neloher Angaben ter die Ansickten in den verschie- 
denen politischen kurtsian Jas Yollstages und das 
Banats enthält, 

Der Sericht des lioken Kermissars ist mit 
eirer grossen Anzahl von Ar raagen, ar die Mitglieder 
des kats verteilt worden, weiche versprcelen taber, 
diese überaus wichtire Frage eirer ausflürlichen 
Prüfung zu wmtaəavwerfen, 

3 2. „ar none Konrissar drückt in seinen 
Berioht als seine gersünliche arsiohnt aus,dass die 
Danziger Verfass 3sung unter falschen Yuraı ussetzungen 
entworfen sel, Ur sagt under andaren" Die Danziger 
Verfassung ist dureh Laute vorbereitet ucrden,die 
sich im Augerbiick ‚wo die Verfassung ausgear® eitet 
warde,niclht von deuischen Ideen freiunchen ! konnten; 
sie hat rach den Muster von grossen Staaten sire 
unnötig grosses VWolisvertretung und aine N. AA 
grosse Anzahl von Senatoren, Der Janziser Staat wird 
duroh sein’ Perlanent urd seine Beawier- die aile vom 
Staate bezellt werden arant a 

Es kann aber kein Zvaifel darüber Larr- 
schen,dass,je weniger man Störungen in die Yanzi- 
ger Angsle: an agter Lineinträgt, msr wisomekr die 
zukünftige En wie ‚lung der Freien Stajt fërdert, 
ich schlags var ‚nieht zu schneli Abnd Jerungen an 
der Danzirar le eeunit vorzuneliunr, &s Türe 
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wire vorzuziehen,vorher das Inkrafttreten des Ver- 
trates zwischen Polen und Danzig und den Amtsantritt 
des Hafenaurschussas abzuwarten, Daran anschliessend 
würde man sich mit Abanderunzen der Verfassung be- 
schiftiger körnren. Ausserden glaube ich,ädass es rutz- 
los sein würde,von dem gegenwärtigen Parlament zu 
verlangen,dass es irge’dwelohe Abü' derungen geneh-' 
migt,dass əs vorzuziehen wäre,spüter eine Neuwahl 
vorzunehnen, und dass eine der bei dieser heuwahl 

in Betracht kommenden Fragen die sein musste, welche 
Abürderunpen an der Verfassung vorzunehmen seien. 
Auf diese Weise würde man aines Art Volksabstimmung 
erhalten,welche einen besseren Begriff von der Mei- 
nung der Danziger üler die Art,in der sie regiert 

zu werden wünschen ,geben würde als eine Meinung,die 
von dem gegenwärtiger Parlament zum Ausdruck gebracht 
wird..Obrleich die augenblicklich in Kraft befind- 
liche Regelung vom «rundsätzlichen Standpunkt aus 
nicht empfohlen werden kann,hat sie eine gewisse 
Berechtigung als einstweilige Lösung, Indem die 
grundsätzliche Frage zur späteren Behandlung vorbe- 
halten wird,könnte die augenblickliche Regelung auf 
einige Zeit die grundsätzliohe Frage verdrüngen. 

3, Die Frage,die wir zu prüfen haben, 
kann unter drei bestimmten Gesichtspurkten betracıh- 
tet werden; 

a) Verantwortlichkeit des Präsidenten 

und der 7 hauptamtlichen Senatoren, 

b) Amtsdauer dieser Senatoren, 

c) Stellung des Völkerbundes in bezug 
auf spätere Abünderungen der Verfassung der 
Freien Stadt. 

4, Der Rat hat von der Freien Stadt Dar- 
zig verlangt,dass sie dafür Sorge trägt,dass die 
Danziger Benatoren tatsächlich und in allen Stücken 
vor dem Volke verantwortlich sind, 

Durch einen Beschluss des Danziger Volks- 
tages (der Volkstag besteht aus 120 Mitgliedern) 
vom 8,April 1921,der mit 66 gegen 37 Stimmen ange- 
nonren wurde,hat der Volkstag bestimmt,dass die 
Verantwortlichkeit der von ihm gewählten Senatoren, 
im besonderen des Prüsidenten und der sisben haupt- 
amtlichen Senatoren, gemäss den gegenwärtigen Be- 
stiumungen der Verfassung festgelegt werden muss 
und das.; diese Bestimmungen die Verantwortlichkeit 
des garzen Senats gegenüber dem Volkstag,der die 
höchste politische körperschaft darstellt, festsetzen 
müssen, 

Die sozialdemokratische Fraktıon ( 19 
Mitglieder),die !oncmunistische Fraktion (2 Mitglie- 
re unabhängige sozialdemokratische Traktion 
(9 Mitglieder) und die polnische Fraktion (7 Witglie- 
der) haben sich in don dem Rate übermittelten kei- 
nungsüusserungen als Anhänger der parlamentarischen 
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gariamenteriscker Verantwortlichkeit aller Witglie- 
der de: Senats erklärt und katen zu diesem Zweck 
verschiedene Abünderunren des Wortlautes der Ver~ 
fassung vorgeschiagan, Uuter diesen  Abärderurnpern 
sind diejenigen besonders beacltanswert,die eine 
bedautende Vermirderurng der Zal.l der Senatoren Vor- 
sober. 

Dile Bastinmaigen der Verfassurg ‚welche siok 
unaittelber oder mittelbar auf dis Verantwortlioh- 
keit der Senatoren beziehen,sind folgende: 

ver anat bestelt aus einen Früsidenten, 
einen stelivertretendern Prüsiüguten und zwanzig Se- 
natoren,. Der Prüsident und sieben Senatoren im 
Eauptamte werden auf je 12 Jahre,der stellvertre- 
tende Präsident wid Äreizehn Senatoren im Webenarte 
warden auf unbestiunte Zeit vom Volkstag gemühlt, 
Dis Mitglieder Jes »erats im lebenamte bedürfen zu 
ihrer Antefülrung des Vertrauens des Volkstages 


und sind diesen für ilre Amtsliandlungen verantwort- 


lich. Ein Mitglied des Senats im Naberants,den der 
Voligtag durch einen ausdrücklichen Eeschäiuss sein 
Vertrauen entzielt,sel:aiist aus dom Serat aus, We- 
ger: solluldlafter Verletzung der Verfassung oder 
eiras (rasetzes kann ain Witgliızd des Senats auf PBe- 
schiu:s des Volkstages angeklagt werien, -er Antrag 
auf Erhebung der Anklage muss von mindestens einen 
Viertei der Wtriiedsr des Volkstages unterzeichnet 
sein. Die Entscheidung srfoigt durch das Üherste Bi, 
Garioht der Freien Stadt. Jas Nühere wird durch 145 
tesondsres Gesetz geregelt, Die Kitgilieder des 5e- 
nets im lauptante dürfen kein anderes äflertliches 
Ant und ohna Ganslmigung des verats auch keine sor- 
stige Berufstätigkeit ausüben, Lie, beziaten das 
durch Gesetz Sastgesetzta Gehalt, Über i.r Zwiege- 
halt urd die Kinterbliehensnversurgung ergsät ein 
besondaras Üssatz, Die Senatoren im Nakenrant dïr- 
fen üffentiiche Äuter nur mit Gerehmigunz des Senats 
ausiibeund erlieitsr. aine durcli ein besorderes Ge- 
satz festzasetztos Anfwanisentsol.äigung. sver Prüsi- 
dent dss Serats leitat und beaufseichtigt Jen gesan- 
ten Gaschäftssang der Veryalturg, Die Sitzungen des 
sanats sind nicht Öffantlich, er Senat ist be- 
Schlussfüöig, wenn mindestens die „Ülfte seiser Mit- 
Eiigrlar zunszan ist, Dis Beschlüsse werden nack 
Stizenwehrkeit gefasst, 

Ver serat hestirut die „lolttiinier der 
Politik ur? trägt dafür den Voiksteg gegen.ter die 
Verantwurtung, ser Volkstag ist berechtiet,vou Se- 
nat Auskunft über alle ütnatsanzelegenäelVen ZU De- 
ganran und gich von der Ausführung seiner Tesc..iüsse 
und vor der Yarwandung dar Steatseirnalmen zu über- 
zauren, Der Vollstag hat das Recht urd auf Antrag 
von siuen Fünftsal seiner Witglieder die Mierkt, Un- 
tersuotnzsaussohüsse einzusetzen. _ à 

Die NMeurheit dag gegemwürtiren Panzizar 
Volistaras ebenso Wie der Senat der Treien ütait 
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Stadt sind der Meinung,dass die verfassungsmässigen 
Bestimminsen genügen um dem Volkstag die obsrste 
Leitung der Angelegenheiten der Fraien Stadi zu si- 
chern. Die hauptantlichen Senatoren sind im gnat 
in der Minderheit und der Volkstag nird jederzeit 
in der Lage sein,dwroh einen Beschluss die Mehrheit 
des Senats zun Abdanken zu veranlassen und an ikrer 
Stelle eine Mehrheit zu wählen,weiche die Meinung 
der Volkstagsmehrheit teilt. Des wsiteren können 
auch die hauptamtlichen Senatoren,welche nicht ver- 
pflichtet sind,im Falla eines Misstrauensbeschlus- 
ses ihr Amt niederzulegen, gerichtlich wegen Verlet- 
zung der Verfassung oder eines Gesetzes verfolgt 
werden. Die Opposition weist auf die Tatsache hin, 
dass die rechtliche Verantrortlichkeit wenig Jert 
hat,und dass das Recht des Volkstages,die enats- 
mehrheit sntsprechenä der Ansicht des Volkstages 
2usammenzusatzen,nicht verlindert,dass die hauptant- 
lichen #enatoren als Spitzen der verscliisdenen Re- 
gierungsverwaltungen, entgegen der Politik des Volks- 
tages,sinen überwiegenden politischen Einfluss aus- 
üben, 

Es ist klar,dass es Ansichtssache ist,ob 
die Bestimmngen ‚welche die Verfassung in ihrer ge- 
genwärtigen Form enthält, genügen,un dem Janziger 
Volkstag ginen unmittelbaren und entscheidenden Ein- 
fluss auf den Gang der üffentlichen Angelegenheiten 
der Freien Stadt zu sichern, Angssichts der sehr aus- 
einandergehenden Meinungen,die seitens der Behörden 
und der verschiedenen politischen Parteien der Frei- 
en Stadt geüussert werden,und angesichts der oben 

erwähnten Anregungen des Hohen Kommussars des VÜl- 
kerhundss in Danzig wirde es für den kat des Volker- 
bundes schwierig erscheinen, sine nens Abfassung der 
Bastimmngen der Verfasmuuüz,betreffend die Varant- 
wortlichkeitsfrage dar Senatoren anzuoräünen, Diese 
Frage ist eng verknüpft mit der “Tage der Antslauer 
der hauptaritlichen Senatoren, und vielleicht wird bei 
siner befrisdigenden Lösung dieser ketzten Frage üie 
Aufrechternaltung dar gegenwürtizen Bestirmungen be- 
züglich der Verantwortliohksit der Senatoren möglich 
sein, 

5, Was den Rat des Völksrbuxndes nükrerü sei- 
ner Tagung in Paris arı naisten in Erstaunen zesetzt 
hatte,rar die Tatsache,dass die Antstatigkeit der 
hauptamtlicher Senatoren sine zwölfjührige Daver ka=- 
ben soll, Der Hat betraclitet es als unrzulissig,dass 
der Prüsidgsut des Penats und sieren weitere Senats- 
mitglieder und gerade die Mitglieder,die mit der 
Leitung der Kegierunzsebteilurgen betraut sind,nicht 
nur trotz eines Uisztraueustsschlusses des Volksta- 
gas unabsstzbar səli sollen,sonder. dass ihnen auch 
eine andere Antsdausr zugesichert wurde,die sie tat- 
sächlich unabhängig von der öffentlichen Meäinung,wie 
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vie sie durch den Volkstag ausgsdrückt wird, macit, 
Der Rat Lat beschlossen,die Freie Stadt Danzig zu 
ersuchen"dafür zu sorgen, dass die Danzirer Senato- 
ren tatsächlich und in allen Stücken dem Volke g9- 
genüber verantwortlich seien,und dass ‚as die für 
eine bestimmte Zeitdauer ernannten :! Senatoren ande- 
trifft,ihre Antsdauer beschrünkt werde,so dass der 
Volkstag öfters Gelegenleit gegeben werde, über ei- 
ne Erneuerung dieser Ernennungen zu entscheiden. 
Nach Ansicht des Rats ist der wichtigste Purkt me 
dass dem Vol!:stag öfters Gelegenleit zur Ausserw ag 
seiner Ansicht über die Erneuerung der Ernennungen 
der Senatoren gegeben wird, Wenn die Anutsdauer auf 
sine weniger ausgedelinte Zeit beschränkt würde,so 
gewinnt der Volkstag dadurch einen unnittelbaren 
Einfluss auf die Führung der dem Senat anvertrauten 
Politik, 
Die Beliörden und die Merrheitsparteien 

das Volkstares haben den nate serr ernste Gründe 

egen eine Verainderung des Zeitraumes von zwölf S. 


axren zur Erwügung vorgelegt.Sie weisen auf den 146 


Unterschied zwisohen dem politisclier Leben einer 
Freien Stadt,eines kleinen Staates mit sehr be- 
schränkten liilfsquellen seinerseits und den grossen 
Staaten mit ihren sehr entwickelten parlamantari- 
sohen Einrichtungen andererseits hin,ferner darauf, 
dass der Prüsident und die hauptautlichen Senatoren 
kein Kabinett bilden und keins Minster sind,oder 
vielnelr,dass sie zugleich Minister und Verwaltungs 
beamte sind, ‚die,belastet mit der tüglichen Verual- : 
tung ihrer Abteilungen,die nötize Kenntnis und 
teclinischen Fühigkeiten hierfür besitzen müssen, 
Des weiteren habe wan die Schwierigkeit betont,auf 
einem so kleinen Gebiet wie dem der Freien Stadt 
geeignete Männer zu finden,die die Leitung der Vər- 
naltwigsangslegenheiten der Stadt übernelmen, wenn 
„an ihnen nicht gewisse Sioherkeiten gitt, dass sie 
steh voll und ganz ihrer Aufgabe als Vernaltungs- 
beamte widmen können, Ebenso habe „ar auf die Mög- 
lichkeit von Stürungen in der Verwaltung hingewie- 
sen,welche die Folge sein könnten,wenn ale Senats- 
witplieder Jederzeit wegen einer politischen Frage 
zur Abdankung gezwungen werden könnten, 

Alle diese Gründe sind entsokieden seür 
beachtlioch,aber gleiciwoil scheint es,dass sie 
nicht eine znölfjäurige Antsdauer des "Prüsidenten 
und der hauptantliohen >enatoren notwendig nacken, 
Um dig Entsoheidung des Nats,dass der Prüsidernt 
und die hauptamtliohen Senatoren der Freien Stadt 
tatsächlich und in allen Stücken dem Parlament ge- 
genüber und dem Volke verantwortlich sein sollen, 
durchzuführen ‚wird as notwendig sein,eine beschrünk- 
teredauer der Ämtstätigkeit der Senatoren festzu- 
setzen, In dem Beschluss des kats von 2,.Würz wird 
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eine Amtsdauer von vier Jahren vorgeseäen, 

Ver Volkstag "dar Freien Stadt ist auch für 
vier Jahre gemühlt worden, Man wird dagegen viel- 
leicht einwenden können,dass die Amtsdauer der 
hauptantlichen Senatoren nicht mit der Antsdauer 
der Mitglieder des Volkstags zusamueftreffen braucht, 
Wenn die kauptautliohan Senatoren in der Mitte der 
vier Jahre gewählt werden,für welche der Volkstag 
salbst gewähit wurde,so würde die Amtsdauer der Sə- 
natoren erst zach zweijäLriger Zusamuenarbeit nit 
einen Volkstagse,der aus neuen Volkswallen hervorge- 
gangen ist,erlüsshen,woduroh die Senatoren Gelegen- 
keit haben würden, ,wäälrend zweier Jalıre mit dem neu- 
ən Volxstage zusamrenzuarbeiten. Dem Volkstag würde 
dadurch Gelegenheit gegeben,die Trage der jliedernahl 
dieser Senatoren niont nur vom parteipolitischen 
Standpunkte aus,sondern auch kauptsächlich vom Stand- 
purkt der Verwaltungsinteressen zu beurteilen, Die 
Amtsdauer der Senatorem wurde bei einer derartigen 
Anordnung zwei Jahre nach Beginn eines aus neuen 
Wahlen hervorgegangenen Volksteges arlüschen, 

Eine andere Lösung würde die Ernennurg der 
heuptamtliochen Senatoren (Prüsident und sieben Se- 
natoren) für eine Zeitdauer von acht Jahren sein, 
indem man je zwei von iuner alle zwei Jahre durch 
das Los ausscheiden lassen würde, Der Vorteil dieser 
Lösung gegenüber der vorher erwühnten würde die Ver- 
meidung seiner zu ausgesproohlenen politischen Krise 
alle vier Jahra sein. Im Falle eines Rücktrittes 
oder Todesfalls musste ein Nachfolger für den Rest 
der Amtsdauer des zurückgetretenen oder verstorbe- 
nen Senators ernannt werden, 

Was die gegenwärtigen Senatoren anbetrifft, 
die gleichzeitig ernannt worden sinä,ist eine beson- 
dere Regelung nötig. Wan würde so entscheiden können, 
dass zwei von ihnen gleichzeitig mit dem Amtsantritt 
des neuen Volkstages,zwei andere zwei Jakre später 
und so weiter ausscheiden. Die Bestimnung der aus- 
scheiderden Senatoren soll durch das Los erfolgen, 
Es versteht sich von selbst,dass dia Senatoren jae- 
derzeit wieder wählbar sind, 

Die Annalms einer dieser beiden Lüsungen und 
dis Aufreohterhaltung der gegemnürtipen Verfassungs ~ 
bestimmungen über die Verantwortlichkseit der Senato- 
ren,bei denen man vor allem die Wichtigkeit der Be= 
stimmmg,bstreffend die Untersuchungsausschüsse auf 
Antrag einss Fünftels des Volkstages hervorheben muss, 
würde wahrscheinlich den im Beschluss vom 2.\lärz 
1921 ausgesprochenen Forderungen des ilats genügen, 

6, Die Mehrheitspartsien des Danziger Volks- 
tages ebenso wie der Senat der Freien Stadt haben 
ihre Ansicht dahin ausgesproshen,dass irgendeine Ab- 
ändsrung der Verfassung der Freien Stadt nicht ohne 
Zustimmung der Danziger Behörden,vwie in der Verfas- 
sung selbst vorgesehen, vorgeno:ımen werden darf.Die 
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Die grosse Mehrheit der Politiker der Freien Stadt 
hat sich sehr entschisden dagegen ausgasprochen, dass 
der Völkerbund ‚irgendein Recht habe,in Zukunft eine 
Abänderung ‘der Verfassung vorzunehmen, 

| Wenn der Rat eins der von mir oben ernähn- 
ten Lösungen, betreffend die Amtsdauer der hauptamt- S. 
lichen Senatoren,annimmt,so kann der Rat meiner Mei- 147 
nung nach mit Recht die ehrliche Mitarbeit der Be- 
hörden der Freien.Stadt zur Erlangung dieser Lösung 
erhoffen, Es/würde dann nicht notwendig sein,über die 
Frage zu verhandeln,ob der Völkerhund berechtigt sei, 
diese Abänderung Zu verlangen, Um. jedes Missverständ- 
nis gu vermeiden, muss aber gesagt werden,dass dieses 
Recht 'unbestreitbar erscheint. Der Völkerbund hat die 
Verfassung in einer vorläufigen Form in Kraft gesetzt. 
Er hat die Einführung gewisser Abänderungen darin 
durch seinen Beschluss wom 17.November verlangt,und 
hat es für notwendig gehalten,vor der endgültigen 
Annahme des: endgültigen Wortlautes der Verfassung 
euch noch anders Abänderungen,die von den Vertretern 


‘das Völkerbundes in Danzig vorgeschlagen wordeh sind, 


in Erwägung zu Ziehen, Solange bis der Rat des Völ- 
kerbundes dem- Hohen Kommissar des Völkerbundes in 
Danzig die Anweisung erteilt,sein Einverständnis zur 
Verfassung amtlich abzugeban ‚ist der Völkerbund in 
seinem guten Recht,wenn sr Abänderungen verlangt. 

| Es erscheint mir nicht nötig,in eine @rneu- 
te Prüfung der Frage einzutreten, wie die Stellung 
des Völkerbundes bezüglinh späterer Abänderungen der 
Verfassung der: Freien Stadt sein würde, 


= 190 -~ 


Anlage Nr, 38. 
( XIII, Tagung - Anlage l94 a ) 


Bericht das Aussolusses,be- S 
treffend die Amtsdauer dar 147 
sanatoren dar Freien stadt Janzifk. 

Von iate angenommen am 22.Juni 1921, 


Der kat des Yölkerbundes Lat im Laufa 8ei- 
rer Zusammenkunft an 18.Juni 1921 den Bericht des 
Vioonte Ishii,des Vertreters Japaxs,über die Stel- 
lung der Senatoren der Freien Stadt Danzir geprüft. 

Der hat hat beschlossen, grurdsützlich üie 
Erüuergebriase dieses Berichts anzwnelmen und einen 
Ausschuss uit der gerauen Prüfung der beider in Da- 
richt vorgeschiagenen Losungen zu betrauen,rüslich: 

a) gleichzeitige Ernennung des Präsidenten 
und der sieben llauptantlichen Senatoren für eire 
Zeitdauer von vier Jalren,oder 

d) Ernannung für acht Jahre ,irden alle zwei 
Ja:re zuai der Seratoran durci: Los ausscheiden, 

Der Rat hat dieren Ausschuss wie folgt zur 
sam.enresetzt; 
bohar Ko.missar,General Laking 
eheanaligeor Houer Kommissar Professor Attolioo, 

Leiter der keeitsadteilung des internationalen 5ə- 
kratariats,sr.vaı Lauel, 

Leiter der Abteilung für Verwalturgsaussclisse des 
Seakreteriats,lerr Colban, 

Der Ausschuss lat die Frage geprüft und 
einstisurig entsohieden,dem Rate dia rrurdsützliel:e 
Annahme der ersten der oben srwühnten beiden Körun- 
pen vorzuschiager ‚eine Ansicht,der sick der Prüsi- 
dent der Freien Jtadt Danzig angeschlossen kat, 

Der Aussc:uss besürt sick,den ete den Bnt- 
ver foigenden Bescnilusses: zur Prüfung zu unterbrei- 

en: 

l Naçciãen der Rat des Völkerbundes ir seiren 5, 
Beschlusse vom 2,Würz 1921 die Vorschlüge ües Be~ l4 
riehts,betreffend die Stellung des Prüsidenten urg 
der sieben Lauptamtlichen Danzizer Senatoren, ange- 
nocmen bat, kat er besalllossen,die Freie Stadt zu er- 
suchen, die Stellung dieser Seratoren giner arneuten 
Prüfung zu unterwerfen, Der kolia Koruissar des VÜl- 
kerbundes in Danzig kat de. Rat eiren Bericht unter- 
breitst,der genaue Angaben über iie Ansichten der 
verschiedenen politisolen Grupyper des Volkrtares 
und des Senats enthält, 

Nachdem der Rat Kənntnis von diesen Weinun- 
gan genomien hat,Lat er entschieden,dass der wort- 
laut der Verfassung der Freien Stadt Jerzig geündert 
werden und folfenier satz eingefügt werden solle; 

! Der Prisident und sieben Seratoren im 
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in kauptante werden auf je vier Jaire vom Volks- 
tage gemühlt, Die danl erfolgt frülestens sechs 
Monate und spütestens zuGlf Monate naon Begin« 
der Amtsdauer des Volistages. Die Gonülilten tre- 
tan ihre Änter ein Janr rach Deginn der Amtsdau- 
er des mwählenden Volikstazges an, Die Antsädauer 
des von dem ersten Volkstage gawäklten Prüsiden- 
ten und der sieben Senatoren im zauntamte endig: 
ein Jahr nach Baginn der Amtsiauer des zweiten 
Volkstages, In Faile des Rücktritts oder im To- 
desfalie wird der Ersatzmann für den Rest der 
Anıtsüauer des zurückjetretenen oder verstorte- 
nen »enaturs gewählt.” 


Arlage Nr., 39, 
( XIII. Tacsarı: - Anlare i65 ) 


Beriont üss Vioonta shi ig Dy 
les Vertreters Japans, betreffend 149 
üas Dur alıgangsab komuen zisa] 

Polen und Danzig ainerssits er 

wsutechland andrersaits, 

Voa iate anzeroncnen am IR. Juni 192%}. 


Lar Artikel 6 das Vertrages vom No- 
veriter 1520 zrisckhen Foian und der Freien Stadt 
Darzipg hestimat; 

Internationala Verträge oder Abkommen, 
en iener 'Jie Ärsie Stadt Danzig interessiert 
ist,sollsn ven sr polnischen Regierung arent 
onne vor.ierige Esraturng mit der Freien Stadt 
abgeschlossen nordan, das Ergebnis diesar Be- 
ratung soll zur Kenntnis des hohen Kormìissars 
des Völkerbundas getraoht warden. 

In allen Füllen hat der Hoke Kommissar 
das Recht, jedem internationalen Vertrag odar 
Abkonmen, soweit diese die Freie Stadt Janzig 
betreffen,sein Veto entgegenzusetzen,wenn der 
Rat des Völkerbundes giaubt dass sie den Be- 
stäcxmungen dieses Vertrages” oder der Hachts- 
stellurg der Freien Stadt widersprechen." 

Der hohe Kommissar des Völkerbundes in 
swauzig hat zemüss Aissem Artikel dem Generalsekretär 
einen Abdruck des Abkommens übersandt,das zwischen 
Jeutschland einerseits uud Polen und der Freien 
Stadt andereßeits über die Regelung der in den Ar- 
tixeln 89 und 9E Ass Vertrages von Versailles 
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Versailles vorgessellanen Durchgangsfreikeit abge- 
schlossen worden ist, DieserAbdruck ist dem Holen 
Kormissar mit einem Schreiben des polnischen Mini- 
sters des ÄAusseren von ”7,April 1921 nebst einem Ab- 
druck des Verkanälungsberichts vom 5,April über die 
mit der Freien Stadt Danzig Über das besagte Abkommen 
abgehaltere Beratung übersandt worden. 

Dar Hohe Kommissar des Völkerbundes in 
Danzig hat bei Übersendung des vom polnisohen Mi- 
nister des Ausseren erlaltenen Schreibens nebst An~- 
lagen mitgetaəilt, dass, ər für das Durchgangsabkomnen 
nock keine Massnahmen gemäss Artikel 6 des Danzig- 
polnischen Vərtragəs getroffen habe. Da die im er-. 
sten Absatz des Artikels 6 vorgesehene Beratung 
stattgefunden nat, uxa ferner dem hohen Komnissar 
eine amtliche Mitteilung von dem Ergebnis dieser 
Beratung zugeganger ist,wird der koha Kounissar der 
polnischen Regierung sobald wie möglich mitteilen 
wüssen,ober das ikm durol: den genannten Artikel zu- 
gesicherte Binsprucusreal:t ausüben wird. Es scheint, 
als ob grundsätzlich das vom Lohen Kocmissar ange- 
nomnene Verfaliren,das darin bestelt,seine Ansioht 
richt ehar zu üussern,als bis das Abkommen von dem 
internationalen Sekretariat geprüft und dem iate 
unterbreitet worden ist,Lafulgt nerden mss. 

Der Rat ist in Aucenblick nicht dazu be- 
rufen, seine Meinung über die sachliche Seite des 
Diroligangsabkoimneis abzwreben. Dia einzige Frage, 
die sich für den Rat ergibt,ist die,ob das Durch- 
gangsabko.msn zwischen Deutschland einerseits und 
„Polen urd Danzig andererseits im Widerspruch zu 
den Bastimmıngen des Vertrages von 9,jioveuber 1920 
und zu der Kecik4ellurng der Freien Stadt stelit, Die 
ieaohtsabteilung des internationalen Jekretariats 
und auch die Abteilung für Verwaltungsausscküsse 
Laben das Abkomwer geprüft und sind zu dem Ergeb- 
nis gekomnen,dass das nicit der Fall ist, Der Hohe 
Kommissar hat das Sekretariat auf das erste Kapitel 
desAbkoiuzens aufmerksam gemackt,in dem zur Regelung 
aller Streitigkeiten bezüglich Ger Auslepurg und An- 
wandung des wurcnganzsabkoun.ens die Eirricitung ei- 
nes Sohiedsgerichts vorgasel:ien ist, Es uss beach- 
tet verden,dass dieses Gerici.t für alle Leinunfsver- 
schisdenheiten zwischen Jeutschland einerseits und 
Polen und (oder) Danzig andersSeits zuständig sein 3, 
wird, Aber niont für Keinungsverschiedenleiten zwi= 150, 
selien Polen und Danzig. Somit besteht kein Wider- \ 
' spruch zu den Bestimmungen des Artikels 103,Absatz 
2, des Vertrages von Versailles oder Artikel 39 des 
Vertrages zwischen Polan und Danzig von 9.Wovember 
1920,nacoh denen die Streitfragen zwischen Polen und 
Janzig an den lichen Kommissar das Völkerbundes mit 
Berufung an den Völkerbundrat verwiesen werden, 

In Anbetracht des Vorstelenden könnte der 
Rat entscieiden,dass dem Generalsekretär die notwendigen 
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notwendigen Anweisungen gegeben werden,damit er den 
ilonen. Kommissar in Danzig dazu ermüchtigt, der polni- 
schen Regierung mitzuteilen, dass er ir bez: ug auf des 
Durohgangsabkomnen das ihm laut Artikel 6 des Ver- 
trages vom D.Noveuber 1920 verliehane Einsprucho- 
reoät nicht ausüber wird, 


Anlage Nr, 40, 
( XIII, Tagunsz - 42lage l96 ) 


Berioht des Vioo.te Iabii, das 
Vertreters Japans, betref.and 151 


enta 
« 


‚den Fell Puppel/dautsalie Bau- 


srnbank, 
Von Rate angenommen an 15.Juni 1921. 


Jar koue Koxiissar Aes Volkerbundes 
wurds im Monat Dəzember letzten Jaüres durch den 
Vertreter der polnischen Regierung in Darzig um Ent- 
scheidung in der „rare der Zuständigkeit der Gerich- 
te der Freier Stadt Danzig in einen Zivilprozass 
der deutschen Bauernbank in Danzig zegen Puppel und 
Kranczyrsii angegangen 

Der polnische "Yertreter erklürte,dass dio 
polnische segierung sich weigerte ‚diesey Zuständig- 
keit anzuerkennen,inden er behauptete, däss der Ge- 
genstand des Prozesses zu der Art von Füllen genr- 
te,welole ge:nŭüss Artikal 248 des Vertrages von Ver- 
saliles vor die Raparationskoumisiong gehören, - 

Aus diesem Grunde hat dar polnische Vertreter den 
Hohen Kommissar zebsten,durch die Danzirer Rerierung 
Massnalnen zu veranlassen, die das Urteil des Gerichts 
aufheben, "bis der Houa Kommissar und unter Umständen 
der Völrerbund sich über das Recht der polnischen 
Regierung ausfesproohen haben,zu verlangen,dass der 
Verteilwigsausschuss nit dieser Frage befasst würde, 
und bis der Verteilungsausschuss sich für zuständig 
we niohtzuständig in dieser Angelepenteit erklärt 
abe," 

Die Danziger Regierung hat in verscäiedenen 
Schreiben an den Houen Kommissar ir den Monaten Ja- 
nuar und Februar 1921 erklärt,dass es sich im vorlie- 
genden Falle nicott um einen Streitfall zwischen der 
Freien Stadt Danzig ura der “epubl.k Polen bandele, 
Sondern einzig un sinən Prozess zwischen zwei Privat- 

lsuten. 


Privatleuten,. „er noke Kommissar lat in seiner Ert- 
scheidung vo: 28,Februar 1921 erklürt,dass er richt 
Zuständig sei, ws in dieser Angelegen-eit ais Schieüs- 
riohtsr zu Virro, 

Gegen diese Entscieiäwrg der Dobher ko. iv“ 
sars hat sich die 'polrisohe kegierurg,inden sie sich 
auf Artikel 39 des Vertrages zwischen Danzig wnd Po- 
len von 9.loventer 1926 stützte,an den Rat des völ- 
kerbundes in seine öchreiter des polnischen Vertre- 
ters voa 26,April 1921 zeuardt, Naci dem vorerwü:n- 
tan Artikel 39 soll jede zwischen Polen und der Frei- 
an Stadt Danzig auftauckerlie \einurgsversoniedenteit 
in bezug auf aile die Bezielungen zwischen beiden 
Staaten berüurenden Fragen von der eiren oder ane~ 
ren Partei der Entscheidung des Hoher kominissars 
unterbreitet werden und beide Parteien beialter die 
Freiüeit,beiu Völkerburd Berufung sirzuleger, 

Der polnische Vertreter drückt in seiner 
Berufung aus,dass der Gegerstand das Streites zwi 
solen der Deutschen Bausernvank urd Fupzel und -irav 
ezynski das Vorkaufsrecht auf ein auf Danziger Gew 
biet gelegenes Grundstück ist,dass dieses Vorkauis- 
recut ein Üeolit ist, welenes früher dəm preussischen 
Staate zustand dass dieses Vorkaufsrecht duron dern 
preussisoken Staat an die Deutsche Pavwerzbani raok 
den ll.,Novembor 1918 wand vor dem lO,Jaruar 1920 eb- 
getretan wurda, dass dieses Vorkaufsrecht ferrer 
unter den Artikel 248 des Vertra:es von Vereaiiles 
füllt,und dass infolgedesser nicht die Jeutsona 
Bauernbank, sondern einzig und allein der Vertei- 
lungsausschuss darüber verfügen könne, Der polnisc!e 
Vertreter erklärte ausserüe.i,dass die seutsc!e bau- 
ernbani. einen renischten Besitz,aus Aktien zusamier- 
pesetzt,darstellt,die ir 3ssitz des preussischen 
Staates waren,aber zur Gezetzesungelung an ein Pri~ 
vatunterneimen nach dem 1l,Noventer 1918 abretreter. 
nurden,um zu verlindern,dass diesos Desitztuü zwi- 


‘schen der Freien Stadt Janzig uza Polen pemwüiss Ar- 


tikel 107 des Vertrages vor Versailles verteilt 
würde, 

Der Prüsident des Senats der Treien Stadt 
hat auf das Berufungssclreiben des polnischer Ver- 
treters in einen Sohreiber von S.Wai 1921 geant- 
wortet, In diesen Sckreiten arklürt der Prüsident 
des Senats,dass die Deutscie Bauernbank ein fewein- 
nütziges Siedelungsunterneliien in der For: einer 
privatrechtliohen Gesellsolaft nit besckrünkter Eaf- 
tung ist. Es sei nicht richtig zu sagen,dass sie 
ein Unterrehinen gewischter Art sei,sie sei vielnelr 
ein Unternekuen rein kaufiännisclien Ciaraiters und 
seit den Jaure 1906 unter dissen Titel in Handels- 
register des Amtsgerichts Danzig einrstragen. Iure 
Gesollsckafter,in deren .lnien sich das gesante Ga- 
schüftsvaraögen befindet, seien aussolkliesslioh pri- 
vate Danziser Unterneilnungen, Die Vorstanismitglieder 
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Vorstuniswaitglieder und die lLitgiiseder ies Aufeicite- 
rats saien nur Danziger und polnische Staat-angelö- 
rire.diese Keolltslage bestünde bareits zur Zeit des 
Inkraittretens des Vertrages von Versailles, nünlicl 
am lO,Janvar 1520, Dar Prüsident des sexats gibt zu, 
dass der preussisohe Staat zwar fruer einen Kapital. 
anteil an dissen kaufwurnischer Unterneiiien penabt 
habe,er habe adyr niemals die Liehrleit des Kapitels 
besessen,urd Laba diesen Anteil Vareits vor dem 10. 
Januar 1920 gegen vollas Entgelt verkauft, Er er- 
klürte ferner,Jess nan keinen Kinvanl paren der Yer- 
kauf eines jerartigen Loweglici:en Anteils geger voi- 
les Entgelt er.:eben kënne, zuel es siol Lier nicit 
um don prevssieohen Staat ganërige Güter im Sinne 
des Artikeis 107 des Vertrarses von Versailies Lare 
delt, 

Was das von der Deutschen Dauerntank bereits 
in Sonner 151° auspeübts Vorkaufsrecht betrifft, so 
erklärt der Prüsident,dass Jieses Hecht keinszfalim 
ein Reacht des preussisichen Staates würe, Die Bank 
sei in dieser Anzelegenleit wader Devollmüchtirte 
nooh Vollstrackerin des prsussisohlen Staates gawe- 
sen,das Vorsaufsrecht sal vialmeür für die Deutsche 
Zauernbank selbst wie auch für viele andere genein- 
nützige Sliedelungsunterrehuungen wmaitteltar dureh 
verschieders Jeutsche Gesetze sus sozialen Ricksiok- 
ter begrünüet. Jer Prüsident hett liervor ,üags das 
Vorkaubrenät gegenüber allen Kigentüsern lerndwirt- 
scohaftlicker Güter okne Unterschied äer Itsgtzange- 

lürigkeit Lestelie welche diese Gütar zum Verkauf 
stellen besonäars aber denjenigen gezenüber ‚welcle 
sie an Leute verkanften,die niohkt Landwirte zeien, 
und dass Puppel nicht landrirt,sondern haufisun rei, 
Das Vorkaufsrecolit tezielie-sich nicht auf Güter ,‚val- 
onea dem preussischen Staat zei.örten und geuiss Ar- 
tikel 107 zu verteilen ssier, 

Der Prüsident erklürte,dass die Saculare fol- 
gende ist: 

Es .andelt sicu un einen Zivilprozess 
zwiscuen Privatypsrsonen vor den oräoentlicken 
Geriouten der Trelen Stadt Danzig wegen eines 
Anspruchs nach bürgerlichen Recht, Beide Par- 
teien sind Danziger Stsatsenrehörige,. Beide ka- 

. ben die Ligliohkeit,alie ihre Beschwerden vor 
ungbhüngizen Gerichtar. vorzubringen, Hs sind 
infolgedessen hier waier die Bestimmungen des 
Artikels 248 des Vertrages von Versailles ncoh 
jene des Artikels 39 des Danzig-polnisonen Ver- 
trages anwendbar, 

Aus dem Derioht, den ioh zur Kenntnis des Asts 
bringe,gelit Lervor,dass es sich in vorliegenden 
Falle um eire Angelezenlieit hardelt,welcüe eine so 
genaue Prüfung der Unstürde,ier latsaolıen und der 
rechtlichen Erwägungen nötig zu machen scleirt,daske 
der Rat sie richt sofort vorneünen kann, Io}: erlaute 
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erlaube zirvorzuschlagen,dass man einen Auesopuss 
zur Prüfung äer Angeleganleit und zur Erstattung 
eines Berichtes an den lat für eine spütere Fitzwir 
ernannt, 

| Dieser Ausschuss künnte aus den Leiter der 

| Rechtsabteilurg des internationalen čekrətariats 

| und einen oder zwei unserer Sachverstündlizen zusan- 
nengesetzt seir, Der Ausschuss müsste erzüc.tigt 
werden,sich mit den Vertretern der polnischen Re- 
gierung und der Freien Stadt Danzig in Verbindung 
zu setzen,um alle gewünschten ergünzenden Auskünfte 
zu erhalten, 


Anlage Nr, 41l. 
( XIII. Tagung ~ Anlage 196 a) 


Bericit des Ausscllusses,l&e- 

\reflend den Fall Puppel, 

Dautzcl:ia Bauerrtar:;, 

Von date enpeno.wien au &l.duni 1921, 


tara 
iwN 


Der nat es Völkerbundes bat unter cən 
l6.Juni 1521 ias Endergebnis eines Eerigüts ies Vie 
conte Isuii, des Vertreters Japans, dahinlautend 
anpenomxen,dess ein Ausschuss ernannt werien soli, 
un die Berufung der polnischen Regierung gegen die 
Entscheidung des nohen Kommissars des.Völkerbunser 
in Danzig am 28.Februar 1921 in Sschen Puppel vnd 
deutsche Bauernlank zu prüfen., 

der Ausschuss wurde beauuftragt,üter Jdiase 
Angelegeniü.eit einen Bericht an den iat zu erstattar, 

Auf Grund dieses Beschlusses des Rats fard 
anu 20.Juni 1921 eine Zusamienkunft statt,an der der 
Vertreter der polnischen Republik bein Völlierbunäs, 
dar Präsident das Senats der Freien Stadt Jenzig, 
der Loke Komaissar des Vülkerbundes in Janzig,üer 
ellanalige zeitweiiige Hohe Kommissar des Völkerbun- 
des in Danzig,Professor Attolico,der Leiter der 
lsoutsabteilung des internationalen Sekretariuts 
und der Leiter der Abteilung für Vernalturfsaussch 0“ 
se des Sekretariats teilnalhcıen, 

Die Vertreter der polnisolien Regierung uM 
der Regierung der Freien Stadt Danzig naben erkiürt, 
dass sie zur Anneanne des Vorsohlags tereit sind,dev. 
aat des Völkerbundes zu einpfellen,das Alternaterial 
dieser Anpgelegenlieit der Reparationskow'issior wit 
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mit der Bitte zu überweisen, seine Meinung über die 
Streitfrage dem Völkerbunde witzuteilen. Jede Ge- 
richtsssezllıandlung muss bis zu einer weiteren xit- 
teilung des liohen Kommissars des Völkerbundes an 
die Freie Stadt Janzig ausgesetzt werden. 

Irgendeine Einnendung ist niolt erhoben 
worden; dieser Beschluss wird infolgedessen dem 
Rat zur Erwärung empfoülen, 


Anlage Nr, 42, 
( XIII, Tagung ~ Anlage 210 ) 


Berialit des herrr General leaking, 
betreffend die lage in Danzig, 194 
vom 21.Juni 1921. 

Den Kate vorgekkt ain 2l.Juni 132}. 


Iob abolite en Rat darauf auf.erk- 
sam wachen, dass der Vertrag zwischen Polen und Dan- 
zig am Q,Novenber vorigen Jakres unterzeichnet wor- 
den ist, Seit der Zeit Laben versokiederne Ausschis- 
se in Danzig getagt; die Mitglieder der Ausscküsse 
raban versucht ,zeənŭüss den von dem iate aufgestall- 
ten Bedingungen zı einer Einigung zu gelanzen. So- 
viel mir bekannt, ist bis jetzt keino der strititigen 
Tragen’einer UntsolLeiuung des nonen Komissars wi- 
terbreitet worden ‚wie Artikel 39 jios Janzig-polri- 
sohen Vertrages vorsieut, araus gelt „ervor,dass 
der Vartrag bis jetzt noci richt iem Zweck, für dan 
er bestiu:st nar, gedient -.at, Ausserdem ist er Ur- 
saohe zur Erbitterung und foindssligen Dapfindunzen 
zwisouen den beidan Staaten Zeworden, Der zrat uat 
bei seiner Tagung in Cerf üslexenleit zehabt,im 
leufe der Erörterungen etwas vor dieser ürbitterung 
wahrzunelinen, Ic! will den Ernst derselben nicht 
übertreiber ,sordern die die Janzizer und polnische 
Regierung vertratenden serran auffordern, sie bei- 
seite zu lassen, Es gibt ernste Beamte ,die ikr uüg- 
lichstas tun,un zu eizer Kinipunn zu gelangen, 03 
ist ilınsn aber bislier unmöglich evesen,eine Lüsw:z 
zu finden, ` 

Keiner weinung nach versucht Jeis dar Dei- 
den Parteien,aus Furcht, einen Teil ilirer secte zu 
verlieren,meiär als ihr Secht zu erlanzen, Ich glau- 

me abt. dasi Polen menr Schuld an der Erfolglusirkeit 
ivan dan Aussorür.en ssrogelt und kaite dieser Fragen 
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Erfolelosigkeit der Verhandlungen hat als Janzig, 
Danzig hofft,von Polen bestimmte Zugeständnisse zu 
erreichen und andererseits möchten die Polen gern >- 
sehen, dass ihnen gewisse Souveränitätsrechte Danzigs 
übertragen werden. Dia polnische Regierung wünscht, 
wie uns aus ihren Forderungen bekannt ist,dass ilır 
die vollständige militärische Aufsicht über Danzig 
gegeben wird, Deanzig,seinerseits,stellt beständig 
seine souveränen Rechte in den Vordergrund und be- 
ruft sich auf diese beim Völkerbund als dem Garanten 
und Beschützer der Freien ötadt,lehnt aber die An- 
nahme der polnischen Vorschläge ab,die Frage bleibt 
somit unentschieden, 

Ich glaube,die Bewoiner Danzigs bezreifen 
nioht,dass,obwoll Danzig eine Freie Stadt geworden 
ist,es nicht gänzlich von allen Folgen des Krieges 
befreit werden kann, Es muss wie Deutschland einen 
Teil seiner Verantwortung tragen, Die Erfüllung der 
Bestimmungen des Vertrages von Versailles liegt ihm 
ebenso wie Deutschland ob. 

Die Ergebnislosigkeit dieser Verkandlungen 
hat für Danzig sc!nere Verluste zur Folge gehabt, 
Ioh glaube,dass für Polen die Verluste nicht_weni- 
ger schner sind. Danzig wird für Folen in Zukunft 
von unschätzbarenm Wert seir,wenn es in der Freien 
Stadt die Rechte,die inm zukommen, erhält. Es ist 
andererseits nicht daran zu zweifeln,dass Danzig 
des sofortigen Abschlusses dieser Abkoranen bedarf, 
un weiter leban zu können, Es ist tatsüchlich nioht 
in der Jage,sin unabhüngiges Dasein zu füliren ‚weder 
von politischen roch von wirtschaftlichen Standpunkt 
aus, Der Völkerbund unterstützt es wohl, aber in 
wirtschaftlicher Beziehung kann Danzig nur durck 
Schaffung enger Beziehungen zu Polen pelloifen verdan, 

Da die Frage des Abkommens noch nicht. zwi- 
sonen beiden Staaten geregslt ist, verliert Danzig 
finranziall an Boden,die Arbeitslosigkeit nimst tüg- 
liob zu,der laushaltzplan weist einen stündig zunen- 
monden Feblbetrag auf,die Besteuerung kat die üus- 
sersten Grenzen errasicht, der Staatskredit ist sehr 
wlein,Ddanzig ist tatsüchlich einen Menschen vər- 
gleichbar,der verbiutet, Infolge Ger wac..senden Zaki 
der Arüösitslosen herrscüt bei den Arteitarklaseren 
Elerd, künner und Frauen satan keine Wahrung urd 
Klaidunp,4000 Kinder im Alter von 5- 10 Jalren ka~ 
bən keins Leibwüsche, Ioi versuche,sinen Unterstüt- 
zunf'fonds einzuriohten,wa itnen zu helfen, und würde 
seir erfreut sein, wenn eirize von Ihnar mich in üle- 
ser Aufgabe unterstützen würden, 

denn das Abkosmen witerzeichnet sein rird, 5, 
hoffe iol,dass die Wohlfalrt sich rieder einstellen 195 
nird und die Verliültnisse siol bessern werden. Ioh 
nabe ein Schreiben über die Finanzlage abgefasst 
das den “atsmitrliedern Übarsundt woränn ist. Ich 
bir sicher, dass die Firanzen wioder ins Gleickzewicht 
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Gleisägewicht gebracit verden können,nenn das Abkon- 
man abgeschlossen sein niri. Wenn der Völkerbund 
Mittel finden könnte,un Danzig bei der Verbesserung 
der finanziellen Lage durch Gewährung einer Anleihe 
oder durcl: irgend etmas anderes dieser Art zu kel- 
fen,bir icù überzeugt,dass die Übernahue einer sol- 
cker Sicherheit wirksan sein wird. 

Man könnte ernidern,dass Danzig allen dia 
ser: Schwierigkeiten entzegentreten muss,aber Danzig 
ist ein selır kleiner Staat,der nicht die inneren 
uilfsquellen besitzt,um die Kosten der Arbeitslo- 
sigkzeit und die Ausfülle an Einnahmen testreiten 
zu können,und der andererseits eine sebr soLwerfül- 
lige Kogisrungsform hat, Danzig muss dalier von aus- 
sen ner Hilfe erfahren,die nur von Polen komien kann, 
Wir kommen dabei imnər wieder auf derselben Punkt 
zurück. Für den Völkerbund ist es wioltig,dass Dan- 
zig nicht in einen Zustand der Verzweifelung gera- 
ten darf, Der Arbeitsuangel hat Unruken und Todes- 
fülle zur Folpe,was vor alleu vermieden werden 
muss, Ich babe für weine Person mein möglickstes 
getan,um die verschiedenen zwischen Polen und Dan- 
zig über dieses Abkormien aufgskommenen Streitfragen 
zu regeln, Ich muss aber darauf aufmerksam machen, 
dass ich nach den vom Völkerbunde empfangenen An- 
neisungen nur ein Schiedsrichter bin; wenn Folen 
und Danzig sick riolit einigen können,sind sie ge- 
kaltean, iure Streitfrage meiner Entsokeiüung zu un- 
terbreiten,; zuweilen tun sie es,uitunter aber aucon 
nicht. Wenn sie weine Entscheidungen nicht gelten 
lassen,so wenden sie sich unmittelbar an den VÜl- 
kerdurd. Diese Entscieidungen haber daher keinen 
grossen wert, 

Was Danzig anbetrifft,so muss ick wieder- 
Lolen,dass ich gemäss den erusltenen Anweisurnzen 
in keiner Waise Verwalter von Danzig bin,ich habe 
nur das secht, ir seinen Angelegenteiten zu vermit- 
teln. Ich din nur in ütreitfalie Sckiedsrichter, 
Ich muss ausserdem dam Völkerbunde über die wirt- 
sckaftliche und politische lage in Danzig berichten. 
Weine Politik lat bisher darin bestanüen,die Bewol- 
ner Danzigs mit den Polen in ein eintrügfliches 
Verhültnis zu bringen, Ick kann nicht segen,dass 
ınsine Beniliungen erfolgreich geneser sind,dennocl: 
werde ich diese Politik night aufgeben,aber iol 
habe keins Meoht zu vermitteln. 

Es wäre wir selir erwünscit,wenn der Rat 
die äegierung Poiens und dis Danziger Regierung 
darauf hinweisen würds,wie wiektig əs ist,alle be- 
zügliolı des Abkommens strittigen Fragen sobald vie 
nögiich zu klären, und dass,nenn sie sick nioüt ver- 
ständigen können,sie nigh um eine recützeitige 
Entscheiduns bitten,so dass ihre Berufung noch den 
Völkerbund wälrend seiner nüclhsten Tagung erreichen 
kenn. Wenn es uns nöglioh ist,das Abkon.en abzu- 

scLlieassen 


Tericht des Aussohusses ‚be- Se 
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abzusonliessen und dıe strittigenr Fragsı vor der 
nüolisten Tagung des Rates zu klüren,sö bin ich überzeugt, 
jass diesas wısmlützbare Vortaile nicht nur für Danzig, 
sondern auch für Poler zur Folge baden värde, 


Anlage Sr, 43. 
( XIII, Tagung - Arlage ?11 ) 


“reffend die Festsetzung einer 19€ 
Trist für die Ausübung des dem 

holen Kommissar des Vülkerbundes 

in Danzig zugestandenen Einspruolsreci.tus. 

Von liste angenommen am 2Al.Juni 1921, 


/ 


Herr Asienazy,Vertreter der Jazier”g 
der polrisclen Asfiszung asr pelnisefien Republik bein 
Völkerbund,lat die Aufmersamkeit des Rates auf die fe- 
stimring des Absatzes 2 des Artikels 6 des zwischen 
der Freien Stadt Danzig und Polen am 9,Noveüber 1726 
abeaschlossenen Vertrages gelenkt. 

Liase Bestimmung besagt: 

"In allen Füllen hat der kohe Koinnissar das 

Recht, jedem interhationalen Vertrag oder Abko:rnien, 
soweit diese die Freie Stadt betreffen,ssin Veto 
entgegenzusetzen,nenn der Rat des Völkerbundes 
glaubt,dass sie den Bestinmmungen dieses Vertrages 
oder der Rechtsstellung der Freien Stadt nider- 
sprechen," 

Der polnisolie Vertreter Lat die Unbequenlich- 
seiten bervorgeioben,die aus der Tatsaclıe,dass für 
dieses Einspruolisrecht keine Frist festgesetzt ist, 
entsteken könnten. Der Rat hat entscohieden,die Prü- 
fung diesar Frage einem Ausschuss zu unterbreiten, 
Auf Grund dieser Entscheidung lat zwischen dem Ver- 
treter der polnischen Republik,dem Prüsidenten des 
Senats der Freien Stadt Danziz,General haking,dem 
Eohen Kommissar des Völkerbundes in Danzig,herrn 
Professor Attolico,dem früheren zeitweiligen ohen 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig,dem Leiter der 
Reoftsabteilung des internationalen Sekretariats und 
dem Leiter der Abteilung für Vernaltungsausschüsse 
des Serretariats eine Zusammenkunft stattgefunden, 

Folgender Vorsolilag ist einstimmig angenau- 
nen worden: 

"Das Einsprucüsreclt gegen einen internatio- 

nalen Vertrag oder Abkorninen,das dem Lohen Kourissar 
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Komissar des Völkerbundes in Danzig durch den 
zweiten Absatz des Artikels 6 des zwischen der 
Freien Stadt Danzig und der Hepublik Polen am 
9,November 1920 abgesoullossenen Vertrages vor- 
behalten ist,muss innerhalb einer Frist von 
zwei Jochen nach dem Schluss der ersten Sitzung 
des ats des Völkserbundes,in der die Frage be- 
handelt wird,ausgeübt werden,und in jeden Falle 
innerhalb einer Frist von höchstens drei Monaten, 
gerechnet von Tage der schriftlichen Übermitte- 
lung des durok die polnische Regierung unter- 
scliriebenen Wortleuts des Vertrages an den Ho- 
hen Kommissar des Völkerbundes." 


Anlage Nr, 44. 
( XIII, Tagung - Anlage 212 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des 
Vertreters Japans, betreffend 

Sie Verteidigung der Freien 

stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 22.Juni 1921, 


In dem Berioht,den ich die Ehre hatte, 
dem Rate am 17.Nüveniber 1920 über die Stellung der 
Freien Stadt Danzig gegenüber dem Völkerbunde vorzu- 
legen,erlaubte ich mir,dis Aufmerksamkeit meiner Kol- 
legen auf die Frage der Verteidigung der Freien Stadt 
zu lenken, Der Rat genehmigte durch seinen Beschluss 
vom gbichen Tage die Endergebnisse dieses Berichtes. 
Der Rat entsokied,dass die polniscie Regierung be- 
sonders dazu berufen #rsoleine,unter Umständen von 
dem Völkerbunde mit der Aufgabe betraut zu werden, 
die Verteidigung der Freien Stadt sicherzustellen. 

Nachdem ich alle Schriftstücke,die seit die- 
ser Zeit über diese wichtige Frage dem Rate unter- 
breitet worden sind,sorgfüältig geprüft habe,bin ich 
der Ansicht ,dass keine Veranlassung vorliegt,grunä- 
sätzlich die Endergebnisse meines Berichts an den 
Rat vom 17.November 1920 abzuändern, 

Indem ich mioh auf die in den Schriftstücken 
über die Angslegenlleit dargelegten Tatsachen stütze 
und versuolis,die von der Danziger “egierung der pol- 
nisollen Regierung und den teclinischen Sachverstün- 
digen geüusserten Ansichten miteinander in Binklang 
zu bringen,bitte ioh meine Kollegen,den Entwurf nach- 
stellenden Beschlusses in Erwügung zu ziehen, 


BIN RENETE; 


[i 

l., Die polcisole Regierung ist besonders dazu 
berufen,unter VUastinder čie Verteidicung Danzigs zu 
Lande und die Aufreo..tar.ialtung der Ordnun;z i:n Getia- 
te der Freien Stadt Danzig sicrarzustellen, falls die 
Janzsiger Polizeltiu;ner nicit genüger soilten, 

Ler nobe Korriissar soil zu diesen Zueclie 
urter Uustünder den Völzerburärat un Anweisungen 
bitten, und vanz er es für zweoizässig Lält,iin Vor- 
schlüge ürer die zu trefferler. Massıaliien nacuei. 

2, Der noine Koruuissar soll jeiocä befuzt Seit, 
die Gerel:nigu.g des Rates vorauszusetsen und die poil- 
niscäe Degierwir unaittelber zur Siclersteliurng der 
Verteiuigurg Darzips oder der Aufrec-ter..altw:p ler 
Ordnung in Gebiete der Freier ötadt aufzuforierr ,urd 
zwar iz foleerde Füller; 

a) falls das Gebiet «er [reisen \taüt Janzir 
Gegenstari aines Arırifis oder einer Anfriffs- 
dro..ung oder Angriffs»elaur seitans eines Anr- 
grenzenden Wudes ausser Polen ist,rac..den der 
lose Koxissar selbst üie Dringiicikeit der Ge- 
fal:r festzestellt Lat, 

b) falls es Posen aus irgendeinen Grunde 
piötzlich tatscdotlich unuöglioh sein sollte,üie 
Rechte zu gebrauoker,die es auf Grund des Arti- 
kels 28 des Vertrages vom ®.liovenber 1920 uat. 

In beiden Füllen wird der ilole Komsissar einen 
Bericht mit der Angabe der Gründe für die getroffenen 
Wassnalinen vorlegen, 

5. Sobald der verfolgte Zweck zur Zufrieden- 
heit des Loten Komuissars erreicht worder ist,solien 
die polnischen Truppen zurückgezo;er werden, 

4, Ir allen Füllen,in denen Poien die Ver- 
teidipung Danzigs sic“crzusteller at, soll der Vëll- 
zərburdrat die Mitwirkung eines oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten des ‚Tülkerbunäss vorsc.en können, 

5. Der iole Kommissar wird rach Beraturg nit 
der polnischen Regierung den: Völkerbund einen allge- 
meinen Bericht vorlegen .über die Wassnaäünen,die in 
den oben angegebenen Füllen vorgeselien werden müssen. 

6. Der Rat hält es nicht für erforderliol, 
schon jetzt zu bestiumer unter nelonen Umstünden die 
Verteidigung Danzigs zur See sickerzusteilen sein 
nürde, 

7, Der Loue Korinissar muss jedoch ersucht wer- 
den die Mittel zu prüfen,um im Lafen von Danzig ei- 
nen Anlegeliafen“ für polnische Kriegsschiffe zu schaf- 
fen,chne dadurch einen Flottenstützpunkt zu errich- 
ten, l 
("port d'attacue") 
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Arlaze Ir, 45, 
( XIII, Tagurg ~ Anlage 21? ) 


Bericht des Viooate Ilsliji,des 3 
Vertreiers Japans,betreffend Lo 
Polens l.ecüt auf einez freien 

cugang zwi Meere duron Danzig, 

Yon Bate angenoraen au 22,Juni 1221. 


Der #ertister der polnischer Negierung 
bein Yülserburd ricütete au 5,.Lürz 1921 Tolzendes 
Sosraıdben an den Vorsitzenden des Vilkertrungratas: 

"Icä eriaube mir,die Aufoserksamkeit des 
Volkerburärates auf die Tatsacue zu lenken, 
dass Poien zeuw.ts Artikel 25 des Duuzig-molsi- 

„sen Vertrages von J Hovacber 1526 das echt 
„st,über banzip larer,Tisıc-viei welcüer Art, 
einsculiessliou Kriegszerüt,ein- und auszufüi- 
rer, 

Zur Ver eidung möglicher Zuiscuenfülle 
ist es uneriissliot,dası alles krienszerüt, 
das von Polen über das Vanzirer Gebiet gesandt 
wird,nit den Tage seiner Ariunft ix Lafer unter 
virksane Übervachung gestaiit wird," 

Es ist aner drinzend notnerdigp: 

l, dass Polen die Wacı-und Begleitmann- 
schaften weloue mit Erlaubnis des Lohen Kommis- 
sars seit September 1920 ir Seufal:rnasser lie~ 
gen,beibelalten kann, Es würde ibre Aufgabe sein, 
das Lösolien des Kriegsgeräts,seine Lagerung, den 
Umscülag und die Begleiturg der Züge durch das 
Gebiet der Freien Stadt zu überwachen, 

2, dass abgesonderte, in der Nübe der Weic..- 
selufer gelegene Laparräuie ausschliesslich für 
Wurition,Sprergstoffe und ertzündbare Stoffe, 
die für Polen bestimut sind, vorbeiialten werder, 

3, dass der polnischen Regierung in kafen 
von Danzig ein Anlezeiafen zur Verfügung ge~ 
stellt wird,un das Festwachen,die Versorgung 
und Instandl.aitung dar Schiffe der polnischen 
Seepolizei,der ge.iss der üntscheidung der Alli- 
ierter scokon einige Ein.siten zugeteilt worien 
sind, sicherzustellen, 

4, dass der lobe Kommissar, dem keine Voll- 
streckungsnittsl zur Verfügung steuen,sick un- 
wittelbar an die polnische Regierung wenden 
kann,damit sie iün mit den Mitteln versielt, 
die er für nötig eraoltet,un das Recit Polens 
auf freien Zugang zwa Meere,das es auf Grund 
der Verträge besitzt, sicherzustellen," 

In einen Schreiben von 26.Mürz 1921 nechte 
der Generalsekretär des Völkerbundes die ‚polniscHe 
Abordnung darauf aufmerksan,dass es vielleicht 
soliwieris sein würde über einige der in dem polnisco“en 
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winischen »aulireiden aufasucorfesen Fragen zu entschei- 
iaz bezor diese de. Ausschuss für ñen Hafen und dio 
Wa229ml253 VOR Denzig vorgelegt worden sird, ‚unü bei 
toeitfraren zwischen Polsu wid der Freiez Stadt, 
davor der Hohe Kowmnisser gərüss Artikel 103,Abs atz 2, 
das Vertra:as von Verssilies vrå gemüss den Vertrage 
von © KNovenbsr 1920 zwischen Polen und danzig an 
erster Stslia in disser Fraga eine Entscheidung ge- 
füllt „st. Was den polcische: en Vorschlag bezüglich 

ier uach- and Begleitmaunnschaften in Naeufahrwasser 
anystrifft,so erinnert der Generalsekretür den pol- 
nischen Vertreter da: 'an,dass die Frage den Hohen Kon- 
asear, bereits vorzelegen hatte. 

Ver Hohe komaizsar des Völkerbundes in pan- 
ziz nat siot Zu diesar Frage in einew Jchraiben ar 
den Gensrelsshretür vor 20.Ayril 1921 geüussert. 

der polnische Vertretar bei. Yilkerbund 3. 
kat in eireu Schreien von 27,April 1921 auf das 200 
sohr=i.e. ües Generalsekretürs vom 2ö,Kurz gsant- 
worte‘, In bezug auf äāie Frage der militärischen 
„sohäaurschaften in heufahrwasser führte ər aus,dass 
diese fiaze bereits Gegenstand einer besonderen Be- 
rufung an den Völkerbwnäsrat gewesen sei. Was die 
Gurch “en Generalsekretär aufgenorfene Frage anbe- 
trifft,so „ar der polnischsa Vertreter der Ansicht, 
das» sein Schreiben von 5,Nürz diese Frage vom all- 
gemeinen Gesichtspunkt aus behandelt habe,unü dass 
ügr Rat sicherlich dafür zustündig sei, den Grundge- 
danken åâegs Rechtes Polens auf freien Zugang zum 
Weere dadurch zn dasz er den vier in dem 
schreiben vom 5, läÄrz gestellten ursuchen nachko:mie. 
dər Rat zabe die ee dieser Ersuchen ein- 
nal anerkannt urd ihnen iu wessntliohen zuzestirmät, 
lie Prüfung vieiterer Einzelheiten and der techni- 
schen iassnabmen,die zur Verwirklichung erfordariich 
sird, solla Jer Dntschoiåung des Hafenausschusses 
und des Hohen Kowsissers unterbreitet werder. Der 
voinische Vertreter fügte Sinzu, dass es ausserordszt- 
lioh wünschenswert vëre, đasz dia in seinen Schreiban 
vom 5.Mürz enthaltenen allganei inen Fragen unnittel- 
bar vorı VöülkerbunJret ents he nerden. 

Die ilezierung der Freie: 3taät Danzig hat 
ihre Ansicht über die Frage in verschiedenen an den 
Hoher Komaissar des Völkerbunäss in Danzig gerich- 
teten Sohreiber zum Ausdruck zebracht. Abschrifter 
dieser Scohreiter sind ar die Aatsmitglisder verteilt 
“ordern, 


Endergebnis. 


Die erste in dem polnischen Schreiben von 
5.Mürz el Frage der Beiberaltung seiner 
polnischen ? Militärabteilung, dis mit der Beaufsichti- 
gung der Weiterleitung des "polrisohen Kriegsgeräts 
in Danzig betraut ist,rird den Gewnstand Sonea igm 
Sonera 
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besonderen Keriolits billen,und ich beatzsichtige nicht, 
hier iese Frage zu behandeln. 

der zweite Purkt des polnischen Schreivers 
von 5,kürz 1921 bezieht sich auf die vrage der Zu» 
teilung abzesonderter an den Weichselufern gelegener 
Logerräüuse ausschliesslich zur Lagerung von Kunitior, 
Sprengstoffen und entzündtaren Stoffen, die für Poler 
vastimnt sind Diese Sonderfrage scheint eine Verwal- 
tungsfrage zu sein und mss an erster ötdie durch 
den Ausschuss für den Hafen und die wasserniage vor 
sanzig gemäss Artikel 25 des Danzief-polnischen Yer- 
trages von 9.hovember 1920 behardelt werden,veicher 
vorschreitt,dass es Pflicht des Hafenausschussss 
sein soll,alle notwendigen Wassnahwen zu trefien, 
wi den Ausbau und die Verbesserung das Hafens und 
der Verbindungsvege sicherzustellen, damit allen Be~ 
dürfrissen des Ein-wund Ausfuhrverkehrs von und nach 
Poler Gerüge getan wird. 

Der dritte Punkt des polnischen Schreibens 
behandelt die rage der Erricltusf eines Anlegeha- 
fens ("point d'attache", "avori:.g station") im Daen- 
ziger Hafen für die polniscie Kkevigrwiz,un das l'est- 
mchen,die Versorgung uni Iıstandhaltung der Schiffe 
der polnischer. Öeepolizei sicherzustellen,der gemäss 
der Entscheidung der Alliierten bereits einige Bin- 
keiten zugetaiit worden sind. Ich beziehe mich die- 
serhalb auf die Entscheidung,die bereits bezüglich 
der Verteidirung der Freien Stadt Danzig gefällt 
worden ist, Diese Sntscheidung (Anlage 44) last Test, 
dass es ratsa sein würde,den Hohen Koixiissar dass 
Velkertrindes in danzig zu ersuclen,die Mittel zu 
prüfen, w1 in Hafen von Sanzip einen Anlerchefern 
("port G'attache", tiooring Station") für polnische 
Krieissschiffe zu schaffen,ohme Gesurcl einen Flotten- 
stützpuni:t zu errichten, Sieselde Bestimmung soll 
auf die der polnischen »eepolizsi zureteilten ;chifie 
auwendung finder., 

Der vierte Punkt des polnischen Ichreitens 
regt üie Frage an,ob dar Hohe Kownissar dazu eraäch- 
tigt sein soll,die polnische Negisrung um Bsistanü 
zu ersuchen, wn nötigenfalls für Folen den freien 
Zugang zun iWaere sicherzustellen. Auch dieser Punkt 
ist Versits in der von dem hate bezüglich der Ver- 
teidigung Danzigs getroffenen Entscheidung enthal- 
tən. Nach dieser Entscheidung ist der Johe komissar 
bafust dis Genehmigung des Rats voraussetzen und dia 
polnische Regierung wınittelbar aufzufordern,ihn zur 
Sicherstellung der Aufrechtsrhaltung der Ordnung iu 
Gebiet der Freien Stadt Danzig mit den nötigen Mit- 
teln zu versehen, wenn es Poien plötzlich tatsächlich 
aus irgendeinem Grunde unmöglich sein sollte,die 
Rechte zu gebrauchen,die es auf Grund des Artikels 
28 des Vertrages von 9.Woveubear 1920 besitzt. 


A Anlage Nr. 46., 
@( XIII, Tagung - Anlage 213 a ) 


Schreiben der französischen De 
Abordnung vom 22.Juni 1921, 201 
betreffend Polens Recht auf 

freien Zugang zum Meere durch Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 22.Juni 1921. 


In einem Schreiben vom 5.iärz 1921 hat 
der polnische Abgeordnete,Herr Askenazy,ersucht: 

le dass Polen für die Behandlung und 

Begleitung des in Danzig gelöschten Kriegsgerüts 
militärische Wach- und Begleitmannschaften urter- 
halten dürfte, 

2. dass abgesonderte Lagerräune für die 

Munition und Sprengstoffe,die für Polen bestimmt 
sind,vorbehalten werden, 

3. dass im Hafen von Danzig Polen eine 

Anlegestelle ("point d'attache", "mooring station") 
für die Seepolizeischiffe zur Verfügung gestellt 
wird,die zu besitzen die Alliierten ihm gestattet 
haben 

i 4, dass der Hohe Kommissar sich unmit- 
telbar an die polnische Regierung menden dürfte, 
damit diese ihn mit den litteln versehe,die er 
zur Sicherstellung der Rechte Polens auf freien 
Zugang zum Meere für notwendig erachtet. 

Uber die Punkte 3 und 4 hat grundsätz- 
lich eine Einigung mit dem Wortlaut stattgefunden,der 
von der britischen und französischen Regierung bereits 
angeno:men und in dem Entwurf des Beschlusses wieder- 
gegeben ist,den Vicomte Ishii in seinem Bericht über 
die Verteidigung Danzigs vorgelegt hat. Was die pol- 
nische Forderung bezüglich der für die Munition una 
Sprengstoffe,die für Polen bestimmt sind,vorzubehal- 
tenden Lagerräume anbelangt,so ist die polnische Ab- 
ordnung der Ansioht,dass der lat,wenn er dieser For- 
derung nachkomut ‚nur dazu beitrügt,dass für die Si- 
cherheit der an der überwachung dieser gefährlichen 
Munition und Sprengstoffe interessierten Freien Stadt 
gesorgt wird. Der für die Einrichtung dieser lLagerräu- 
me geeignetste Platz würde die Holminsel sein,auf der 
es weites und von der Stadt vollständig abgesondertes 
Gelände gibt. Da dieses Gelände dem deutschen Staate 
gehört hat,mıss es von dem Verteilungsausschuss ver- 
teilt werden. 

Was die polnische Forderung bezüglich 
der militärischen Begleitinsannschaften anbetrifft,so 
ist die französische Aboränung der Ansicht,dass der 
polnischen Regierung gestattet werden müsste,zwei 
Arten von Mannschaften am Platze zu unterhalten: 

a) Zivilpersonal zur Löschung, Weiter- 
leitung und Behandlung des Kriegsperäts, 

b) 
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b) ache und Begleitmannschaften zur Auf- 
rechterhaltung der Ürdnung und der durch das Vorhan- 
&ensein von zuweilen geführlichen Verät bedingten 
Sicherheit, Diese Mannschaften könnten in Anbetracht 
ihrer Tätigkeit bewaffnet sein und Uniform tragen. 


Entwurf eines Beschlusses. 


\ Der polnischen Regierung wird zur Lü- 
schung, vorübergshenden Lagerung und zur Weiterleitung 
des durchgehenden Kriegsgeräts nach Polen ein beson- 
derer Platz am Heichselufer zur Verfiigung gestellt 
werden, 

Die polnische Regierung wird ermächtigt, 
zu diesen Zwecke erstens das zur Löschung, zum Umschlag 
und zur Weiterleitung des Kriegsgerüts erforderliche 
Zivilpersonal auf dem Gebiete der Freien Stadt zu 
unterhalten,und zweitens an den ihr zugeteilten Plät- 
zen Wach- und Begleitmannschaften zur Aufrechterhal- 
tung der Ordnung und Sioherheit,die durch das Vorhar- 
densein von zuweilen geführlichen Kriegsgerät bedingt 
ist,zu halten, S 

Diese Mannschaft soll mit Rücksicht auf die 202 
Erfülläng ihrer Obliegenheiten bewaffnet sein und Uni- 
form tragen, 

Die Stärke dieser Polizeitruppe wird von dem 
Hohen Kommissar im Einvernehmen mit der polnischen Re- 
gierung festgesetzt werden. 


Anlage Nr. 47. 
( XIII, Tagung ~ Anlage 213 b ) 


Bericht des Ausschusses vom 

23.Juni 1921,betreffend Nie- 
derlage für polnisches Kriegs- 
gerät in Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 23,.Juni 1921, 


Der polnisohe Delegierte beim Völkerbun- 
de hat in einem Schreiben vom 5.\Mürz 1921 darun er- 
sucht,dass bestimmte Massnahmen ergriffen werden möch- 
ten,damit Polens Recht der Ein- und Ausfuhr von Waren, 
gleichviel welcher Art,einschliesslich Kriegsgeräüt, 
über Danzig gemäss Artikel 28 des zwischen Polen und 
der Freien Stadt Danzig geschlossenen Vertrages vom 


= 208 =» 


vom 9.Novander 1920 sichergestellt werde, Der Rat 
hat in seiner Ten vom 22.Juni 1921 einen Ause® 
schuss zur Prüfung einiger dieser Wassnahmen ernanrt, 
unter denen sich die folgende befend: 
dass abgesonderte in der Nähe der Weichsel- 
ufer gelegene Lagerräuma ausschliesslich für Munition, 
Sprengstoffe und entzündbare Stoffe,die für Polen be- 
stiaut sind,vorbehalten bleiben. 
Der Ausschuss trat an demselben Tage zusammen. 
Annesend waren: 
General Haking,Hoher Kommissar des Völkerbundes 
in Danzig, 
Herr Professor Attolico,früherer stellvertreten- 
der Hoher Kommissar des Völkerbundes in. danzig, 
Herr Askenazy, Delegierter der Republik Polen 
beim Völkerbunde, 
| ans Sahm, Prüsident des Senats der Freien Stadt 
nzig 
Herr Admiral Lacaze von der französischen Dele- 
gation, 
Herr Colban,Leiter der Abteilung für Verwaltungs- 
ausschüsse des internstionalen Sekretariats, 
sowio die technischen Berater beider beteiligten 
Parteien. 

Nachden die Frage geprüft worden war,nahin 

der Ausschuss von folgender Erklärung Kenntris: 

"Der Delegierte der polnischen Republik 
und der Prüsident des Senats der Freien Stadt 
Danzig als Vertreter der Freien Stadt haten sich 
über folgende Grundsätze geeinigt: 

2 dass ein besonderer Platz am Weichselufer 
der polnischen Regierung zum Löschen,zur vorüber- 
gehenden Lagerung und zur Weiterleitung des 
durchgehenden hriegsperäts nach Polen zur Verfü- 
gung gestellt werden soll,und 

dass dieser Platz von den bewohnten Teilen 
der Stadt genügend weit entfernt und so abgesor= 
dert wie möglich lieger soll; dem Hafenausschus3 
bleibt yie Aufgabe übserlassan,die für die Sicher- 
heit der Freien Stadt erforderlichen äöshutzuass- 
nahmen festzusetzen. 

Die beiden Parteien konnten sich über den 
Vorschlag des franzcsischen Jelegierten nicht el- 
nigen,der die Holminsel als geeigndten Platz für 
die Errichtung dieser Niederlage bezeichnete, sie 
sind aber dahin übereingekomsen;dass diese Frage 
zur Regelung den Hafenausscohuss überwiesen wird, 
unter dem Vorbehalt aelierdings,dass der Vertei- 
lungsaussohuss der Zuteilung das gerühlten Gelün- 
des zustimmt." 

Der Ausschuss beschlosa,diese Erklärung 

der beiden beteiligten Parteien den iate des Völker- 
bunies mitzuteilen. 
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Anlage Nr., 48. 
( XIII. Tagung - Anlage 214 ) 


Bericht-des Ausschusses vom 23, S. 
Juni 1921,betreffend polnische 203 
militärische Wach- und Begleit- 

mannschaften für das polnische 

Kriegsgerüt in Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 23.Juni 1921. 


der polnische Delegierte beim Völker- 
bund hat in einem Schreiben vom 5.llärz 1921 darum 
ersucht ,dass Massnahmen ergriffen werden möchten, 
damit Polens Recht der Ein- und Ausfuhr von warer, 
gleichviel welcher Art,einschliesslich Kriegsgerüt, 
über Danzig gemäss Artikel 28 des zwischen Polen urd 
der Freien Stadt Danzig geschlossenen Vertrages von 
9,Novenber 1920 sichergestellt werde, 

Der Rat hat in seiner Sitzung vom 22,Juni 

1921 einen Ausschuss zur Prüfung einiger dieser Lass» 
nahmen ernannt,unter denen sich auch das Ersuchen 
befand, dass Polen militärische Wach- und Begleitiarn- 
schaften zur Lberwachung des Löschens,der Einlage- 
rung und des Verladens des Kriegsgeräts in Züge, 
sowie zur Begleitung derselben durch das Getiet der 
Freien Stadt hindurch unterhalten dürfe, 
Der Ausschuss trat an demselben Tage zusar:- 
men. 
Anvesend waren: l 
Herr Askenazy,Delegierter der “epublik Polen 
beim Völkerbund, 
Herr sahm,Präsident des Senats der Freien Stadt 
Danzig, 
Herr Professor Attolico,früherer stellvertreter- 
„ „der Hoher Kommissar des Völkerbundes in Danzig, 
Herr Adäiral Lacaze,von der franzisichen Jelera- 
tion beiss Völkerburdrat, 
Herr Colban,Leiter der Abteilung für Vervaltungs- 
ausschüsse des internationalen Sekretariats, 
sowie die technischen Berater beider Parteien. 

General Haiing,der Hohe Komissar des Völ- 

kerbundes in Danzig,war zugegen, nahm aber an der ir- 

örterung nicht teil,da sie eine Frage betraf,über 

äie er bereits in seiner Eigenschaft als Hoher Kom- 

missar eine Entscheidung abgegeben hatte, S 
Nachdem ein von der Abteilung für Varwaltungs- 

ausschüsse ausgearbeiteter Bericht (Anlage 49) var- 

lesen und die Ansichten ausgstauscht worden waren,er- 

klärten der Delegierte der poinischen Republik und 

der Vertreter der Freien Stadt Danzig folgendes: 

"Der Delegierte der Republik Polen beim Völ- 
kerbunde und der Prüsidernt des Danziger „enats 
als Vertreter de r Freien Stadt kouwen dahin 
überein,dass sich die Sachlage durch den Vorschlag 
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Vorschlag geändert hat,zur Ninlagerung der !iuni- 
tion einen von der Stadt abpgesondert und ertfernt 
gelegenen Platz zu wählen,der nicht Exterritori- 
alitütsrechte geriesst,und dass in_folge dieses 
Vorschlags die Frage von einem neuen Gesichts- 
punkte aus angeseben werden kann. Unter diesen Ui- 
stünden nürde əs wüglich sein,Polen das Ääscht zu- 
zuerkennen,auf den Plätzen,die seiner Benutzung 
vorbehalten sein sollen, iach- und Aufsichtsmann- 
schaften zu unterhalten,um die Massnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit zu 
treffen,die durch das Vorhandensein von zuweilen 
geführlichen Gerät benötigt werden. Diese Mann- 
schaften sollen zur Ausübung ihrer Tätigkeit ve- 
naft'net sein und Uniforn tragen. Der Hohe Komnis- 
sar des Völkerbundes in Danzig soll das Recht ha- _ 
den,über die Stürke dieser Mannschaften,die er im 
Einverständnis mit der polnischen Regierung fest- 
setzt,auf dem Jaufenden gehalten zu werden., Die 
Mannschaften dürfen ausssrhalb der vorbehaltenen 
Plätze keine Schusswaffen tragen. Lber die Frage, 
ob diese Mannschaften ausserhalb der vortelalte- 
ren Plätze Uniforu tragen dürfen,ist eine Eini- 
gung zwischen den Vertreter Polens und dem Danzi- 
ger Vertreter nicht erreicht worden," 

Der Ausschuss beehrt sich, Vorsteher- 

des dem Rate zur Kenntnis zu brirgen. 


Anlage Jir. 49. 
(XIII. Tagung =- Anlage 2l4a ) 


Bericht der Abteilung für Ver- 3. 
waltungsausschüsge des Sekre- 204 
tariats vom 22.Juni 1921,betref- 

fənd polnische Wach-und Berleit- 

mannschaften zur Überwachung und 

Weiterleitung des polnischen 

Kriegsgerüts in Danzig. 

Dem Rate vorgelegt am 22,Juri 1921, 


Bei dem Hohen Kommissar des Völkerbun- 
des in Danzig wurde im Monat Jaruar dieses Jahres von 
dem Vertreter der polnischen Regierung in Danzig eine 
Streitfrsge anhüngig femacht,die zwischen der polni- 
scher legierung und der Regierung der Freier Stadt 
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Stadt Danzig entstanden war. Es handelte sich darum, 
od der polnischen militärischen Trupnenabteilung, 

die für die Überwachung und Begleitung der polni- 
schen Kriegsgerätsendungsen auf der Strecke vom Ha- 
fen von Danzig bis zur polnischen Grenze bestimmt 
ist,gestattet werden kann,in Danzig zu bleiben,wo 

sie seit der Zeit der er TE Verwaltung 

in Danzig in den Kasernen in lie hrwasser unterge- 
bracht war, Der Hohe Kommissar legt in einer Ent- 
scheidung vom 4.Februar 1921,die den Mitgliedern des 
Rates vorgelsegen hat ,,‚dar,aus welchen Gründen die Dan- 
ziger Behörden um Zurückzishung dieser militärischen 
Truppenabteilung ersucht haben, und auch welche Gründe 
der polnische Vertreter für das Verbleiben dieser 
Truppenabteilung vorgebracht hat. Der Hohe Kommis- 
sar sdzto fest; 

"Wenn der Hafenausschuss schon mit seinem 
vorschriftsuwässig ernannten Präsidenten in vol- 
lor Tätigkeit wäre,nürde ich die Angelegenheit 
ihm überwiesen haben,in der Hoffnung,so zu ei- 
nem gütlichen Vergleich zu kommen. Da das nicht 
der Fall ist, und eine sofortige Entscheidung 
nötig ist, schlage ich vor,dass,bis der Hafenaus- 
schuss in voller Tätigkeit ist,die Danziger Be- 
hörden,um ihren guten Willen zu zeigen,serlauben 
sollten,dass diese Abteilung als Wächter für die 
das Danziger Gebiet passisrenden polnischen Gü- 
ter hier bleibt,und dass die polnischen Behör- 
den,um ihrerseits ihren guten Willen zu zeigen, 
jede Möglichkeit ausschalten sollten,dass die 
Abteilung als eine solche militärischer Art an- 
gesehen werden kann,indem sie ihr Waffen, Aüs- 
rüstung und Uniform nehmen," 

In Erwiderung auf sin Schreiben des Präsi- 
denten des Senats der Freien Stadt legt der Hohe 
Kommissar in einem Schreiben an den Präsidenten von 
23,Februar 1921 dar ,dass,was die Stellung der pol- 
nischen Truppenabteilung anbetrifft,er in seiner 
Entscheidung klar zum Ausdruck gebracht habe, dass 
sie in Danzig als "caretakers of polish goods" blei- 
ben könne,was im Grunde genommen dieselbe Bedeutung 
habe wie"private watohmen" ‚welchen Ausdruck der 
Präsident in einem Schreiben gebraucht habe, In deun- 
selben Schreiben sagt äer Hohe Kommissar,dass zwei- 
fellos der Hafenaussohuss,wenn er erst eingesetzt 
sei,noch einmal die Frage der polnischen Truppen- 
ebteilung prüfen werde, 

Die polnische Regisrung hat gegen diese Ent- 
scheidung des Hohen Kommissars bei dem Rate des Völ- 
kerbundes Berufung eingelegt. Diese Berufung ent- 
spricht der Bestimmung des Artikels 39 des Danzig- 
polnischen Vertrages vom 9.November 1920. Der Völ- 
kerbund hat bei seiner Entscheidung vom 17.Noveu- 
ber 1920,durch die er entschieden hat,die Freie 
Stadt unter seinen Schutz zu stellen,von dieser Be- 
stimmung Kenntnis genommen. 

Der 
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Der polnische Vertreter erklärt,dass die 
Entscheidung des Hohen Kommissars sowohl vom prak- 
tisohen als auch vom rechtlichen und politischen 
Standpunkt aus unhaltbar soheine. Praktisch handelt 
es sich um beträchtliche Wengen von Kriegsgerät das 
nach Polen gehen solle und regelmässig durch den 
Hafen von Danzig komme. Dieses Gerät ist sorgfältig 
und zum Teil sehr gefährlich żu befördern und er- 
heischt nach Ansicht des polnisohen Vertreters eine 
dazu besonders bestellte polnische militärische Bə- 
wachung ‚die aus Fachleuten bestehen muss,die darin 
geübt sind,Waffen- und Munitionssendungen zu über- 
wachen. 

Vom rechtlichen Gesichtspunkt aus erklärt 
der polnische Vertreter ‚dass der polnische Kriegs- 
minister,als verantwortlicher Besitzer,eine Aufsicht 
über das in liede stehende Krisgsgerät nur mit Hilfe 
seiner militärischen Beamten ausüben könne. Der pol- 
nische Vertreter erklärt,dass die Zahl der polnischen 
militärischen Wachmannschaften in Danzig nicht über 
60 Mann betrage,und diese Anzahl von Sir Reginald 
Toner,der vorübergehend der Vernalter der Alliier- 
ten in Danzig war,gebilligt worden sei. Diese Zahl 
müsse als die Mindestzahl angesehen werden. Der 
Vorschlag,der bezweckt,den besagten polnischen Be~- 
amten ihre Uniform und ihre Waffen zu nehmen,wider- 
spricht nach Ansicht des polnischen Vertreters 
durchaus den Grundgedanken des Dienstes selbst,da 
es sioh darum handelt ,Kriegsgerät zu überwachen und 
zu begleiten,also einen rein militärischen Dienst 
zu erfüllen. Vom politischen Gesichtspunkt aus be- 
trachtet erklärte der polnische Vertreter,dass die 
Entscheidung des Hohen Kommissars insofern nicht 
angenommen werden würde,als sie die Entwaffnung 
und Ablegung der Uniform für die diensttuenden pol- 
nischen Soldaten vorschreibe. Die Entziehung der 
Uniform und die Entwaffnung von 60 polnischen Sol- 
daten,die als Aufssher nur friedliche und techni- 
sche Arbeiten ausführen,ohns der Freien Stadt Dan- 
zig zu sohaden,könnte nach Ansicht des polnischen 
Vertreters nur dis bösen Absichten siniger Danziger 
Elemente unterstützen,die den guten Beziehungen 
zwischen Polen ünd Danzig ee a 
hen,und könnte das Ansehen und die Machtstellung 
der polnischen Regierung in den Augen der Danziger 
Bevölkerung sichtbar und auffallend herabwürdigen. 

Deshalb hat die polnische Regierung den 
Rat des Völkerbundes gebsten,der in Rede stehenden 
Entscheidung nicht zuzustimmen und daran festzu- 
halten,dass in Danzig die Überwachung und Begleitung 
des polnischen Kriegsgeräts von polnischen Soldaten 
unverändert in der bisher üblichen Weise geschieht. 

Das polnische Berufungsschreiben ist der 
Regierung der Freien Stadt Danzig unterbreitet wor- 
den. Der Präsident das Senats der Freien Stadt 


- 215 -= 


Stadt bestätigt in einem Schreiben vom 25.Mai 1921, 
dass die Polizeigowalt im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig einzig der Regierung der Freien Stadt gebühre, 
und dass die Freie Stadt bereit sei,diese polizeili- 
ohen Aufgaben in ihrem ganzen Umfange zu erfüllen, 
sodass alle polnischen Waren,welcher Art sie auch 
sein mögen,unbeschadet durch das Danziger Gebiet 
hindurohgehen könnten. Infolgedassen ist es nach 
Ansicht der Freien Stadt unzulässig,dass eine pol- 
nische Truppenaboränung im Danziger Gebiet Polizel- . 
dienste verrichtet. Der Präsident des Senats beruft 
sich in demselben Schreiben auch auf die Bestimmung, 
die in die Verfassung der Freien Stadt eingefügt Ist, 
nach welcher Danzig nicht als militärischer Stütz- 
punkt irgendwelcher Art dienen soll, Der Präsident 
macht den Rat darauf aufmerksain,dass in dem polni- 
schen Berufungsschreiben die Dienstleistungen der 
polnisohen Truppenabteilung als rein militärisch 
bezeichnet werden, 


Endgergebnrisse, 


Die Frage,ob polnische militärische Wach- 
mannschaften in den Kasernen von Neufahrnasser blei- 
ben sollen,ist der jetzigen Tagung des Rates nicht 
allein durch das Berufungsscohreiben der polnischen 
Regierung gegen die Entscheidung des Hohen Kommissars 
unterbreitset worden, Der gleichen Frage ist auch ein 
besonder4s Schreiben vom 5.März 1921 gewidmet worden. 
In diesem Schreiben macht der polnische Vertreter 
den Rat des Völkerbundes darauf aufmerksam,dass Po- 
len gemäss Artikel 28 des Danzig-polnischen Vertra- 
ges vom 9.November 1920 das Recht habe,Waren,gleich- 
viel welcher Art, * einschliesslich Kriegsgerät - 
durch Danzig ein- und auszuführen. Um mögliche Un- 
fälle zu verhüten,ist es nach Ansicht der polnischen 
Abordnung unumgänglich notwendig,dass alles durch 
Danziger Gebiet naoh Polen hindurchgehendes Kriegsger 
rät von seiner Ankunft im Hafen ab unter sorgfültige 
Überwachung gestellt wird, 

Zu diesem Zwecke werden in dem polnischen 
Schreiben vom 5.März 1921 verschiedene Massnahmen 
in Vorschlag gebraoht,unter anderem auch die Beibe- 
haltung der militärischen Wach- und Begleitmannschaf- 
ten in Neufahrnasser, Bei dieser Gelegenheit ist es 
ratsam, den Rat darauf aufmerksam zu machen,dass die 
Frage der Ausführung des Artikels 28 des polnisch- 
Danziger Vertrages vom 9.November 1920 von dem Rate 
allgenein bereits in dem Beschluss behandelt worden 
ist,der ihm bezüglich der Frage der Verteidigung der 
Freien Stadt Danzig unterbreitet wurde, 

Nach diesem Beschluss kommt es dem Hohen 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig zu,die polnische 
Regierung unmittelbar aufzufordern,ihn mit den nötigen 
Mitteln zur Sicherstellung der Aufrechterhaltung der, 
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der Ordnung im Gebiste der Freien Stadt Danzig zu 
versehen,für den Fall,dass Polen sioh plötzlich tat- 
sächlioh aus irgendeinen Grunde des Genusses der 
Rechte beraubt sieht, dis as auf Grund des Artikels 
28 des Danzig-polnischen Vertrages besitzt, Die Fra- 
ge,die dem Rate vorliegt,ist die,ob es möglich ist, 
derein zu willigen,dass sine polnische militärische 
Truppenabteilung sich ständig im Danziger Gebiet 
aufhält, 


Anlage Nr, 50, 
( XIII, Tagung ~ Anlage 215 ) 


Bericht des Viöomte Ishiil,des 


Vertreters Japans ‚betreffend 207 


deutsches in Danzig befindli- 
ohas Kriegsgerät, 
Vom Hate angenommen am 23,Juni 1921, 


Der Vorsitzende der Botschafterkon- 
ferenz hat mit einem Schreiben vom 1l.Juni 1921,das 
dem Rate bekannt gemeben worden ist,dem Generalsekre- 
tär die von der Konferenz am 18.,November 1920 und 9, 
Februar 1921 engsnommenen Beschlüsse, betreffend das 
Eigentum an dem im Gebiete der Freien Stadt Danzig 
befindlichen deutschen Kriegsgerüät, mitgeteilt. Der 
Vorsitzende bittet den Rat,alle erforderlichen Mass- 
nahmen. zu ergreifen, damit das in Danzig befindliche 
Kriegsgerät gemäss der Entscheidung vom 18.Novamber 
an Polen mit Ausnahme des luftfahrtgeräts abgegeben 
werde, 

Desgleicohen hat der Generalsekretär von 
dem Hoben Kommissar des Vülkerbundes in eig eine 
‚Abschrift eines zwischen dem Prüsidenten des Senats 
der Freien Stadt Danztg, dem Kommissar der polnischen 
Regierung in Danzig und dem Hohen Kommissar ausge- 
tausohten Schriftnechsejs erhalten,der die Munition, 
die sioh in Danzig befand,als ss Freie Stadt wurde, 
behandelt, Aus diesem Schriftnachsel geht hervor, 
dass Über das Eigentunsrscht an einem Teil dieser 
Munition,der anscheinend für die Danziger Polizei 
bestimmt ist,Zneifel bestehen, | 

Der Hohe Kommissar wird natürlich gemeinsam 
mit den Danziger Behörden alle erforderlichen Megs- 
nahmen treffen,damit verhindert wird,dass Danzig 
ein Heeressützpunkt oder eine Waffen-und Munitions- 
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Munitionsniedarlage irgendwelcher Art wirä oder 
bleibt. Jede zwischen Polen und Danzig hinsichtlich 
des Eigentums oder des Verfügungsrecehts über das 

in Rede stehende Krisegsgerät aufkommende Meinungs- 
verschiedenheit wird natürlich,wenn die streiten- 
den Parteien sioh nicht einigen können,der Entschei- 
dung des Hohen Kommissars unterbreitet "werden, 

Es wird vorgeschlagen ‚dass eine Abschrift 
des Sohreibens der Botschafterkonferenz sowie ein 
Abdruck dieses Berichts,wenn er von dem Rate ange- 
nommen wird,dem Hohen Kommissar des Völferbundes 
in Danzig und durah seine Vermittelung der Regierung 
der Freien Stadt und åsar Regierung der Republik Po- 
lan zur Kenntnisnahme übersanät wird. Es wird auch 
eine Abschrift an den Vorsitzenden der Botschafter- 
konferenz in Beantwortung seines Schreibens vom 11, 
Juni 1921 zu richten sein. 


Anlage Nr. 51. 
( XIII, Tagung = Anlage 216 ) 


Bericht des Vioomte Ishii,des S 
Vertreters Japans, betreffend 208 
die Finanzlage der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 23,Juni 1921. 


In einem Bericht vom 21.Mai 1921 hat der 
Hohe Kommissar des Völkerbundes in Danzig die Finanz- 
lage der Freien Stadt gaprüft und sie aus folgenden 
Gründen sehr misslioh gefunden; 

a) Vorhandensein einer Stadtschuläj von 
100 Millionen Mark 

; Verschnläetsein durch den Vertrag von 
Versailles (Reparationen Bezahlung für früheres 
deutsnhes Staatseigentum) und die vorläufige 
alliierte Verwaltung (einschliesslish Truppen- 
‚unterhaltung): 

r a) laufende Ausgaben für eine zu gross 
ENN. Regierungsform, für Arbeitslosenunter-- 
stäützung und Eisenbahnverwaltung, 

Dar Hohe Kommissar bemerkt,dass der Haus- 
haltsfehlbetrag für das Jahr 1920- 1921 74 Millionen 
Mark baträgt,d.h,eine Summe ‚die fast abenso gross 
ist als die, die für Arbeitslosanuntarstützung und 
die Deokung das Eee gE ausgegeben ist, 
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ist, Seiner Meinung nach könnten die Verwaltungs- 
kosten dureh Verminierung der Regierungsstellen und 
Beamten verringert werden. Das Gesamteinkommen im 
Jahre beträgt- ungefähr 300 Millionen Mark, Der Hohe 
Kommissar gleubt,dass es wit steigender Handelstätig- 
keit infolgem Erledigung strittiger Punkte,betreffend 
den polnischwDanziger Vertrag vom 9,Nevember 1920, 
auf 500 Millionen steigen kann, 

Kürzlich ist sine Anleihe ven 200 Millioner 
Mark genehmigt worden, uu über die gegenwärtige Lage 
hinwegzukounen, Die Hälfte dieses Geldes ist auf 
dreimonatige Schutzwechsel aufgenommen worden,aber 
es ist für Danzig ausserordentlich schwierig, genü- 
gende Sicherheit für solche Anleihen zu finden. 

Dar Hohe Kommissar stellt fest,dass die be- 
sonderen Beziehungen, die zwischen Danzig und dem 
Völkerbunde bestehen, das einzige Guthaben der Freien 
Stadt sind,und er macht die Bemerkung,dass die Ein- 
wohner und besonders die ärueren Klessen den Völker- 
bund für die gegenwärtige wirtschaftliche und finan- 
zielle Lage in Danzig tadeln, 

Zum Sehlusse stellt er fest,dass Danzigs 
äredit natürlich geheben und Sicherheiten nutzbar 
gemacht' werden könnten,wenn die Freie Stadt von 
der Zahlung für früheres deutsches Staatseigentun, 
das ihr zugeteilt worden ist,und ven der Zahlung 
des Untorhaltes für die allilerten Truppen im Jahre 
1920 entbunden werden könnte, Er glaubt weiter, dass 
mnan der Regierung Danzigs vertrauen kann,dass sie 
aus der finanziellen Hilfe Nutzen ziehen werde,und 
schlägt vor,dass der Völkerbund für eine zwei- bis 
dreijährige Anleihe Deckung übernehuen könnte,um 
während dieses vorübergehenden Zeitabschnittes 
glücklich über die Schwierigkeiten der Freien Stadt 
hinwegzukormen,bis die Kegierungsforn umgestaltet 
und die Beziehungen mit Polen geßstigt sind. 

Die Regierung Danzigs hat indessen keine 
Darstellung ihrer Ansichten über diese Frage an den 
Nat abgegeben,und bevor wir in dieser Angelegenheit 
weitergehen,würde ich froh sein,die Meinung des Pr&- 
sidenten des Senats der Freien Stadt zu hören, 
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In diesar Übergangszeit ist es unzweifel- 
haft schwer,die Lage und ihre Aussichten in klarer 
eise zu betrachten, Es ist sicher unmöglich,es ohne 
genaue Kenntnis und ohne sergfültige Prüfung der 
Fraga durch Sachverständige zu tun. 

Wenn Polen und Danzig bald zu einer Eini- 
gung betreffs ihrer Meinungsverschiedenheiten über 
den Vertrag you 9.lloveuber kommen,könnte die finan- 
zielle Lage der Freien Stadt nach dem Bericht des 
Hohen Kommissars bald eine beträchtliche Verbesse- 
rung zeigeng 7 
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Ich würde jedoch im Hinblick auf die gegen- 
wärtigen finanziellen Schwierigkeiten der Freien 
Stadt,auf die Ungewissheit der weiteren Entwicklung 
und auf die Stellung des Völkerbundes der Freien 
Stadt gegenüber vorsohlagen,eine Abschrift des Be- 
richtes des Hohen Konmissars und dieses Berichtes 
an den vorläufigen Wirtschafts-und Finanzausschuss 
des Völkerbundes mit dem Ersuchen zu senden,die Fi- 
nanzlage der Freien Stadt zu prüfen und einen Be- 
richt über die Angelegenheit beim Generalsekretär 
zur Vorlage bei dem Rat gelegentlich seiner näch- 
sten Tagung einzureichen, 


Anlage Nr, 52. 
( XIV.. Tagung - Anlage 255 ) 


Bericht des Vicomte Ishil,des 5, 
Vertreters Japans über den Ge- 139 
setzentwurf, betreffend Erwerb 

und Verlust der Staatsangshörig- 

keit der Freien Stadt Denzig. 

Vom Rate angenommen am 16.September 1921. 


Am 18.Juni 1921 hat der Rat entschieden, 
die Prüfung der Frage des Gesetzentwurfs,betreffenä 
Erwerb und Verlust der Danziger Staatsangehörickeit, 
bis zu dieser Tagung zurückzustellen,eine Frage, 
welche die Folge einer Bestimmung in dem Beschluss 
des Rats vom 17,November 1920 war,da man zu jener 
Zeit glaubte,dass die Verhandlungen zuischen der 
Freien Stadt und Polen betreffs Artikel 34 des Dan- 
zig-polnischen Vertrages vom 9.Novenber 1920 zu ei- 
nem Ergebnis führen würden, (Bericht der XIII.Tagung 
des Rats,Anlage 28). 

In einem Sohreiben vom 16 ‚August 1921 an den 
Hohen Kommissar des Völkerbundes in Danzig stellt der 
Präsident des Danziger Senats fast,dass die polnisch- 
Danziger Verhandlungen bezüglich des Artikels 34 zu 
einem völligen Übereinkommen geführt haben,dass der 
genaue Wortlaut abgefasst wird,und dass ein Abünde- 
rungsvorschlag bezüglich dieser Frage später dem Rate 
unterbreitet werden wird. 
Infolgedessen beehre ich mich,dem Rate folgen- 
den Beschluss vorzuschlagen: 
"Die Frage des Gesetzentnwurfs,betreffend den 
Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit, der 
Freien Stadt Danzig wird bis zur XV, Tagung des 
Rates zurückgestellt." 
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Anlage Nr. 53. 
( XIV. Tagung = Anlage 256 ) 


Bericht des Vicomte Ishii ‚des 


Vertreters Japans,betreffend 140 


die Streitfrage Puppal/Deut- 
sche Bauernbank, 
Vom Rate angenommen am 16.September 1921, 


In seiner Sitzung vom 21,Juni hat der 
Rat einen Bericht angenommen, demzufolge das Akten- 
material dieser Angelegenheit der Reparationskomnis- 
sion mit der Bitte überwiesen wurde,dem Völkerbund 
seine Meinung über die Frage mitzuteilen. (Anlage 41) 

In einem Schreiben vom 24,.August hat die 
Reparationskormission erklärt,dass sie nicht zustän- 
dig sei,sich mit dieser Sache zu befassen,weder zu- 
folge Artikel 107 noch zufolge Artikel 248 oder auf 
Grund irgendeines anderen Artikels des Vertræ əs von 
Versailles; sie legte gleichzeitig die Gründe für 
diese Meinung dar. Des weiteren bemerkt das Sohrai- 
ben,dass die Regelung dieser einzelnen Angelegenheit 
der ganzen Frage der polnischen Rentengüter vorgrei- 
fen könnte,welche darin enthalten ist. 

Da das Schreiben der Neparationskommis- 
sion die lage geändert hat,so saohlage ich vor die 
Vertreter Polens und Danzigs aufzufordern,unter sich 
die Frage zu besprechen und hoffe,dass auf diese 
Weise eine Lösung herbeigeführt werden könnte,ohne 
‘dass zu einem schwierigen Verfahren Zuflucht genom- 
men werden Muss. 

Infolgedessen beehre ich mich,dem Rat 
folgenden Beschluss zur Annahme vorzuschlagen,wenn 
das darin vorgeschlagene Verfahren die Billigung der 
Vertreter Polens und Danzigs findest: 

"Bevor weitere Schritte in Sachen Puppel/ 

Deutsche Bauernbank unternommen werden,ergeht an 
den Vertreter der polnischen Republik und an den. 
Präsidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 
die Aufforderung,die Frage zu prüfen,damit sie 
unmittelbar unter den beteiligten Regierungen 
geregelt wird." 
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Anlage Nr. 54. 
( XIV, Tagung - Anlage 257 ) 


Bericht des Vioomte Ishii,des 5, 
Vertreters Japans, betreffend 141 
die Verteidigung der Freien 

Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 16.September 1921. 


Der Beschluss bezüglich der Verteidigung 
der Freien Stadt Danzig,welcher durch den Rat am 
22.Juni 1921 angenommen nurde,hat festgesetzt,dass 

"5. der Hohe Kommissar nach Beratung mit 
der polnischen Regierung einen allgemeinen Be- 
richt dem Völkerbunde vorlegen wird,über die 
Massnahmen,die in den oben angegebenen Fällen 
vorgesehen" werden müssen," 

Der Rat hat entschieden,in die Berichte der 

Sitzung,in deren Verlauf dieser Beschluss angenommen 
wurde, die folgenden Bemerkungen des Vertreters Frank- 
reichs einzufügen: 

"las Artikel 5 anbetrifft,so wird erwar- 
tet,dass der Hohe Kommissar einen allgemeinen 
Bericht über die Verteidigung Danzigs erstattet, 
dass dieser Bericht erst aufgestellt wird, nach- 
dem dər Hohe Kommissar die Ansicht der polni- 
schen Regierung eingeholt hat,und dass der Rat 
vor einer Beratung über diesen Bericht seinen 
Ständigen Beratenden Aussohuss für Heeres-, 
Flotten- und Iuftfahrtfragen hört." 

Gemäss dieser Entscheidung hat der Hohe 

Kommissar, nachdem er mit der polnischen Regierung 
beraten hat ‚am 30,August 1921 einen Bericht über 
die Frage der Verteidigung der Freien Stadt vorge- 
legt. Dieser Bericht wurde auf Bitte des Hohen Kom- 
missars als vertrauliches Schriftstück nur den Mit- 
EEURRRSE des Rats mitgeteilt, 

Ich schlage dem Rat folgenden Beschluss 
zur Annahme ver: 

"Der Bericht des Hohen Kommissars des 
Völkerbundes in Danzig vom 30.August 1921,be- 
treffend dis Verteidigung der Freien Staat ‚wird 
dem Ständigen Beratenden Ausschuss für Haeres-, 
Flotten- und Luftfahrtfragen mit dem Ersuchen 
übersandt,die Äusserungen au machen,die er dem 
Rate zu unterbreiten für zweckmässig erachtet." 


Anlage Nr., 55. 
( XIV. Tagung = Anlage %58 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des 3. 
Vertreters Japans, betreffend 142 
den "port d'attache” für pol- 

nische Kriegsschiffe in Danzig. 

Vom Rate angenonmen am 16.September 1921, 


Der Bewchluss bezüglich der Freien 
Stadt,welcher durch den Rat am 22.Juni 1921 ange- 
nomer werden ist,enthält folgenden Absatz: 
"7, Der Hohe Kommissar muss jedoch ersucht 
l werden,die Mittel zu prüfen, ,um im Danziger Ha- 
| 


fen einen Anlegehafen (port d'attache) für pol- 

nische Kriegsschiffe zu schaffen,ohne dsdurch 

einen Flottenstützpunkt zu errichten," 

Gemäss dieser Entscheidung hat der Hohe Kom- 

| missar am 10,September dem Rat einen Bericht über 
| diese Frage unterbreitet. In diesem Bericht legt 
der Hohe Kommissar dis Schwierigkeiten dar,auf die 
er bei dem Versuch,den Ausdruck "port d'attache" 
zu bestimmen,gestossen sei,und bespricht die Frage, 
unter welchen Bedingungen die polnischen Kriegs- ' 
schiffe unbestimmte Zeit im Hafen von Danzig bleiben 
könnten,ohne dass dieser ein Flottenstützpunkt sei. 
Nach Prüfung der Rechte der Freien Staädt,der Stel- 
lung des Völkerbundes in Danzig und der Best inmun- 
gen bezüglich des Rückzugs der pelnischen Truppen 
aus Danzig,gemäss Ziffer 3 des Beschlusses über die 
Verteidigung der Treien Stedt,ist der Hohe Kommissar 
der Meinung, 

a) dass der Hohe Kommissar des Völkerbundes 
in Danzig ermächtigt werden solle,die Zurüsckziehung 
‘der polnischen Kriegsschiffe aus dem Hafen von Jan- 
zig zu verlangen,wenn er meint,dass die lage diese 
Lessregel erfordert; 

- „ b) dass die polnischen Kriegsschiffe einen 
stündigen Ankerplatz für ihre Schiffe erhalten,dass 
sie aber keine ständigen Einrichtungen am Lande be- 
sitzen dürfen, 

Der Hohe Kommissar berichtet des weiteren, 
dass er die Frage mit den Vertretern der polnischen 
Regierung in Warsshau beraten habe,dass es der ge- 
nannten Regierung nicht möglich war,weder der einen 
noch der andern der beiden oben erwähnten Bedingun- 
gen a) oder b) zuzustininen,und er übermittelt gleich- 
zeitig eine Erklärung der polnischen Regierung dar- 
über, was die polnische Rspierung unter dem Ausdruck 
Anlegehafen ("port d'attache") geganüber einem Flot- 
tenstützpunkt' (base navala) versteht, Nach dieser 
Erklärung müssen die. polnischen Schiffe die Möglich- 
keit haben, zu jeder Zeit Sohutz im Hafen von Danzig 
zu finden,dort unerlässlishe Ausbesserungen vorzunehuen, 


vorzunehmen,und dort bestimnte Vorräte an Brennstof- 
fen, Schmierölen und Ausrüstungsgerät mit einen für 
die "Einlagerung dieses Geräts geeigneten Gelände zu 
haben. Diese geringfügigen Einrichtungen im Hafen von 
Danzig,- wird in der Erklärung hinzugefügt,- schlie3- 
sen in keiner leise die Schaffung eines befestigten 
und ausgebauten Flottenstützpunktes in Danzig in 
sich,wo die polnische Flotte in jedem Augenblick 
Schutz gegen jede feindliche Unternehmung finden \ 
könnte, Shanghai wird als Beispiel eines "port ä' 
attache" für die englischen, französischen und japa- 
nischen Kriegsschiffe angeführt. 

Der Hohe Kommissar schliesst,indem er die 
Ansicht aüuüsdrückt,dass es vielmehr Sache der Flot- 
tensachverständigen des Völkerbundes als diejenige 
des Hohen Kommissars ist,den Rat des Völkerbundes 
über diese Frage zu beraten, 

Ich deehre wich daher ,dem Rate folgenden 
Beschluss zur Annahme vorzuschlagen: 

"Der Bericht des Hohen Kommissars dəs Völ- 
kerbundes vom 10,September 1921 nebst Anlage, 
betreffend die Schaffung eines "port d'attache" 
für die polnischen Kriegsschiffe in Danzig,wird 
mit den Bemerkungen,die die Vertreter Polens 
und Danzigs etwa noch zu machen haben sollten, 
dem Ständigen Beratenden Ausschuss für Heares-, 
Flotten- und Luftfahrtfragen mit dem Ersuchen 
überwiesen,die Bemerkungen dazu zu machen,die 
er dem Rate zu unterbreiten für zueckmässig 
halten würde." 


Anlage Nr. 56. 
( XIV. Tagung = Anlage 259 ) 


Bericht des Vicoute Ishii,des S, 
Vertreters Japens, betreffend 143 
die Finanzlage der Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen su 16.Septenber 1921. 


Im laufe seinar Sitzung vom 23,Juni 
1921 hat der Rat beschlossen, den vorläufigen Wirt- 
schafts- und FinanzĮsusschuss einen Abdruck des Be- 
richts des Hohen Komumissars des Völkerbundes in 
Danzig über die Finanzlage der Freien Stadt Danzig 
ebenso wie einen Abdruck meines Berichts über diesalbe 
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dieselbe Frage mit der Bitte zu übermitteln,die 
Frage zu. prüfen und einen Bericht Aarüber im Laufe 
der gegenwärtigen Tagung dem Rate zu unterbreiten. 
(Anlage 51); ER 
Der: in unseren Besitz befindliche Bericht 
des Ausschusses lerklärt,dass gewisses Material über 
diesen: Gegenstand vorhanden ist,dass es aber bisher 
nicht möglich gewesen ist,eine unmittelbare Prüfung 
duroh die Mitglieder des Ausschusses durchzuführen, 
Er drückt indessen die ileinung aus,dass im Hinblick 
auf die: bestehende. Lags und im Hinblick auf die bə- 
sonderen Beziehungen zwischen der Freien Stadt und 
dem Völkerbund der Ausschuss sehr wohl auf das Ver- 
langen des Rates hin eine Untersuchung über die Fi- 
nanzlage der Freien Staät unternehmen könnte,voraus- 
gesetgt,dass es elbstverständlich ist,dass diese 
Prüfung nicht dahin ausgelegt werden keann,als beab- 
sichtige der Rat eins finenzielle,Hilfe zugunsten 
der Freien Stadt ins Leben zu rufen, Der Ausschuss 
hat also zwei seiner Witglieder,Herrn Avenol und 
Herrn danssen,baestimat,die Lage in grümdlicher Weise 
zu untersuchen, falis der Rat as genehmigt. 
: Bin Schreiben des Senats der Freien Stadt 
Danzig in dieser Angelegenheit vom 27,August 1921 
ist uns suf die! Bitte des Senats ebenfalls übermit- 
telt worden; Es gibt einen Überblick über die wenig 
befriedigende Finanzlage der Freien Stadt und über 
die Massnahmen,die der enat für notwendig erachtet, 
um die Lage zu bessern. Ich bitte indessen den kat 
nioht,as im einzelnen zu prüfen,da ich glaube ‚dass 
die ganze Frage gegemwärtig besser durch unsere Fi- 
nanzsachverständigen behandelt werden kann. 
Angesichts des Rats des vorläufigen Wirt- 
schafts- und Finanzausschusses,die Frage einer wei- 
teren Prüfung zu unterziehen,schlazge ich dem Rate 
aies Annahme folgenden Beschlusses vor: 
l "Der Rat nimat von dem Bericht des vor- 
„~ läufigen Wirtschafts- und Finanzausschusses 
über die Finanzlage Danzigs Kenntnis und tittet 
den Aussahuss,dđdie Frage nochmals einer eingehen- 
deren Prüfung in der Weise zu unterziehen,die 
er für die zweckmässigste hält. Es wird dabei 
vorausgesetzt,dass eine derartige Prüfung nicht 
so aufgefasst: werden darf,als beabsichtige der 
Rat, eine finanzielle Hilfe zugunsten der Freien 
Staåt ins Leben zu rufen." 
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Anlage Nr. 57. 
( XIV. Tagung - Anlage 261 ) 


Bericht äes vorläufigen irt- Se 
schafts- und Finanzausschusses, 149 
betreffend die Finanzlage der 
Freien Stadt Danzig. 

Dem kate vorgelegt am 19.Septeuber 1921. 


Gemäss dem in dem Ratsbeschluss von 
23.Juni dieses Jahres ausgesprochenen Wunsche hat 
der Finanzausschuss die Finanzlage der Freien Stadt 
Danzig geprüft. 

Es lagen dem Ausschuss vor; die Berichte des 
Viconte Ishii und des General Haking, sowie verschie- 
dene von dem Sekretarıat gesammelte Mitteilungen. 

Es ist bisjetzt nicht möglich gewesen, ,đurch die Aus- 
schussnitglieder eine unmittelbare Untersuchung vor- 
zunehmen. 

Es hat den Anschein,dass die Finanzlage Dan- 
zigs von den gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhült- 
nissen in der Welt beeinflusst wird,und es wird dem 

- Rat vielleicht nicht möglich sein,den Einfluss die- 
ser nirtschaftlichen Verhältnisse auf die Finanzen 
der Freien Stadt sehr abzuschwächen, 

Es scheint auch,als bestehen finanzielle Ver- 
bindlichkeiten,die mit "Pragen über internationale 
Verpflichtungen im Zusammenhange stehen,und für die- 
se müsste der Ausschuss sich vielleicht nach einer 
Prüfung als nicht zuständig erklären, 

Der Ausschuss ist nichtsdestoweniger der An- 
sicht, dass in Anbetracht der besonderen Beziehungen, 
die zwischen der Freien Stadt und dem Völkerbunde - 
bestehen,auf Verlangen des Hats sehr wohl eine Un- 
tersuchung über die Finanzlage Danzigs angestellt 
werden könnte,wobei natürlich vorausgesetzt wird,üass 
eine solche Untersuchung nicht dahin ausgelegt werden 


kann,als beabsichtige der Rat, eine unmittelbare fi- D 
xnanzielle Hilfe zugunsten dər Freien Stadt ins Leben 150 
zu rufen. 


Der Ausschuss hat daher zwei seiner Witglieder, 
Herrn Avenol und Herrn Janssen, dazu ernannt,die Frage 
eingehender zu prüfen und ihnen Vollmacht gegeben, 
mit Genehmigung des Rats die Vertreter der Freien 
Stadt und der polnischen Regierung zu beiragen, 

Wenn der Rat diese Wassrnahmen billigt,so wird 
der Ausschuss die Ergebnisse dieser Unters uchung bei 
seiner nächsten Tagung prüfen. 


nn nn E 
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Anlage Nr, 58. 
( XIV. Tagung ~ Anlage 271 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des Sy 


Vertreters Japans,betreffend 


Herstellung von Flugzeugen in Danzig. 
Vor Rate angenommen am 6,Oktober 1921. 


In einem Schreiben vom 21l.September 1921 
hat der Hohe Kommissar erklärt,dass einige industrisl- 
le Unternehmungen in Danzig sofort die Herstellung 
von Zivilflugzeugen aufzunehmen wünschten. Er wünsch- 
te den Rat der Luftfahrtsachverständigen des Vülker- 
bundas darüber zu erhalten,welche Arten von Flugzeu- 
gen und Luftfahrtgerät als Kriegsgerät und welche 
Maschinen als Zivilluftfehrtgerät gemäss dem Be- 
schluss des Rates vom 23.Juni 1921 bezüglich der 
Herstellung,des Verkaufs,der Lagerung und der Wei- 
terleitung von Kriegsgerät auf dem Gebiete der Frei- 
en Stadt Danzig bastimat werden müssten, 

Der Vorsitzende des Rates hat in Beant- 
wortung dieser Bitte am 23.September 1921 das Schrei- 
ben des Hohen Kommissars dem Ständigen Beratenden 
Ausschuss für Heeres-,Flotten- unä lJuftfahrtfragen 
übermittelt,indem er ihn bat,die Frage in möglichst 
kurzer Frist zu prüfen. Am folgenden Tage hat der 
Ständige Beratende Ausschuss entschieden,äass der 
luftfahrtunterausschuss über diese rein luftfahrt- 
technische Frage als Vollausschuss verhandeln und 
unmittelbar an den Rat des Völkerbundes berichten 
solle, 

Das Gutachten des Luftfahrtunterausschusses, 
welohes einstimmig bei einer Sitzung am 30.Septeuber 
in Paris angenommen wurde,ist dem Rate mitgeteilt 
worden. Es setzt fest,dass gewisse Arten von "Appa- - 
raten,schwerer als die luft" und von lenkbaren Luft- 
schiffen als Militürfahrzeuge angesehen werden müssen, 
und er meint,dass diese Bestimmung alle zwei Jahre 
nachgeprüft werden müsse, 

Da der Hohe Kommissar nur das Gutachten 
der Sachverstündigen in Luftfahrtfragen erbeten hat, 
so scheint es nicht nötig,dass der Rat eine Meinung 
über das wesentliche der Frage selbst ausdrückt, und 
es dürfte vielleicht genügend sein,dem Hohen Kommis- 
sar die Ansicht der Luftfahrtsachverständigen des 
Heeres-,Flotten- und Luftfahrtausschusses des Vül- 
kerbundes mitzuteilen, 

Ich schlage also folgenden Beschluss zur 
Annahme vor; 

"Der Generalsekretär wird ersucht,den Be- 
richt des lLuftfahrtuntsrausschusses des Ständigen 
Beratenden Ausschusses für Heeres-,Flotten- und 
Luftfahrtfrapen vom 30,5epteuber 1ly21l,betreffend 
die Herstellung von Luftfehrtgerät in Danzig, 
dem Hohen Kommissar des Völkerbundes in Danzig 
zu übersenden." 


Anlage Nr.59. 
( XIV. Tagung - Anlage 296 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des Do 
Vertreters Japans,betreffend 140 
vberwachung und Verwaltung der 

Weichsel im Gebiete der Freien 

Stadt Danzig. 

Vom late angenounen am 12,Jenuar 1522, 


Ich soll hier die Berufung der polri- 
schen Regierung gegen die Entscheidung des Hohen Kow- 
missars des Völkerbundes in Danzig vom Ll.5epteuber 
1921 prüfen,welche festsetzt: 
"dass die Überwachung und Verwaltung der gan- 
zen Weichsel im Gebiete der Treien Stadt Danzig 
von dem Hafenausschuss durchgeführt werden vussa," 


Die Berufung der polnischen Regierung ist dem 
Hohen Kommissar nioht in der Frist von 40 Tagen mit- 
geteilt worden,wie dieses die beiden Regierungen fri- 
her vereinbart hatten,aber die Regierung von Janzig 
hat erklärt,dass sie bereit sei in dem vorliegenden 
Falle nicht auf einer buchstübllchen Auslegung zu 
bestehen,und dass sie sich darauf beschrürkern werde, 
gegen die Unregeluässigkeit des Verfahrens Binspruch 
zu orheben,. der polnische Generalkomissar in Danzig 
hat erklürt,dass das eingeschlagene Verfahren das 
Ergebnis eines !iissverstündnisses in warschau war, 


Die Entscheidung des Hohen Kkonmissars, 


Nachdeu der Hohe Kommissar die seitens der 
beiden Parteien vorgebrechter Beweisgründe geprüft 
hat,erinnert er daran,dass diese frage durch den 
Ausschuss für den Hafen und die wWassearwege erwogen 
worien ist,welcher durch die ausschlagrebenie Stim.e 
seines Prüsidenten zugunsten der Verwaltung der gan- 
zen Weichsel auf dem Gebiete der !’reien Stadt durch 
den Hefenausschuss entschieden hat, Der Hohe Kommis- 
sar erirnert des weiteren an üie Geschichte der auf 
diese Frage sich beziehenden Artikel des Vertrages 
vom 9,November 1920 ausgehend von ärtikel 104 des 
Vertrag& von Versailles. 

Jer Hohe Komaissar schliesst,- nachdem er 
die Verschiederheit der Rechtsgrundsütze,đie auf die 
Danziger Sisenbaihnen angewendet wurden, gezeigt hat,” 
danit,dass Artikel 20 des Vertrages von 9.Nhoveniber, 
(dessen zweiter Adsatz wie folgt lautet: E 

"Der Hafenausschuss soll sich mit der 9e 
polnischen Regierung verständizen,wa soweit als M1 
möglich die Verwaltung des ihm unterstellten Tei- 
les der \eichsel mit der Verwaltung der polnischen 
“eichsel in Einklang zu bringen," J 

girer 
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einen deutlichen Unterschied zwischen der Weichsel 
in Polen und der Weichsel des Danziger Gebietes 
macht, Er fügt hinzu,dass dieser Artikel die Absicht 
zeigt,die ganze Weichsel im Danziger Gebiet unter 
dig Verwaltung des Hafenausschusses zu stellen. 

Der Hohe Kommissar legt des weiteren dar,dass er 
den Hafenausschuss als besonders geeignet für die- 
se Aufgabe ansehe,insbesondere in der Erwägung, dass 
die Verwaltung,was die Unterhaltung der Ufer anbe- 
langt,besser durch die Örtlichen Behörden als 

durch einen fremden Staat ausgeübt werden kann. Es 
scheine ihm gleichfalls,dass die Rechte Polens durch 
Artikel 26 des Vertrages vom 9.November #920 und 
durch Polens Vertretung im Hafenausschuss gewühr- 
leistet sind, Er entscheidet also ın dem oben ange- 
gebenen Sinne zugunsten der Überwachung und Verwal- 
tung durch den Hafenausschuss., 


Berufung der polnischen Regierung, 


In dieser Berufung vom 5.0Oktober 1921 bit- 
tet die polnische Regierung den Rat des Völkarbun- 
des,die Entscheidung des Hohen Kommissars aufzuhe- 
ben und die Überwachung und Verwaltung der Weichsel 
im Gebiete der Freien Stadt zwischen Dirschau und 
Scohiewenhorst der polnischen Regierung anzuvertrau- 
en,dia sich dieser Aufgabe unter Mitarbeit des Ha- 
fenausschusses gemäss später zu treffender besonde- 
rer Bestimmungen unterziehen wird. 

Die durch die polnische Regierung in ihren 
Schreiben vom 5,0ktober und in ihrer früheren Mit- 
teilung vom 22.August vorgsbrachten Beweisgründe 
können ungefähr wie folgt zusammengefasst wgrden: 

l. Artikel 104 des Vertrg es von Versailles 
unterscheidet zwischen den "Wasserstrassen" im Gebie- 
te der Freien Stadt Danzig und der "Weichsell',denn 
er behandelt in Ziffer 2 und 3 dieses Artikels bei- 
de getrennt. Wenn wan die Rechte Polens auf einen 
freien Zugang zum Maere in Erwägung zieht,und die 
lage der Weichsel herücksichtigt,deren Stromgebiet 
eine Fläche von 193 250 qm bedeckt, so kommt man zu 
dem Schlusse ‚dass Polen allein die Überwachung und 
Verwaltung der "lebenden Weiohsel" (des Flussarmes, 
welcher geradeswags nach Norden in die Ostsee fließt,) 
ausüben muss, Was dis anderen Wasserstrassen anbe- 
trifft, - die"tote Weichsel" ‚welche nach Westen hin 
sich von dem geradesnegs von Süden nach Norden 
fliessenden Arm abzweigt,einbegriffen,so hat Polen 
nur das Recht,sie frei zu benutzen und ist verpflich- 
tat, ein Übereinkommen mit dem Haffenausschuss abzu- 
schliessen, um die beiden Vernaltungen in Einklang 
zu bringen. Diese Lage kann nicht ohne ausdrückliche 
Ermächtigung seitens der Mäüchte,die den Vertrag 
von Versailles unterzeichnst haben, geändert werden, 
und sie ist nach Ansicht der polnischen Regierung 
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Regierung durch,den Vertrag vom 9.November 1920 nicht 
geändert worden. 

2. Die "lebende Weichsel" ist ein Strom,und 
die Hauptaufgabe eines Stromes ist,sein Gebiet zu 
entwässern; in dem Falle,welcher uns beschäftigt, 
umfasst dieses Stromgebiet das ganze polnische Ge- 
biet. Die Schiffahrt kormt erst in zweiter Linie. 
Unter der Ausdruck "Verwaltung der Weichsel" vər- 
steht dis polnische Regierung nur die Verwaltung 
ihres Strombettes und der benachbarten,den Über- 
schnenmungen ausgesetzten Gebiete,und nicht die Ver- 
waltung der Ufer,die i.mer der Sorge der örtlichen 
Behörden überldssen worden sind. Wie frühere preus- 
sische Regierung hat die ganze untere Weichsel (222 
km) unter eine Verwaltung,unabhünrgig von der poli- 
tischen Verwaltung jedes Bezirks gestellt. 

Der letzte Abschnitt der Teichsel von 25 
km regelt die Wasserverhältnisse des ganzen unteren 
LlLaufes des Flusses,welcher einer einzigen Verwaltung 
unterstehen muss. Polen verfügt bereits über Strom- 
bauämter,die geeignet sind,diese Aufgabe zu erfül- 
len,und eine Teilung dieser Arbeit würde grosse und 
ungereohtfertigte Ausgaben für den Hafenausschuss 
in sich schliessen. Diese Anter übernehmen os,über 
den Stand der Schiffahrtsrinne zu berichten ‚Signale 
lüngs des Flusslaufes einzurichten, die teideranpflen- 
zungen zu unterhalten und zu verwerten und sich mit 
anderen Fragen der Wasserkunde zu befassen. Es muss 
besonders bemerkt werden,dass seit 1895 während 11 
aufeinander folgender Winter die Eisbrecher auf der 
Weichsel ihre Arbeit bis über Dirschau hinaus er- 
streckten. 


Antwort des Präsidenten des Senats der 
Freien Stadt. 


In einem schreiben vom 17.November bestü- 
tigt der Prüsident des Senats der Freien Stadt,dass 
die Verträge seinen deutlichen Unterschied zuischen 
der Weichsel im polnischen Gebiet und der weiohsel 
im Gebiete danzigs machen, Er erklärt,dass,wo im 
Vertrage von Versailles von der Weichsel die Rede 
sei,es sich nur um die "lebende Weichsel", um den 
strönenden Wasserarm,hm dele. Er fügt hinzu, dass 
Artikel 20 des Vertrages vom 9.November .1920 den Ab- 
schluss eines Abkommens fordere,um seine Bestimmun- 
gen wirksam zu machen. 

Danzig gehörten nicht nur die letzten 26 
km der ïləichsəel, sondern auch 30 km das rechten Ufoers 
stronaufwärts, Än der Strecke des Weichsellaufes, 
die früher Preussen gehörte,seien die Deiche ohne 
Rücksicht und Zusammenhang mit dem Strom errichtet 
worden,aber im Gebiete der Freien Stat sei es un- 
möglich, ohne Rücksicht auf das Vorland und die Dei- 


che für den Flusslauf zu sorgen. Hier sei der Flusslauf 
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Flusslauf in Rücksicht auf das Hochwasser hin gere- 
gelt, dar Boden des Vorlandes diene zur Wiederher- 
stellung der Deiche,und die Überschwemmungen befruch- 
ten das Vorland,das dadurch zu Weideland geworden sei. 
Nur dis Bewohner des Gebietes seien imstande,die Un- 
terhaltung der Deiche regelrecht zu überwachen. Der 
Unterschied,der in der polnischen Berufung zwischen 
der Verwaltung des "Bettes" und der "angrenzenden 
Gebiete" und der der Deiche gemacht sei,scheine un- 
möglich gemacht werden zu können, 

l Es würde ganz widersinnig sein,die Weich- 5, 
sel im Gebiete der Freien Stadt unter eine fremde 142 
Verwaltung zu stellen. 5 Fähren gehen über die Fluss- 
strecke ünnerhalb dieses Gebietes,und es würe ein 
Unding,einer fremden Verwaltung zu gestatten,diesen 
Verkehr in eigenmächtiger Weise zu unterbinden. 

Die Verwaltung der Mündung der Weichsel sei 
immer besonders behandelt worden, eine Mündung müsse 
tatsächlich immer besonderen Massnahmen unterworfen 
werden,und man könne sie nioht mit anderen Fluss- 
strecken mach ihren entsprechenden Längen vergleichen, 
Die Strombauverwaltung der Weichsel- ein Vertreter 
derselben sitze im Hafenausschuss - habe viele Jahre 
hindurch die Verwaltung und Regulierung der früher 
preussischen Weichsel sichergestellt. Sie besitze 
eine langjährige Erfahrung und sei gern bereit,den 
polnisohen Dienststellen ihre Ratschläge und Unter- 
stützung zu teil werden zu lassen. Was die in der 
polnischen Berufung erwähnten technischen Fragen an- 
belangt,sei'es vielleicht angebracht, 2u bemerken, 
dass die Erfahrung gezeigt habe,dass die Eisbrecher- 
arbeiten von der Mündung des Flusses ausgehen müssen, 
Diese Arbeiten könnten nur von Danzig aus geleitet 
werden,wo sich das notwendige Gerüt befindet,und wo 
ganz natürlich die Meldungeüber die Eis- und Hoch- 
wasserbewegungen zusammenlaufen. 

Es sei unnöglich,die "lebende Heichsel" ‚sozu- 
sagen die Lebensader,die Danzigs Hafen unterhalte, 
sein ganzes Gebiet durchfliesse und die wichtigste 
Wasserstrasse darstelle,von der Freien Stadt zu 
trennen. Sie müsse daher unter die Verwaltung des 
Hafenausschussas gestellt werden. 


Ich zweifele nicht,dass die beiden Parteien 
eine praktische Lösung der Frage der Verwaltung der 
Weichsel nünschen,welche den Interessen und Bedürf- 
nissen der beiden Länder dient, Ich frage mich,ob 
eine grosse Anzahl der Schwierigkeiten der Lage,weal- 
che ich soeben wnrissen habe,nicht vielleicht im Iau- 
fe unmittelbarer Verhandlungen zwischen den beiden 
Parteien sich lüsen lassen würde. Seit dieser Peru- 
fung sind mehrere Monate verstrichen uxa -durch die 
Unterzeichnung des Abkommens vom 24,0ktober 1921 
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1921 sind zahlreiche schwebende Fragen zwischen Po- 
len und der Freien Stadt geregelt worden. 
Ich denke daher,dass erneute Besprechungen 
zwischen den polnischen und Danziger Delegierten, 
die zur Tagung des Rats nach Genf gekommen sind, 
die Lösung dieser Frage beschleunigen könnten. Ich 
würde, falls meine Kollegen mir zustimmen,die Vertre- 
ter bitten, die Frage zu erörtern und den Generalse- 
kretär vor dem Ende: der Tagung von den Ergebnissen 
der Besprechung zu unterrichten. 
Ich schlage also die Annahme folgenden Be- 
schlusses vor; 
"Die Vertreter der Regierungən Polens und 
Danzigs werden ersucht,die Frags der Überwachung 
und Verwaltung der Weichsel unter sich zu grür- 
tern und dem Generalsekretär vor Schluss der Ta- 
gung Mitteilung zu machen,ob ummittelbare Ver- 
handlungen zu einer Lösung dieser Frage zu füh- 
ren versprechen," 


Anlage Nr, 60. 
( XI. Tagung - Anlage 296 a ) 


Polnischer Entwurf vom 13.Jenuar 
1922 zu einem Abkommen in der 
Wweichselfrage. 

Dem Rate vorgelegt am 13.Januar 1922. 


Die FreierStadt Danzig bestimmt bei der 
Verwaltungsbehörde der Weichsel einen Vertreter und 
einen Stellvertreter,der folgende Befugnisse haben 
soll: 

A. 1,Der Vertreter ist berechtigt,alle Schrift- 
stüoke über Arbeiten im Gebiete der Freien Stadt 
einzusehen und seine Meinung über ausgearbeitete 
Beschlüsse abzugeben. 

2,Der Vertreter ist ermächtigt,seine Vor- 
schläge bezüglich der Fragen,ädie die Interessen 
der Einwohner der Freien Stadt betreffen ‚vorzulegen. 

3,Der Vertreter hat das Einspruchsrecht al- 
len Beschlüssen gegenüber ‚die seiner Meinung nach 
die Interessen oder die Röchte der Freien Stadt 
verletzen. Die entscheidende Stimme bleibt in die- 
sem Falle dem Hohen Kommissar des Völkerbundes 
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Völkerbundes vorbehalten. 

B. Ein Vertreter des Hafenausschusses soll 
in der Eigenschaft einer Verbindungsstelle der 
Strominspektion in Dirschau oder der Stronverwal- 
tung in Thorn zugeteilt werden. Die Wünsche des Ha- 
fenausschusses,die durch diesen Vertreter übermittelt 
werden,sollen von den polnischen Strombehörden aus- 
geführt werden, 

C, Der Hafenausschuss wird unabhängig von ‘dem 
augenblicklichen Ubereinkonnen und gemäss Absatz 2 
des Artikels 20 des Vertrages vom 9.November 1920 
sich mit der polnischen Regierung verständigen, um 
soweit wie möglich die seiner Leitung unterstellte 
Verwaltung der toten Weichsel nit der Verwaltung 
der Stromweichsel in Einklang zu bringen, 


Anlage Nr, 6l. 
( XVI. Tagung = Anlage 297 ) 


Berioht des Vicomte Ishii,des 5% 
Vertreters Japans, betreffend 143 
Erwerb und Verlust der anzi- 

ger Staatsangehörigkeit. 

Vom Rate angeno:men am l2.Januar 1922, 


Der Artikel 72 (früher 71) der Verfas- 
sung der Freien Stadt Denzig,der gemäss den Bestimmn- 
gen einer von dem Rate des Völkerbundes am 17.Noven- 
ber 1920 angenommenen Entschliessung abgeändert wor- 
den ist,lautet wie folgt: 

"Die Staatsangehörigkeit wird nach den Be- 
stiamungen eines Gesetzes erworben und verloren. 
Die Prinzipien des durch diesen Artikel 
vorgesehenen Gesetzentwurfes werden dem Völker- 
bunde spütestens am 23.Maie 1921 zur Prüfung un- 
terbreitet werden." 5 
Ein vorläufiger diesbezüglicher Gəsetzəent- 
wurf,der auf der Tagesordnung der XIII, und AIV,Te- 
gung des Rate stand,ist den Mitgliedern des Rates 
im vergangenen Juni bekannt gegeben worden. Da je- 
doch die polnische und die Danziger Regierung sich 
über die in Artikel 34 des Danzig-polnischen Vertra- 
pes vom 9.lovenmber 1920 vorgesehenen Bestimmungen 
über die Einbürgerung (raturalisation) in der Freien 
Stadt nicht haben einigen künnen,ist die Prüfung 
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Prüfung dieser Frage für einen späteren Zeitpunkt 
zurückgestellt worden. Inzwischen ist die Frage 

der Einbürgerung Gegenstand erneuter Verhandlungen 
genesen; diese Frage ist in den Artikeln 1 - 13 

des Danzig-polnischen Abkommens vom 24,0ktober 1921 
behandelt und an Stelle des vorläufigen Gesetzent- 
wurfes ist ein abgeänderter Gesetzentwurf gesetzt 
worden, Ein Schriftstück mit diesem abgsänderten 
Wortlaute ist den Mitgliedern des Rates im Dezem-" 
ber vorigen Jahres vorgelegt worden. 

Der Ausschuss der jüdischen Abordnung in 
Paris hat im Juni vorigen Jahres eine Denkschrift 
über diese Trage übersandt. Abdrucke dieser Denk- 
schrift sind der polnischen und der Danziger Re~- 
gierung zugestellt worden. Dieser Ausschuss hat ur- 
lüngst eine weitere Denkschrift ähnlicher Art über- 
mittelt, 

Wie ich schon in meinem letzten Berichte 
vom 18.Juni 1921 erwähnt habe,stützt sich der Be- 
schluss des Rates vom 17.November 1920 auf die Tat- 
sache,dass der Völkerbund ein Interesse daran hat, 
dass das Danziger Staatsbürgerrecht nicht in unan- 
gebrachter Weise erweitert oder eingeschränkt wird. 
Wie dieser Beschluss besagt,beschüäftigen wir uns 
nicht mit der genauen Abfassung irgendeines Wortlau- 
tes,wenn es sicli nicht um wichtige grundsätzliche 
Fragen handelt. Nachdem ich die Bestimmungen des 
Gesetzentwurfes und die Bestimmungen der Artikel 
des Abkommens vom 24,.Oktober,diese Frage betreffend, 
geprüft habe,scheint es mir nicht,dass die rechtli- 
chen Bestimmungen das Staatsbürgerrecht der Freien 
Stadt Danzig in unangebrachter Weise erweitern oder 
einschränken, Ich möchte jedoch bei dieser Gelegen- 
heit einen oder zwei besondere Punkte hervorheben, 
bevor ich einen Beschluss anheimgebe. 

Der Artikelsdes Gesetzentwurfs handelt 
von der Einbürgerung der Beamten infolge ihrer Er- 
nennung. Der Zweck dieses Artikels ist augenschein- 
lich der,Danziger Beamte zu Danziger Staatsbürgern 
zu machen,abgesehen von Ausnahmefällen,wenn zum 
Beispiel vorübergehend die Dienste auswärtiger Sach- 
verständiger in Anspruch genommen werden. Ioh nehme 
an,dass die Danziger Staatsangehörigkeit einem Be- 
amten nicht gewährt werden wird,sofern er nicht 

seine frühere Steatsangehörigkeit verloren hat, Ich 
halte eine solche Massnahme für wünschenswert, um 
alle unnötigen Fülle doppelter Staatsangehörigkeit 
zu verhüten,die Verwirrung und Unsicherheit kin- 
sichtlioh der Verpflichtungen und Pflichten der 
Betreffaenden gegenüber der Freien Stadt verursachen 
könnten. Aus denselben Gründen nehme ich gleichfalls 
an,dass der Danziger Senat nur ausnahmsweise einem 
Jenziger Staatsangehörigen gestatten wird,seine 
Danzigər Stastsangehürigkeit zu behalten,sottern er 
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er in den Dienst eines freuden Staates eintritt und 
darin verbieibt, (Artikel 17) 

Selbstverstündlich kann dieses Gesetz in 
keiner Weise dia Bestimmungen der Artikel 2 und 
106 des Vertrases von Versailles beeinfluss 

Dar Artikel 11 des A ee Adkon- 
mwens vom 24.0ktober fasst insbesondere ie Möglich- 
keit ins Auge,die Bestimmungen und die Bedingungen 
für die Einbürgerung abzuändern. Jede grunäs ützli- 
che Abünderung an den Bestizmungen,die in den uns 
augenblicklich vorliegenden Gesetzentwurf enthalten 
sind,müsste weinss Erachtens vor dem Rate genehmigt 
werden, bevor sie Gesetzeskraft erlangt. 


Ich beehre mich,sonit den folgerden Beschluss 


anheinzugeben; 


f 


Beo szsehbhiliass: 


"l. Der Rat beschliesst,gepen die Grundsätze 
des Gesetzen tnurfs,betreffend den Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit der Freien Stadt 
Danzig,der dem Hohen Komaissar durch den Prüsi- 
denten des Danziger Sensts am 25.Noveuter 1921 
übermittelt worden ist,nichts einzuwenden, 

2. Alle grundsätzlichen Abänderunzen der 
Bestimmungen des vorliegenden Gesetzentnurfes 
bedürfen der Genehmigung des Rates,bevor sie 
Gesetzeskraft erlangen." 


Anlage Nr, 62. 
( XVI. Tagung =- Anlage 298 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des 

Vertreters Japans, betreffend das 
vorlüufige Abkommen über die Han- 

dels- und konsularischen Beziehun- 

gen zwischen Polen und Danzig einerseits 
und Norwegen andrerseits. 

Von Rate angenowner am l2.Januar 1922, 


Artikel 6 des WVanzig=-polnischen Ver- 
trages von 9.Noveuber 1920 sieht für den Hohen Kom- 
missar des Völkarbundes das echt vor,in gewissen 
Füllen bei zwischsnstaatliochen Verträgen und Abkom- 
nıen,soweit diese die Freie Stadt Danzig betreffen, 
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betreffen,BEinspruch zu erheben. 

Es ist ausserdem in der XIII. Tagung des Ra- 
təs beschlossen worder, dass der Hohe komissar im 
allgemeinen den beteiligten Parteien seine Meinung 
erst bekannt gibt,nachdem dar Vertrag oder das Ab- 
komien von dem Generalsekretariat geprüft und dem 
Rate unterbreitet worden ist. Ausserdem ist für die 
Ausübung des Einspruchsrachts seitens des Hohen Kou- 
missars eine üusserste Frist von 3 „onaten festge- 
setzt worden, 

Auf Grund dieser Bestimmungen sind uns die 
folgenden Schriftstüske übarmittelt worden; 

l. Ein Abkommen, betreffend die vorläufige 
Hezelung der Handels-und konsularischen Bezie- 
hungen zwischen Polen und der Freien Stadt ei- 
nerseits und Norwsegen andererseits, 

2. Ein Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen. 

3, Ein Verhandlungsbaricht über die von Po- 
len und der Freien Stadt Danzig am 27. 5eptember 
1921 über dieses Abkownen abgehaltene Sitzung. 

Im vorliegenden Falle erlischt die für die 
Ausübung des dem Hohen Komunissar vorbehaltenen Ein- 
spruchsrechts vorgesehene Frist am 25.Januar 1922, 

Der Präsident das Senats der Freien Stadt 
Danzig hat dem Hohen Kommissar an 28,0ktober 1921 
mitgeteilt,dass der Senat pegen dieses Abkommen kei- 
ne Einwendungen zu machen hat, Der Hohe Kommissar hat 
seine Meinung gleichfalls dahin ahgegeben,dass er 
keinen Grund sebe,weshalb der Rat das Abkommen richt 
annehnen sollte, 

das das Durchgangsabkominen zwischen Polen 
und Danzig einerseits und Deutschland andererseits 
anbetrifft,das am 18.Jıni 1921 von dem Rate geprüft 
worden ist,so sind wir jetzt nicht angerufen worden, 
un ein Gutachten über den Wert des gegenwärtigen 
vorläufigen Abkoamens abzugeben., Der Rat hat nur 
zu prüfen,ob dieses Abkommen und sain Zusatzproto= 
koll mit den Bestimmungen des Vertrages vom 9.No- 
veınber 1920 oder der Verfassung der Freien Stalt 
unvereinbar sind, 

Die Rechtsabteilung und die Verwaltungsab- 
teilung des Generalsekretariats haben diese schrift- 
stücke geprüft und haben mir ihre Ansicht zutge- 
tsilt, Ich bin zu dem Schlusse gekommen ,dass sie 
nicht mit der Verfassung der Freien Stadt oder mit 
‘ dem’ Vertrage vom 9.November unversinbar sind, Jeden=- 
falls habe ich Demerkt,dass der Artikel 5 dieses 
Vertrages besagt,dass nach Ablauf eines Jahres jeda 
der beiden vertragschliessenden Parteien jederzeit 
das Recht hat,den Vertrag aufzukündigen,wenn sie 3 
Monate vorher davon Kenntnis gibt. In diesen Artikel 
wird Danzig zwar nicht basonders genennt,aber ich 
glaube wohl sagen zu können,dass der Wortlaut des ge- 
genwärtigen Abkommens nicht in der Absicht abgefasst 
worden ıst,den Reöhten der Freien Stadt Danzig 
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Danzig Eintrag zu tun. 

Zufolge einer von dem Sekretariat ergangenen 
Nachfrage hat der Hohe Kommissar von den polnischen 
Behörden erfahren,dass das Abkommen und das Zusatz- 
protokoll noch nicht unterzeichnet sind,aber wahr- 
scheinlich in nächster Zeit werden unterzeichret wer- 
den. Der Rat muss sich natürlich sein Recht vorbehal- 
ten,dieses Abkommen und sein Protokoll einer nochma- 
ligen Prüfung zu unterziehen,falls im Wortlaut,der 
uns vorgelegt worden ist,Änderungen vorgenommen wer- 
den sollten, Es ist selbstverstündlioh,dass in diesem 
Falle die oben erwähnte für das Einspruchsrecht des 
Hohen Kommissars vorgesehene Frist nicht eingehalten 
zu werden braucht, 

Ich beehre mich somit,dem Rate den folgenden 
Beschluss zur Annahme zu unterbreiten: 

"Der Generalsekretär wird gebeten,den Hoher 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig zu ermäch- 
tigen,der polnischen Regierung mitzuteilen,dass 
er das ihm laut Artikel 6 des Vertrages vom 9. 
November 1920 verliehene Einspruchsrecht in be- 
zug auf das Abkommen über die vorlüufige Rege- 
lung der Handels-und konsularischen Beziehungen 

. zwischen Polen und der Freien Stadt Danzig einer- 
seits und Norwegen andererseits sowie in bezug 
auf das Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen in 
der Form,in der diese am 25.0ktober 1921 dem Hohen 
Kommissar schriftlich mitgeteilt worden sind, 
nicht ausüben wird." 


Anlage Nr, 63. 
( XVI. Tagung - Anlage 299 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des 5, 
Vertreters Japans, betreffend 145 
die Amtsdauer der Senatoren, 

gemäss der Verfassung der 

Freien Stadt Danzig. 

Vom Rats angenommen am l2,Januar 1922, 


Der Rat hat am 22.Juni 1921- einen 
Bericht angenommen,welcher den Wortlaut einer Bestin- 
mung enthielt,die als Abünderunz in die Verfassung 
der Freien Stadt eingefügt werden sollte, Diese 
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Diese Bestimmung betraf die Amtsdauer des Präsiden- 
ten und der sieben anderen hauptamtlichen Senatoren 
der Freien Stadt, Wie der Kat schon duroh Schrift- 
stückse,die der Generalsekretär übermittelte,erfuhr, 
ist ein Gesetzentwurf zur Abänderung der Verfassung 
hinsichtlich dieses Gegenstandes durch den Senat 

dem Denziger Volkstag vorgelegt ‚aber von diesem noch 
nicht angenommen worden. Wie der Präsident des Senats 
von Danzig in seinem Schreiben vom 3l.Dezember 1921 
derlegt,konnte die durch die Verfassung vorgeschrie- 
bene Mehrheit, die mindestens zwei Drittel der er- 
wählten Vertreter des Volkstages umfassen muss, im 
Augenblick der Abstimmung nicht erreicht werden, als 
die Abänderung am 5l.Dezembar 1921 dem Volkstag. zur 
Prüfung vorgelegt wurde. Nach seiner Mitteilung haben 
genisse Gruppen des Volkstages die Annahme der Abünde- 
rung verhindert ‚weil sie weitgehendere Abänderungen in 
der Verfassung wünschten, Weitere Feststellungen über 
diese Sache,die von den Mitgliedern des Volkstages 
herrühren, und welche der Präsident des Senats durch 
Vermittlung des Hohen Komnissars dem Völkerbunde 
übermittelt hat,sind ebenfalls zu meiner Kenntnis 
gebracht worden, 

Ich habe den Wortlaut des Gesetzentnurfs 
zur Abünderung der Verfassung,welcher in dem Schrift- 
stüok Nr,C0.31.4.6.1922.1, mitgeteilt wurde,geprüft. 
Ich habe ihn mit dem Wortlaut verglichen der am 22, 
Juni durch den Rat angenommen wurde,und Ich glaube, 
dass der Rat keine Einwendungen gegen den Gesetzent- 
wurf zu machen haben wird,wie er durch den Präsi- 
denten des Senats unterbreitet worden ist, Wir könn- 
ten also den Hohen Kommissar ermächtigen,der Verfas- 
sung seine endgültige Genehmigung zu geben, wie es 
durch Artikel 103,Absatz 1l,des Vertrages von Vər- 
sailles vorgesehen ist, sobald der Gesetzentwurf end- 
gültig als Abänderung der Verfass sung angenommen sein 
wirds 

Des weiteren hoffe ich,dass die Freie Stadt 
Danzig diese neue Frist,die ihr gegeben ist,dazu 
benutzen wird,die Frage der Verfassung so schnell 
als möglich zu regeln,damit es dem Hohen Kommissar 
möglich ist,dem Rat während seiner nüchsten Tagung 
mitzuteilen, dass er seine endgültige Zustimmung der 
Verfassung gegeben habe. 

Ich beehre mich infolgedessen, folgenden 
Beschluss vorzuschlagen: 

"Der Hohe Kommissar des Völkerbundes in 

Danzig wird ermächtigt gemäss Absatz 1 des Arti- 
kels 1053 des Vertrages’ von Versailles seine end- 
gültige Genehmigung zur Verfassung der Freien 
Stadt Danzig zu geben,solbald der Sesetzentwurf 
für die Antsdauer der “enatoren,der dam Schrei- 
ben des Senats vom 1A,lovember 1921 beigelegen 
het,durch Abstimmung als Verfassungsünderung 
genehmigt worden ist," 
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Anlage Nr, 64. 
( XVI. Tagung - Anlage 300 ) 


íf 


Bericht dəs Vicomte Ishii,des 
Vertreters Japans, betreffend 


das 
vom 
Vom 


Danzig-polnische Abkommen 
24.0Oktober 1921, 
Rate angenormen am I2.Januar 1922, 


Der Hohe Kommissar des Völkerbundes in 
Danzig hat mit einem Schreiben vom 11, November 1921 
einen Abdruck eines Abkommens übermittelt,das am 
24,0Oktober 1921 durch die Regierungen Polens und 
Danzigs in Warschau zu dem Zweck unterzeichnet wur- 
de,den am 9.lNovember 1920 zwischen den beiden Staa- 
ten abgeschlossenen Vertrag auszuführen und zu er- 
gänzen. Eine Übersetzung des Inhaltsverzeichnisses 
des Abkommens und ein Bericht,der hierauf bezügli- 
che Bemerkungen des Hohen Kommissars darlegt,sind 
durch den Generalsekretär dem Rate mitgeteilt wor- 
den. Seitdem hat der Generalsekretär von der Regie- 
rung der Freien Stadt durch Vermittlung des Hohen 
Kommissars den Wortlaut eines Zusatzes zu dem Ab- 
kommen vom 24,Dktober 1921 mit dem Datum vom 21, 
Dezember 1921 erhalten. Ich glaube,dass das Abkon- 
men nit dem erwähnten Zusatz am 31l,Dezember 1921 
ratifiziert worden ist. In einem besonderen Bericht 
habe ich die Frage des Erwerbs und Verlustes der 
Staatsangehörigkeit der Freien Stadt behandelt ,‚wel- 
che in dem ersten Teil des Abkommens erörtert wird, 

Es ist nicht Sache des Rates, die vielen 
sachlichen Einzelheiten dieses langen Abkommens zu 
prüfen. Wir müssen es nur in der Hinsicht prüfen, 
als es die Verfassung der Freien Stadt berührt oder 
berühren könnte, Diese Verfassung und die Stellung 
des Völkerbundes zu ihr sind in meinen Bericht vom 
17.November 1920 dargelegt, ich erlaube mir, Ihre 
Aufmerksamkeit auf die besonderen Bestimmungen der 
Ziffer III des Beschlusses vom gleichen Datum zu 
lenken,welche festsetzen,dass ohne vorherige Gensh- 
migung des Völkerbundes keine Abänderung,die mit der 
Verfassung der Freien Stadt in Widerspruch stehen \ 
würde,in den Danzig-polnischen Vertrag vom 9.Noveu- 
ber 1820 aufgenomaen werden darf, Der Hohe Komais- 
sar hat hinsichtlich des Abkommens Ausführungen un- 
terbreitet,und das Abkommen ist seitens der lechts- 
abteilung Und der Abteilung für Verwaltungsausschüs- 
se des Generalsekretariats geprüft worden, 

Der Hohe Kommissar lenkt besonders die 
Aufmerksamkeit auf die Feststellungen der Artikel 23 
und 241l,die in dem Schriftstück des Rats hinsichtlio +; 
dieser Frage angeführt werden, Diese Artikel 
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Artikel setzen fest, dass in gewissen Fällen eine 
Entscheidung des Hohen Kommissars gemäss Artikel 39 
des Vertrages vom 9,November 1920 welcher sich mit 
der Beilegung von Streitfällen zwischen Danzig und 
Polen durch Entscheidungenmdes Hohen Komissars und 
Berufungen en den Völkerbund befasst,nicht gegeben 
werden soll, 

Men muss bemerkan,dass Artikel 236 die Freie 
Stadt Danzig nicht an der Anwendung des Artikels ` 
39 des Vertrages vom 9.,November 1920 verhindert, 

Er setzt nur fast,dass,wenn die Freie Stadt Ent- 
scheidungen gemäss Artikel 39 erwirkt,Polen das 
Recht haben soll,den Teil des Vertrages, über den 
eine Meinungsverschiedenheit besteht, zu kündigen. 
Es ergibt sich also,dass Artikel 236 "nicht die An- 
wendung des Artikels 39 berührt, 

Gemäss Artikel 241 soll das Abkormen bis 
zum 1.Oktober 1931 für beide Teile verbindlich 
bleiben, Bis zu diesem Zeitpunkte darf es ohne Zu- 
stimmung der beiden Parteien, -auch nicht durch eine 
Entscheidung des Hohen Kommissars- nicht geändert 
werden, Nach diesem Zeitpunkte kann eine der beiden 
Parteien eine Abänderung vorschlagen,und,wenn diese 
Abänderung nicht seitens der anderen Partei ange- 
nommen wird,so kann sie eine Entscheidung des Hohen 
kommissars gemäss Artikel 39 erbitten, Der Hohe Kow- 
missar ist der Meinung, dass es ein Fehler sein wür- 
de,es einer der beiden Parteien zu ermöglichen, Ver- 
handlungen zum Zweskse einer Abänderung des Abkommens 
während eines Zeitraumes von 10 Jahren zu hindern. 
Er ist der Ansicht ,dass die Freie Stadt die Frei- 
heit haben muss, ‚der Prüfung des Völkerbundas ihre 
wünsche bezüglich Abänderungen des Abkommens jader- 
zeit gemäss Artikel 39 zu unterbreiten. Es scheint 
indessen schwierig,Attikel 39 so auszulegen,das 
Polen und Danzig für einen solshen Zeitraum nr 
dert sein sollen,verbindliche Abkormen,die mit der 
Verfassung der Freien Stadt vereinbar Sind, abzu- 
schliessen. 

Der Zeitraum von 10 Jahren scheint an sich 
nicht übermässig für eın Abkommen dieser Art,und 
die Beständigkeit der Beziehungen zwischen Danzig 
und Polen könnte ernstlich pgeführdet werden, wenn 
die eine oder andere der beiden Parteien das Recht 
hätte,dem Völkerbunde jederzeit ein Ersuchen us 
Abänderung zu unterbreiten 

Es scheint,dass dem Rat keine Frist gegeben 
nordan ist un seine Meinung über das Abkomnen aus- 
zusprechen, Wenn die Erfahrung zeigen sollte,dass 
die Durchführung ‘des Abkomaans Folgen herbeiführt, 
die von beiden Parteien nicht vorausgesehen waren, 
und die unvereinbar mit der rechtlichen Stellung 
der Freien Stadt sind,soll der Völkerbund das Recht 
haben, einzugreifen. 

Ich beehre mich,folgenden Beschluss vor- 
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vorzuschlagen; 
"Der Völksrbund nimmt von dem Danzig-polni- 
sahen Abkommen vom 24,0Oktober 1921 Kenntnis,so 
wie es der Hohe Kommissar am 11.November 1921 
dem Generalsskretär übermittelt hat." 


= 


Anlage Nr. 65. 
( XVI. Tagung - Anlage 301 ) 


Bericht des Visomte Ishii,des 
Vertreters Japans,betreffend 

den "port d'attaghe" für pol- 

nische Kriegsschiffe in Danzig. 

Vom Rate angenommen am 12,Januar 1922, 


Ein Beschluss,der am 22.Juni 1921 vom 
Rate angenommen worden ist,bestimmt in Absatz 7, 
dass der Hohe Kommissar des Völkerbundss in Danzig 
zu ersuchen ist,die Mittel zu prüfen,um im Hafen von 
Danzig einan Anlegsehafen ("port d'attache") für pol- 
nische Kriegsschiffe zu schaffen,ohne dadurch einen 
Flottenstützpunkt zu errichten. 

Dər Hohe Kommissar hat in seinem Bericht vom 
10,September 1921 die Sachlage geprüft und vorge- 
schlagen,dass die Marinesachverständigen des Völker- 
bundes gebeten werden sollen,ihr Gutachten in Sonder- 
heit über die Auslagung des Begriffs "port d'attache" 
abzugeben, Später hat dar Ständige Beratende Aus- 
sohuss für Heeres-,Flotten- und Luftfahrtfragen 
sein Gutachten abgegeben, das’ xax den Mitgliedern des 
Rates bekannt gegeben worden ist. Mit Rücksicht auf 
die Nähe des Winters hat der Vorsitzende des Rates 
des Völksrbundes am 1.0ktober 1921 vorgeschlagen, 
dass der Hohe Kommissar mit der Danziger Regierung 
die Frage prüfen salle,wie den polnischen Kriegs- 
schiffen im Hafen von Danzig Bequemlichkeiten und 
die erforderliche Sicherheit verschafft werden könne, 
bis die Angelegenheit vom Rate geprüft worden ist, 
und ohne eine endgültige Lösung vorzunehmen. Eine 
Woche später ist in diesem Sinne zwischen den polni- 
schen und Danziger Vertretern ein Abkommen getroffen 
worden. Dor Wortlaut dieses Abkommens ist den Mit- 
gliedern dəs Rates bakannt gegeben. 

Der endgültige Bericht des Hohen Kommissars 
über diese Angelegenheit ist am 7.Dezember 1921 auf- 
gestellt worden, Dieser Bericht behandelt auch die 


= 239 ~= 


die Frage einerNiederlage für Kriegsgerät und Spreng- 
stoffe,die für Polen bestimmt sind,in Danzig. Der 
Hohe Kommissar hat seinen Bericht am B,Dezember 1921 
der polnischen und der Danziger Regierung mit der 
Bitte übersandt,ihm mitzuteilen,ob die beiden Regie- 
rungen meinen,an Hand dieses Berichts zu einem Abkon- 
men gelangen zu können und widrigenfalls den Hohen 
Kommissar so rechtzeitig zu benachrichtigen,dass die 
Frage dem Rate unterbreitet werden kann. Es ist bis 
heute keine weitere Nachricht in diesgr .Angelegen- 
helt eingegangen. 

Ich habe bereits erwähnt,dass dieser Bə- 
richt auch die Fraga einer Niederlage in Danzig für 
Kriegsgerät und Sprengstoffe,die für Polen bestimmt 
sind,behandelt,. Hierzu muss ich bemerken,dass mir 
mitgeteilt worden ist,dass der Vorsitzende des Ra- 
tes von der polnischen Abordnung beim Völkerbund 
soeben ein Schreiben vom 9.Januar 1922,betreffend 
die Einfuhr von Waren durch Danzig nach Polen - 
Kriegsgerät"und Sprengstoffe einbegriffen - erhal- 
ten hat. Es ist nicht Sahe des vorliegenden Be- 
riohts,der sich nit der Frage des "port d'attache" 
beschäftigt auf die durch das polnische Schreiben 
aufgeworfenen Fragen einzugehen,aber ich glaube,dass 
alle meine Kollegen mir zustimmen werden,wenn ich 
der Zuversicht Ausdruck gebe,dass die Regierung der 
Freien Stadt Danzig ihr möglichstes tun wird,dauit 
der Einfuhr von für Polen bestimaten Waren,welcher 
Art sie auch sein mögen,Kriegsgerüt und Sprengstoffe 
einbegriffen,durch Danziger Gebiet gemäss Artikel 
28 des Vertrages vom 9.November 1920 keine Hinder- 
nisse in den Weg gelegt werden. 

Ich gestatte mir,dem Rate folgenden Beschluss 
vorzuschlagen: 

"Der Rat beschliesst, die Erörterung der 

Frage des "port d'attache” für polnische Kriegs- 
schiffe in Danzig bis zu einer späteren Tagung “ 
zurückzustellen., Bis die Frage von dem Rate ge- 
prüft worden ist,bleibt die zwischen der Freien 
Stadt und Polen bereits getroffene vorläufige 
Vereinbarung,dis bezweckt,den polnischen Kriegs- 
schiffen im Hafen von Danzig die erforderlichen 
Bequemlichkseiten und die notwendige Sicherheit 
zu verschaffen,in Kraft." 
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Anlage Nr, 66. 
( XVI. Tagung - Anlage 306 ) 


Bericht des Vicomte Ishii,des Sk 
Vertreters Japans,betreffend 164 
Wiederernennung des Generals 

Haking zum Hohen Kommissar des 

Völkerbundes in Janzig. 

Vom Rate angenommen am l3.Januar 1922, 


General Şir Bichard Haking ist am 17. 
Dezember 1920 zun. Hohn Kommissar des Völkerbundes 
in Danzıg fur die Lauer einvs Jahres,vom Tage seiner 
Abreise nach Danzıg d.i.der 20,.Januar 1921 <b gerech- 
et,ernannt worden, Der gegenwärtige Auftra; des 
enerals H king erlischt alzo am „.O,.Januar 1922, 

General Hakıng ist,seit Danzig als Freie 
Stadt gegrundet worden ist,der erste ständi;.e Hohe 
Kommissar des Völi.erbundes in Danzig. Die Arbeits- 
last,die auf Grund des Verirages von Versailles wit 
diesem Amte verbunden ist,ist demnach zum grossen 
Teile dem General Haking zugefallen. 

Ich werde nicht versuchen,einen kurzen Über- 
blick über die Ereignisse ‚die im Laufe des vergange- 
nen Jahres in Danzig aufeinander gefolgt sind,zu ge- 
ben,da dieses bereits in dem Bericht,den der Gene- 
ralsekretär in der zweiten Vollversamalung erstattet 
hat,und in den zusamnenfassenden Berichten über die 
Danziger Fragen,die er zu jeder Tagung des Rates ab- 
fasst,geschehen ist. Ich möchte nur die Aufnerksau- 
keit meiner Kollegen auf die Art und Weise lenken, 
in der die Danziger Eisenbahnfrage im vergangenen 
Herbst geregelt worden ist. Die sehr allgemein gehal- 
tenen Bestimmungen des Vertrages von Versailles 
‘und des polnisch-Danziger Vertrages von 9.November 
1920 haben in der Praxis die Bestimmung der gegensei- 
tigen Rechte der polnischen und der Danziger Regie- 
rung sowie des Ausschusses für den Hafen und die 
Wasserwege,betreffend das Eigentum,die Überwachung, 
die Verwaltung und die Ausnutzung der Eisenbahnen 
im Gebiete der Freien Stadt sehr schwierig gemacht, 
Die beiden Regierungen konnten sich nicht einigen 
und die Frage wurde dem Hohen Kommissar vorgelegt. 
Der Hohe Kommissar prüfte gründlich und eingehend 
die Sachlage in den Bericohten,die seine Entscheidun- 
gen vom 15.August und 5.Ssptember enthalten, aber 
die Danziger Regierung sah sich genötigt,bei dem 
Rate gagen diese erste Entscheidung Berufung einzu- 
legen. Beide Parteien traten im September in Genf 
zusammen und nach einer Reihe von Verhandlungen, die 
im Seksetariat unter der Leitung des Hohen Kommissars 
stattfanden, gelangten sie zu einem Abkommen,das die 
strittigen Punkte regelte,und Danzig verzichtete auf 
seine Berufung. In Danzig sind seitdem drei Zusatz- 

l abkommen 
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Zusatzabkommen zur Eisenbahnfrage abgeschlossen wor- 
den. So ist dank des guten Willens der Parteien und 
der guten Einwirkung des Hohen Komnissars eine der 
schwierigsten,die Beziehungen zwischen Polen und der: 
Freien Stadt betreffenden Fragen, geregelt worden. 

Da meines Wissens Gengral Haking bereit 
ist, für einen weiteren Zeitraum von einem Jahr in 
Danzig zu bleiben,bin ich sicher,dass meine Kolle- 
gen der Verlängerung seines Auftrages für diese Zeit- 
dauer unter denselben Bedingungen wie bisher zustim- 
men werden, Ich muss hinzufügen,dass der Rat zuerst 
die Absicht gehabt hat,den Hohen Kommissar für drei 
Jahre zu ernennen,aber auf die Bitte des Generals 
Haking hin ist seine Ernennung nur auf ein Jahr er- 
folgt. 
Ich schlage die Annahme folgenden Beschlus- 
ses Vor; 

"Die Ernennung des Generals Sir Richard 

Haking zum Hohen Kommissar des Völkerbundes in 
Danzig wird unter denselben Bedingungen wie bis- 
her auf die Dauer eines Jahres vom 20.Januar 
1922 ab erneuert," 


Anlage Nr. 67,” 
( XVIII, Tagung - Anlage 346 ) 


Bericht des Hohon Kommissars S. 
des Völkerbundes,betreffend 668 
die Verfassung der Freien Stadt 

Danzig. 


Vom Rate angenommen am 13.Mai 1922, 


Während seiner Tagung im Januar die- 
ses Jahres hat der Rat einen Beschluss angenommen, 
welcher fordert ‚dass die Verfassung der Freien Stadt 

i Danzig hinsichtlich der Amtsdauer der Senatoren ab- 
geändert werde, 

Die Abstimmungsvorschriften der Verfassung 
fordern die Anwesenheit von 2/3 der 120 Mitglieder 
des Danziger Parlaments und eine Stimmenmehrheit 
von 2/3. 

Als die fragliche Abänderung am 4.April den 
120 Mitzliedern des Volkstages unterbreitet wurde, 
erhoben sich 47 von ihnen und verliessen den Saal, 
auf diese Weise die Anwesenheit von 2/3 der Mitglieder 
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Mitglieder verhindernd. Jie zurückbleibenden 73 Mit- 
glieder stimmten dann folgendermassen ab? 60 für und 
13 gegen die Abänderung. 

Der Präsident des Danziger Senats benachrich- 
tigte mich von dem Ergebnis der Abstimmung und teil- 
te mir mit,dass er keine Möglichkeit sehe,gemüäss den 
Vorschriften der Verfassung die Durchbrirgung dieser 
Abänderung zu erlangen. 

Ich habe geantwortet ,dass die Vorschriften 
der Verfassung nicht auf die Ausarbeitung dieser 
Verfassung Geltung haben könnten,bevor sie nieht 
von mir in meiner Eigenschaft als Hoher Kommissar 
genäss dem Wortlaut des Artikels 103 des Vertrages 
von Versailles genehmigt ist,welcher eine 2/3 An- 
wesenheit oder seine 2/3 Mehrheit nicht erwühnt,son- 
dern dass im Gegenteil nur die Zustimmung des Ho- 
hen Kommissars erforderlich ist, 

Ich habe daher den Präsidenten des Senats 
gebeten,anzuordnen,dass die Abünderung nochmals 
vor den Volkstag gebracht wird,um eine Abstimmung 
mit einfacher Stimaenmehrheit für oder gegen die 
Abänderung zu erlagen,. 

In einer Zusammenkunft aller politischen 
Parteien Danzigs,die darauf stattfand,lehnten diese 
einstimmig ab,die Frage der Verfassungsänderung 
wieder anzuschneiden,inrdem sie sich auf die Abstim- 
mung von 4.April beriefen, 

Da in dieser Sitzung des Volkstages sich 
eine Mehrheit von 60 Stimmen für die Abänderung 
ausgesprochen hat,da_47 Mitglieder aus eigenem üil- 
len sich weigerten,in dem einen oder dem anderen 
Sinne zu stimmen,und da dle politischen Parteien 
sich auf ihre Abstimmung vom 4.April berufen haben, 
habs ich diese Abstimmung genehmigt, und in Überein- 
stimmung mit dem Beschluss des Rates des Völkerbun- 
des vom 12.Januar 1922 und mit Artikel 103 des Ver- 
trapes von Versailles habe ich nunmehr der Danziger 
Verfassung in einem Schreiben vom 11.Mai 1922 meine 
Züstimmung erteilt. (Anhang) 

Ich möchte dem Rat vorschlagen,einen Beschluss 
anzunehuen,der von der Entscheidung des Hohen Kommis- 
sars Kenntnis rimmt,welche die Genehmigung der Ver- 
fassung der Freien stadt Danzig gemäss Artikel 105 
des Vertrges von Versailles in sich schliesst, 


Anhang, S. 


Schreiben des Hohen Kommissars an den Prüsiderten 
des Senats der Freien Stadt Danzig. 


Genf,den ll.kMai 1922. 
Herr Präsident, 


l.Aus Ihrem Schreiben vou 6.4ai 1922 
erfahre ioh,dass der Volkstag nicht wünscht,noch eine 
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eine Abstimmung über die Verfassungsünderung hin- 
sichtlich der Antsdauer der Senatoren der Freien 
Stedt Danzig vorzunehmen,und dass er - in voller 
Kenntnis aller Einzelheiten des Falles und der Wir- 
kung,die sich aus seiner Entscheidung ergibt,- vor- 
zieht,die Frage durch die Abstimmung vom 4.April 
d.Js.als geregelt anzusehen. Bei jener Gelegenheit 
stimmten von einer Gesamtheit von 120 Mitkliedern 
des Volkstages nur 73 ab und von diesen stimmten 

60 für die seitens des Rates des Völkerbundes in 
seinem Beschluss yom 22.Juni 1921 geforderte Ab- 
änderung und 13 Mitglieder dagegen. Der Rest von 

47 Mitgliedern zog sich aus der Versamalung zurück, 
als zur Abstimmung geschritten wurde,und gab seine 
Stimme weder für noch gegen den Antrag ab,trotzdem 
sie genau wussten,dass ihre Abwesenheit die Annahme 
des Beschlusses nach sich ziehen würde. 

2. Ich weiss,dass infolge der vielen poli- 
tischen Parteien im Volkstag gewisse Schwierigkei- 
ten bei der Durchbringung einer derartigen Massnahme 
vorhanden sind,besonders in Anbetracht dessen,dass 
die Mitglieder des Valkstages der Ansicht sind, - 
die von mir nicht geteilt wird,- dass die Vorschrif- 
ten der Verfassung angewendet werden sollen,noch 
bevor diese Verfassung durch mich,in meiner Eigen- 
schaft als Bevollmächtigter des Rates des Völker- 
bundes,genehmigt worden ist, 

‚„ Ich bin daher bereit,diese am 4.April 
1922 vorgenommene Abstimmung gelten zu lassen,und 
ich erkläre hierdurch,dass die Verfassung,wie sie 
durch die verschiedenen vom Volkstage in Überein- 
stimmung mit den Ersuchen des Rats des Völkerbundes 
getroffenen Anordnungen, einschliesslich der vom 4. 
April 1922,abgeündert worden ist,nunnehr durch mich 
gemäss dem Wortlaut des Artikels 103 des Vertrages 
von Versailles genehmigt wird. 


J 


gez, R.Haking, Generalleutnant 
Hoher Kommissar des Völkerbundes 
Freie Stadt Danzig. 
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Anlage ïr. 58. 
( XVIII. Tagung = Anlage 347 ) 


is 
Bericht des Herrn Adatci,des De 
Vertreters Japans,betreffend 669 


Herstellung von Luftfahrtge- 
rät in Danzig. 
Vom Rate angenomaen am 13.hMai 1922, 


Durch Schreiben vom 28,Februar 1922 
hat der Präsident des Senats der Freien Stadt Danzig 
den Hohen Kommissar des Völkerbundes aus folgenden 
kurz zusamaengefassten Gründen ersucht,sich wa die 
Abschaffung oder wenigstens umn die vollstündige 
änderung der bezüglich der Herstellung von Flugzeugen 
in der Freien Stadt ihr auferlagten Beschränkungen 
zu bemühen: 

l. Danzig hat versucht, die Herstellung von 
Luftfahrtgerät innerhalb der vom Rat festgelegten 
Grenzen aufzunehmen,aber in Hinblick auf die stän- 
digen und schnellen Fortschritte in der Flugzeug- 
herstellung, besonders was die Tragflächen und Motore 
anbetrifft,erscheinen diese Beschränkungen bereits 
jetzt veraltet und überholt,sodass die Fabrikanten 
erklären,dass es unmöglich sei,die Herstellung von 
modernen Handelsflugzeuzer und Flugzeugen für die 
Beförderung von Personen ins Auge zu fassen, 

2. Die Erfahrung scheint zu lehren,dass,geraie 
wenn keine Beschrünkungsn bestehen,sich in kurzer 
Bait Kriegs- und Handelsfluzizeuge so unterscheiden 5a 
werden,wie Kriegs- und Fenđelsşschiffe es tun. Es 670 
scheint unmöglich,abgesehen von dem Verbot betreffs 
Einrichtungen,die ermöglichen,dass man die Flugzeu- 
ge zu militärischen Zwecken verwendet ,unä,abzesehen 
von gewissen Beschränkungen der Steigelühigkeit, für 
das reine Handelsflugzeug Grenzen zu ziehen. 

3. Danzig ist Überzeugt,dass es für seine 
Flugzeuründustrie in den an Verkehrsmitteln arüen 
Astländern ein gutes Absatzgebiet finden wird,aber 
es ist, wenn die Baubeschrünkungen nicht abgeändert 
werden oder aufgehoben werden,für Danzig ummüglich, 
eine Flugzeugindustrie einzurichten,die mit denjeni- 
gen der Nachdarstasten,lie,von Jeutschland abzeseher, 
keinerlei Baubeschränkungen unterworfen sind,in jett- 
bewerb treten kann. Bei Übersendung dieses Schreibens 
an den Generalsekretür machte der Hohe Komäaissar ei- 
nige Bemerkungen,die wie folgt zusamiengefasst wer- 
den können: 

l., In Danzig könnte sine reine Handels- 
flugzeugindustrie,die die finanzielle und wirt- 
sohsftliche Lage der freien Stadt verbessern 
würde,ins Leben gerufen werden,aber die besteher- 
den Vorschriften für die Herstellung sind so 
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so streng,dass die Einrichtung einer solchen In- 
dustrie dadurch nicht möglich ist. 

2, Im Hinblick auf die Befugnisse des Hohen 
Kommissars,betreffend die Hemtellung von Flugzeu- 
gen in der Freien Stadt,ist man der Meinung,dass 
Danzig weniger strengen” Vorschriften als Deutsch- 
land unterworfen sein sollte, 

Die in diesen Mitteilungen erwähnten Be- 
sohränkungen bezüglich der Flugzeugherstellüng 
in Danzig sind in einem Bericht enthalten,der auf 
Ersuchen des Hohen Kommissars am 30, September 1921 
von dem Luftfahrtunterausschuss des Ständigen Be- 
ratenden Ausschusses für Haseres-,Flotien- und 
Luftfahrtfragen aufgestellt wurds, und später in 
Übereinstimmung mit einen vom Rate am 6.0Oktober 
1921 angenommenen Beschluss an den Hohen Kamis- 
sar übersandt wurde. Der Rat hat indessen seine 
Meinung über das ‚Wesentliche der Frage noch nicht 
ausgedrückt. 

Es scheint mir,dass wir angesichts der 
durch den Präsidenten des Senats der Freien Stadt 
und durch den Hohen Kommissar dargelegten Beweis- 
gründe den Ständigen Beratenden Ausschuss bitten 
sollten,uns aus seiner technischen Kenntnis der 
Sachlage heraus und unter Berücksichtigung der 
Entwioklung und Erfahrung der letzten sechs oder 
sieben Monate zu raten,nelche etwaigen Änderungen 
er gemäss den im Bericht des Luftfahrtunteraus- 
schusses vom 30.3epteuber enthaltenen Ansichten 
für zweckuässig halten würde, 

Ich erlaube mir ‚folgenden Beschluss vor- 

zuschlagen: 

"Der Generalsekretär wird ersucht,den Stän- 
digen Beratenden Ausschuss für Heeres-, Flotten- 
und Luftfahrtfragen Abschrift dieses Berichtes 
und der Schreiben das Präsidenten des Senats der 
Freien Stadt Danzig vom 28.Februar 1922 und des 
Hohen Kommissars des Völkerbundes in Danzig vom 
8.März 1922 mit der Bitte zu übersenden,dem Ra- 
te mitzuteilen,welche Änderungen gegebenenfalls 
seiner Meinung nach an der in dem Bericht des 
Luftfahrtunterausschusses vom 30.September 1921 
betreffs der Luftfahrt in Danzig ausgesprochenen 
Ansicht vorzunehmen sind," 
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Anlage Nr. 69. 
( XVIII. Tagung - Anlage 347 a ) 


Bericht des Luftfahrtunteraus- 
schusses,betreffend die Herstel- 
lung von Luftfahrtgerät in Danzig. 
Vom Rate angenommen am 17.1121,1932. 


In seiner Sitzung am 23.Juni 1921 in Genf 
hat der Rat des Völkerbundes entschieden,dass jede 
Herstellung und jeder Verkauf von Kriegsgerät im 
Gebiete der Freien Stadt untersagt werden soll. 

Die Herstellung von militörischem Luftfahrt- Da 
gerät ist also verboten,es ist aber besonders ge- -671 
sagt worden,dass die Herstellung von Zivilluftfahrt- 
gerät unter der Aufsicht des Hohen Kommissars ge- 
stattet werden darf. 

Der Hohe Kommissar in Danzig hat gebeten,dass 
die Luftfahrtsachverständigen des Völkerbundes ein 
Gutachten darüber abgeben möchten,wie diese beiden 
Arten von Geräten unterschieden werden könnten. 

Das Gutachten des Luftfahrtunterausschussgs 
des Ständigen Beratenden Ausscohusses,das sinstimnig 
angenommnen worden ist,wurde dem Rate des Völkerbun- 
des in der Form eines Berichtes übersandt,der von 
Vicomte Ishii vorgetragen,von dem Rate des Völker- 
bundes in seiner Sitzung am 6.0ktober 1921 geprüft 
und, Herrn General Haking übersandt worden ist. 

Dieser Bericht des Luftfahrtunterausschusses 
enthält eine Anzahl technischer Vorschriften,die 
eine Unterscheidung der Zivil- von den Militärluft- 
fahrzeugen gestatten. Diese Vorschriften sind die 
gleichen,wie sie die alliierten Mächte Deutschland 
aufzuerlegen beschlossen haben, ım zu vermeiden,dass 
dieses unter dem Vorwande seine Zivilluftfahrt,die 
gestattet worden ist,auszubauen,eine Militärluft- 
fahrt einrichtet,die laut Artikel 198 des Vertr& es 
von Versailles untersagt ist. 

r Der Präsident des Danziger Senats hat gegen 
die Vorschriften,die der Luftfahrtunterausschuss 
aufzuerlegen für notwendig erachtet,um die Herstel- 
lung von YWilitärluftfahrtgerät unter dem Namen von 
Zivilluftfanrtgerät in Danzig zu verhindern,am 28. - 
Februar 1922 Einspruch.erhoben, 

Die sich für den Rat des Völkerbundes ergeben- 
de Frage ist die,ob er der Freien Stadt Danzig eine 
weniger strenge Regelung,als sie Deutschland von den 
Alliierten auferlegt worden ist,gestatten kann. 

Las hat der Präsident des Danziger Senats be- 
ansprucht und der Hohe Kommissar des Völkerbundes 
in seinem Begleitschreiben befürwortet. 

Der. Generalsekretär hat in seinem Schreiben 
von 13.Mai 1922 im Namen des Rates das Gutachten des 


- Dan. 


des Ständigeh Ausschusses eingeholt. 

Der Ständige Beratende Ausschuss entschied 
in seiner 3,Sitzung am 15.4ai 1922,dass wegen des 
technischen Charakters der Frage diese nur von dem 
ILuftfahrtunterausschuss beraten werden solle,der als 
Gesamtausschuss sein Gutachten abgeben und unmittel- 
bar dem Rate übermitteln solle, 

Der Luftfahrtunterausschuss hat einstimmig 
folgendes Gutachten angenonmen; 


Gutachten des Untarsusschusses, 


"Vom technischen Gesichtspunkte aus ist seit 
dem Monat September 1921,dem Tage,an dem der 
Luftfahrtunterausschuss das Gutachten abgegeben 
hat,kein so grosser Fortschritt gemacht worden, 
dass man sagen könnte,die augenblicklich gelten- 
den Vorsohriften seien veraltet oder müssten 
Anderungen erfahren. 

Vom wirtschaftlichen Standpunkt aus ist an- 
erkannt worden,dass sich die Luftfahrtindustrie 
nur mühsam entwickelt und in Ländern wie Frank- 
reich und England nur mit Unstützung des Staa- 
tes. Es liegt kein Grund vor, weshalb Danzig als 
Sitz einer sälchen Industrie gewühlt werden: soll, 
die nicht sofort lohnend sein kahn,und deren 
Absatzmärkte auch nicht gesiohsrt sind,denn,wenn 
man nicht für die nördlichen Länder und Sowjet- 
Russland Militürluftfahrzeupe herstellt,so ist 
eine grosse Anzahl Aufträge für Zivilluftfahr- 
zeuge nicht vorauszusehen. 

Tatsächlich können Zivillüftfahrzeuge ‚wenn 
sie nicht ia den in Deutschland geforderten Be- 

. dingungen entsprechen,nicht in dieses Land aus- 
geführt werden,und man kann nidht einsehen, in 
welchen Ländern des Ostens in hüchster Zeit 
sich zivile Luftbeförderunfsunternehmurgen ent- 
wickeln könnten,die genügen würden,um durch ih- 
re Aufträge die Luftfahrtindustrie,die man in 
Danzig einzurichten beabsichtigt,zu unterhalten, 

In Anbetracht dessen,dass keine neue Tatsa- 
che angeführt werden kann,um eine Anderung der 
von dem Luftfahrtunterausschuss vor 6 Monaten 
angenommenen technischen Vorschriften zu recht- 
fertigen,ist der Unterausschüss der Ansicht, 
dass er nicht empfehlen kann,dem Ersuchen des 
Präsidenten dës Danziger Senats stattzugeben." 


gez. Kommandant C. Graziani. 
Vorsitzender des Luftfahrtunterausschusses 
Italienisoher Luftfahrtvartreter. 


Bericht des Herrn Adatci,des 
Vertreters Japans, betreffend 


Anlage Nr, 70. 
( xXVIII. Tagung - Anlage 348 ) 


Staatsgüter,an denen das Eigentum 
gemäss Artikel 25 des Danzig-pol- 
nischen Vertrages vom 9. November 
1920 dem Hafenaussohuss übertra- 
gen werden soll, 

Vom Rate angenommen am 15.Meil 1922, 


Der Vorsitzende der Botschafterkonfe- 
renz hat in einem Schreiben an den Generalsekretär 
vom 13.April 1922 die Aufmerksamkeit auf die Bestim- 
mungen des Artikels 25 des polnisch-Danziger Vertra- 
ges vom 9.November 1920 gelenkt,gemäss denen die 
Regierungen von Danzig und Polen sich verpflichten, 
dem Danziger Hafenausschuss bestimmte Güter zu über- 
tragen,die der ehemaligen deutschen Regierung ge- 
hört haben. Die Botschafterkonferenz bemerkte bei 
dieser Gelsgenheit,dass die bedingungslose Anwen- 
dung dieser Bestimmungen geeignet sein könnte,die 
Interessen der beiden Staaten in gleiohem Grade zu 
schüdigen,denn obgleich diese Staaten seitens der 
Reparationskommission mit dem Wert dieser Güter zu 
belasten sein würden ‚ist ihnen keine Sicherheit ge- 
geben,dasg diese Güter von denselben Dienststellen 
benutzt bleiben, für deren Gebrauch sie bestimmt wor- 
den waren. In diesem Schreiben wird ferner ausge- 
drückt,dass nichts in dam Vertrage vom 9.November 
äle eine oder die andere Partei ermächtige,die in 
Artikel 25 vorgesöhene Übertragung von irgendeiner 
Bedingung abhängig zu mashen,aber dass die Konfe- 
renz wünschte,die Aufmerksamkeit des Rates auf die 
Frage zu lenken,in der Erwägung, dass der Hohe Kom- 
missar des Völkerbundes in Danzig die beiden Par- 
teien veranlassen könnte,ein Abkommen mit dem Zweske 
abzuschliessen,von der vorherigen Zustimmung Polens 


„und der Freien Stadt Danzig die Veräusserung oder 


hypothekerische Belastung dieser Güter abhängig 
zu machefl, 

Gemäss Artikel 107 des Vertrages von Ver- 
sailles muss alles Eigentum,das im Gebiete der Frei- 
en Stadt gelegen ist,und dem DeutschencReiche oder 
den deutschen Staaten gehürts,auf die alliierten 
und assoziierten Hauptmächte übergehen,um von diesen 
nach gerachtem Ermessen an die Freie Stadt oder an 
den polnischen Staat weiter abgetreten zu werden. 
Ein Teil dieses Eigentums ist es,welches gemäss den 
Bestimmungen des Artikels 25 des Danzig-polnischen 
Vertrages, - auf welchen sich das Schreiben des Vor- 
sitzenden der Botschafterkonferenz beruft,- seitens 
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seitens der alliierten und assoziierten Hauptmächte 
zur Übertragung an üen Danziger Hafenausschuss be- 
stimmt worden ist oder werden wird. 

Artikel 25,Absatz 1 bestimnt: 

"Die Freie Stadt Danzig und aie polnische 
Regierung verpflichten sich,dem Ausschuss das 
Eigentum aller Güter des früheren Deutsohen 
Reiches oder irgendeines dautschen Bteates zu 
übertragen,die einen Teil des Hafens bilden 
oder mit der Verwaltung oder Ausnutzuig des Ha- 
fens sowie der im Artikel 20 vorgesehenen Was- 
ser- und Schienen wege im Zusammenhange stehen. 

Diese Güter sollən durch die allilarten und 
assoziierten Hauptmächte bezeichnet werden." 

Die Botschafterkonfernz hat ein Abkommen 

vorgescohlagen,welches diese Bestimmungen im Inter- 
esse beider Teile ergänzt. Ich bin sicher, dass der 
Hohe Kommissar gern alles ‚wad im möglich ist, tun 
wird,um die diesbezüglichen Verhandlungen zwischen 
den beiden Regierungen zu erleichtern. 

Ich erlaube mir,die Annahme folgenden Be- 

schlusses vorzuschlagen: 

"Der Generalsekretär wird ersucht,dem Hohen 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig folgende 
Abschriften mit der Bitte um Weitersendung an 
die Danziger und polnische Regierung zu über- 
mitteln: Abschrift des Schreibens des Vorsit- 
zenden der Botschafterkonferenz vom 13.April 
1922,betreffend Staatsgüter,an denen das Ei- 
gentum gemäss Artikel 25 des Danzig-polnischen 
Vertrages vom 9.November 1920 dem Hafenausschuss 
in Danzig übertragen werden soll,sowle Abschrift 
dieses Beschlusses und des beiliegenden Berich- 
teg." 


Anlage Nr. 71. 
( XVIII. Taguńg - Anlage 349 ) 


Bericht des Herrn Adatci,des 

Vertreters Japans, betreffend 
erwachung und Verwaltung 

der Weichsel im gebiete der 

Freien Stadt Danzig. 

Vom Rate angenommen am 13.Mai 1922. 


Die oe der Überwachung und Verwal- 
tung der Weichsel im Gebiete der Freien Stadt Danzig 
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Danzig ist zufolge əinər Meinungsversohiedenheit 
zwischen der Regierung der Freien Stadt Danzig unà 
der polnischen Regierung Gegenstand einer Entschei- 
dung des Hohen Kommissars des Völkerbundes in Dan- 
zig vom l.September 1921 gewesen. Die polnische 
Regierung legte gegen diese Entscheidung Berufung 
bei dem Rate des Völkerdundes ein,der die Frage im 
Monat Januar 1922 prüfte, Während dieser Erörterung 
msohte der polnische Vertreter einen Vorschlag dar 
hingehend,eine Einigung zwischen beiden Parteien 
über diese Frage zu errtichen und beide Parteien 
beschlossen,diesenVorsohlag der Prüfung des Denzi- 
ger Hafenausschusses zu unterbreiten. Angesichts 
dieser Sachlage vertagt& der Rat die Prüfung dieser 
Frage bis zur nächsten Tagung, 

Der Generalsekretär hat mir soaben mitge- 
teilt,dass èr von dem Hohen Kommissar des Völker- 
bundes in Danzig zwei Schreiben vom 6,und 7.Mai 
1922 nebst Anlagen in dieser Angelegenheit erhalten 
habe, Aus diesen Schriftstücken geht hervor,dass 
die Frage der Lberwachtühg und Verwaltung der Weich- 
sel nooh böständig den Gegenstand von Verhandlungen 
des Danziger Hafenaussohusses bildet,und ioh hoffe, 
dass man zu einer für beide Teile befrisdigenden 
Einigung gelangen wird, 

Ich beehre mich,dem Hate vorzuschlagen, 
die Prüfung dieser Frage bis zur nädhsten Tagung 
zurückzustellen, 


Anlage Nr. "2, 
( xvıti, Tagung - Anlage 350 ) 


Bericht des Herrn Adatci,des 
Vertreters Jepans,betreffend 
Ausweisung polnischer Staats- 
angehöriger aus Danzig. 

Von Rate argenommen am 13.Neil 1922, 


Über die Ausweisung polnischer Staats- 
angehöriger aus Danzig ist zwischen der Danziger 
Regierung und der polnisohen Regierung eine Mei- 
nungsverschiedenheit entstanden., Der Hohe Komnissar 
des Völkerbundes in Danzig hat am 16,Dezember 1921 
eine Entscheidung gefällt,in der er das in dieser 
Hinsicht zu befolgende Verfahren fesetzte, 
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festsetzte. Die beiden Regierungen haben gegen diese 
Entscheidung Berufung eingelegt. 

Die Schriftstücke,die auf diese Frage Be- 
zug haben,sind uns bereits übermittelt. Sie behandeln 
ausführlich die Erörterung allgemeiner Grundsätze, 
das Verfahren,betreffenä die Ausweisung eines polni- 
schen Staatsangehörigen aus dem Gebiete der Freien 
Stadt,die Tragweite der verschiedenen Bestimmungen 
des Vertrages von Versailles und des Danzig-polni- 
schen Vertrages vom 9.November 1920,die sich auf 
diese Frage beziehen, sowie die Folgen des Zustrons - 
polnischer Staatsangshöriger und anderer Fremäer 
nach Danzig vom Standpunkt der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse der Freien Staät Danzig. 

Nachdem ich die Fragen alle geprüft habe, 
gestatte ich mir,die verschiedenen Punkte anzuführen, 
die mir einer besonderen Prüfung zu bedürfen schei- 
nen. 

Ich möchte den Rat auf den Artikel 29 des 
Danzig-polnisohen Abkommens vom 24.0Oktober 1921 
aufmerksam machen. Dieser Artikel ist wie folgt ge- 
fasst; 

"1, Die Freie Stadt Danzig erklärt,dass 
sie polnische Staatsangehörige aus ihrem Gebiet 
nicht ausweisen wird,es sei denn,dass sie der 
Freien Stadt Danzig in wirtschaftlicher ,natio- 
naler,sozialer oder religiöser Hinsicht schäd- 
lich sind oder das Wohl der Freien Stadt Danzig 
sonst gefährden, S. 

2. Hierzu erklärt sie gleichzeitig,dass 674 

die Ausweisung ausschliesslich ihre eigene in- 
nere Anzelegenheit ist,und dass daher Meinungs- 
verschiedenheiten in bezug auf die Ausweisung 
polnischer Staatsangsehöriger der Entscheidung 
gemäss Artikel 39 der Konvention nicht unter- 
liegen. Die Republik Polen erklärt ‚dass sie die- 
se Auffassung nicht teilt,dass vielmehr die An- 
gelegenheit die Beziehungen Polens zu Danzig be- 
rührt und daher der Entscheidung gemäss Artikel 
39 der Konvention unterliegt." 

Infolgedessen hat die Freis Stadt in ei- 
nem Abkommen mit Polen erklärt,dass sie die polni- 
schen Staatsangehürigen ausser unter den in dem ge- 
nannten Abkommen angeführten Umständen nicht aus 
ihrem Gebiete ausweisen wird, Nach welchem Grundsatz 
diese Ausweisungen also erfolgen,ist demnach festge- 
setzt worden, Die Frage ist nur die,wer dafür zu- 
ständig sein soll,zu entscheiden,ob in einem gegebe- 
nen Falle die in dem Artikel 29 angeführten Umstände 
vorliegen oder ncht. Es scheint,als müsste man den 
ersten Absatz des Artikels 29 des Abkommens vom 24 
Oktober 1921 so auslegen,dass er besagt,dass die 
Danziger Kegierung seltst in jedem besonderen Falle 
entscheiden werde,ob die Ausweisung eines polnischen 
Staatsangehöürigen den Bestimmungen dieses Absatzes 
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Absatzes entspricht. Wenn die polnische Regierung 
jedoch,falls es sich um einen ihrer Stastsangehöri- 
gen handelt,der Ansicht ist,dass die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht richtig angewandt worden sind, 
so hat sie das Recht,mit der Danziger Regierung die- 
serhalb zu verhandeln,und wenn sich eine Meinungs- 
versohisdenheit ergibt,die Frage der Entscheidung 
des Hohen Kommissars gemäss Artikel 39 des Vertrages 
vom 9,November 1920 zu unterbreiten, 

Wenn der Rat sich nun auf diesen Standpunkt 
stellt,so ergibt sich der wesentliche Grunäsatz für 
die uns besohäftigende Angelegenheit ganz klar. Und 
ich zweifele nicht daran,dass beide Parteien unter 
diesen Umständen sich untereinander über die Fest- 
setzung der Richtlinien für das in besonderen Fäl- 
len zu beobachtende Verfahren einigen können, 

Ich beabsiohtige nicht,alle Erwägungen 
praktischer Art hier anzuführen, die beiderseits 
vorgebracht worden sind, und die gewiss während der 
Verhandlungen ‚die aufzunehmen beide Parteien etwa 
wünschen könnten,ihrem richtigen Wert entsprechenä 
werdeh gewürdigt werden. Ich muss jedoch auf den 
Vorteil hinweisen,der sich auch für Danzig durch 
die Niederlassung polnischer handeltreibender Staats- 
angehöriger ergibt. 

Ich würde daher vorschlagen,dass die Ver- 
treter der Freien Stadt Danzig und Polens gemeinsam 
mit dem Hohen Kommissar die Frage nochmals prüfen, 
um in dieser sehr scohwierigen Angelegenheit zu ei- 
ner Einigung zu gelangen. 

Dem Rate wäre es gewiss sehr erwünscht, 
wenn ihm das Ergebnis dieser Prüfung mitgeteilt 
werden würde, 7 

Ich muss auch an den Fall Jarzynski erin- 
nern,durch den die uns beschäftigende allgemeine 
Frage angeschnitten worden ist. Ich verlange jedoch 
nicht von meinen Kollegen,dass sie diesen besonde- 
ren Fall prüfen, Ich wege zu hoffen,dass die Lösung 
der grundsätzlichen Frage und die gemeinsame Fest- 
„setzung von Richtlinien für das Verfahren zur Fol- 

ge haben werden,dass es möglich sein wird,künf- 
tig alle Einzelfälle der Ausweisung polnischer 
Staatsangehöriger aus Danzig zu regeln,ohne den 
Rat des Völkerbundes anzurufen. 
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Anlage Ar. 73, 
( XVIII. Tagung - Anlage 351 ) 


Bericht des Herrn Adatei,des Vər- Sn 
treters Japans,betreffend Berufung 674 
der Danziger Regierung gegen die 

Entscheidung des Hohen Kommissars 

des Völkerbundes vom 18.Dezenber 

1921 über die rechtlichen Bezie- 

hungen zwischen Danzig und Deutschland. 

Vom Rate angenoanen am 13.Mei 1922. 


Der Präsident des Senats der Freien Stadt 
Danzig hat in einem Sohreiben vom 30.0ktober 1921 den 
Hohen Kormissar in Danzig gebeten,gemäss Artikel 39 
des Danzig-polnischen Vertrages vom 9.November 1920 
entscheiden zu wollen,dass Polen unverzuglich den 
Austausch der Ratifikationsurkunden des am 27 August 
1920 zwischen der zusünftigen Freien Stadt und 
Deutschland über den Rechtshilfeverkehr abgeschlos- 
senen Vertrages vornehmen solle, Sy 

Der Hohe Kommissar hat am 18.Dezember 1921 675 
entschieden, dass: 

"die polnische Regierung Danzig dıeselben 
Drleichterungen für das Zustandekomien eines 
Vertrages mit Deutschland,der die rechtlichen 
Angelegenheiten zum Gegenstande hat, gewährt, 
die sıe für ihr eigenes Abkommen mit Deutsch- 
land vorsieht." 

Lie uns beschaftigende Frage ist im wesert- 
lichen eine Frage,welche auswärtige Angelegenheiten 
berührt, Laut Artikel 2 des Danzig-polnischen Ver- 
trages vom 9.November 1920 muss Polen die Führung 
der auswärtigen Angelegerheiten der Freien Stadt 
sicherstellen. Danzig wünscht im Interesse der guten 
Verwaltung und der Wohlfahrt der Freien Stadt in be- 
stimmten Füllen mit Leutschland einen unmittelbaren 
Rechtshilfeverkehr unterhalten zu können. Während 
der interalliierten Besetzung ist zu diesem Zwecke 
'am 27,August 1920 ein Vertrag unterzeichnet worden, 
aber die Ratifikationsurkunden sind nicht ausgetauscht 
worden,als die Freie Stadt errichtet wurde und Polen 
die Führung der auswärtigen Angelegenheiten banzigs 
übernahm, Polen hat sich gegen diesen Vertrag ver- 
wahrt,aber nicht dagegen Einspruch erhoben, Danzig 
die in der Entscheidung das Hohen Kommissars vor- 
gesehenen Erleichterüngen zu gewähren. 

Es scheint mir sich im wesentlichen darum 
zu handeln, praktische Massnahmen zu ergreifen.Die 
Entscheidung des Hohen Komissars erkannte,während 
sie die Bitte Jen.igs,Letreffend den Vertrag vom 
27.August 1920 zurückwies,diese Sachlage an und 
stellte den allgensinen Grundsatz auf,der nach. An- 
sicht des Hohen Kommissars zur Lösurg der Frage 
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Frage dieren wuss, Danzig bleibt. bei seirer Bitte um 
Austausch der Ratifikationsurkunden und ist der An- 
sicht ,ass» die in der Entscheidung des Hohen Komis- 
sars enthaltene Lösung unendliche Verzögerungen nach 
sich ziehen könnte und den Abschluss eines gleichen 
Vertrages zwischen Danzig und Polen wie zwischen 
Deutschland und Polen voraussetzen würde. Ioh kann 
mir nicht denken,dass der Hohe Kommissar diese Ab- 
sichten gehabt hat ‚und muss in dieser Hinsicht wohl. 
auf folgende Bestimmung seiner Entscheidung aufmerk- 
sam machen: 

"= es scheint nur billig,dass Danzig ge- 
stattet wird,ähnliche rechtliche Beziehungen mit 
Deutschland zu unterhalten ,wie sie zwischen Po- 
len und Deutschland geschaffen sind oder in Zu- 
kunft werden geschaffen werden," 

Jedenfalls bin ich tberzeugt ‚dass Polen 
willens ist, ‚unverzüglich im Namen der Freien Stadt 
mit Deutschland die erforderlichen Abmaohungen prak- 
tischer Art zu vermitteln. Wenn der Rat die Sachlage 
von diesem Gesichtspunkte ansieht, wären die Vertre- 
ter beider Parteien vielleicht bereit ‚während der 
augenblicklichen Tagung des Rates unter der Leitung 
des Berichterstatters jeden anderen Punkt praktischer 
Natur ,den die eine oder andere Partei vielleicht zu 
erörtern wünscht, bevor- der Rat über diese Frage ei- 
ner endgültigen Beschluss fasst, zu beraten. 


-e hun nn un o 


Anlage Nr, 74. 
( XVIII. Tagung - Anlage 351 a) 


Neuer Berioht des Herrn Adatoi,des SA 
Vertreters Japans, betreffend die 675 
röchtlichen Beziehungen zwischen 

Danzig und Deutschland, 

Vom Rate angenommen am 17,Mai 1922. 


In einem Berioht,den ich dem Rate am 
12.4.Mts.über die Frage des unmittelbaren Reohtshil- ~ 
feverkehrs zwisohen Danzig und Deutschland erstattet 
habe habe ich die Entscheidung des Hohen Kommissars 
das Völkerbundes in Danzig vom 18.Dezamber 1921 an- 
zeführt ‚walche besagt: 

"dass die polnische Regierung Danzig 
dieselben Erleichterungen für das Zustandekoumen 
eines Vertrages mit Deutschland,cer die rechtli- 
chen Angelegenheiten zum Gegenstande hat, gewährt, 


= 255 = 


gewährt, ‚die sie für ihr eigenes Abkommen mit 
Deutschland vorsieht." 

Ich habe die Meinung geäussert, dass der 
Hohe Kommissar bei seiner Entscheidung nicht den 
Abschluss eines gleichen Vertrages zwischen Danzig 
und Deutschland wie zwischen Polen und Deutschland 
aut Auge gehabt hat,sondern ganz im Gegenteil ähnli- 

e Verträge und dass auf diese Weise die Sonderin- 

Me Danzigs geschützt werden würden. Ich habe 
auch die Überzeugung ausgesprochen,dass Polen mit 
Deutschland namens der Freien Stadt einen Vertrag 
in diesem Sinne abschliessen möchte, 

Während der Besprechungen, die später zwi- Se 
schen dem Vertreter der Freien Stadt Danzig und dem 676 
Vertreter Polens stattgefunden haben,ist in der An- 
gelegenheit eine vollkommene Binigüng erzielt worden. 
Der Vertreter Polens nimut die Auslegung,die ich 
der Entscheidung des Hohen Kommissars gegeben habe, 
an. Es ist jedoch zu beachten,dass die Verhanälun-" 
gen mit Deutschland über den Abschluss eines dies- 
bezüglichen Vertrages für Danzig gleichzeitig mit 
dom Verhandlungen stattfinden werden,die Polen in 
seinem eigenen Namen mit Deutschland führen wird. 

Um die Freie Stadt Danzig bis zum Tage, an dem der 
neue Vertrag wird in Kraft treten können, in jeder 
möglichen Weise zu befriedigen,hat der polnische 
Vertreter erklärt, dass die polnische Regierung be- 
reit sei,sofort mit der deutschen Regierung einen 
Vertrag abzuschliessen, um das augenblicklich: zwi- 
schen Polen und Deutschland bestehende Abkommen, be- 
treffend vorübergehenden Rechtshilfeverkehr,in ühn- 
licher Weise auf die Freie Stadt Danzig auszudehen. 
Polen ist auch bereit,das mündliche Abkommen,das 
zwischen Deutschland und Polen bezüglich des "Rechts- 
hilfeverkehrs gilt,in ähnlicher Weise auf die Freie 
Stadt Danzig ausdehnen zu lassen. 

Unter diesen Umständen hat der Vertreter 
der Freien Stadt Danzig mir mitgeteilt,dass er seine 
Berufung gegen die vorgenannte Entscheidung des 

„Hohen Kommissars des Völkerbundes zurückziehe. 

Ich bin gewiss,dass meine Kollegen im Rate 
die beiden Parteien einmütig zu ihrer Einigung be- 
glückwünschen werder, 


ma. 


Anlage Nr. 75. 
( XVIII. Tagung - Anlage 352 ) 


Bericht des Herrn Adatoi,des Ver- 8a 
treters Japans,betreffend Führung 676 
der auswärtigen Angelegenheiten 


Danzigs durch Polen, 
Vom Rate angenommen am 13.Nai 1922, 


Der Generalsekretär hat den Mitglie- 
dern des Rates eine gewisse Anzahl von Schriftstücken, 
betreffend die Führung der auswärtigen Angelegenhei- 
ten der Freien Stadt Danzig durch Polen ‚übermittelt, 
Diese umfangreichen Schriftstücke ‚enthalten einen 
ausführlichen Schriftwechsel über/diese Frage,sowie 
eine Entscheidung, die der Hohe Kommissar ües Völker- 


- 


.bundes in Danzig in dieser Angelegenheit am 17.Dezen- 


Ja 


ber 1921 getroffen hat. Die Regierung der Preien 
Stadt unä auch die polnische Regierung haben gegen 
diese Entscheidung bdi dem Rate des Völkerbundes 
Berufung eingelegt. 

Der Berichterstatter erlaubt sich,dem Rate 
und den Vertretern der beiden beteiligten Regierun- 
gen vorzuschlagen,nicht sogleich in eine eingehende 
Erörterung dieser Angelegenheit einzutreten, Es 
scheint mir ratsamer zu sein,die Vertreter beider 
Parteien aufzufordern,sich zu einer vorherigen Be- 
sprechung unter der Leitung des Berichterstatters 
selbst zur Verfügung zu stellen,zu der unter Umstän- 
den die Sachverständigen, über die der Rat verfügt, 
hinzugsezogen werden können, Der Hohe Kommissar, der 
hier anwesend ist,wird vielleicht auch die Güte ha- 
ben, diesen Besprechungen beizuwohnen, Wenn dieses 
Verfahren angenommen wird,so wäre es möglich,dem 
Rate vor Schluss dieser Tagung einen Bericht über 
das Wesentliche der Frage zu unterbreiten. 
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Anlage Nr. 76. 
( XVIII. Tagung - Anlage 352 a ) 


Neuer Bericht des Herrn Adatci,des vr. 
Vertretgrs Japans,betreffend Führung 676 
der auswärtigen Angelegenheiten Dan- 

zigs durch Polen. 

Vom Rate angenommen am 17.Mei 1922, 


In einem Bericht vom 12.d.Mts.habe 
ich den Vertretern der Freien Stadt Danzig und Polens 
vorgescohlagen,unter der Leitung des Berichterstatters 3. 
und Mitwirkung des Hohen Kommissars des Völkerbundes 677 
die Frage der Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
der Freien Stadt durch Polen zu beraten. Es haben 
dieserhalb Besprechungen stattgefunden,und ich gestat- 
te mir,dem Rate durch diesen Bericht den augenblickli- 
chen Stand der Angelegenheit zu unterbreiten, 

Die Entscheidung des Hohen Kommissars des 

Völkerbundes vom 17.Dezember 1921 lautet wie folgt: 

"I. Wenn Polen von Danzig aufgefordert wird, 
irgendeine der auswärtigen Angelegenheiten’ der 
Freien Stadt wahrzunehmen,hat es das Recht ‚das 
Ansuchen abzuweisen,wenn die betreffende Angele- 
genheit offenbar zum Nachteil der wichtigen Inter- 
essen des polnischen Staates ist. 

Il. Polen hat nicht das Recht, Danzig zu si- 
ner bestimmten auswärtigen Politik zu veranlassen 
oder sie ihm aufzuärängen,die offenbar dem Gedei- 
hen,der Wohlfahrt und einer guten Regierung der 
Freien Stadt entgegengesetzt ist. Im übrigen geht 
aus den polnischen Ausführungen zu diesem Punkte 
klar hervor,dass Polen nicht die Absicht hat, 
dies zu tun. 

III. Die polnische Regierung wird auf Ver- 
langen der Danziger Regierung,irgenäwelche aus- 
wärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt zu er- 
leäigen,sofort,wie sie selbst in ihrer eigenen 
Ausführung zu diesem Punkte es uneingeschränkt zu- 
gesteht,von dem Ersuchen Kenntnis nehmen und wird 
ferner entweder Danzigs Wünsche ohne Verzug und 
in erschöpfender und loyaler Weise durchführen 
oder die Regierung der Freien Stadt so bald wie 
möglich, jedenfalls innerhalb einer Frist von 30 
Tagen,benachrichtigen,dass die polnische Regie- 
rung nicht imstande ist,die Wünsche der Danzigsr 
Regierung durchzuführen. Polen wird auch die Grün- 
de für seine Weigerung angeben und die Danziger 

: Regierung wissen lassen,wie weit sie zu gehen be- 
reit ist, oder welchen anderen Vorschlag sie annsh- 
ner würde,um den Wünschen der Danziger Regierung 
in dieser Angelegenheit zu entsprechen. 

IV. In dieser wie in allen anderen Angele- 
genheiten,die mit der Konvention vom 9.November 


ae 


November 1920 in Verbirdung stehen, behalten bei- 
de. Regierungen ihre Rechte gemäss Artikel 39 
der Konvention vom 9.November 1920," 

Zu Ziffer I der Entscheidung des Hoben 
Kommissars haben der Vertreter der Freien Stadt 
und der Vertreter Polens die Ansicht geäussert ‚dass 
das Antragsrecht der Freien Stadt bezüglich der aus- 
wärtigen Angslegsnheiten Danzigs durch diesen Absatz 
in keiner Weise eingeschränkt wird und ebenso auch 
Polen das Antragsrecht vorbehalten bleibt. 

Was Ziffer II der Entscheidung des Hohen 
Kommissars anbetrifft,so hat der Danziger Vertreter 
gemeint,dass die Worte "dem Gedeihen,der Wohlfahrt 
und einer guten Regierung der Freien Stadt entge- 
gengesetzt" so verstanden werden müssen,dass sie 
dasselbs besagen wie dis Worte des l.Absatzes des 
Artikels 29 des Danzig-polnischen Abkommens vom 
24,0ktober 1921 und zwar: "der Freien Stadt Danzig 
in wirtschaftlicher ‚nationaler,sozialer oder reli- 
giöser Hinsicht schädlich", Der polnische Vertreter 
hat in Übereinstimmung mit dem Hohen Kommissar er- 
klärt,dass der Sinn der bai.den Ausdrucksweisen der 
gleiche zu sein scheint,dass es aber kaum wünschens- 
wert sei,die Entscheidung in dieser Hinsicht zu än- 
dern. 

Bezüglich der Ziffer III der Entscheidung 
des Hohen Kommissars hat der Danziger Vertreter den 
Wunsch ausgesproshen,dass bestimmte Fristen fest- 
gesetzt werden sollen,in denen die polnische Regie- 
rung der Danziger Regierung die Gründe übermitteln 
muiss,aus denen sie sich genötigt sah,einem Danziger 
Wunsche nicht nachzukommen oder eine andere Lösung 
als die von der Danziger Regierung gewünschte vor- 
zuschlagen. Der polnische Vertreter hat erklärt, 
dass Polen stets bemüht sein werde,in Fragen der 
die Freie Stadt Danzig angehenden auswärtigen An- 
gelegenheiten so schnell wis möglich zu einer Lö- 

. sung zu kommen,dass aber die Festsetzung bestimmter 
Fristen unpraktisch erscheinen würde, Der Hohe Kom- 
missar hat sich dieser Ansicht angeschlossen, 

- ‚ Zu dem letzten Setz der Ziffer 1II der 
Entscheidung des Hohen Kommissars haben dis Vertre- 
ter beider Parteisn erklärt,dass Polen nicht ver- 
pflichtet sein sollte,der Freien Stadt Danzig Erklä- 
rungen über seine eigene auswärtige Politik zu ge- 
ben. Andererseüts werde Polen der Freien Stadt stets 
jede zweckdienliche Auskunft erteilen,um so viel wie 
möglich seine Gründe für die Ablehnung des Wunsches 
. der Freien Stadt und für den Vorsshlag einer anderen 
als der von der Freisn Stadt gewünschten Lösung zu 
erlüutern, 

Was Ziffer IV der Entscheidung des Hohen 
Kommissars anbelangt,so hat dieser erklärt,dass die- 
ser Teil seiner Entscheidung beiden Parteien kein D. 
neues Recht verleihe, Der Hone Kommissar hat 678 


hat nur in Erinnerung bringen wollen,dass die Be- 
stimmungen des Vertrages vom 9.November 1920 über 
die Vermittlung des Hohen Kommissars bei Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen beiden Regierungen in Kraft 
bleiben. ' 

Die beiden Parteien haben erklärt,dass sie 
ihre Berufungen gegen die Entscheidung des Hohen Kom- 
missars vom 17.Dezember zurückziehen. 


Anlage Nr, 77. 
( XVIII, Tagung - Anlage 353 ) 


Bericht des Hərrn Adatci,des Sr 
Vertreters Japans, betreffend 678 
die rechtliche Stellung der 
polnischen Staatsgüter,, Beam- 

ten und Schiffe in Danzig. 

Vom Rate angenommen am 13.Mai 1922, 


Der Generalsekretär hat den Rats- 
mitgliedern eine Anzahl Schriftstücke,betreffenä 
die Frage der rechtlichen Stellung der polnischen 


‚ Staatsgüter, Beamten und Schiffe in Danzig, übermit- 


telt. Diese umfangreichen Schriftstüocke enthalten 
einen langen Schriftwechsel hierübsr,sowie eine 
Entscheidung,die der Hohe Kommissar des Völkerbun- 
des in Danzig in der Angelegenheit am 6,Dezember 
1921 getroffen hat, Die Regierung der Freien Stadt 
wie auch die polnische Regierung haben bei dem Ra- 
te des Völkerbundes gegen diese Entscheidung Beru- 


„fung eingelegt, 


Der Berichterstatter gestattet sich,dem Ra- 
te und den Vertretern der beiden beteiligten Regie- 
rungen in Vorschlag zu bringen,nicht sogleich in 
eine eingehende Erörterung dieser Angelegenheit ein- 
zutreten. Es scheint dsm Berichterstatter ratsamer 
zu sein,die Vertreter beider Parteien aufzufordern, 
sich zu einer vorherigen Besprechung unter der Lei- 
tung des Berichterstatters selbst zur Verfügung zu 
stellen,zu der unter Umstünden die Sachverständigen, 
über die der Rat verfügt,hinzugezogen werden könnten. 
Der Hohe Kommissar,der hier anwesend ist,wird viel- 
leicht auch die Güte haben,diesen Besprechungen bei- 
zumohnen, Wenn dieses Verfahren angenommen wird,so 
wäre es möglich,dem Rata vor Schluss dieser Tagung 
einen Bericht über das Wesentliche der Frage zu 
‚unterbreiten. 
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Anlage Nr. 78, 
( XVIII. Tagung ~ Anlage 353 a ) 


Berioht des Sekretariats des 5% 
Völkerbundes,betreffend Ver- 678 
einbarung über die rechtliche 

Stellung der polnischen Güter, 

Schiffe und Beamten in Danzig, 

Vom Rate angenommen am 17.Mai 1922, 


Gemäss der Entscheidung des Rats vom 
13.d,.Mts.haben Besprechungen zwischen dem Vertreter 
der Freien Stadt Danzig und dem Vertreter Polens in 
Gegenwart des Hohen Kommissars des Völkerbundes in 
Danzig stattgefunden,um die Frage der reohtlichen 
Stellung der polnischen Güter,Schiffe und Beamten 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu prüfen, 

Das Ergebnis dieser Prüfung ist in folgen- 
den Artikeln zusammengefasst. 


I. 


Die Vertreter Danzigs und Polens sind dar- 
über einig,dass die Entscheidung des Hohen Kommis- 
sars vom 6.Dezember 1921 die den Polen in Danzig 
durch Artikel 33 der polnisch-Danziger Konvention 
vom 9,November 1920 zugebilligten Rechte ín keiner 
Weise prüjudiziert, 


II, 


Die beiden Parteien sind darüber einig,dass 
die Stellung der Staatsgüter,äie gemüss den Bestim- 
mungen der in Kraft befindlichen Verträge für Zwecke 
der polnischen Regierung benutzt werden,der gleichen 
Regelung unterworfen sein soll,wie die Stellung der 
Güter der Eisenbahnen nach Ziffer 11 der Entschei- 
dung des Hohen Kommissars vom 5.September 192l. 

Der polnische Staat soll bezüglich der oben 
genannten Güter,die ihm im Danziger Gebiet gehören, 
nicht der Danziger Gerichtsbarkeit unterworfen sein, 
ausgenommen hinsichtlich der äinglisben Rechte ,wel- 
che auf diesen Gütern ruhen, 


IT, 


Die beiden Parteien sind darüber einig,aass 
im Rahmen ihrer besonderen Zuständigkeit die im Ge- 
biete der Freien Stadt befindlichen polnischen Be- 
härden und ihre Beamten in gleicher Weise behandelt 
werden sollen,wie die Danziger Behörden und Beamten, 
die die gleiche Tütigkeit ausüben. 


ISV 
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IV. 


Die beiden Parteien sind darüber einig,dass 
die polnischen Beamten auf dem Gebiete der Freien 
Stadt in Ausübung ihrer Funktionen nur von ihren pol- 
nischen höheren Vorgesetzten abhängen und nicht den 
Danziger Behörden unterstellt sind, 

Im Falle der Festnahme eines polnischen Be- 
amten durch Danziger Behörden soll ein höherer pol- 
nischer Beamter benachrichtigt werden, 


V. 


Die beiden Parteien sind darüber eirig,dass 
die staatlichen Archive und Büros Polens in Danzig 
unverletzlioh sind. 


VI. 


Die beiden Parteien sind darüber einig,dass 
der diplomatische Vertreter Polens in Danzig sein 
eigenes Personal für die in den in Kraft befindli- 
chen Abkommen bezeichneten Zwecke ernennt. Er wird 
der Danziger Regierung ein Verzeichnis der Namen 
und Titel seines Personals - des diplomatischen,des 
Verwaltungspersonals und des Unter-Personals- unter- 
breiten. Die Beamten des diplomatischen Vertreters 
Polens,die keine diplomatische Stellung einnehmen, 
werden gemäss den Bestimmungen der oben verzeich- 
neten Artikel 3 und 4 behandelt, 

Der diplomatische Vertreter Polens in Dan- 
zig ist ermächtigt,den Chef der polnischen Post- 
und Telegraphsnverwaltung in Danzig und den Chef der 
polnischen Zollverwaltung in Danzig als Mitglieder 
seines diplomatischen Personals zu ernennen. 


VER, 


Die beiden Parteien sind darüber einig,in 
kürzester Frist mit den in den Absätzen 2 unä 4 der 
Entscheidung des Hohen Kommissars vom 6.Dezember 
1921 vorgesehenen Verhandlungen zu beginnen, 
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Anlage Nr. 79. 
( XVIII, Tagung - Anlage 365 ) 


Bericht des Herrn Adatcei,des Ver- S5 
treters Japans, betreffend die 70l 
Finanzlage der Freien Stadt Danzig, 
Vom Rate angsdnommen am 17.Mai 1922, 


Durch einen Beschluss vom 23.Juni 
1921 hat der Rat des Völkerbundes dem vorläufigen 
Wirtschafts- und Finanzausschuss einen Bericht des 
Hohen Kommissars des Völkerbundes über die Finanz- 
lage der Freien Stadt Danzig übermittelt, Der Rat 
hat den Ausschuss gebeten,sine Prüfung der Finanz- 
lage der Freien Stadt vorzunehmen und einen Bericht 
über diase Frage zu verfassen, 

Durch einen Beschluss vom 16.September 1921 
hat der Rat von einem Bericht des vorläufigen Wirt- 
schafts- und Finanzausschusses über diese Frage 
Kenntpis genommen und den Ausschuss gebeten,die Fra- 
ge einer gründlicheren Prüfung in der Weise zu unter- 
ziehen,die er für die geeignetste hält,unter dem Vor- 
behalt selbstverständlich,dass diese Prüfung nicht 
irgendwie als eine Absicht des Rates ausgelegt wer- 
den sollte, eine finanzielle Hilfe zugunsten der 
Freien Stadt ins Leben zu rufen, 

Der Finanzausschuss des vorläufigen Wirt- 
schafts- und Finanzausschusses hat diese Frage ge- 
prüft, Der Ausschuss hat zwei seiner ilitglieder,die 
Herren Avenol und Janssen,dazu bestimmt,in gründli- 
cher Weise die Finanzlage äer Freien Stadt Danzig 
zu prüfen, Die Herren Avenol und Janssen haben dem 
Finanzausschuss einen Bericht unterbreitet,der einen 
Überblick über eine Reise gibt,die sie nach Danzig 
unternommen haben,und der die Endergebnisse darlegt, 
zu denen sie gelangt sind, Nachdem der Finanzaus- 
xschuss diesen Bericht geprüft hat,hat er ihn ohne 
Vorbehalt angenommen und hat ihn dem Rate des Völ- 
kerbundes übermittelt,indem sr dessen Aufmerksamkeit 

. auf verschiedene Endergebnisse lenkte, 

Der Ausschuss ist der Weinung,dass es or- 
wünscht wäre,wenn die alliierten Mächte ein Mittel 
finden würden,um die aus den Besatzungskosten herrüh- 
renden finanziellen Lasten zu erleichtern, Indessen 
glaubt er nicht,dass diese Lasten äie Zahlungsfähig- 
keit der Freien Stadt übersteigen,sofern genügend 
gründliche Massnahmen getroffen werden,um die finan- 
zellen Quellen des Staates zu vergrössern. Anderer- 
seits ist der Ausschuss der Ansicht,dass die Bezahlung 
des vollen Wertes der der Freien Stadt Danzig zugeteil- 
ten deutschen Staatsgüter eine derartige Last für die 
xFinanzen Danzigs darstellen würden,dass dieses die 
Durchführung eines Kreditunternehmens ausserordentlich 
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ausserordentlich erschweren würde, Deshalb meint der 
Finanzausschuss,dass in diesem Falle den alliierten 
Müchten empfohlen werden müsse, der Freien Stadt in 
dieser Hinsicht gewisse Erleichterungen zu gewähren. 
Aber diese Erleichterung kann der Freien Stadt nur 
bewilligt werden,um ihre Zukunft zu sichern. Die 
Vermittelung des "Rates des Völkerbundes bei den alli- 
ierten Mächten darf also nur unter der Bedingung gə- 
nügender Sicherheiten für die Sicherung des Gleich- 
gewichts des Haushaltsplans der Freien Stadt gesche- 
hen. Der Finanzausschuss ist der Ansicht,dass der 
Rat den Wunsch haben wird,sich mit der Regierung der 
Freien Stadt über die Fost zung dieser Sicherheiten 
zu verständigen,die besonders in der Ausarbeitung 
eines praktischen Planes hinsichtlich der Wirt- 
schaftlichkeit und des Gleichgewichts des Staats- 
haushaltplanes bestehen könnten. Falls der Rat im 
Laufe der Verhandlungen sich des Ausschusses würde 
bedienen wollen,ist dieser bereit,sich gern 'zur V 
fügung des Rates zu stellen. Da indessen der Aust. 
schuss nicht oft zussmmentreten kann, meint er,dass 
es vielleicht ratsamer ist, dass der Rat mit den Her- 
ren Avenol und Janssen, dis his heute die Prüfungen 
vorgenommen haben zusammensrbeitet. 

Nach Ansicht des Rates muss die Gesundung 
der Finanzen der Frsien Stadt und die Regelung der 
Frage der Staatsgütsr beendet sein,bevor der Rat die 
Frage einer langfristigen Anleihe prüfen kann, Der 
Ausschuss meint,dass in jedem Falle der Rat sioher- 
Jich der freien Staät davon Kenntnis geben würde, 
dass der Kat nicht als Vermittler für die Bewilli- 
gung von Krediten tätig sein kann,und dass seine 
Rolle sich auf die Verbesserung der grundlegenden 
Bedingungen,von denen notwendigerweise jedes Unter- 
nehmen dieser Art abhängt beschränken muss, 

Indem ich mich auf Vorstehendes beziehe, 
erlaube ich mir,folgender Beschluss vorzuschlagen: 

Der Rat des Völkerbundes beschliesst: 

"Abschrift dieses Berichts sowie der Bericht 

des Finanzausschusses des vorläufigen Wirtschafts- 
unä Finanzausschusses über die Finanzlage der 
Freien Stadt Danzig nebst Anlagen werden durch 
Vermittlung des Hohen Kommissars der Regierung 
der Freien Stadt Üübersandt. Die Danziger Regie- 
rung wird aufgefordert, ihre Äusserungen dazu 
dem Hohen Kommissar vorzulegen, der sie dem Rat 
mit seinen persönlichen Bemerkungen zur Kennt 
nisnahme übersenden wird, 

Der Generalsekretär wird ermächtigt, 
die Mithilfe der Herren Avenol und Janssen anzu- 
rufen,soweit es wünschenswert erscheint." 


Araao 
Stichwörter-Verzelchnis. 


Abgabe von Waffen und Munition an Polen: siehe Übergabe. 


Abkommen: - 
betr,Abtretung der Gebiete von Danzig und Memel 

vom 9.1.1920 im Paris: siehe Abtretung.... 

betr.die deutschen Beamten, zuischen Deutschland 

und Danzig vom 12.X1.1920: (Beamtenabkommen): 31, 
32, 150, 151-155, 156-162. 

betr.die Handels- und konsularischen Beziehungen 
zwischen Polen,Danzig und Norwegen: 62, 233-254, 
detr.die Frist für Berufungen gegen Entscheidun- 

gen des Hohen Kommissars vom 20.VI.1921: 177, 178. 
betr.Rechtshilfeverkehr zwischen Danzig und Deutsch- 
land vom 27.VII1l.1920: 253, 254, 255. 
betr,Verwaltung der Weiohsel,polnischer Entwurf 

vom 13.1.1922: 229. 

Warschauer , zur Ausführung und Ergänzung des Dan- 
zig-polnischen Vertrages vom 9.XI.1920,vom 24.X.21: 
ailgemein: 61, 65, 228,231,252,236,237,251. 

Artikel 29: 251, 252, 258. 
Artikel 236: 236, 237. 
Artikel 241: 236, 237, 
siehe auch Durchgangsabkormen. 


Abschluss internationaler Verträge durch Polen: 98, 106, 
133, 140, 145-146, 147, 179-181, 191, 232. 


Abtretung der Gebiete von Danzig und emel: 31, 149, 150, 
16%2,-%62, 


Abwickelung der Reichs-und preussischen Verwaltung im Ge- 
biete der Freien Stadt: 32. 


datsi: 68-70, 72-74, 244, 248-250, 253, 254, 256, 257, 
259, 262. 


Alliierte und Assoziierte Mächte; 4, 16, 17, 23, 27, 39 
75-77, 79-81, 86, 87, 94-98, 100, 106. 107, 111- 

113, i25, 149, 169, irı, 174, 205, 205, 206, R12 
246, 248, 249, 262, 263. 

Alliierte Besatzungstruppen: siehe Besatzungstruppen. 

Anlögehafen: siehe "port d'attache! 

Anldkestelle: siehe "point d'attache". 

Anlaihe der Freien Stadt Danzig: 53, 199, 216. 

Anleihen, ausländische: 88, 


Arbeitslosenunterstützung in Danzig: 215. 
siehe auch Arbeitslosigkeit. 
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Arbeitslosigkeit in Danzig: 23, 7, 36, 87, 125, 126, 198, 


199, 


Artikel des Danzig-polnischen Vertrages vom 9.November 
1920: siehe Vertrag.... 


Artikel der Danziger Verfassung: siehe Danziger Verfassung. 
Artikel der Satzung des Völkerbundes: siehe Völkerbund. 
Artikal des Vertrages von Versailles: siehe Vertrag... 
Artikel des Warschauer Abkommens vom 24.X,21: siehe Abkommen, 


Askenazy:26, 28, 33, 35-48, 51, 52, 54, 56, 57, 61-65, 69, 
70, 73, 128, 124,'128-132, 136, 200, 206, 208,209. 


Attolioo:27-32, 43, 135, 136, 141, 142, 147, 148, 161, 162, 
177, 182, 190, 196, 200, 208, 209. 


Aufteilung der deutschen Staatsgüter: siehe deutsche Staats- 
güter, siehe auch Aussöhuss für die Verteilung... 


Aufrschterhaltung der Ordnung im Gebiete der Freien Staät; 
4l, 202, 205, 207, 210, 213, 
214, 


Ausschuss der jüdischen Abordnung in Paris zwecks Einbürge- 
rung in Danzig: 23]. 


Ausschuss für den Hafen und dıe Wasserwege von Danzig: 

allgemein: 26, 48, 54, 61, 63-65, 68, 69, 90-93, 

108, 167, 120, ’ı21, 143, ia5-ja7, 184, 
204, 205, 208, 211, 225-228, 230, 240, 

248-250. 

Präsident: 26, 91, 106, 120, 121, 211. 

Ernennung: 26, 91, 106, 120, 121, 122. 

Gehalt: 121, Ä22, 

Kosten: 91, 120, 


Ausschuss für die Verteilung des ehemaligen deutschen 
` Staatseigəntuma; 36, 37, 40, 48, 49, 63, 64, 169, 
193, 194j 206, 208. 


Aussohuss für Änderung der Danziger VerfassungļAttolico, 
Colban,Hamel): 29. 


Ausschuss für Abrüstungen: 122, 
Ausschuss für Rüstungen: 20, 2l. 


Ausschuss für Heeres-,Flotten-und Luftfahrtfragen: 22-24, 
36, 42.409,50, 85, 54,:.56,.57,168,'71,'112, 1115; 
168, 2i9, 221,'224, 238, 245, 246, 247. 
Luftfahrtunterausschuss: 59, 68, 72, 224, 245, 
246, 247. 
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Ausschuss von Rechtssachverständigen für die Frage:Schutz 
Danzigs durch den Völkerbund und Garantie der 
Verfassung: 20. 


Auswärtige Anpelegenheiten Danzigs: siehe Führung der 
~ "auswärtigen Angelegenheiten... 


Ausweisung polnischer Staatsangehöriger: 69, 250, 251, 252, 
Avenol: 73, 222, 223, 262, 263. 


Balfour: 4, 22, 23, 27, 28, 29, 32, 68. 

Beamte in Danzig,deutsche: 30, 31, 32, 150-162, 
Beamtenabkommen: siehe Abkommen...» 
Beamtenrecht; siehe Abkommen...» 


Beilegung von Streitfällen zwischen Danzig und Polen; 19, 
73-76, 78, 105, 


Bekanntgabe äer Danzig betreffenden Schriftstücke: siehe 
Veröffentlichung.... 


Berufungen Entscheidungen des Hohen Kommissars: 44, 
65, 71-74, 175-179, 196, 199 211-213) 
228, E Ż28,, 240, 250-258, 255, 256, 259. 
Frist für Berufungen: al, 42, 46, 74, "175-178, 
22 
siehe auch Vertrag v.9.X1I,20,Artikel 39 u.Entn, 


Besatzungstruppen: 38, 53, 216, 253, 262. 


Beschlagnahme von Kriegsgerät: siehe Munition und Kriegs- 
gerät, 


Beziehungen aussehen ee und Polen:1l7, 18, 22, 45, 70, 
5 5, 107, 108, 130, 182, 134, 175, 194, 
158, Paie. 216, 241, 251 


Biesiadecki: 58. 


Botschafterkonferenz: Pre, 47 ,'21,- 22,228, 27, 30, 36-38, 
TR ER S "49, 50, 68, 86, 97,99, 101,116, 
128, 154, 143-147,’168, 170, 174,174 
215, 249. 
Vorsitzender: 14, 30, 69, 106, 108, 
109,121, 128, 180, 2ia, 248. 


Bourgeois,Vertreter Frankreiuhs: 2, 4, 19, 22, 26, 27-32, 


5%, 59, %1. 
Braun: 161, 


a. 


Cambon, Jules: 86. 

Cecil: 129, 

Colban: 29-32, 42, 43, 65, 65, 73, 74, 190, 208, 209. 

"siehe auch Ausschuss. . 

Da Cunha,Vertreter. Brasiliens: 124, 129, 131. 

Danzig,ein Staat:18, 98, 102, 134, 199, 

Danzig,Heeres- und Flottenstützpunkt; 53, 57, 105, 110, 
114,n110,7182, 133): 137, 140, 166, 202, 205, 
213, 214, 220, 221; 238, 


Danzig-deutsche rechtliche Beziehungen: siehe rechtliche 
Beziehungen. 


Danziger Anleihe: siehe Anleihe, 


Danziger Beante: 216. 


Danziger Behörden: 26, 38, 53, 82, 88, 89, 122, 123, 181, 
EN 186-189, 211,260, 261. 


Danziger Bevölkerung; 17, 23, 212. 


Danziger Geist: 29. 
Danziger Gewehrfabrik: siehe Gewehrfabrik. 


Danziger Handelsflagge: 88, 89. 


Danziger Parlament: 28, 29, 42482, 135, 141, 179, 182, 
185, 184, 187, 241.” 


Danziger Polizei: 36, 49, 123, 202, 213, 214. 

Danziger Regierung: siehe‘ Regierung. 

„Danziger Staatsangehörige: siehe Staatsangehörige. 
Danziger Staatsangehörigkeit: siehe Erwerb und Verlust... 


Danziger Verfassung: 

Abänderung: 20, 27-29, 42, 62, 76, 80, 
102, 104, 113, 132, 135, 136-139, 141, 
142) 144, 163, 178, 179), 182-185,188-" 
190, 230, 234, 235, 236, 241-243. | 
allgemein: 6 "10, ie; 12.16, 18, @7- 
29, 31, 32, $7, 68, 75-81, 85-85, 88, 
97° 99 10, 1029463: 118 2112,..1213, 
130, 152, 134-139, 1al, 142, 145, 148, 
163, 164, 166, 178-186, 188-190, 213, 
233, 234, 241, 242, 245, 


Danziger 


Danziger 


Danziger 


Danziger 


Danziger 


" Danziger 


Danziger 
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Verfassung: 

Artikel 1:16, 134. 

Artikel 3: 16. 

Artikel 4: 16-18, 113, 132, 

Artikel 5:.17, IR, 5a, 113 182, 1er! 
139, 140, ir8, ir9, 

Artikel 4l: 18, 27-29, 31, 98, 104, 
113, 133, 137-140, 178, 
179, 181. 

Artikel 44: 19, 27, 104, 113, 133, 137- 
140, 144, 145, 178-181. 

Artikel 45: 98. 

Artikel 48: 104. 

Artikel 56: 98, 99, 104, 134, 

Artikel 57: 98, 104, 134, 139. 

Artikel 71/72:’104,’113,'137-140, 163, 
178, 179, 230. 

Artikel 75: 99. 


Ausarbeitung: 4, 16, 95, 79, 80, Bl, 

e&, 162, 112,183) 222, 
Entwurf: 14-20, 86, 96, 97-99, 102,103, 
Garantie: 20, 68. 75 -81, 99 102, 103, 

105, 106, 108, 110,:112, 136, 
437, 142, .168,.178,.188, 
Genehmigung: 62, 68, 80, 82, 113, 135, 
141, 182, 1225, 242,.243, 
Inkrafttreten: 45, 154, 189, 
Prüfung: 10, .14,: 75, 135, 136,1739, 14l; 
142, 230. 
siehe auch Vertrag von Versailles. 


Verfassunggebends Versammlung: 16, 83-85, 103, 
| 104,.112,.113,.132, 186,137) 141, 188, 


Volksvertretung: siehe Parlament,Danziger. 
Wahlen; 82, 83, 84, 85, _ 103, 

Werft: 124, 

Wirtschaftslage: siehe dirtschaftslage. 


Zollverwaltung: 89, 90. 


Danzigs amtliche Benennung; 16, 18. siehe auch Hansestadt 


. Danzigs 
Danzigs 
Danzigs 


Danzigs 


Danzigs 


Danzig, 


Amtssprache; 16, 18, 98, 103. 
Autonomie; 16, 97, 101, 134, 
Begründung: siehe Danzigs Errichtung. 


Errichtung: 16, 61, 75-77, 79, 80, 86, 95, 96, 100, 


1027108, 111-123. 128511361 141, -2407 
253 


Finanzlage: siehe Finanzlage Danzigs. 


d 


” 


s politische Freiheit: 


Handel: 173, 
l 


Industrie: 51. 


Neutralität: 17, 18, 

öffentliche Meinung: 29, 136, 142, 183, 186. 

16, 18, 70, 98, 134, 

2, 16, 17, 129% 


politische Stellung: 98, 102,108, 136, 141, 142. 


politische und geographische Lage: 


s rechtliche Stellung: 106, 106, 179, 181, 191, 192, 
3 Rechte; 18, 117, 181, 198, 220, 229, 233, 


200, 


; Schulden: 215, 216. 


Danzigs 
Danzigs, 
Danzigs, 
Danzigs 
Danzigs 
Danzigs 
Danzigs 
Danzigs 
Danzigs 


Deutsches Kriegsgerät: 
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Deutsche Staatsgüter:; 


Selbständigkeit: 45, 46, 124, 134, 
19, 21, 22,: 202, 206 ,1 207, 208; 
15,.,18,,06177.108, .198; 


Sicherheit: 
Souveränität; 
territoriale Unversehrtheit: 100, 109, 119, 


Unsbhängigkeit:21, 97, 100, 105, 109, 


Verteidigung: siehe Verteidigung Danzigs. 


Verwaltung; siehe Verwaltung Danzigs. 


wirtschaftliche Interassen: 22, 52, 88, 126, 199, 


28 32.5 39, 46,,,81),:'92,7127, 229%5.128, 


Wohlfahrt: 
263, 257,’ 258 


e Bausrnbank: siehə Puppel..... 


anziger rechtliche Beziehungen: siehe rechtli- 
che Beziehungen. 


36, 40, 49, 53, 168, 169, 214,215. 
64, 68, 69, 93, 121, 123, 125, 195, 


206, 2is, 216, 248, 249, 262, 263. _ 
siehe auch Eigentunsübertragung. A 


Diplomatisoher. I Vertreter der Republik Pet in Danzig:8”7, 


88, 214, ES 26 


siehe Mu- 


Se bion und Keane 


Durchgangsabkommen zwischen Polen, Danzig und Deutschland: 
43, 191, 1925, 4935 2835 % 


Eigentumsübertragung der deutschen Staatsgüter an den Ha- 
fenausschuss: 68, 69, 93, 248, 249, 


Einbürgerung der Beamten in Danzig: 231. 


Einspruchsrecht des Hohen Kommissars: siehe Vertrag vom 
9.Nov,1920,Artikel 6. 


Eisenbahnen in Danzig: 92, 93, 146, 225, 240, 241, 260, 
Entscheidungen des Hohen Kommissars; siehe Hoher Kommissar, 
Errichtung von Festungswerken in Danzig: 140, 106. 


56, 


nern T 000, AA: Tassen er En ae, 2a 
232, 236, 


Exterritorialitätsrechtg:; 210, 
Fehrenbach; 161. 
Finanzausschuss: siehe Wirtschafts-und Finanzausschuss, 


Finanzlage Danzigs: 18, 53, 58, 59, 73, 198, 199, 215-217 
Fr 221, 222, 223, 244, 262) 263. 


Finanzsachverständiger des Rats: 222. 

Fisher: 19-21, 36, 39, 40, 43, 45, 46, 47, 49, 50, 52, 53,59, 
Flottensachverständiger: 238. 

Flottenstützpunkt: siehe Danzig,Haeres- und Flottenstützpunkt. 
Flugzeugbau in Danzig: siehe Herstellung von Fluggerät.... 


"Foerster ‚deutscher Reiohs--und Staatskommissar: 158. 


Freier Zugang zum Meere: siehe Polens freier Zugang .... 


Eriedanskonferenz; 16, 23, 
Frist für das Einspruchsrecht des Hohen Kommissars: siehe 
Vertrag vom 9,Nov,.1920,Artikel 6. 


Frist für Einlegung von Barufungen: siehe Berufungen... 


Führung der auswärtigen An eisgaunei! Danzigs: 28, 29, 70, 
KE 87. 9%, 98, 16 02, 108, BE 140) 148, 
146, 19, is0,'253) 256, 257, 258. 
siehe auch Vertrag vom 9.Nov,1920 Artikel 2,- 


Danziger Verfassung Artikel 41 & 44,- Vertrag von 
Vorsaidlas Artikel 104r 
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Garanties der Danziger Verfassung durch den Völkerbund; 
siehe Danziger Verfassung. 


Gauja: 64. 
Gebietsabtretung von Memel und Danzig: siehe Abtretung... 
Generalsekretär des Völkerbundes:; siehe Völkerbund. 


Gerichte,Danziger: 95, 193, 195, 
Zuständigkeit: 193. 


Gewehrfabrik: 25, 26, 27, 36-40, 49, 122-128, 170-174. 
siehe auch Polens Eigentumsrechte. 


Gout: 20, 21. 
Grazieni; 247, 
Hafen von Danzig: 20, 63, 89, 90, 93, 94, 98, 100, 101 
06, 107, 109,’ı10, 116, 119p 202, 263, 
205, 211, 212, 213, 220, 221, 228. 
Hafenausschuss: siehe Ausschuss für den Hafen ...... 
Hafenausschuss,Schliohtung von Streitfüllen: siehe diases. 
Haking,Sir Richard ‚General;23, 24, 27, 28, 35-39, 47, 58, 


66 71, 74, 126, 155, 186, 141, 142, 148, 
175, 182, i90, 197, 200, 208, 209, 225, 240, 241, 


243, 246. siehe auch Hoher Kommissar. 
van Hamel: 29, 45, 190. siehe auch Ausschuss.... 


Hanotaux: 35, 36, 39, 40, 43-45, 47-54, 63, 65. 


"Hansestadt"Danzig: 16, 18, 97, 1053, 112, 132. siehe auch 
Danzigs amtliche Benennung. 


z Heeres-,Flotten- und Luftfabhrtfragen: siehe Ausschuss...... 
Heeres- und Flottenstützpunkt: siehe Danzig,Heeres-...... 


Herstellung von Flugzeugen und Luftfahrtgerät: 49, 50, 59, 
68, 72, 169, 224, 244, 245, 246, 247, 
Herstellung, Verkauf ,Lagerung und Weiterleitung von Kriegs- 
gerät und Munition: siehe Munition und Kriegs- 
gerät. 


Herstellung von Waffen und Munition in Danzig: 23, 26, 27, 
36-40, 45, 49, 50, 52, 105, 113, 122-128, 132, 
133, 137, 138, 140, 166, 170-174. 
siehe auch Danziger Verfassung, Artikel 5. 
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Hoher Kommissar des Völkerbundes in Danzig: 
Ablauf der Amtstätigkeit: 20, 147, 148. 
Befugnisse: 35, 46, 54, 76, 199, 200, 202, 

205, 845, \ 
Bosslauger 18,77 Bl LET, ALLE 
Entscheidung ,all_gmein: 30, 42, 58, 65, 7, 
74, 75, 76, 78,79, 92, 95, 166, 102,- EL 
144, 146, 165, 168, 169, 175, 176-178, 184, 
Kom, 199, 200,. ZB! Bar. 1282, 255% 
v.4.11.21: 211, 212, 213. 
v.28.11.21: 44, 194, 196. 
Wels. VIlL.2L: 240; 
V.l,1X.21:.225, ‚226,' 250, 
A E A 240. 360, 
CeO ALT. 21 T209. DoomBsy, 
yeler XII.22 l 250, 
Ve AIT 21: 778 W986 7227 ROE 0382: 
v.18,.X11.21: 253, 254, 255. 
Ernnenung und Obliegenheiten: 4, 20, 22, 
23, 66, 75, 76-81, 65, 102, 110, N NAD, 
4 . 
kesitien:.: 20,’ 77 BI SI Mega, 12 se, 
Stellung; 147, 
Verantwortlichkeit: 4, 76, 
A Vollmacht: 6, 507 168, 169,770, 
: vorläufiger Kommissar; 20, 22, 30, 110, 

11245118, 121, 1128 dar: 
siehe auch Attolico, Haking,Strutt, Tower, 
siehe auch Vertrag vom 9,Nov.RO,Artikel 6. 
siehe auch Berufungen. 
siehe auch Einspruchsrecht, 


Holminsel: 54, 63, 169, 206, 208. 
Hymans, Vertreter Belgiens;4, 26, 27, 39, 40, 43, 44, 57,78. 


Imperisli,Vertreter Italiens: 26, 27, 29, 30, 52, 57, 59, 
Br TI Tan 


Isnii Vertreter Japans; l2, 14, 16, 195720, 22 26,27 
| 30, 35-37, 39-41, 43, 44, As, 52 
53, 56-59, 61-66, 99° 120, 125, 133, 
134, 137, 143, 163, 165, 168, 170, 
W 175, Ir) 18, 180, 182, 190, 
191, 193, 196, 201, 203, .206, 21a, 
215, 217-221, 223-225, 230, 232, 
243, 236, 238, 240, 246. 


28, 


Janssen, Finanasachverständiger: 73, 222, 223, 262, 263. 
Jewelonski: 58. 


Kontrolle von Munition und Kriegsgerät; siehe Munition und 
Kriagsgerät, 
Koo,Wellington, Vertreter Chinas: 58, 


hi 
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Kosten für die alliierten Besatzungstruppen: siehe Besat- 
zungstruppen. 


Krenczynski: siehe Puppel... 

Kriegsgerüt deutsches: siehe deutsches Kriegsgerüt. 
Kriegsgerät,polnisches: siehe Munition und Kriegsgerät,. 
Kriegsmaterial,polnisches: siehe Munition und Kriegsgerät. 
Lacaze, Admiral; 208, 209. 

Lagerplatz für polnische Munition: siehe Munition und.... 
Lagerung von Kriegsgerät; siehe Munition und Kriegsgerät. 
Le Rond: 150. 

Liegeplatz für polnische Kriegsschiffe; 169, 220. 
Loening: 162. 

Löschen von Munition: siehe Munition und Kriegsgerät, 


luftfahrtgerät: siehe Herstellung.... 
Luftfahrtsachverstänädiper: 224, 246, 


Luftfahrtunterausschuss; siehe Ausschuss für Heeres-,.... 
Luftfahrzeugbau in Danzig: siehe Herstellung von..... 


Merinesachverständiger: siehe Flottensachverständiger. 


Mexiko: 37, 39, 40, 172, 
Militär der Freien Stadt Danzig: 105. 

Wilitärische Machtmittel des Völkerbundes: 17, 23, 109, 
l siehe auch Herstellung von Waffen, siehe auch 
Schutz durch den Völkerbund und Verteidigurg 
Danzigs.. 


Militär- und Marinebasis; siehe Danzig, Heeres- und Flotten- 
stützpunkt. 


Militärische Rechte Polens in Danzig: 19. 


Militärische Sachverständipe: 35, 


Militärische Verteidigung Danzigs: siehe Verteidigung Den- 
3 zies. 
Wunitionsabgabe an Polen: siehe Übergabe.... 
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Munitionsfabrik, Österr, ,ungar.in Enz: 124. 
Munitionslagerung: siehe Munition u ‚gerät. 
Munitionsniederlage, polnische in De ahe Niederlage, 
siehe auch Muni Kriegsgerät. 
Munition und Kriegsgerät: 
Beschlagnahme: 35, Be i LOT NAITO 
Durchfuhr: 29, 48. ig 123, 165, 166; 
169 a 209, 212, 239. 
Herstellung: 35, 37, "165, 166-168, 


Kontrolle: 167, ’203. 
Lagerplatz: 50, 63, 64, 169, 205-208, 
Lagerung: 35, 48, 50, $4, 185, 168, 203, 205, 
207-210, 239. 
Löschen; 17, 63, 203, 206, 207-209. 
Überwachung: 204, 206, 209-213. 
Umschlag; 169, 203, 207. 
Verkauf; 35, 36, 38, 54, 123, 165, 168, 246. 
Weiterleitung: 35, 54, 165, 168, 204, 206, 
207, 208, 210. 

siehe auch Niederlage für polnisches Kriegs- 
gerät. 

Niederlage für polnisches Kriegsgerät: 50, 64, 207, 208, 


Niederlassung von Polen in Danzig: 17. 
Noe: 39, a0, 172, 173, 
Norwegisches Handels-unä Konsularabkommen: siehe Abkommen. 
Oberster Rat: 39. 
Öffentliche Meinung: 
i ` Danzigs: siehe Danzig 
Englands; 21, 
Frankreichs: 2l. 
der Welt: 21, 127. 
Olszowski: 58. 
Paderewski .Vertrater Polens; 16, 17, 18. 
Penido,Kapitän zur 3ee: 22. 
Perlowski,d).: 124. 
Poruk 29,127 ;' 89,448, 225,. 127,.128, 
Plucinski: 58, 
Point d'attache: 203, 205, 206. 
Polens Eigentunsrechte: 
an ehemaligem deutschem Kriegsgerät: 36, 37, 38. 


an shemaliprem deutschen Werkgerät: 36-38, 50. 
siehe auch 'Gewehrfabrik. 
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Polens freier Zugang zum Meera:1l6, 44-46, 48, 51, 52, ôl, 
70, 86, L101; loe, 108,.109,: 118,- 116, 205, 
204-206, 226. 


Polens Sicherheit: 17, 123. sishe auch Herstellung von 
Waffen, siehe auch Verteidigung Danzigs, 
w 


Polens Verhältnis zu Danzig: 16, r 
Polens Wohlfahrt: 16, 17. 
Polizei in Danzig: siehe Danziper Polizei. 
Polnische Beamte: siehe rechtliche Stellung.... 
Polnische Behörden: 40, 211, 234, 260. 
Polnische Interessen in Danzig: ZB RL. 
Polnische Kriegsschiffe in Danzig: 57, 63, 64, 202, 205, 
220, 221, 238 . 
siehe auch point å'attache,port 
d'attache, Liegeplätze. 
Polnisches Militär in Danzig: 17, 204, 211, 214, 220. 
siehe auch polnische Wachmannschaften, siehe 
auch Verteidigung Danzigs, 


Polnische Munition und Kriegsgerät:; siehe Munition und 
Kriegsgerät. 


Polnische Rechte in Danzig: 17, 19, 41, 48, 51, 52, 64 
er 86, 89, 93, 97, 98, 101, 102,104, 108, 
108, 169, 119, 134, 169, 198, 202, 208, 
205-207, 214, 226, 257. 
Polnische Rentengüter: 218. 
Polnische Schiffe in Danzig: siehe rechtliche Stollung, .. 
Polnische Seepolizei: 203, 205, 206. 
Polnische Staatsangehörige: siehe Staatsangehörige. 
Polnische Staatsgüter in Danzig: siehe rechtliche Stellung... 
Polnische Wachflottille: 169. 


Polnische Wach- und Begleitmannschaften: 51, 52, 203, 204, 
206. 207,209, - 210, 811, ‚212,7 213. 


Polnische Zollgesetzgebsung:89, 90, 
Polnischer Generalkomuissar: siehe diplomatischer Vertreter... 


Polnischer Zolltarif: 89, 90, 


Be 


Polnisches Zivilpersonal für Kriegsgerättransport:206,207. 


Port d'attache"; a 57, 63, 64, 202, 205, 220, 221, 238, 


Post-,Telegraph-und Fernsprechverbindungen zwischen Polen 
und dem Hafen: 86, 94, 98, 101, 108, 


Prunida.Gercia de,Oberleutnant: 71. 


Puppel/Deutsche Bauernbank: 44, 47, 56, 193, 194, 195, 1 


Quinones de Leon,Vertreter Spaniens: 6, 27, 39. 

Rat des Völkerbundes: siehe Völkerbund. 

Ratifizierung von Verträgen: 98, 179, 181, 236, 253, 254, 
Rechte Danzigs: siehe Danzigs Rechte. 

Rechte Polens in Danzig: siehe polnische Rechte...» 


Rechtsabteilung des Völkerbundes: siehe Verwaltungs-und 
Rechtsabteilung. 


Rechtshilfeverkehr zwischen Danzig und Deutschland: siehe 
Abkommen’ über.... 


Rechtliche Beziehungen zwischen Danzig und Deutschland; 69, 
70, 72, 253, 254, 255, 


"Reohtssachverständiger dəs Rats; 28, 29, 58. 


Rechtk Stellung der polnischen Staatsgüter, Beamten und 
Sehitfre: 79,'73,.259,+260,726J, 


Regierung Danzirs: 28, 29, 31, 32, 35, 42, 46, 48-50, 57- 
59, 61, 69, 72-74, 76, 91, 105, 106, 
108, ıls, i21; 128, 135-138, 141, 144 
145, 146, 148, 150, 151, 153, 154, 156, 
157, 159, 162-164, 166, 167, 169, 170, 
175, 176, 178, 180, 182, 198, 196, 197, 
199, 201, 204, 212, 213, 215, 216, 218, 
225, 230, 231, 236, 238, 239, 240, 248- 
252, 256-259, 261-263. 


Reparationskommission: 47, 195, 196, 218, 248. 
Reynier de,Oberst: 26, 122. 


Rücktrittsrecht der deutschen Beamten in den preussiscohen 
Staatsdienst: siehe Beamto,siehe Abkommen.. 


Rüstungsausschuss:; sishe Ausschuss für Rüstungen. 


Mn m 


= 277 = 


Sachverständiger: siehe Finanzsachverstündiger 
siehe Flottensachverständiger 
siehe Rechtssachverständiger 
siehe Völkerbund, Sachverständiger d.Rets, 


Sahm,Prüsident des Senats der Freien Stadt Danzig: 16, 18, 
23, 26, 35, 37, 38, 4l-43, 46, 47, 51-54, 56-58, 61, 
62. 64, 65, 68-70, 73, 125-127, 155, 138, 139, 144 
146, 147, jrı, 174, 176, ı77, 179. i9o, iga, ios, ice, 
200, 208, 209, 211-214, 216-218, 227, 232, $33, 235, 
242, 244, 245, 246, 253, 


Schiedsgericht für den Durchgangsverkehr: 192. 
Schriftstücke Veröffentlichung: siebe Veröffentlichung... 


Schutz Danzigs durch den Völkerbund: 2, 16, 19, 20, 22, 

FIT E aa 37 AU Baus. T, 790106 
1056, 166, 108-110, 112? 119, 126, 155, 
141, 198, 211. 


Schutz der Danziger Staatsangehörigen im Ausland:87, 86, 
97.,- 98, 99, 201, 104. 


Schutz der verfassungsmässigen Stellung der Polen in 
Danzig: 43, 


Seepolizei: 120, 


Seering: 58. 


Senat der Freien Stadt Danzig: 19, 27-30, 36, 38, 42, 98, 
105, 133, 136, 139, 140, 
442,168, 276, 11297 287, 
1895: 185, 108,12198,..7222; 
251, 235, siehe auch Dan- 
ziger Verfassung, Art.41/44, 
siehe auch Vertretung.... 


Senatoren; 
Amtsdauer: 28, 29, 43, 62, 135, 136, 141, 142, 
182, 183, 184, 186, 187-191, 234, 
235. 241, 242. 243. 
Stellung: 43, 50, 182, 190. 
Verantwortlichkeit: 136, 142, 182-188. 


Shanghai; 221. 


Simson,von: 150, 


Souveränität Danzigs: siehe Danzigs Souveränität, 
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Staatsanrehöripe: 
; Danz igor: R42 BTI Be T OS TIS 7281, 
polnische: 17, 87, 92, 161, 195, 251,252. 
Staatsangehöripkeitspesetz: siehe Erwerb und Verlust... 


Staatsgüter: siehe deutsche Staatsgüter,siehe rechtliche 
Stellung der polnischen Staatsgüter,.... 


Ständiger Beratender Ausschuss; siehe Ausschuss für Həə- 
res-,Flotten-und Luftfahrtfragen. 


Streitfülle: zwischen Danzig und Polen: siehe Beilegung 
zwischen Polen,Danzig u.d.Hafenausschuss: 30. 


Strutt, Oberst: 22, 148, 158, 161. siehe auch Hoher Kommissar. 
Tittori,Vertreter Italiens: 21. 
6,18, 77,1 78.,.80,788 "B3y ABS, LLC, 


1,’113) 114, 212, Siehe auch Hoher 
Kommissar, 


Tower ‚Sir Reginalä: 4 
T 


Übergabe der Gebiete von Memel und Danzig: siehe Abtretung. 


Übergabe der Maschinen, ,Munition,Waffen und des derkgeräts 
an Polen: 38, 39, 40, 123, 124, 


Übertragung des Eigentums der deutschen Staatsgüter en den 
Hafenausschuss: siehe Eigentumsübertragung. 


Übertritt der deutschen Beamten in den Dienst der Danzi- 
ger Regierung: siehe Beante,siehe auch ‚Abkommen. 


Üdernachung von Munition und Kriegsgfät: siehe Kurition 
und Kriegsgerät. 


Überwachung und Verwaltung der leichsel: 61, 65. 6°, 101, 
j 225, 226, 227, 228, 220, 230, 249, 850. 


Umschlag von Munition und kriegsgerät: siehe Kunition und 
Kriegsgerüt. 


Uriformtragen: 51, 52, 207, 210, 212. 
Unmittelbare Verhandlungen: 61, 65, 74, 228, 429. 


Unverletzlichkeit der polnischen Archive in Lanzig: 173, 
261. 


Vereinbarung dbetr.rechtliche Stellung der polnischen 
Staatsgüter etc.: siehe rechtliche Stellung.. 


Verfassung: siehe Danziger Verfassung. 
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Verkauf von Kriegsgerät: siehe Munition und Kriegsgerüt. 


Veröffentlichung der Danzig betreffenden Schriftstücke: 


3], 33, 128, 129, 130, 181. 


Vertrag von Paris vom 9,November 1920: 


allgemein: 10, 14 


Artikel 
Artikel 


Artikel 
Artikel 
Artikel 
Artikel 
Artikel 


Artikel 
Artikel 
Artikel 
Artikel 


Artikel 


Hntwurf: 


18, 32, 45, 61, 62, 69, 86, 108,” 

113, 121, iae,'144, 192, 197, 198, 199, 
204, 216, 225, 227, 233, 236, 240, 251, 
257° 259, 

2: 133, 255, 

6; 45, 46, 62, 106, 140, 148-146, 180, 181, 
101-195, 200, 201, 282-234. 

19; 106, 120, 121, 122, 

20: 65, 225, 227, 230, 249. 

25; 69, 248, 249, 

26: 106, 205, 226. 

28; 41, 50, 107, 109, 166, 202, 203, 205, 
207, 209, 213, 214, 289. 

35: 107, 260. 

34: '164, 217, 230. 

36: N 

39: 107, 175, 177, 178, 179, 192, 194, 195, 
197, 211, 237, 251, 252, 253, 2586. 

40: 107, 

14, 18, 20, 87-96, 106, 113. 


Inkraftreten: 121, 184, 
ohnung: 14, 197, 198. 


Unterzei 


von Versailles vol 28,Juni 1919: 
allgemein: 16-19, 22, 32, 46, AB, 51, 52, 71, 75- 
79,81, 86, 96, 97, 99. 101, 103, io7 
108, i09, 123; 125, 154, 136, 141, 144, 
i 145, 149, 159, 180, 195, 198, 215, 218, 
BR 226, 287) 240, 251. 
Artikel 10: 19. > 
Artikel 89: 95, 191. 
Artikel 98: 191. ` 
Artikel 100: 75, 77, 79, 86, 96, 100, 108. 
Artikel 102: 36, 75, 79, 96, 100, 11%. 
Artikel 103: 19, 30, 82, 75, 78, 79, ,80, 84, 85, 
| 96, 100, 102, io5,’ı107, 123, 144-147 
17, 178, 188, 192, 204, 235, 242,244. 
Artikel 104; 14, 16, 28, 50, 76° 80,86, Br, 94, 
97, 98, 100, 104, 105, 113, 133, 158 
140, 145, 146, 179, 180, 181, 225,226. 
Artikel 105; 97, 176, 882, 
Artikel 106: 156, 159, 252. | 
Artikel 107; 36, 39, 49, 97, 121, 128, 125, 171, 
194, 195, 18, 248. 
Artikel 108; 77, 96. 
Artikel 164: 37. 
Artikel 198: 246. 
Artikel 248: 193, 194, 195, 218. 
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Verteidipung Danzigs: 18-24, 33, 40, 41, 44, 47, 48, 56 
86, 105, 408-110 112 115, ıls-ılo, 
165, 201, 202, 205, 206, 213, 219, 
220. 


Vertelungsaussghuss: siehe Ausschuss für die Verteilung... 


Vertragsabschluss im Namen der Freien Stadt und des Ha- 
fenausschusses durch Polen: siehe Ab- 
schluss. 


Vertretung der Freien Stadt Danzig durch den Senat: 18, 
19, 27-31, 98, 104, 133, 140, siehe auch Se- 
nat,siehe auch Danziger Verfassung, Art.41,44. 


Verwaltung Danzigs: 4, 77, 80, 98, 103, 253. 


Verwaltungs-und Rechtsabteilung des Sekretariats des 
© Völkerbundes: 41, 177, 178, 192, 195, 196, 
200, 209, 210, 233, 236. | 


Viviani: 23, 


Völkerbund: 
~ Generalsekretär: 6, 8, 10, 21, 23, 30, 31, 38, 
| 46, 48,,59, 61, 62, 68, 69, 73, 78, 79, 
81. 83, 85, 86. 108, 1lo, ill, 114’ 122, 
125, 387, 128-131, iss, 142, 143, i46- 
148) 161-163, 171, 173, 175, 178, 180, 
192, 203, 214, 217, 224, 229, 234-236, 
238, 240, 245,246, 249, 250, 256, 259,263. 
Sachverständiger: 70, 196, 201, 221, 256, 259. _ 
Satzung,Art.4: 33, 131. 
Art.8: 36, 126. 
Art.10: 100, 
Art.15: 110, 115, 116, 
Verantwörtliohkeit: 22, 
Zuständigkeit: 38, 40, 44, 


Völkerbundskomrissar: siehe Hoher Kommissar. 
Völkerbundsmaohtnittel: siehe militärische Machtmittel. 
Volkmann; 58. 


Volkstag in Danzig: 43, 135, 136, 138, 139, 141, 142, 182, 
185-188, 190, 235, 242, 243. 


vorläufiger Hoher Kommissar: siehe Hoher Kommissar, 


vorläufige Vereinbarung betr.polnische Kriegsschiffe ip 
fən von Danzig: 63, 239. 


ahl der Volkstazsrnitgplieder: 6. 
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Wahlen in Danzig: siehe Danziger Wahlen, 


Nachmannschaften, polnische: siehe polnische Wach- und Be- 
gleitmeannschaften, 


Waffenherstellung in Danzig: siehe Herstellung... 


Weiohsel,Überwachung und Verwaltung: siehe Überwachung. 


Weiterleitung von Kriegsgerüt; siehe Munition und Kriegs- 
gerät, 

Wiener Kongress von 1815: 18. 

Wirtschaftslage Danzigs: 61, 816, 225, 244, 


Wirtschafts-und Finanzausschuss: 53, 58, 59, 73, 217, 221, 
a 5 22%, 283, $62,” 263, 


Zollgrenze zwischen Danzig und Polen; 61, 86, 89, 101,108, 
Zugang zum Meere: siehe Polens freier Zugang zum Meere, 
Zuständifkeit der Danziger Gerichte: siche Gerichte, Danziger, 
Zuständigkeit des Völkerbundes: siehe Völkerbund, 
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